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					Über dieses Buch
				

			
			 
			
					Sie kosten uns viele Milliarden: Finanzskandale beschäftigen uns immer häufiger. Wirecard, Cum-Ex, Steuertricks von Banken und Weltkonzernen – wie kein anderer kann Fabio De Masi erklären, wie Steuerbetrug, Geldwäsche, Bilanzskandale und andere Finanzverbrechen funktionieren. Und warum die Politik Gangstern in Nadelstreifen mitunter den roten Teppich ausrollt.

					In diesem Buch ergründet er Ursachen und Triebkräfte hinter den Skandalen und den geopolitischen Schlachten um die Kontrolle der weltweiten Finanzströme im Internet. Am Beispiel von Wirecard geht er zudem der Frage nach, welche Rolle Staats- und Geheimdienstinteressen dabei spielen. Und am Beispiel der Warburg-Bank beschreibt er eine unheilvolle Allianz von Banken und Politik sowie die Mühsal der Aufklärung bis hin zu den Erinnerungslücken eines Bundeskanzlers.

					Fabio De Masi gewährt Einblick hinter die Kulissen des deutschen und des Europäischen Parlaments und in seine eigene Motivation, im Kampf um soziale Gerechtigkeit politische Verantwortung zu übernehmen. Und er erklärt im Detail, was jetzt getan werden muss, um Wirtschaft und Demokratie vor Finanzkriminellen zu schützen.

					 

					«Im Wirecard-Skandal erwarb er sich mit fisseliger Detektivarbeit den Ruf des ‹Chefaufklärers›.»     Süddeutsche Zeitung
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					Fabio De Masi, Jahrgang 1980, ist ein deutsch-italienischer Politiker (BSW). Er war von 2014 bis 2017 Mitglied des Europäischen Parlaments und von 2017 bis 2021 Mitglied des Deutschen Bundestages. Zwischen 2017 und 2021 war er stellvertretender Vorsitzender der Fraktion Die Linke im Bundestag. De Masi studierte Volkswirtschaftslehre an der Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik und erwarb einen Master in Internationalen Beziehungen an der Universität Kapstadt sowie einen Master in Internationaler Volkswirtschaftslehre an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin. Bundesweit bekannt wurde er als Obmann der Linken im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss zur Wirecard-Affäre.
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					TEIL I Warum wir Wirtschaft lernen müssen

				
					«It’s the economy, stupid!»

					Wahlkampf-Slogan von Bill Clinton, ehemaliger US-Präsident

				

					
						Der Preis der Ungleichheit

						Wie ich lernte, für Gerechtigkeit zu kämpfen

					
					Mein Leben begann vielversprechend. Ich verbrachte mein erstes Lebensjahr südlich von Frankfurt auf Schloss Wolfsgarten bei einer Prinzessin. Meine deutsche Großmutter, Mitglied der CDU, leitete dort den Kindergarten des Deutschen Roten Kreuzes. Mein italienischer Vater, der sich damals in der Kommunistischen Partei Italiens engagierte, und meine deutsche Mutter, eine Volkshochschullehrerin, zogen mit meinem älteren Bruder und mir vorübergehend in das Schloss.

					Es war eine feine Ironie der Geschichte: In den Parkanlagen des Schlosses hatten sich einst Verwandte des letzten russischen Zaren vergnügt. Nikolaus II. hatte 1894 die Schwester des Großherzogs Ernst Ludwig von Hessen geheiratet, Alix von Hessen-Darmstadt. Im Jahr 1917 wurde das Zaren-Regime im hunger- und kriegsmüden Russland von der Februarrevolution hinweggefegt, im Oktober ergriffen schließlich Lenins Kommunisten mit dem Sturm auf das Winterpalais die Macht. 

					Die Tochter eines britischen Diplomaten, Margaret Campbell Geddes, heiratete eine Generation später wiederum Ludwig von Hessen-Darmstadt, den Sohn des hessischen Großherzogs, und wurde so zur Prinzessin von Hessen und bei Rhein. Das Ehepaar freundete sich mit der britischen Queen Elizabeth II. an. Und meine deutsche Großmutter wiederum freundete sich mit der Prinzessin an. So kam es, dass die Prinzessin ausgerechnet einem italienischen Kommunisten mit seiner Sippschaft Unterschlupf gewährte und mir mit Begeisterung die Windeln wechselte. Aber der aristokratische Lebensstil war mir nicht vergönnt. Von Schloss Wolfsgarten bei Langen ging es schon bald in eine beengte Bleibe in einem Viertel grauer Häuserblocks nahe einer US-Militärkaserne im südhessischen Darmstadt. 

					
						
							Italienische Sommer

						
						Um wie viel schöner waren da die langen Sommer in Sanza, dem süditalienischen Dorf unweit des Golfs von Salerno, in denen ich, «il tedesco», der Deutsche, wie mich die anderen Kinder liebevoll aufzogen, Zeit mit meiner italienischen Großfamilie verbrachte. (Es reichte in diesem Dorf bereits, fünf Tage im Urlaub in den USA gewesen zu sein, und man war «l’americano», oder eine Vorlesung in der Universität besucht zu haben, und man war «il dottore».) 

						Wir spielten von morgens bis abends mit Coladosen oder einem der orangen Strandbälle, die unsere Eltern uns am Meer kauften, und holten uns bei den Dorfältesten, die auf Baststühlen in der Sonne saßen und uns mit ihren ledrigen Händen in die Wangen kniffen, ein Bonbon ab. Wir machten einen Höllenlärm, wenn wir in Horden, mit Stöcken gegen rivalisierende Kindergangs bewaffnet, durch die engen Gassen in das Tal des Runddorfes stürmten, um bei einer Tante oder Nachbarin zu essen, die, ohne zu klagen, einer ganzen Fußballmannschaft von Kindern Pasta zubereitete.

						Früher roch es in den dunklen Gassen nach Kamin, Feuerholz, Essen und Espresso. Und es waren immer viele Menschen im Haus meiner Großeltern, die sich zwischendurch mit ihren staubigen und schwieligen Pranken mit dramatischer Geste von Kinderhänden im Armdrücken besiegen ließen. Oft waren es Arbeiter aus dem Ort, die meinen Vater, der für die Gewerkschaft arbeitete, um Hilfe baten, um ihre Rentenansprüche in Deutschland zu klären, wenn sie nach einigen Jahren auf dem Bau oder in der Automobilindustrie nach Hause zurückgekehrt waren.

						Die Stimmen sind aus der Via Achille, wo das jahrhundertealte Steinhaus meiner Großeltern steht, verschwunden. Denn die Alten leben nicht mehr. Aber für mich sind es die Erinnerungen meiner Kindheit. 

						Mein Großvater, der Mann aus dem Süden, hatte meine Großmutter aus dem Norden in den Bergen des Piemont im Widerstand gegen die Faschisten kennengelernt. Er war dort Kommandeur einer lokalen Partisaneneinheit. In seinen ausgebeulten, erdigen Cordhosen fuhr er als Rentner täglich, eine Menthol-Zigarette im Mundwinkel, mit dem alten Fiat auf seine kleine Parzelle Land. So fiel ihm zu Hause die Decke nicht auf den Kopf, und er brachte Essen auf den Tisch. 

						Oft nahm er mich mit. Wir sprachen nicht viel, denn Nonno Franco war ein schweigsamer Mann. Wenn er eine Pause machte, was selten vorkam, schnitzte er mir eine Figur aus einer Kastanie. Nonno hatte einen strengen Schnurrbart und wettergegerbte Haut. Aber wenn mein Bruder und ich später vom Familienbesuch zurück nach Deutschland aufbrachen, rollten Tränen über seine Wangen. 

						Oft, wenn ich auf Nonnos Schoß vor dem Kamin saß, spürte ich seinen rasselnden Husten. Es ist schwer zu sagen, woher er rührte: von den Menthol-Zigaretten oder den vielen Nächten in nassen Erdlöchern während des Krieges. Ungerührt griff Nonno mit seinen ledrigen Händen in seinen Bienenstock. Nur wenn er die Kaninchen schlachten sollte, waren seine Augen immer gerötet, und er verkroch sich. Dann fluchte meine Großmutter und schritt resolut selbst zur Tat. Ich begriff erst Jahre später, dass es nicht nur die Verbundenheit mit seinen Tieren war, die ihm das Schlachten schwer machte. Es waren die Erinnerungen an den Krieg.

						Meine Großmutter Virginia gab den Partisanen einst Stofftücher, die sie sich in den Mund steckten, um nicht zu husten und sich zu verraten, wenn die Wehrmacht oder die italienischen Faschisten die Hügel durchkämmten. Sie trällerte ein Lied, wenn die Luft rein war, und schmuggelte Botschaften in der Salami. Mein Großvater hatte ihr das Schießen beigebracht, damit sie sich schützen konnte, sollte sie erwischt werden.

						Später zog sie mit ihm in den armen Süden. Sie war dort eine Außenseiterin, weil sie den neapolitanischen Dialekt nicht verstand, Fahrrad fuhr, um meinem Großvater Essen in den Wald zu bringen, und zuweilen Hosen trug. Der Süden war damals bitterarm, die Mehrheit der Menschen waren braccianti, Kleinbauern und Landarbeiter, die häufig für Großgrundbesitzer schufteten. Eine nennenswerte Industrie gab es nur im Norden. 

						Nonno Franco und mein deutscher Großvater, sie hätten sich im Krieg gegenüberstehen und töten können. Aber eines weiß ich sicher: Mein Nonno, dessen Sohn später eine Deutsche heiraten sollte, wäre unfassbar stolz darauf, dass sein Enkel einst dem Deutschen Bundestag und dem Europäischen Parlament angehören sollte. 

					
					
						
							Von Landarbeit zu bescheidenem Wohlstand – eine Familiengeschichte

						
						Meine italienischen Großeltern waren einfache Leute. Sie hatten nur wenige Jahre die Schule besucht. Meine Urgroßmutter, Jahrgang 1898, die Mutter meines Großvaters, vor der ich mich als Junge etwas fürchtete, weil sie immer dunkle Witwen-Gewänder trug und nur noch einen Zahn im Mund hatte, wohnte im Schlafzimmer meiner Großeltern. Sie war als Tochter italienischer Auswanderer, die versuchten, dem Hunger zu entkommen, in Brooklyn zur Welt gekommen, aber als junges Mädchen nach Italien zurückgekehrt. Unter dem Dach meiner Großeltern wohnte eine ganze Epoche Italiens. Meine Urgroßmutter verkörperte die ärmlichen Verhältnisse der Landarbeiter ohne Schulbildung. Mein Vater war der Erste, der studierte und in den 1970er Jahren mit einer Citroën-Ente eine Urlaubsreise vom südlichen Zipfel Europas bis nach Norwegen unternahm, um den Sehnsuchtsort junger italienischer Männer seiner Generation zu erreichen. 

						Meine Urgroßmutter war Analphabetin. Dies führte bisweilen zu lustigen Episoden: Die Kinder aus dem Waisenheim der Kirche schrieben zu christlichen Feiertagen Postkarten an die Dorfältesten und meine Urgroßmutter spendete immer einen Teil ihrer kümmerlichen Rente an das Waisenhaus. Da meine Urgroßmutter nicht lesen konnte, war es an uns, Nonna Teresa die Karte vorzulesen. Teresa wusste jedoch in etwa, wie die Buchstaben ihres Namens aussahen. Ihr ursprünglicher Mädchenname lautete Cozza. Eines Tages betrachtete sie die Karte sehr lange und forderte ein Familienmitglied auf, ihr vorzulesen, was dort stehe. Irgendetwas stimme da nicht. Tatsächlich hatte ein Kind – ob unbeabsichtigt oder aus Spaß – aus ihrem Mädchennamen ein «Cazzo» gemacht, ein verbreitetes Schimpfwort in Italien. Mein Vater amüsierte sich sichtlich und enthielt ihr dieses Detail natürlich nicht vor. Meine Urgroßmutter boykottierte fortan die heilige Messe, bis ein Komitee der Kinder mit dem Priester vorstellig wurde, um sich zu entschuldigen. 

						Als wir Teresa einmal zur Wahlkabine begleiteten, hatte sie schon wieder vergessen, wie das Logo der kommunistischen Neugründung Italiens aussah. Man kam da nicht mehr hinterher bei den ganzen Spaltungen der Linken. Fluchend rief sie in ihrem bäuerlichen Dialekt meinem Vater aus der Wahlkabine zu, wohin sie jetzt nochmal das verdammte Kreuz setzen solle. Waren es Hammer und Sichel oder dieser Olivenbaum? Ich sah meinen Vater unter den strengen Blicken der Gemeindemitarbeiter in ihre Wahlkabine huschen, um zu verhindern, dass Nonna ihr Kreuz noch bei den Faschisten machte.

					
					
						
							Vom Kloputzer zum Volksvertreter?

						
						Die Nachmittage in der Bar zwischen Billard, Flipper und den schönen Mädchen aus dem Dorf, die mit den älteren Jungs auf der Vespa den Dorfplatz umrundeten, die Sommer am Strand bei meiner Tante, die in der malerischen Bucht von Santa Maria di Castellabate lebt, wo der bekannte italienische Film Benvenuti al Sud (Willkommen im Süden) gedreht wurde, all dies verleitete meinen Bruder und mich gelegentlich zur Bemerkung, dass wir eben nach Italien zu unserem Vater gehen würden, wenn wir mit unserer Mutter nicht einverstanden waren. Denn sie schickte uns nach unserer Überzeugung viel zu früh ins Bett, während bei meinem Vater öfters die Devise herrschte, dass ein Kind von allein einschläft, wenn nur genug Erwachsene im Raum Karten spielten, rauchten und über Fußball oder Politik diskutierten. 

						Mein Vater und meine Mutter hatten sich getrennt, und er kehrte nach Italien zurück, noch bevor ich eingeschult wurde. Denn obwohl er der Erste aus meiner italienischen Familie war, der studiert hatte, hatte er in Deutschland lediglich eine Stelle als Lagerarbeiter bekommen. Das nagte an seinem Selbstwertgefühl. Die langen Sommer in Italien konnten nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Verhältnisse für die Jungen trostlos waren. Meine Mutter wollte uns daher in Deutschland zur Schule schicken. 

						In einer meiner frühesten Kindheitserinnerungen steht mein älterer Bruder mit mir verängstigt auf der Türschwelle unseres Kinderzimmers, weil meine Mutter nach der Trennung von meinem Vater weinend auf dem Bett liegt und nicht mehr weiß, wie sie die Rechnungen bezahlen soll. Sie hält sich als Italienischlehrerin und als Reinigungskraft über Wasser. 

						Diese Erinnerung hat mich nie wieder losgelassen. Die eigene Mutter, so verängstigt und hilflos zu sehen, hat mein Leben geprägt. Die Angst vor dem Abstieg und ein Gefühl der Unsicherheit haben mich bis in das Erwachsenenalter begleitet, obwohl ich als Abgeordneter zu den statistischen Spitzenverdienern im Land gehörte. 

						Wir lebten also mit unserer Mutter in Deutschland. Ich vermisste zwar meinen Vater, aber es gab auch schöne und unbeschwerte Momente: wenn zum Beispiel meine Mutter in der viel zu engen Wohnung mit uns an verregneten Tagen Verstecken spielte und wir sie immer sofort fanden, weil die einzigen Orte zum Verstecken in der engen Wohnung unter dem Bett oder in der Badewanne waren. 

						Soziale Ängste essen die Seele auf, beeinflussen das Selbstvertrauen. Ich habe Jahre gebraucht, um Vertrauen in meine Fähigkeiten zu setzen. Es war nicht vorgesehen, dass ich, der schüchterne Junge in den getragenen Pullovern meines älteren Bruders mit der dicken Brille, der nie auffallen wollte, eines Tages am Rednerpult des Bundestages stehen würde. Die Süddeutsche Zeitung titelte 2017 über mich unter Bezug auf einen zeitweisen Job als Reinigungskraft in einem Berliner Club: «Vom Kloputzer zum Volksvertreter!» Das war eine Übertreibung. 

						Oft habe ich jedoch an meine Mutter gedacht, die nicht einmal eine Briefmarke falsch abgerechnet hätte, wenn ich als Abgeordneter millionenschwere Wirtschaftskriminelle verhörte wie den ehemaligen Vorstandsvorsitzenden (CEO) von Wirecard, Markus Braun. Ich habe die Verachtung in den Blicken der kriminellen Manager gespürt, für die wahrscheinlich selbst ein Bundestagsabgeordneter ohne Nebeneinkünfte ein Geringverdiener war. Die Last des Lebens hat meiner Mutter häufig die Kraft geraubt und bei mir – bis heute – eine Sprachlosigkeit ihr gegenüber erzeugt, weil ich ihren ständigen Sorgen entfliehen wollte. Aber niemals würde ich mich vor den Gangstern im Nadelstreifen bücken.

						Mit siebzehn zog ich von zu Hause aus und musste neben der Schule Geld verdienen sowie einen Kredit bei meiner Tante aufnehmen, um mein Leben zu finanzieren. Mein Schulbesuch litt zuweilen unter der Spätschicht in einer Bar, meinem politischen Engagement in der Schülervertretung und unter meiner neuen Freiheit, die ich unter anderem im Proberaum meiner damaligen Band auslebte. 

						Ich wurde nicht zur Abiturprüfung zugelassen. Eine Lehrerin hatte mir in einem Wahlfach wegen mangelnder Anwesenheit nicht die nötige Punktzahl erteilt. Meine großspurige Ankündigung, das in der schriftlichen Klausur wieder herauszuholen, half nicht weiter. Sie nahm mich im Unterricht nicht mehr dran und bewertete meine Klausuren maximal schlecht. Ich wurde zwar nachträglich zur Abiturprüfung zugelassen, aber da hatte ich bereits einen Weg gefunden, über den verlängerten Zivildienst im Krankenhaus das Fachabitur zu erhalten. 

						Zunächst brach jedoch eine Welt für mich zusammen. Da war sie wieder, diese Existenzangst. Was würde ich nur ohne Abitur machen und wie würde ich meiner Tante die Schulden zurückzahlen? Diese kurze Lebenskrise rüttelte mich wach. Ich wollte die Kurve kriegen. Im Krankenhaus musste ich oft nach einer Spätschicht um fünf Uhr in der Frühe aufstehen, um pünktlich zur nächsten Schicht zu erscheinen. Dies gab mir eine Struktur. Und Menschen zu helfen, die etwa ein Bein verloren hatten, verdeutlichte mir, dass es wahrlich schlimmere Schicksale als eine getrübte Schullaufbahn gab. 

						In Hamburg konnte man auch über das Fachabitur an der Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik studieren. Nach Hamburg wollte ich ohnehin. Es war die Zeit der New Economy, in der das Internet die Wirtschaft veränderte und über die Folgen der «Globalisierung» gestritten wurde. Statt in dem ursprünglich einmal ersehnten Film-Studium Straßen abzusperren, Verfolgungsjagden zu inszenieren und Drehbücher zu verfassen, beugte ich mich fortan über mathematische Ableitungen. Ich war es satt, die wohlfeilen Sprüche zu hören, dass «Linke» ja nur das Geld verteilen wollten, aber nicht verstünden, wie die Wirtschaft funktioniere.

						Dabei waren es Menschen wie meine Mutter, die sich jeden Tag für wenig Geld zur Arbeit schleppten. Mein dringendster Wunsch war damals, meinen Verhältnissen zu entkommen und sie gleichzeitig zu verändern. 

					
					
						
							Was Südafrika mich über Ungleichheit lehrte

						
						Hamburg wurde für mich das Tor zur Welt. Von dort brach ich mit Anfang zwanzig mit einem Stipendium und einem Bildungskredit das erste Mal an das andere Ende der Welt auf, um ein Auslandsjahr in Südafrika zu verbringen. In einem der Länder mit der höchsten Ungleichheit der Welt. 

						Die ersten Zeilen dieses Buches verfasste ich in der sommerlichen Hitze Kapstadts. Gibt man in der Bildersuche von Google «Kapstadt» ein, landet man bei Postkartenmotiven der Metropole am Atlantischen Ozean, die zu den schönsten Städten der Welt zählt. Man erblickt den Tafelberg, eines der Weltwunder, und seine Wolkendecke, die das Bergmassiv an vielen Tagen wie Zuckerguss bedeckt. Kapstadt ist mir, seit ich das erste Mal einen Fuß auf afrikanischen Boden setzte, eine zweite Heimat geworden. 

						In Kapstadt blickte ich jedoch auch das erste Mal in den Lauf einer Waffe und dachte, dass ich sterben würde. Ich war jetzt dreiundzwanzig und hatte mich auf das Abenteuer weit weg von zu Hause gefreut. Getrennt durch das Eisentor vor unserem Wohnhaus war ich einem Mann zu Hilfe geeilt, der auf der Straße in Mowbray, einem Vorort von Kapstadt unweit der Universität, ausgeraubt wurde und den ich für einen blinden Nachbarn hielt. Ich wollte mich wenigstens bemerkbar machen. Wenige Augenblicke später richtete der Angreifer durch die Gitterstäbe eine Waffe auf mich. Der Mann beschimpfte mich, und ich rechnete damit, dass er abdrücken würde. Doch der Angreifer wandte sich fluchend ab und floh. Das Opfer nahm zu meiner Überraschung die Verfolgung auf. 

						Mein blinder Nachbar, ein junger schwarzer Mann mit Dreadlocks, den ich nur flüchtig kannte, weil er jeden Morgen mit seinem Blindenstock die vielen Treppen zur Universität erklomm, konnte definitiv nicht so schnell laufen. Ich hatte ihn verwechselt, da der Angegriffene mir während des Tumults den Rücken zugewandt hatte. Einige Zeit später klingelte es an der Tür. Vor mir stand ein hochgewachsener Mann mit Dreadlocks, der einen eng geschnittenen Anzug und eine goldumrandete Sonnenbrille trug. Er erzählte mir, dass er von der Sonntagsmesse in der Kirche am Ende unserer Straße kam, als der Angreifer versuchte, ihm das Handy zu entreißen. Er wolle sich bedanken. 

						In den Tagen nach diesem Vorfall änderte sich das Verhalten der Kleinkriminellen und Straßenkinder, die in unserer Straße immer diverse Geschäfte abwickelten. Eines Tages fragte ich den Straßenjungen, der an einem Tag auf einem Rollschuh, am nächsten Tag mit einem Vampirumhang und am übernächsten Tag mit einem Transistorradio an unserem Tor vorbeifuhr, warum seine Gang mich in letzter Zeit immer so überschwänglich grüßte. Er antwortete mir: «Weil du unserem Boss geholfen hast, Bruder!» Schnell lernte ich, dass Südafrika ein Land voller Widersprüche ist. War ich einem lokalen Drogenboss zu Hilfe geeilt? Das Haus, in dem ich als Student wohnte, wäre nun zumindest vor Einbrüchen sicher.

						Hinter der touristischen Fassade des Tafelbergs lauert das Elend – in einem Land mit einer der größten Ungleichheiten in der Welt. Bereits bei der Fahrt vom Flughafen in die City erblickt man das Meer von Wellblechhütten vor den Toren der Stadt. In den Townships, in die die schwarze und farbige Bevölkerungsmehrheit gemäß den Einteilungen der Rassengesetze gepfercht worden war, gibt es für viele Menschen keine eigene Toilette. Die hygienischen Zustände machen die Menschen krank. Die Lebenserwartung ist gering. Nur 16 Prozent der Südafrikaner haben eine Krankenversicherung. In der weißen Bevölkerung sind es 77 Prozent, in der schwarzen Bevölkerung 9 Prozent. Bei einem Unfall kommt man mit einem schlechten Versicherungstarif nicht in das nächstgelegene Krankenhaus, sondern in die Notaufnahme einer öffentlichen Klinik. 

						Jeden Morgen zwängen sich Bewohner der Townships in überfüllten Kleinbussen in die Stadt, um sich als Reinigungskraft in den Häusern der Mittelschicht, bei Sicherheitsdiensten oder als Bauarbeiter zu verdingen und abends wieder von der Stadt ausgespuckt zu werden. 

						Viele ehemalige Freiheitskämpfer, die im Busch ihr militärisches Training gegen das Apartheid-Regime erhielten, finanziert von der damaligen Sowjetunion, die alsbald zusammenbrechen sollte, kehrten nach dem Ende der Rassentrennung ohne Jobs oder formelle Schulbildung zurück. Während einige gut vernetzte Persönlichkeiten aus den Reihen des African National Congress (ANC) nach dem Ende des Kalten Krieges ihren Frieden mit dem Kapitalismus machten und reich wurden, zum Beispiel, weil ehemalige Gewerkschaftsführer wie der aktuelle Präsident Cyril Ramaphosa große Aktienpakete von Minenunternehmen erhielten, blieb vielen jungen Männern nur die Waffe. 

						Während der Zeitungslektüre in Südafrika wird mir der Preis der Ungleichheit bewusst. In Südafrika ereigneten sich 2024 über 26000 Morde. In Deutschland sind es jährlich um die 220. Das sind 0,9 Morde auf 100000 Einwohner, in den USA sind es über fünf Morde und in Südafrika über vierzig Morde.[1] Damit wird Südafrika nur knapp von Jamaika und Ecuador übertroffen.[2] 

						Laut dem südafrikanischen Daily Maverick ereigneten sich 2024 alleine 4467 Morde in der Provinz Westkap (etwa sieben Millionen Einwohner, davon fast fünf Millionen in der Metropol-Region Kapstadt). In der Kapstädter Township Mfuleni (isiXhosa für «Fluss») gab es in einem Quartal allein 85 Morde.[3] Dort lebten 2011 «nur» 50000 Menschen, die Hälfte davon ohne Arbeit.[4] Die Township Mfuleni, mit der Einwohnerzahl, die wahrscheinlich einer kleineren Großstadt entspricht, verzeichnet damit auf ihren 13 Quadratkilometern auf das Jahr gerechnet mehr Morde als Deutschland mit seinen 83 Millionen Einwohnern auf einer Fläche von 357588 Quadratkilometern. 

					
					
						
							Wie soziales Elend uns verroht

						
						Der Preis der extremen Ungleichheit ist die Verrohung und Vernichtung der Menschlichkeit. Wir forschen an Künstlicher Intelligenz und wollen Menschen zum Mars schicken, schaffen aber finsterste Orte auf der Erde. Sie sind die Realität für einen erheblichen Teil der Menschheit auf der Südhalbkugel. Noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts, als meine Urgroßmutter geboren wurde, starben auch in Deutschland Arbeiter wie die Fliegen und lebten eingepfercht in Mietskasernen ohne angemessene Schulbildung, Gesundheitsversorgung, Hygiene und das allgemeine Wahlrecht. In Europa herrschte revolutionäre Stimmung. Wer daher heute den Sozialstaat verachtet und die Errungenschaften der Gewerkschaften gering schätzt, muss beantworten, ob er oder sie sich die (recht kurze) Zeitreise zurück in diese unhaltbaren Zustände wünscht.

						Etwa 40 Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung in Südafrika sind ohne feste Arbeit, und nach dem Befreiungskampf und dem Kollaps der Sowjetunion wurde das Land mit Waffen geflutet. Gewalt, Banden-Kriminalität, Drogen und Alkohol haben viele Familien und Gemeinschaften in den Townships zerstört. Hier wurden Menschen bereits zu Tode gesteinigt oder bei lebendigem Leib verbrannt, weil sie ein Handy oder ein Stück Brot stahlen und weil niemand mehr der Polizei vertraut. Betäubten sich viele Menschen vor einigen Jahren noch mit Alkohol und Klebstoff, ist nun «Tik» (Crystal Meth) die Droge, mit der sich etwa Straßenkinder mit Hilfe eines Strohhalms und einer Glühbirne euphorische Momente verschaffen, um der brutalen Realität für eine Weile zu entfliehen. Tik ist billig in der Herstellung, macht sofort abhängig und wird häufig vor Raubzügen als Aufputschmittel genutzt.

						Ich habe mich als junger Mann oft in den Townships von Khayelitscha («Neue Heimat») und Gugulethu («Unser Stolz») bewegt, weil ein guter Freund von mir in Khayelitscha lebte und sein Onkel aus Gugulethu meinen alten Mercedes reparierte. Ich musste ihn nicht bezahlen, sondern eine Flasche Jack Daniel’s mitbringen und bleiben und mit ihm trinken. Mein Freund und ich spielten im Labyrinth der Wellblechhütten Billard, hörten Jazz, die damals populäre Kwaito-Musik und Peter Tosh aus wummernden Boxen, bevor es bei Sonnenuntergang zu gefährlich für einen «umlungu» wurde (so werden in der Sprache Nelson Mandelas, in isiXhosa, weiße Menschen bezeichnet). 

						Aber nichts an dieser Geschichte ist romantisch: Meinen Freund lernte ich an der Universität Kapstadt kennen, deren viktorianische Säulenhallen 1829 auf den treppenförmigen Tableaus des Devil’s Peak errichtet wurden. Er, der Politik studierte und in den seine Mutter viele Hoffnungen setzte, hat die Township nicht verlassen. Heute arbeitet er als Cold-Case-Ermittler bei der Polizei und kann seinen Arm seit einer Stichverletzung, die ihm in einem Streit zugefügt wurde, nur noch eingeschränkt bewegen. Früher boxte er und gehörte zu den besten Judoka der Provinz Westkap, heute ist er vom Alkohol gezeichnet. Wir haben nur noch selten Kontakt, weil er nur selten nüchtern ist.

						Der Zusammenbruch des einstigen Ostblocks und die Avancen der USA erklären, weshalb der einst sozialistische ANC nach den ersten freien Wahlen 1994 fortan auf «schwarzen Kapitalismus» setzte – anders etwa, als einige ehemalige asiatische Entwicklungsländer, die ihre heimischen Industrien hinter dem Schutz von Zöllen und mit Krediten ihrer Banken entwickelten, bevor sie sich kontrolliert dem Weltmarkt öffneten. Diese Länder wurden jedoch nicht selten mit harter Hand geführt, weil man befürchtete, dass mit der Demokratie auch Parteienstreit, ethnische Konflikte und wirtschaftliche Interessen ausländischer Mächte und Unternehmen dominieren würden, die sich Politiker und Parteien kaufen würden.

						Der ANC hatte zwar 1994 noch das sogenannte Reconstruction and Development Programme (RDP) verabschiedet, das eine Politik zur Entwicklung des Landes vorsah. Dies umfasste etwa große staatliche Investitionen und Beschäftigungsprogramme, die dem Heer an Arbeitslosen ohne Ausbildung zumindest Einkommen verschaffen und die Infrastruktur in den Townships verbessern sollten. Doch dreißig Jahre später ist davon wenig zu spüren. Der ANC begnügte sich vielmehr mit Black Economic Empowerment für wenige, gut vernetzte Eliten. 

						Das Land wurde seither durch Korruption und Selbstbereicherung an öffentlichen Aufträgen zerfressen. Denn wenn der Kuchen nicht groß genug ist, versucht jeder das Stück für den eigenen Teller zu vergrößern, auch durch Diebstahl. 

					
					
						
							Deutschland – ein gespaltenes Land?

						
						Ich werde oft gefragt, warum ich Politiker wurde und mich zunächst bei der Partei Die Linke und später dem BSW engagierte[5]. Leider verstehen immer mehr Menschen unter links nicht den Einsatz für die gemeinsamen sozialen Interessen einer Mehrheit der Bevölkerung, sondern die Betonung von Unterschieden und sprachlichen Codes entlang sexueller Identität und anderer individueller Merkmale von Menschen. Das immer geringere Interesse von «Linken» am Maschinenraum des Kapitalismus hilft zu verstehen, warum es Linke der Rechten so einfach gemacht haben, sie als weltfremd und lebensfern vorzuführen. Dabei war es einmal die Arbeiterbewegung, die den Schmutz, den Schweiß und die Tränen der Straße und der Fabriken wie keine andere politische Kraft kannte.

						Ich denke, mein Engagement hat mit meiner eigenen Herkunft zu tun. Denn ich habe gesehen, wie Ungleichheit und eine Wirtschaftspolitik, die dem oberen Prozent dient, der Mehrheit Lebenschancen raubt. Sicher: Deutschland ist nicht Südafrika, und Menschen mit geringen Einkommen, wie meine Mutter, gab es schon immer. Doch es gab auch das Versprechen des Aufstieges, wie meine Familiengeschichte zeigt: meine Urgroßmutter eine Analphabetin aus dem armen Süden Italiens, ich ein Abgeordneter, der trotz alleinerziehender Mutter und fehlendem Abitur später mit einer zweiten Chance in Hamburg, Kapstadt und Berlin Wirtschaft studiert hat. Eine Politik, die zu viel Ungleichheit zulässt, vernichtet auch Talente und Fähigkeiten.

						Als ich Mitte der 1990er Jahre begann, mich politisch zu engagieren, gab es noch keinen etablierten Niedriglohnsektor in Deutschland und eine Industrie, um die uns das Ausland beneidete. Unsere Infrastruktur und die Deutsche Bahn waren noch nicht in jenem maroden Zustand, in dem sie heute sind. Die explodierenden Mieten waren noch kein soziales Megathema. Es gab in den Kommunen mehr Schwimmbäder und in den Schulen mehr Kinder, die schwimmen konnten. Die Corona-Krise hatte noch nicht die Bildungsungleichheit verschärft. Auch die spätere Welle völkerrechtswidriger und US-geführter Kriege und Regime-Change-Operationen im Nahen und Mittleren Osten, die in die Flüchtlingskrise mündeten, hatten sich noch nicht ereignet. Und ebenso wenig der illegale Einmarsch Russlands in die Ukraine. Dieser hatte nach Auffassung zahlreicher US-Sicherheitsexperten jedoch auch damit zu tun, dass sich die Atommacht Russland vom Heranrücken der NATO bedroht fühlte. Es gab bereits Debatten über Asylpolitik und Überforderung durch Migration, aber noch keine AfD, die vom reichsten Mann der Welt, Elon Musk, Unterstützung erhält. 

						Dass ich einmal ein «Finanzdetektiv» werden würde, der die Mächtigen in den Schwitzkasten nimmt, war zwar noch nicht absehbar. Aber dass es so kam, hat auch mit meiner Geschichte zu tun. 

					
				
					
						Moderne Zeiten

						Über die Macht der Finanzmärkte und wie Wirtschaftsmacht die Demokratie aushebelt 

					
					Einer meiner Lieblingsfilme ist Moderne Zeiten von Charlie Chaplin aus dem Jahr 1936. Chaplin spielt dort seine Paraderolle, den Tramp, einen Arbeiter, der während der Weltwirtschaftskrise in das Getriebe der Zahnräder einer Fabrik gerät. Moderne Zeiten symbolisiert, wie Maschinen zunehmend über den Menschen bestimmen.

					Bereits zu Beginn des Films sieht man eine Schafherde, in deren Mitte ein schwarzes Schaf läuft. Kurz darauf folgen Aufnahmen von Arbeitern, die aus dem Schacht einer U-Bahn-Station ausgespuckt werden. Die Arbeiter drängen in die Fabrik, darunter auch Tramp. 

					Der rasante Takt der Fließbänder verursacht motorische Störungen bei Tramp. Unter der Aufsicht des Chefs wollen Ingenieure eine Maschine testen, die Arbeiter automatisch füttern soll. Dadurch soll Pausenzeit eingespart werden. Tramp wird als Testperson ausgewählt, doch der Versuch scheitert. Durch das hohe Fertigungstempo gerät er nach einiger Zeit mit seinem Schraubenschlüssel zwischen die Zahnräder der Anlage.

					Für mich hat dieser Film eine Bedeutung, die heute aktueller denn je ist. Einerseits steht er für den Kampf des Menschen gegen die Fremdbestimmung der Arbeit im modernen Kapitalismus, der unserem Leben immer engere Takte setzt und uns erschöpft. Andererseits zeigt der Film die Notwendigkeit, dem Wirtschaftssystem in die Speichen zu greifen und die Kontrolle über die «Maschine» zu übernehmen, um die Wirtschaft an den Bedürfnissen einer Mehrheit auszurichten. Viele Linke haben diese Lektion vergessen und kümmern sich lieber um Zeitgeist-Themen als um die Maschine unserer Wirtschaft.

					Die Notwendigkeit, die Wirtschaft zu verstehen, ist im Internet- und Datenkapitalismus immer drängender geworden, denn auch Wirtschaftsmacht hat mit der digitalen Plattform-Ökonomie[6] zugenommen: Die Big-Tech-Konzerne des Datenkapitalismus sind mächtiger, als es Auto-Konzerne oder Öl-Tycoons jemals waren. Nach der Corona-Pandemie übertraf der Anteil der fünf größten börsennotierten US-Tech-Unternehmen (Apple, Amazon, Alphabet, Microsoft und Meta) am Gesamtwert des US-Aktienmarktes jede einzelne Branche seit dem Zweiten Weltkrieg. Und die Online-Videoplattform YouTube behauptete 2023, dass die Aktivitäten der «creators», die auf YouTube Videos veröffentlichen und für den Konzern nicht selten gratis Daten und Inhalte produzieren, Hunderttausenden Vollzeit-Jobs entsprechen würden. Das ist ein Vielfaches der Arbeitsplätze des US- Autobauers General Motors.

					Solche Schätzungen mögen übertrieben sein, aber der Wandel des digitalen Kapitalismus ist eine Realität. Auch wenn die große Mehrheit der Menschen in Ländern wie Deutschland nicht mehr im Blaumann in die Fabriken strömt: Weiterhin sind wir wie die Hamster im Rad. Die Mehrheit der Menschen produziert zwar täglich die Werte, die unseren Wohlstand schaffen, verfügt aber nur über eine geringe Entscheidungsgewalt in der Wirtschafts- und Arbeitswelt. 

					Der Datenkapitalismus hat längst eine digitale Dystopie geschaffen, die dem rohen Fabrik-Kapitalismus von Chaplin in nichts nachsteht: Die einen können nie abschalten, weil sie ihr Büro im Handy immer mit nach Hause nehmen. Die stumpfen Arbeitsschritte der Lagerarbeiter von Amazon werden hingegen bereits von Google-Brillen gesteuert.[7] Halbleere Fahrzeuge mit konkurrierenden Lieferdiensten und schlecht entlohnten Arbeitsmigranten, die sich als Paketboten und Essenslieferanten durchschlagen, hetzen durch unsere Innenstädte, um uns die elektrische Zahnbürste innerhalb von 24 Stunden und das Thai Curry in den nächsten 30 Minuten zu liefern. Immer mehr Menschen haben immer weniger Zeit und Energie, um ihr Essen selbst zuzubereiten. 

					Die motorischen Fähigkeiten von Kindern verkümmern, sie verlernen durch Handys, zu lesen und sich auf eine Aufgabe länger zu konzentrieren. Unsere Kreativität, Interessen und Sicht auf die Welt werden zunehmend durch die Algorithmen von Internet-Konzernen gesteuert. Wir sind ständig vernetzt und kommunizieren, aber die Einsamkeit nimmt zu und immer mehr Menschen in Großstädten leben in Single-Haushalten. Selbst die Liebe wird über Dating-Apps vermittelt, weil es immer weniger Kontinuität und stabile soziale Beziehungen in unserem Leben gibt. 

					
						
							Ende der Arbeit? Von wegen!

						
						Der Film Moderne Zeiten symbolisiert für mich daher auch die politischen Ideen der einstigen Arbeiterbewegung von demokratischer Steuerung der Wirtschaft. Denn wir lösen unsere Probleme nicht, wenn wir versuchen, als Individuum aus dem Kapitalismus auszusteigen, Tomaten anbauen und uns der Lohnarbeit entziehen. In den Debatten um ein bedingungsloses Grundeinkommen, wie es die Mitglieder meiner früheren Partei Die Linke fordern, wird immer wieder ein «Ende der Arbeit» durch neue Technologien verkündet. Ich bin skeptisch. Noch nie gab es so viele Erwerbstätige und geleistete Arbeitsstunden in Deutschland wie 2024. Im Datenkapitalismus entstehen einerseits hoch bezahlte Dienstleistungsberufe für IT-Spezialisten, andererseits aber auch viele schlecht bezahlte «McJobs». Es ist zwar richtig, dass Künstliche Intelligenz und maschinelles Lernen das Potenzial haben, zahlreiche Jobs zu ersetzen. Doch die Arbeit geht uns deswegen nicht grundsätzlich aus. Neue Technologien schaffen immer auch neue Probleme. Wir leben zum Beispiel durch die Errungenschaften der Medizin länger, verbringen aber auch mehr Lebenszeit in Krankheit und Pflege. Solange der Mensch als kreatives Wesen existiert und sein Hirn noch nicht vollständig an den Roboter abgegeben hat, wird er Dinge erschaffen. 

						Zudem wird es immer auch Arbeit brauchen, um ein Grundeinkommen zu finanzieren und damit Güter einzukaufen, die irgendwer herstellen muss. Wer sich also der Lohnarbeit entzieht, kann dies nur, weil andere für ihn arbeiten. In einem Sozialstaat ist dies vertretbar, wenn es um die Kranken und Schwachen geht oder jene, die zeitweise ihren Job verloren haben oder wegen technologischer Umbrüche neue Qualifikationen erwerben müssen. Damit verhindert man in Krisen auch einen tieferen wirtschaftlichen und sozialen Absturz. Aber Geld für alle, auch solche, die es nicht brauchen, heißt eben auch weniger für jene, die es wirklich brauchen. 

						Vorschläge wie ein bedingungsloses Grundeinkommen sind daher Scheinlösungen. Die Welt wird nicht gerechter, wenn alle einen pauschalen Geldbetrag erhalten und am Ende weniger für jene zur Verfügung steht, die krank oder ohne Arbeit sind. Und die Unternehmen werden versuchen, die Löhne noch tiefer zu drücken, wenn sie wissen, dass der Staat eh allen ein Grundeinkommen bezahlt. 

						Vor allem aber stiftet Arbeit auch Sinn und Gemeinschaft. Es ist kein Zufall, dass sich etwa die Kohlekumpel im Ruhrgebiet trotz der harten Arbeitsbedingungen unter Tage so stark mit ihrer Industrie identifizierten. Menschen sind soziale Wesen. Ihnen nur Geld zu überweisen und sie dann ihrem Schicksal zu überlassen, ist keine linke Idee, sondern eine «Sofa-Prämie», die jeden Anspruch auf soziale Fortschritte und die Verbesserung der Arbeitswelt sowie die demokratische Steuerung unserer Wirtschaft aufgibt. Doch ohne die Kämpfe darum hätten wir heute keinen Kündigungsschutz oder auch nur den Acht-Stunden-Arbeitstag.

						Auch die Debatten über Migration und Probleme bei der Integration von Flüchtlingen verdeutlichen den Stellenwert der Arbeit: Türken, Italiener oder Griechen strömten in der Nachkriegszeit auch als Ungelernte in Fabriken oder eröffneten Geschäfte. Natürlich gab es auch damals Konflikte zwischen Einheimischen und Zuwanderern. Doch Arbeit erleichterte soziale Kontakte, das Erlernen der deutschen Sprache, das Selbstwertgefühl und das Engagement in Parteien, Vereinen und Gewerkschaften. Wenn im Zuge der Flüchtlingskrise aber viele junge Männer ohne Perspektive und Beschäftigung in kurzer Zeit zu uns kommen, führt dies zwangsläufig zu Problemen, Enttäuschungen und Überforderung. Eine gerechte und vernünftige Politik, die Zusammenhalt stiftet, ist daher ohne Arbeit undenkbar.

					
					
						
							Der Sinn des Lebens

						
						Ein Mensch des 21. Jahrhunderts wird nicht klüger geboren als ein Mensch im Mittelalter. Ein moderner Mensch kann ein Auto fahren, ohne den Motor zu verstehen. Ein Mensch aus dem Mittelalter könnte dies auch. Doch der Mensch der Gegenwart steht auf den Schultern der Menschen vor ihm, die erst später in Arbeitsteilung Autos bauten. 

						Die Ökonomin und Innovationsforscherin Mariana Mazzucato betont, dass alle wichtigen Technologien des iPhone mit öffentlichen Mitteln entwickelt wurden: vom Internet über das GPS oder den Touchscreen.

						Es gibt jedoch keine Garantie, dass private Unternehmen, getrieben durch die Renditeziele anonymer Finanzinvestoren sowie durch den Wettbewerb und den Preismechanismus, unsere Ressourcen für die Lösung unserer Probleme oder das Gemeinwohl nutzen. Einem Finanzinvestor mit kurzfristigen Renditezielen ist es egal, ob der Profit aus Waffensystemen, Internet-Sucht oder Krebsmedikamenten stammt. Es geht daher darum, die Arbeit – ob zu Zeiten der Fließbänder oder der Künstlichen Intelligenz – in den Dienst einer Mehrheit zu stellen. Es geht darum, wie und was wir produzieren oder, anders gesagt, um Wirtschaftsdemokratie. Diese steht im Widerspruch zur Macht des Finanzmarktes. 

					
					
						
							Entfesselung der Finanzmärkte

						
						Geld und Kredit sind wie ein Zauberstab. Zahlen auf Computern können per Knopfdruck Maschinen und Menschen in Bewegung setzen, Erfindergeist wecken und unseren Wohlstand mehren oder in grenzenloser Gier die niedersten Instinkte des Menschen wecken. Die Finanzmärkte und das Geld von Anlegern können eine treibende Kraft bei der Finanzierung von großen Investitionen sein, die sich nicht mit dem Unternehmenskredit einer Hausbank stemmen lassen, oder ganze Volkswirtschaften unter Schutt und Asche begraben. 

						Nach dem Zweiten Weltkrieg war der Kapitalismus in den meisten Industrienationen zunächst stärker reguliert. Es gab nicht nur sehr hohe Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts (BIP), sondern auch höhere Steuern auf Unternehmensgewinne, Kapitaleinkünfte und Spitzeneinkommen, schärfere Kontrollen des Kapitalverkehrs und strengere Regulierungen von Banken. Staaten beseitigten erst schrittweise Schutzzölle, die Arbeitslosigkeit war gering und die Gewerkschaften waren stark. 

						Ab den 1970er Jahren jedoch wurden die Finanzmärkte zunehmend entfesselt: Die USA hatten aufgrund des Vietnam-Krieges die Staatsverschuldung und Handelsdefizite ausgeweitet und die Inflation nahm zu. Die Teuerung hatte mehrere Ursachen: Es kam zum Ölpreis-Schock im Zuge geopolitischer Konflikte mit den Erdöl produzierenden Ländern, die hohen Produktivitätszuwächse[8] durch die Fließbandproduktion und den großen Absatz von Autos, Kühlschränken oder Fernsehgeräten erschöpften sich, die Unternehmenskonzentration und die Markt- und Preismacht nahmen zu, und die hohen Rüstungsausgaben und die Entsendung von Soldaten beanspruchten knappe Ressourcen und Arbeitskräfte. Die Gewerkschaften versuchten daher, auf die steigenden Preise mit höheren Lohnforderungen zu reagieren, die erneut zum Preisanstieg beitrugen.

						Durch die höheren Preise und die US-Defizite kamen mehr US-Dollar in Umlauf. Denn kauften die USA etwa Öl in den Golfstaaten ein, konnten sie diese Einkäufe in ihrer eigenen Währung, dem US-Dollar, bezahlen. Der US-Dollar war jedoch an eine Verpflichtung der US-Zentralbank gekoppelt, diesen auf Verlangen in Gold umzutauschen. Wenn die USA also Öl aus Saudi-Arabien kauften, konnten die Saudis die Dollar in den USA investieren oder Gold-Bestände bei der US-Zentralbank anhäufen. Zunehmend wurden die vielen US-Dollar auch außerhalb der USA auf den sogenannten Euro-Dollar-Märkten investiert, und es gab Zweifel, ob die USA noch in der Lage wären, den Umtausch von US-Dollar in knappe Goldvorkommen zu garantieren. Daher wurde 1971 mit dem sogenannten «Nixon-Schock» die Golddeckung und das System fester Wechselkurse aufgegeben und der Kapitalverkehr zunehmend entfesselt. 

						Damit entledigten sich die USA der Verpflichtung, das internationale Währungssystem zu stabilisieren, und konservative Politiker bliesen zum Angriff auf Löhne und den Sozialstaat. Denn als Schuldige für die hohe Inflation wurden die Gewerkschaften mit zu hohen Lohnforderungen ausgemacht. Ganz ähnliche Entwicklungen konnten wir nach der Corona-Krise und dem Energiepreisschock im Zuge des Ukraine-Krieges besichtigen.

						Nach der kurzen Phase des regulierten Kapitalismus der Nachkriegszeit und der Verbesserung des Lebensstandards der Arbeiterhaushalte in den USA, Westeuropa und Japan nahm nun gleichermaßen der Druck auf die Beschäftigten und auf die Industrie zu. Die Industrie stand unter Druck des Finanzsektors, der mit der zunehmenden Möglichkeit, Kapital rund um den Globus in aufstrebenden Volkswirtschaften anzulegen, höhere Renditen bzw. einen immer größeren Anteil am wirtschaftlichen Kuchen einforderte. Denn die Rentiers (vermögende Finanzinvestoren oder Fonds) beanspruchen einen immer größeren Anteil der ökonomischen Produktion über Kapitaleinkommen (Zinsen, Dividenden etc.). Der Finanzkapitalismus verhält sich dabei wie ein hungriges Biest, wie ein Minotaurus, der Stier-Mensch aus der griechischen Mythologie, der immer mehr Futter braucht, um sein Gewicht zu tragen. Was in antiken Gesellschaften die hohen Priester waren, die Opfergaben verlangten, um die Götter zu besänftigen, in Wahrheit aber sich selbst ernährten, waren in der Frühphase des Kapitalismus die Landbesitzer, die nicht aufgrund eigener produktiver Tätigkeit, sondern ihres Besitzes einen Teil des wirtschaftlichen Ertrages beanspruchten. Heute sind es die Finanzmärkte, die einen immer höheren Tribut von den Unternehmen und ihren Beschäftigten verlangen.

						In den 1980er Jahren betrug das Verhältnis der Gehälter von Vorständen börsennotierter Konzerne im Deutschen Aktienindex (DAX) zu den Durchschnittslöhnen ihrer Beschäftigten noch etwa 15 zu 1. Heute beträgt es 41 zu 1.[9] Häufig stehen die hohen Boni und Vergütungen wie Aktienoptionen in keinem Verhältnis zu der Leistung des Managements. Die Lohnspreizung hat in Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre erheblich zugenommen. Und die Reallöhne der Beschäftigten in den USA, also die Löhne unter Berücksichtigung der Inflation und somit der Kaufkraft, stagnieren seit den 1970er Jahren. Zwischen 1979 und 2020 nahmen die Löhne der Beschäftigten in den USA zwar um etwa 18 Prozent zu, die Produktivität wuchs aber um 62 Prozent. Ein Arbeiter, der in derselben Arbeitszeit wie vor 40 Jahren statt 100 Paar Schuhen nunmehr 160 Paar Schuhe produziert, dafür aber nur etwa 20 Prozent mehr Lohn erhält, ist also aus Sicht des Unternehmens billiger geworden. Denn es steckt weniger Lohn in jedem Schuh, und wenn die Preise nicht im selben Umfang gesenkt werden, erzielt das Unternehmen höhere Gewinne. Die Arbeiter wurden also schleichend enteignet.

						Die Entfesselung der Finanzmärkte wird in der wissenschaftlichen Literatur mit «Finanzialisierung» umschrieben. Darunter werden verschiedene Entwicklungen gefasst, etwa das Wachstum des Finanzmarktes im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt, die kurzfristige Renditeorientierung und Ausrichtung der Unternehmenspolitik an den Bedürfnissen der Aktionäre (Shareholder-Value) sowie die zunehmende Macht von Finanzinvestoren und Rentiers über die Kommandohöhen von Politik und Wirtschaft. Auch der zunehmende Druck auf Löhne, Renten oder Staatsausgaben und die zunehmende Konzentration der Vermögen sind eine Folge der Finanzialisierung.[10] Die Finanzmärkte haben sich dabei seit den 1980er Jahren zunehmend von der Finanzierung von Investitionen entkoppelt. 

						Diese Entwicklungen zur Entfesselung der Finanzmärkte, zuletzt auch von US-Demokraten und Mitte-links-Parteien in Westeuropa befördert, mündeten schließlich in die Finanzkrise 2007 und eine massive politische Erschütterung. Sozialdemokratische Parteien beteiligten sich an der Politik der Kürzung von Investitionen, Löhnen, Renten und Sozialstaat. Der Philosoph und Harvard-Professor Michael Sandel führte 2025 aus: «All diese Mitte-links-Parteien haben die arbeitenden Menschen vergrault, indem sie fünf Jahrzehnte lang die neoliberale Globalisierung und Deregulierung der Finanzindustrie mitgetragen haben. Das hat denen an der Spitze des Systems riesige Gewinne eingefahren, aber fast überhaupt keinen Einkommenszuwachs für den durchschnittlichen Arbeiter gebracht. (…)»[11]

						Auch die kurze Phase des Aufschwungs von Linksparteien, wie in Griechenland, mündete in eine Verschlechterung des Lebensstandards für breite Schichten der Bevölkerung. Laut einer Studie der schwedischen Zentralbank, die über 200 europäische Wahlen auswertete, hat die Kürzungspolitik massiv zum Aufschwung rechter Parteien beigetragen.[12] Im Zuge der Regime-Change-Kriege des Westens und der politischen Umbrüche im Arabischen Frühling trat die Flüchtlingskrise hinzu. 

						Der Versuch des US-Präsidenten Donald Trump, mit Wirtschafts-Nationalismus und Handelskriegen die einstige weiße Industriearbeiterschaft des Rust Belt in den USA zu befrieden, ist ein Ausdruck dieser Entwicklung. Wir sind somit in gewisser Hinsicht längst in eine neue Phase der internationalen Entwicklung eingetreten. Der entfesselte Finanzkapitalismus und die Hyper-Globalisierung sind Handelskriegen und dem Systemwettbewerb zwischen den USA und dem staatlich regulierten Kapitalismus Chinas mit seiner strategischen Industriepolitik gewichen. Zudem wurden die techno-feudalistischen Konzerne des Datenkapitalismus, die unsere sozialen Verhaltensdaten nutzen, um neue Konsumbedürfnisse zu schaffen oder Finanzgeschäfte mit uns zu machen, immer wichtiger. Verteilungskämpfe im Zuge der aktuellen Hochrüstung wie auch die Schlacht um die Kontrolle über das internationale Finanzsystem, etwa zur Durchsetzung von Sanktionen, nehmen in diesem Systemwettbewerb weiter zu.

					
					
						
							Das Cockpit der Wirtschaft

						
						Die kurze Phase, in der in den USA Protestbewegungen wie «Occupy Wall Street» die Mächtigen herausforderten und in den Talkshows über den Finanzkapitalismus diskutiert wurde, ist vorbei. Seither wird über Themen wie Migration, Hochrüstung, die deutsche Wirtschaftsmisere oder die AfD gestritten. Doch eine Politik, die den Wohlstand erhöht, die Zufriedenheit verbessert und realistische Antworten auf Probleme wie die Erderwärmung entwickelt, lässt sich nur im Konflikt mit dem Finanzkapitalismus entwickeln.

						Würde Chaplin heute Moderne Zeiten drehen, müsste er sich auf das Börsenparkett der Wall Street begeben. Statt einen Schraubenschlüssel zu schwingen, müsste der Tramp die Computer in den Rechenzentren des Silicon Valley «hacken», um die Algorithmen unter Kontrolle zu bringen.

						Die Finanzmärkte und die Tech-Konzerne sind im modernen Finanz- und Datenkapitalismus zunehmend zur Kommandozentrale unserer Volkswirtschaften geworden. Der Versuch Donald Trumps, die US-Industrie über Schutzzölle zurück zu alter Größe zu führen, hat mit der Entfesselung der Finanzmärkte und dem Gefühl des Kontrollverlusts zu tun. Weder für die weißen Industriearbeiter im Rust Belt der USA noch für die mexikanischen Einwanderer gilt das Aufstiegsversprechen der Nachkriegsjahre. Wir müssen die «Maschine» wieder den Interessen der Mehrheit unterwerfen. Die ökonomische und politische Macht des oberen Prozentes der Bevölkerung, dem Unternehmen über Aktienpakete gehören, ist daher nicht einfach nur «ungerecht», sondern verhindert die Lösung unserer Probleme. Die Wirtschaft zu verstehen, ist die Voraussetzung für Demokratie und eine Politik im Interesse der Mehrheit der Bevölkerung. Die ökonomische Bilanz des Aufstiegs der sogenannten «Finanzindustrie» ist verheerend. In Europa sind etwa der Aufstieg der City of London zum Finanzzentrum und der Niedergang der britischen Industrie eng mit der «eisernen Lady», Premierministerin Margaret Thatcher, verbunden.

						Ken Coutts und Graham Gudgin, Forscher der Universität Cambridge, haben in einer Studie etwa sieben Jahre nach Ausbruch der Finanzkrise die Ära vor Thatcher mit den Thatcher-Jahren (1979–1990) und der Zeit danach verglichen und kamen zu dem Ergebnis, dass sich die wirtschaftliche Performance mit den Thatcher-Reformen verschlechterte.[13] Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) wäre ohne diesen Abstieg und die als «Finanzialisierung» bezeichnete Entwicklung undenkbar gewesen.

						Der Chefökonom der Financial Times, Martin Wolf, kommentierte den Niedergang der einst stolzen Wirtschaftsmacht Großbritannien 2022 folgendermaßen: «Seit der globalen Finanzkrise hat das Vereinigte Königreich einen massiven Einbruch des Produktivitätswachstums erlitten. In den letzten 15 Jahren stagnierten die Einkommen der britischen Bevölkerung (…) Großbritannien wurde von der Finanzkrise hart getroffen. Das Pro-Kopf-BIP lag 2019 etwa 21 % unter dem Trend vor der Krise. Auch das real verfügbare Einkommen des Vereinigten Königreichs ist im Vergleich zu anderen europäischen Ländern zurückgefallen.»[14]

						Der Staat muss nicht alles regeln. Aber in der jüngeren Zeit haben führende Ökonomen und wichtige Institutionen wie der Internationale Währungsfonds (IWF), der viele Jahre in Entwicklungsländern den Rückzug des Staates aus der Wirtschaft mit der Brechstange durchsetzte, eine Kehrtwende vollzogen und befürworten unter bestimmten Voraussetzungen eine strategische Industriepolitik. Mit anderen Worten: Der Staat soll Einfluss auf das Cockpit der Volkswirtschaft nehmen, die Ausrichtung der Volkswirtschaft steuern und neue Märkte schaffen, statt sich den kurzfristigen Renditezielen der Finanzmärkte zu unterwerfen. Selbst die chaotischen Zoll-Kriege von US-Präsident Donald Trump und die Parole «Make America Great Again» sind ein Symptom dieser Kehrtwende. 

					
					
						
							Statt Friedensdividende – Deutschland vor dem Abstieg?

						
						In einer Phase großer wirtschaftlicher Unsicherheit versenken die EU-Kommission und die Bundesregierung Milliarden in die Rüstungsindustrie. Dies wird vor allem zu höheren Preisen für Rüstungsgüter und hohen Profiten für die Aktionäre der Rüstungskonzerne führen. Derweil wurden die weitaus produktiveren zivilen Investitionen und unsere Infrastruktur geopfert. Die Unsicherheit und die unzureichenden staatlichen Investitionen führen dazu, dass auch die Unternehmen nicht investieren. Auch Deutschland, aktuell noch die drittgrößte Volkswirtschaft der Erde, droht daher ein langer Abstieg wie einst Großbritannien. 

						Die Ampel-Koalition unter Olaf Scholz (SPD) wie auch die «Große Koalition» unter dem einstigen BlackRock-Lobbyisten und aktuellen Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) haben alles dafür getan, die Probleme zu verschärfen: Sie haben etliche Sanktionspakete gegen Russland verabschiedet, die jedoch den völkerrechtswidrigen Krieg in der Ukraine nicht verkürzten und uns über die Verteuerung von Energie zuweilen mehr schadeten als Russland, da der russische Präsident Putin den Krieg überwiegend in Rubel und nicht in unseren Gas-Euros finanzierte.[15] Zudem hat Putin mit Hilfe von Brasilien, China, Indien und weiteren Staaten der Südhalbkugel die Effekte der Sanktionen abgemildert, da man neue Zahlungssysteme aufbaute, um Sanktionen zu umgehen. Diese Staaten beklagen westliche Doppelmoral, etwa im Gaza-Krieg, und sehen eine Mitverantwortung des Westens, der Abrüstungsvereinbarungen kündigte und seine militärische Präsenz Richtung Russland ausdehnte, für den Ukraine-Krieg. 

						Gleichzeitig hat sich Deutschland in eine fatale Abhängigkeit von den USA unter US-Präsident Donald Trump begeben und füllt diesem nun mit dem Kauf von schmutzigem Fracking-Gas und Rüstungsgütern die Auftragsbücher. Die Sprengung der Nord-Stream-Pipeline bzw. unserer Energie-Infrastruktur durch einen mutmaßlich staatsterroristischen Akt, dessen Spuren in die Ukraine führen, wurde jedoch achselzuckend hingenommen. 

						Die Ampel-Koalition ist an der Schuldenbremse zerbrochen. Die Zwangsjacke für Finanzminister, die kreditfinanzierte Investitionen des Staates weitestgehend unterband, habe ich in meinen Jahren im Bundestag noch beinahe im Alleingang für ihre schädlichen Wirkungen auf die Investitionen kritisiert. Einst wurde sie von der Union bis zu Teilen der Grünen noch eifrig verteidigt. Der öffentliche Kapitalstock, der über Generationen aufgebaut wurde, verlotterte zusehends, und die Netto-Investitionen (Brutto-Investitionen nach Abzug der Abschreibungen bzw. des Wertverlusts der Infrastruktur) waren zuweilen negativ. Es wurde kaum etwas unternommen, um dem Verfall von Infrastruktur und Industrie durch Zukunftsinvestitionen zu begegnen. Die Deutsche Bahn mit ihren Verspätungen und überfüllten Zügen ist zum Symbol des Verfalls der einst bemühten «deutschen Tugenden» geworden. 

						Unter Friedrich Merz wurden dann die Körperschaftssteuern für Konzerne gesenkt, obwohl eine solche Gratis-Erhöhung der Gewinne durch Steuersenkungen nicht die Investitionen anregt. In Unterwerfung unter Donald Trump wurde zudem eine beispiellose Hochrüstung verkündet. Und das, obwohl die europäischen NATO-Staaten bereits heute ein Vielfaches Russlands für Rüstung ausgeben – auch in Kaufkraft umgerechnet. Spanien widersetzte sich diesen Beschlüssen, nicht aber Deutschland. Eine Koalition, die von der AfD bis zu den Grünen reicht, befürwortet die Rüstungsziele. Selbst die Linke stimmte im Bundesrat der Aufhebung der Schuldenbremse ausschließlich für Rüstung zu, während nur die Landesregierungen mit BSW-Ministern die Zustimmung verweigerten. Dabei haben zivile Investitionen laut den deutschen Wirtschaftsweisen weitaus größere Effekte auf Produktivität und Wachstum als Hochrüstung. Diese Entscheidungen werden noch über viele Generationen hinweg Auswirkungen auf die Politik haben und Kräfte wie die sogenannte Alternative für Deutschland (AfD) weiter stärken. 

					
				
					TEIL II Finanzskandale

				
					«Das Kapital hat einen Horror vor Abwesenheit von Profit oder sehr kleinem Profit, wie die Natur vor der Leere. Mit entsprechendem Profit wird Kapital kühn. Zehn Prozent sicher, und man kann es überall anwenden; 20 Prozent, es wird lebhaft; 50 Prozent, positiv waghalsig; für 100 Prozent stampft es alle menschlichen Gesetze unter seinen Fuß; 300 Prozent, und es existiert kein Verbrechen, das es nicht riskiert, selbst auf Gefahr des Galgens.» 

					Der deutsche Philosoph und Ökonom Karl Marx in Anlehnung an den britischen Gewerkschafter T.J. Dunning

				

					
						Schattenfinanzen: Null Steuern für Konzerne

						Luxemburg Leaks und die Tricks der Multis

					
					Im Mai 2014 zog ich zum ersten Mal ins Europäische Parlament ein. Im November 2014 erschütterten die «Luxemburg Leaks» Brüssel. Der Whistleblower (Hinweisgeber) Antoine Deltour, ein schüchterner junger Mann, der für das Beratungsunternehmen PricewaterhouseCoopers (PwC) tätig war, hatte etwa 600 sogenannte Steuervorbescheide (Advance Tax Rulings) der Luxemburger Steuerverwaltung mit Hilfe des Internationalen Konsortiums Investigativer Journalisten (ICIJ) veröffentlicht. 

					Sichtbar wurde darin, wie PwC mit Unterstützung des Großherzogtums Luxemburg über 340 internationalen Konzernen, darunter Größen wie Apple und die Deutsche Bank, durch künstliche Finanzflüsse ermöglichte, die Steuern zu drücken. Im Ergebnis zahlten Konzerne häufig weniger als ein Prozent Steuern auf ihre in der EU erwirtschafteten Milliarden-Gewinne. 

					Das beschauliche Luxemburg hatte sich nach einer Stahlkrise mit hoher Arbeitslosigkeit unter dem langjährigen Premierminister Jean-Claude Juncker zu einem Schattenfinanzplatz entwickelt. Auch viele kriminelle Aktiengeschäfte wie die Cum-Ex- bzw. Cum-Cum-Deals (mehr dazu in dem Kapitel Cum-Ex und Cum-Cum: Die Gelddruckmaschine) wurden über in Luxemburg registrierte Fonds abgewickelt. Die Luxemburg Leaks hatten enorme politische Sprengkraft: Jean-Claude Juncker war inzwischen EU-Kommissionspräsident. Und in der Eurozone wurden nach der Banken- und Finanzkrise brutale Kürzungspakete bei Staatsausgaben und Sozialstaat durchgesetzt. Es konnte für das Brüsseler Establishment daher keinen ungünstigeren Zeitpunkt der «Leaks» geben. 

					
						
							Steuertricks: Milliarden versickern

						
						Etwa 40 Prozent der Gewinne von international tätigen US-Konzernen werden in Schattenfinanzplätzen verbucht. Dies entspricht etwa einer Billion US-Dollar. Das weltweite Privatvermögen beträgt laut dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen unfassbare 450 Billionen US-Dollar. Eine Billion: das sind tausend Milliarden. Und eine Milliarde entspricht tausend Millionen. Zum Vergleich: Deutschland, drittgrößte Volkswirtschaft der Erde, erzeugt ein jährliches BIP von etwa 4 Billionen US-Dollar. Das ist die Arbeit von etwa 45 Millionen erwerbstätigen Menschen eines ganzen Jahres und entspricht 0,9 Prozent dieses privaten Reichtums, der natürlich über viele Jahre angehäuft wurde. 

						Bis in die 1980er Jahre lagerten nach Schätzungen internationaler Organisationen rund 8 bis 10 Prozent dieses privaten Reichtums (also zehn Mal so viel wie das jährliche BIP Deutschlands oder auch die Arbeitsleistung eines ganzen Jahrzehnts) überwiegend unversteuert in Schattenfinanzplätzen. In Entwicklungs- und Schwellenländern mit Ölvorkommen und anderen wichtigen Rohstoffen wurde im Verhältnis noch weit mehr privater Reichtum außer Landes geschafft. Der Offshore-Reichtum in Schattenfinanzplätzen läge somit bei etwa 36 bis 46 Billionen US-Dollar. Laut dem Industrieländerclub OECD sollen es wegen des automatischen Bankdatenaustausches jedoch aktuell nur noch drei Prozent des weltweiten Privatvermögens sein. Das wären immer noch 14 Billionen oder mehr als das Dreifache der jährlichen Wirtschaftsleistung Deutschlands.

						Die Schätzungen über das Ausmaß der Steuerausfälle durch (legale) Steuervermeidung und (illegale) Steuerhinterziehung schwanken stark und hängen davon ab, was genau geschätzt wird (etwa legale Steuervermeidung, illegale Steuerhinterziehung, Umsatzsteuerbetrug, Kosten der Schwarzarbeit etc.). Die besten Forscher zu diesem Thema arbeiten derzeit am EU Tax Observatory, einem Forschungsinstitut der Paris School of Economics und der Universität Kopenhagen. Ins Leben gerufen wurde das Tax Observatory unter anderem von einem Ökonomen der Universität Berkeley, Gabriel Zucman, einem Shootingstar der Ungleichheitsforschung. Zucman wurde vom französischen Star-Ökonomen Thomas Piketty gefördert und erhielt 2023 die Clark-Medaille, die höchste wissenschaftliche Auszeichnung in den USA für Nachwuchsökonomen. Die brasilianische Regierung trieb unter ihrer G20-Präsidentschaft Zucmans Vorschlag für eine international koordinierte Vermögensbesteuerung für die etwa 2500 reichsten Milliardäre weltweit voran. Mit beiden, Zucman und Piketty, durfte ich bereits während meiner ersten Jahre im EU-Parlament zusammenarbeiten. 

						Laut dem EU Tax Observatory betrugen die weltweiten Steuerausfälle im Jahr 2021483 Milliarden US-Dollar jährlich, wovon 312 Milliarden Dollar auf Steuervermeidung von Unternehmen und der Rest auf Privatpersonen zurückzuführen war. 99,4 Prozent der Steuerausfälle finden demnach in den Industrienationen statt. Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) bezifferte die deutsche «Steuer-Lücke» (Steuersätze für Unternehmen auf dem Papier und tatsächlich ans Finanzamt abgeführte Steuern) nach der Jahrtausendwende auf etwa 90 Milliarden Euro jährlich. Kleine und mittelständische Unternehmen, die nur in einem EU-Staat aktiv sind, zahlen etwa 30 Prozent mehr Steuern als internationale Konzerne.

					
					
						
							Wie funktionieren die Steuertricks der Multis?

						
						Um die Luxemburg Leaks besser zu verstehen, ist eine kleine Einführung in das Einmaleins der Steuertricks nötig. Bei einem Großteil der Steuertricks handelt es sich nicht um illegale Steuerhinterziehung (Gewinne werden verschleiert und am Finanzamt vorbeigeschleust), sondern vielmehr um legale Methoden der Steuervermeidung. Gegen diese Tricks hilft moralische Empörung aber nicht. Denn insbesondere börsennotierte Konzerne sind gegenüber ihren Aktionären sogar verpflichtet, das Beste für sie rauszuholen. Das Problem ist vielmehr, dass die Politik etliche Spielräume zur Gewinnverkürzung ermöglicht. Das heißt, die Gewinne, die es zu besteuern gilt, werden künstlich kleingerechnet. 

						Dies geschieht zumeist mit Hilfe von Briefkastenfirmen, die häufig keine echte wirtschaftliche Aktivität ausweisen, sondern nur über einen Anrufbeantworter und wenige Mitarbeiter auf dem Papier sowie einen Briefkasten verfügen. In Luxemburg mit seinen etwa 650000 Einwohnern soll es 2021 noch etwa 55000 dubiose Firmen gegeben haben, die Billionen an Vermögenswerten verwalten. Oft residieren dann Hunderte Briefkastenfirmen ohne nennenswerte Mitarbeiter an derselben Adresse (wie etwa dem Boulevard de la Foire in Luxemburg-Stadt) und auf derselben Etage verwaister Bürotürme. Diese Firmen haben zumeist Scheindirektoren, die etwa von Anwaltskanzleien gestellt werden und für etliche dieser Firmen auf dem Papier den Chef mit Entscheidungsgewalt simulieren. 

						Mit Gewinnverkürzung ist gemeint, dass Konzerne ihre Gewinne aus sogenannten «Hochsteuerländern» in entwickelten Volkswirtschaften, in denen sie häufig den Löwenanteil ihrer Umsätze und Gewinne erwirtschaften, durch künstliche Kosten drücken, etwa fiktive Zinsen und Lizenzgebühren. Solche fiktiven Zinsen bzw. Gebühren werden zum Beispiel von einem Konzernteil mit hohen Umsätzen und Gewinnen an eine andere Tochterfirma des Konzerns in einem Niedrigsteuerland überwiesen. Wenn etwa die fiktive Firma Apfel Germany, die Mobiltelefone und Software in Deutschland verkauft, eine Lizenzgebühr an Apfel Irland entrichtet, weil in Irland die Rechte gehalten werden, können so Gewinne aus Deutschland nach Irland verschoben werden. 

						Die Gewinne sind aus Sicht des Konzerns nicht weg und verbleiben bei der Apfel AG. Doch in dem Land mit hohen Umsätzen und Gewinnen und höheren Steuersätzen werden durch diese «fiktiven Kosten» niedrigere Gewinne ausgewiesen. 

					
					
						
							Das Spinnennetz der Tochterfirmen

						
						Internationale Konzerne verfügen daher häufig über ein schwer durchschaubares Netz an Tochterfirmen rund um den Globus. Einerseits sollen über Konzerntöchter Auslandsgeschäfte organisiert werden. Andererseits handelt es sich bei etlichen dieser Konzerntöchter um Gesellschaften, die in sogenannten Steueroasen bzw. Schattenfinanzplätzen errichtet werden, die sich durch geringe Transparenz, lasche Regulierung, eine «kooperative» Finanzaufsicht und niedrige Steuersätze auszeichnen. Denn die fiktive Apfel AG siedelt sich nicht in der Karibik, in Luxemburg oder Irland an, weil es dort besonders viele Kunden gäbe, sondern weil es dort besonders viele Steuer-Schlupflöcher gibt. Verkaufen will sie ihre Telefone überwiegend in den großen Auslandsmärkten wie Deutschland oder Frankreich. Manchmal sind die Steuersätze auf dem Papier gar nicht mal so niedrig. Die geringe Steuerlast entsteht dann erst durch das Zusammenspiel der Regeln in dem Schattenfinanzplatz mit dem internationalen Steuerregime.

						Im internationalen Steuerrecht hat sich vereinfacht gesprochen ein System etabliert, in dem die Gewinne der Konzerne überwiegend im «Heimatland» des Mutter-Konzerns besteuert werden. Für die Besteuerung ist ebenfalls relevant, ob es sich um rechtlich selbständige Unternehmen bzw. sogenannte Betriebsstätten handelt, die zum Beispiel etwas produzieren. Ein reines Warenlager zum Beispiel ist noch keine Betriebsstätte, was insbesondere bei der Besteuerung von Online-Versandhändlern wie Amazon Probleme macht oder bei «virtuellen» Konzernen wie Google ohne Fabriken in Deutschland.

						Um diese Gewinne in «Hochsteuerländern» zu drücken, werden heute alle möglichen Finanzströme in Tochtergesellschaften gelenkt, die in Ländern mit niedrigen Steuern sitzen. Die Besteuerung von Finanzflüssen zwischen zwei Staaten wird dabei häufig von sogenannten Doppelbesteuerungsabkommen geregelt. Sie sollen verhindern, dass Konzerne und Personen für denselben Sachverhalt in mehreren Ländern und somit doppelt besteuert werden. Doch meist läuft es umgekehrt und es kommt zu doppelter Nicht-Besteuerung. 

					
					
						
							Künstliche Kosten

						
						Steuertricks funktionieren zum Beispiel so, dass ein Konzern in Land X eine Summe Y als Kosten abzieht (etwa eine Dividendenzahlung) und an die Briefkastenfirma in Land Z überweist, um die Gewinne künstlich zu drücken. Diese Summe Y wird aber im Zielland Z als Zinseinnahme statt als Dividende behandelt und aufgrund einer speziellen Ausnahme für Zinseinkünfte nicht besteuert. Der Steuersatz ist dann unerheblich. Dies nennt man hybride Steuergestaltungen und diese führen dann häufig zur doppelten Nicht-Besteuerung. Weder im Herkunftsland X noch im Zielland Z fällt dann eine Gewinnsteuer auf die Finanztransaktion an. Im Idealfall verringert sich nur die Steuerlast in Land X.

						Der Düsseldorfer Energie-Riese E.on SE soll etwa über die Tochterfirma «Dutchdelta Finance S.à r.l.» in Luxemburg nur etwa 1600 Euro Steuern auf Zinserträge von 130 Millionen Euro entrichtet haben. Dutchdelta verfügte nur über einen Geschäftsführer, hatte zeitweise gar keine Angestellten, verwaltete jedoch etliche Milliarden Euro. Dies ist ein Hinweis auf fehlende Eigenständigkeit der Tochtergesellschaft und hat selbst nach Luxemburger Recht die Frage aufgeworfen, ob die Erträge der Firma daher nicht am Muttersitz in Deutschland zu versteuern seien.[16]

						Die Summe Y, mit der Gewinne als Kosten aus Hochsteuerländern wie Amazon-Pakete über Ländergrenzen verschoben werden, richtet sich nach den sogenannten Transfer- bzw. Verrechnungspreisen. Wenn zum Beispiel die Tochterfirma X das Patent für die Nutzung eines Markenrechts verwaltet, berechnet sie je nach Wert des Patents und Umsatz der Tochterfirma im Hochsteuerland eine Gebühr. Oder es wird in einem anderen Fall ein Kredit innerhalb des Konzerns vergeben, für den Zinsen berechnet werden. Je höher die Lizenzgebühr oder der Zins ausfallen, umso stärker lassen sich die Gewinne aus dem Hochsteuerland verringern. 

					
					
						
							Das Armlängenprinzip

						
						Das internationale Steuerrecht kannte viele Jahre vor allem das sogenannte Armlängenprinzip des Industrieländerclubs OECD, um missbräuchliche Steuergestaltungen einzudämmen. Diese Bezeichnung erinnert an einen mittelalterlichen Bazar, bei dem mit der Elle das Tuch gemessen wurde. Doch der Bazar, auf dem freihändig über Preise gefeilscht wird, ist eine gesittete und faire Veranstaltung verglichen mit der kreativen Buchführung der Multis. Das Armlängenprinzip soll eigentlich sicherstellen, dass keine hohen Fantasiepreise für Zinsen oder Lizenzgebühren aufgerufen werden, um die Gewinne ins Bodenlose zu drücken. Dazu wird wiederum der sogenannte Fremdvergleichsgrundsatz angewendet. Dieser besagt, dass sich diese sogenannten Transferpreise nach vergleichbaren Preisen dritter, nicht mit dem Konzern verbundener Unternehmen richten müssen. Mit anderen Worten: Wenn die Zinskosten für die konzerninternen Kredite etwa viel höher liegen als das vergleichbare Angebot einer vom Konzern unabhängigen Bank, wäre dies ein Indiz für eine missbräuchliche Gestaltung. 

						Das Problem ist jedoch, dass ein Großteil des Welthandels und der Wertschöpfungsketten innerhalb von Konzernen und ihren Tochterfirmen abgewickelt wird und jeden Tag Abertausende von Transaktionen zu prüfen wären. Die Finanzverwaltungen wurden im Steuerwettbewerb aber zunehmend kaputtgekürzt. Ihre knappen Ressourcen sind oft bewusst so verteilt, dass bei den großen Fischen im Unterschied zu kleinen Betrieben oder Selbständigen die Bücher viel zu selten geprüft werden. Und dies, obwohl ein Steuerfahnder in Deutschland pro Jahr im Schnitt eine Million Euro an Mehreinnahmen in die Staatskassen spült, bei etwa 80000 Euro an Personalkosten. 

						Zudem wird es immer schwieriger, im Daten- und Internetkapitalismus vergleichbare Preise zu bestimmen. Wenn zum Beispiel Apple mit dem iPhone über ein Quasi-Monopol verfügt, lassen sich angemessene Patentgebühren sehr schwierig über den Fremdvergleichsgrundsatz bestimmen. Häufig werden die Preise je nach Interesse in einer Jurisdiktion hoch und in einer anderen niedrig angesetzt, je nachdem, wie es gerade für die Steuervermeidung vorteilhaft ist. 

						Theoretisch sind die Finanzbehörden gegen Briefkastenfirmen nicht machtlos. Sie können etwa die steuerliche Anerkennung bestimmter Finanzflüsse untersagen. Denn vielen Briefkastenfirmen, die nur über einen verwaisten Anrufbeantworter verfügen, könnte die Anerkennung der sogenannten «wirtschaftlichen Substanz» verwehrt werden. Dass in einer Dependance zwar kaum etwas produziert wird oder kaum jemand arbeitet und kaum Umsätze erwirtschaftet werden, aber ein Großteil der Gewinne anfällt, ist ein starkes Indiz für Gewinnverschiebung. In Luxemburg sitzen nicht ohne Grund viele Reedereien, obwohl das Land keinerlei Zugang zum Meer hat. Ein ähnlicher Trend zeigt sich aktuell beim Wettlauf um den kommerziellen Abbau von Rohstoffen im All. 

					
					
						
							Steuertricks am Fließband

						
						In Luxemburg gab es für die komplexe Prüfung des Armlängenprinzips und der Steuergestaltungen einen wichtigen Mann: Der Beamte K. leitete über 20 Jahre bis zu seiner Pensionierung die Steuerabteilung des berüchtigten «Bureau VI de l’Administration des Contributions Directes» (kurz: Sociétés 6) des Großherzogtums. Abertausende Anträge internationaler Konzerne, die in Luxemburg steuerlich «investieren» wollten, liefen über seinen Schreibtisch. 

						Dabei spielten jene zuvor erwähnten Steuervorbescheide eine Rolle. Denn die Konzerne ließen sich von PwC komplizierte Steuertricks austüfteln, die zu besonders niedriger Steuerlast auf Gewinne führten, welche überwiegend in anderen EU-Staaten erzielt wurden. Praktischerweise wirkte PwC auf EU-Ebene und in den Mitgliedsstaaten auch aktiv bei Steuergesetzen von Regierungen mit und schmuggelte so Schlupflöcher in Gesetze, die es selbst später den Konzernen als Steuersparmenü verkaufte. 

						In einem solchen Steuervorbescheid sicherte die Luxemburger Finanzverwaltung dann zu, dass die von den Konzernen gewünschten Modelle legal seien und zu einer niedrigen Steuerlast führen. Im Falle des US-Kurierdienstes FedEx wurden nach Luxemburg verbrachte Gewinne etwa nur mit 0,1 Prozent besteuert: ein Trinkgeld. In der Amtszeit Junckers seit den 1990er Jahren bis zu seinem Wechsel an die Spitze der EU-Kommission im Jahr 2014 sollen sich etwa 50000 Holding-Gesellschaften in Luxemburg niedergelassen haben. Das hatte auch mit diesen Steuervorbescheiden zu tun.

						Nun gehen die meisten Menschen nicht einfach zum Finanzamt und verhandeln vorab über ihre Steuerlast. Dennoch sind Steuervorbescheide für Unternehmen nicht völlig verwerflich. Denn sie dienen auch der Schaffung von Rechtssicherheit. Das Problem war, dass Luxemburg die Anträge wie am Fließband durchwinkte (und sie nicht öffentlich waren, wie in einigen anderen EU-Staaten). K. genehmigte zuweilen über 50 davon am Tag.

						Es war daher davon auszugehen, dass das Armlängenprinzip oder die wirtschaftliche Substanz der Unternehmen nie wirklich geprüft wurden. Und so antwortete K. dem Wall Street Journal auf die Frage, wie er denn die Tausende Steuervorbescheide auf die Vereinbarkeit mit dem Armlängenprinzip geprüft hätte: «Das hätte ich gar nicht überprüfen können», leckte seinen Daumen an und hielt ihn in die Luft – wie auf dem Bazar.[17] 

					
					
						
							Juncker und die Agenten

						
						Schattenfinanz und Nachrichtendienste sind oft nah beieinander. Jean-Claude Juncker wurde nur Präsident der EU-Kommission, nachdem er 2013 über eine Geheimdienstaffäre stürzte. Dabei ging es um Sprengstoffanschläge, Korruption und Lauschangriffe, die allesamt nicht aufgeklärt wurden. Ein paar der pikanten Details: In Luxemburg kursierten über viele Jahre Gerüchte, dass Luxemburger Polizisten der «Brigade Mobile», der Geheimdienst und sogar der Bruder des Großherzogs Henri eine Rolle in einer unaufgeklärten Anschlagsserie Mitte der 1980er Jahre spielten. Ein Hinweisgeber meldete sich mit Behauptungen, die den Bruder des Großherzogs weiter belasteten, weigerte sich aber mit der Polizei zu sprechen. Er wolle nur mit Juncker persönlich reden. Daraufhin soll Juncker mit dem Großherzog gesprochen haben, und das Gespräch soll von dritter Seite aufgezeichnet worden sein. Es wurde eine CD mit der Tonspur an den Luxemburger Geheimdienst SREL übermittelt, die aber bis heute trotz mehrerer Versuche aus dem In- und Ausland nicht entschlüsselt werden konnte. 

						Das klingt verrückt? Es wird noch verrückter: Die Süddeutsche Zeitung berichtete 2013 noch eine Geschichte: «Der damalige Chef des Luxemburger Geheimdienstes, Marco Mille, zeichnete 2008 eine Unterredung mit Juncker mittels einer mit einer Wanze präparierten Armbanduhr auf. Das geschah wohl der Brisanz wegen. Im Verlauf des Gespräches thematisierten sie Kontakte des Großherzogs und Kontakte von Mitarbeitern des Hofes mit dem Dienst Ihrer Majestät, dem britischen Auslandsgeheimdienst MI 6.»[18] Mille, der später Sicherheitschef bei Siemens wurde, wurde aber von Juncker nie gefeuert. 

						Ein Untersuchungsausschuss befasste sich mit Anschlägen und Abhören. Zudem mit einer schmutzigen Affäre, in der es darum ging, dass der ehemalige Machthaber der Republik Kongo, Pascal Lissouba, 150 Millionen Dollar Schmiergelder eines französischen Öl-Konzerns auf einem Konto der Luxemburger Tochter der Bayerischen Landesbank gehortet haben soll. Der Luxemburger Untersuchungsausschuss warf Juncker vor, trotz Kenntnissen über das schmutzige Geld nicht die Justiz verständigt zu haben. Der Stern zitierte dazu den früheren Präsidenten des Luxemburger Rechnungshofes: «Damals sei die Luxemburger Regierung von ‹französischen wie deutschen Amtskollegen› um Unterstützung gebeten worden, damit der Kongolese Geld bei dem bayerischen Institut unterbringen könne. Aus ‹Staatsräson› habe man diese Konten dann eröffnen lassen.»[19]

						Schattenfinanzplätze, Geldwäsche und Geheimdienste ziehen sich an. Die Wirtschaftshistorikerin Vanessa Ogle forscht an der renommierten Yale University in den USA zur Geschichte der Schattenfinanz. Sie betont die Rolle der Geheimdienste bei der Entstehung der Schattenfinanz, die hierbei ehemalige Kolonien mit schwacher ökonomischer und politischer Selbstbestimmung nutzten: «So erkannten amerikanische Geheimdienstler etwa, dass sich Steueroasen wie die Bahamas für die Finanzierung von verdeckten Operationen in Kuba nutzen ließen.»[20] Und umgekehrt wurde der deutsche Bundesnachrichtendienst (BND) bereits engagiert, um Geldwäsche und Steuerhinterziehung über das Fürstentum Liechtenstein zu belegen.[21] 

						Dass kleine neutrale Länder wie die Schweiz, Österreich, Malta und Zypern (alles keine NATO-Mitglieder) ebenso wie frühere Kolonien häufig als Schattenfinanzplätze fungieren, ist aus meiner Sicht kein Zufall. Denn sie sind Drehscheibe für Agenten aus West wie Ost. In Österreich ist etwa Spionage gegen andere Länder nicht verboten – sofern sie sich nicht gegen Österreich selbst richtet. Gerade kleinen Ländern, die keine militärische Rolle spielen, kann das Wissen über die schmutzigen Geheimnisse der Finanzeliten und der Geldflüsse der Mächtigen und Geheimdienste sowie die Verwaltung ausländischer Vermögen Vorteile auf dem geopolitischen Schachbrett verschaffen. Die Schweiz profitierte nach dem Zweiten Weltkrieg weiterhin vom Nazi-Gold, da die USA die Unterstützung der Schweiz gegen die Sowjetunion wünschten und die einstige Weltmacht Großbritannien sogar Kredite der Schweiz benötigte.[22] 

						Die Möglichkeiten kleiner Länder oder von Inseln, eine erfolgreiche Industrie aufzubauen, sind zudem sehr begrenzt. Denn der Markt einer Insel ist klein und die Transportkosten für Güter sind zumeist hoch. Eine Automobilindustrie mit teuren Ingenieuren lohnt sich aber erst ab einer hohen Stückzahl produzierter Autos. Daher ist es für kleine Länder und Inselgebiete naheliegend, den einfachen Weg zu gehen und Kapital aus aller Welt mit niedrigen Steuern und laschen Gesetzen anzulocken. 

						Die ökonomische Bilanz der Schattenfinanz fällt für die betreffenden Gebiete laut Ogle indessen ernüchternd aus. Die Vermögensungleichheit ist in den ehemaligen Kolonien hoch und die Abhängigkeit vom Tourismus bleibt. Niedrige Steuersätze halten das «scheue Reh» des Kapitals übrigens keineswegs im Herkunftsland. Hierzu Ogle: «In den 1980er Jahren, als die westlichen Länder die Steuersätze massiv senkten, explodierte diese Steuerflucht regelrecht – was gemäß der Logik des niedrigen Steuersatzes nicht hätte passieren dürfen.»[23]

					
					
						
							Die USA und die EU im Steuercasino

						
						In den USA herrschte bis zur ersten Präsidentschaft Donald Trumps im Jahr 2017 das Prinzip der weltweiten Besteuerung von Unternehmensgewinnen. Vereinfacht gesprochen, beanspruchten die USA, die Gewinne von US-Konzernen im Ausland zu besteuern, da die Konzerne ihren Mutter-Sitz in den USA haben (Sitzlandbesteuerung). Aber sie trieben die Steuer nicht ein, wenn die Gewinne nicht ins Land transferiert wurden. Konzerne wie Google häuften daher massiv unversteuerte Gewinne im Ausland an und vermieden es, diese in die USA zu zurückzuführen («repatriieren»). Sie nutzten diese Gewinne dann als Kriegskasse, um etwa andere Unternehmen aufzukaufen.[24] Gegenüber europäischen Regierungen verlautbarten die Konzerne, man dürfe sie nicht vor Ort besteuern, da sie ja irgendwann in den USA besteuert würden. Daher haben sich innerhalb der OECD die Rufe nach einem Systemwechsel im internationalen Steuerrecht gemehrt, die auf eine stärkere Besteuerung am Ort der Umsätze abzielen (Marktstaatenbesteuerung): also dort, wo auch die Infrastruktur von den Konzernen genutzt wird und die Kunden sitzen. Die europäischen Regierungen befürworten dies zwar teilweise im Hinblick auf die US-Tech-Konzerne, wehren sich selbst aber gegen entsprechende Forderungen der Entwicklungs- und Schwellenländer in Bezug auf europäische Industrie-Konzerne. Im Kern spiegelt sich bis heute in der internationalen Steuerdebatte der Konflikt über ein System, das in der Kolonialzeit etabliert wurde. Denn die Kolonialregime ermöglichten unter ihrer Flagge und militärischem Schutz die Ausbeutung von Menschen und Rohstoffen in Afrika, Asien und Lateinamerika, wollten aber natürlich einen großen Teil der Erträge aus Übersee beanspruchen. 

						Mit dem «Tax Cuts and Jobs Act» der USA unter Trump wurde 2018 fortan stärker auf ein territoriales Prinzip umgestellt. Seither wurde die Körperschaftsteuer auf 21 Prozent festgelegt (vorher existierten drei Stufen zwischen 15 und 35 Prozent). Zudem konnten nichtausgeschüttete Gewinne zu einem begünstigten Steuersatz von 10 Prozent zurück in die USA transferiert werden.

						Jedoch konnten ausländische Steuern auf Dividenden nicht mehr angerechnet werden. Gewinne aus dem Verkauf von «immateriellen Wirtschaftsgütern» (zum Beispiel Patente, Markenrechte und Lizenzen) wurden noch einmal besonders begünstigt (FDII – Foreign-Derived Intangible Income), und es wurde eine befristete Sofortabschreibung (bonus depreciation)[25] auf Investitionen in den USA gewährt. 

						Es wurden jedoch auch drei Maßnahmen eingeführt, die zu einer stärkeren Mindestbesteuerung der Unternehmen beitragen und Druck aus der internationalen Reformdebatte nehmen sollten[26]: Erstens wurde mit GILTI (Global Intangible Low-Taxed Income) eine Mindeststeuer auf Gewinne von Auslandstöchtern der US-Konzerne eingeführt, die Gewinne aus immateriellen Wirtschaftsgütern in Niedrigsteuerländern, die eine bestimmte festgelegte Durchschnittsrendite übersteigen, höher besteuert. Es handelt sich um eine «Hinzurechnung» von Steuern, die der Konzern in den USA entrichten muss. Zweitens kam das steuerpolitische Instrument BEAT (Base Erosion Anti-Abuse Tax) hinzu: Zahlungen von US-Konzernen einer bestimmten Größe an ausländische Tochtergesellschaften (z.B. Zinsen oder Lizenzgebühren) wird der Steuerabzug verweigert, wenn dadurch die «Bemessungsgrundlage» in den USA verringert wird. Bemessungsgrundlage meint die Berechnung des Betrags, auf den die jeweiligen Steuersätze angewendet werden (was also überhaupt zum Gewinn gehört). Daher spricht man auch von Gewinnverkürzung, wenn diese Bemessungsgrundlage aus Sicht der Unternehmen möglichst gering ausfallen soll. BEAT sollte also die Bemessungsgrundlage breiter machen. Drittens wurde eine Zinsschranke (Interest Deduction Limitation Rules) eingeführt, die den Abzug von Fremdkapitalzinsen (zum Beispiel für fiktive konzerninterne Kredite) beschränkt. 

						Dabei wurde häufig behauptet, dass die Unternehmenssteuern in den USA nun bei 21 Prozent lägen, in Deutschland jedoch bei einer durchschnittlichen Gewerbesteuer der Kommunen und den (bis 2028 noch geltenden) 15 Prozent Körperschaftssteuer bei insgesamt 30 Prozent. Dabei wird jedoch unterschlagen, dass auch die USA eine weitere Steuer auf Ebene der Bundesstaaten haben. Die Merz-Regierung beschloss unter dem SPD-Finanzminister Klingbeil zudem, die Körperschaftssteuer in Deutschland bis 2032 schrittweise auf 10 Prozent abzusenken. 

						Bei einem Vergleich der tatsächlich bezahlten Steuern kamen der deutsche Ökonom Prof. Lorenz Jarass und US-Ökonomen von der US Federal Reserve Bank of Chicago zu dem Ergebnis, dass die tatsächlich gezahlten Steuern (nach Abzug von «Steuertricks») und Sozialabgaben in den USA und Deutschland recht vergleichbar sind.[27]  Zudem sind Steuern nur ein Faktor, Investitionen hängen auch von der Qualität der Infrastruktur und der Absatzmärkte ab. In den vergangenen Jahrzehnten hat laut Daten der Weltbank der Anteil der Gewinne am BIP zugenommen und die Gewinnbesteuerung abgenommen. Der private Anteil der Investitionen am BIP indessen hat im langfristigen Trend eher abgenommen. Niedrigere Steuern und höhere Gewinne führen also nicht zu höheren Investitionen. Mehr öffentliche Investitionen und Förderung von Forschung und Spitzentechnologie wären daher der bessere Weg, deutsche Unternehmen fit für die Zukunft zu machen, als Konzernen über Steuersenkungen gratis und anstrengungslos die Gewinne zu erhöhen. 

					
					
						
							Stumpfes Schwert? Das Wettbewerbs- und Beihilferecht

						
						Die EU-Kommission hat laut EU-Verträgen keine Zuständigkeit für die Sätze der Unternehmens- bzw. Körperschaftssteuern, sondern nur für die Koordination der indirekten Steuern (Mehrwertsteuer). Die Mehrwertsteuer trifft überproportional Menschen mit niedrigen Einkommen, denn sie tragen einen höheren Anteil ihres verfügbaren Einkommens an die Supermarktkasse. Hier verhindert die EU-Kommission ein zu starkes Absinken der Steuern, nicht aber im Bereich der Konzerne. Dies ist in den EU-Verträgen bewusst so angelegt, weil der «Steuerwettbewerb» zugunsten der großen Konzerne in der EU ausdrücklich gewünscht war. 

						Gegen Steuerdumping kann die EU-Kommission daher nur etwas über das Wettbewerbs- und Beihilferecht tun. Was abstrakt klingt, hat sehr praktische Auswirkungen. Denn die EU-Kommission muss nachweisen, dass Steuervorteile für Konzerne ein anderes Unternehmen diskriminieren bzw. eine unerlaubte staatliche Beihilfe darstellen. Vereinfacht gesprochen: Zahlt Amazon hypothetisch zwei Prozent und Google ein Prozent Steuern auf die Gewinne, wäre dies eine Diskriminierung von Amazon. Zahlen beide ein oder null Prozent, ist alles in Butter! 

						Tatsächlich geht es jedoch nicht um Steuersätze, sondern um spezielle Regeln im Steuerrecht, die nicht diskriminieren dürfen. Wenn alle Unternehmen diese Regeln in einem Land nutzen können und somit nicht diskriminiert werden, kann die EU-Kommission wenig machen. Sie müsste dann zum Beispiel in aufwendigen juristischen Verfahren nachweisen, dass Verrechnungs- bzw. Transferpreise eines Unternehmens nicht dem Armlängenprinzip entsprachen und es sich dadurch Vorteile verschafft hat. 

						So kam es tatsächlich in einigen Fällen zu Nachzahlungsbescheiden für Unternehmen wie Apple, Fiat oder Google. Die EU-Kommission entschied infolge der Luxemburg Leaks, dass die Kaffeehauskette Starbucks in den Niederlanden und die Finanztochter des Autobauers Fiat in Luxemburg jeweils 20 bis 30 Millionen Euro nachzahlen müssten. Im Fall Apple bestätigte der Europäische Gerichtshof (EuGH) erst im Jahr 2024 die Entscheidung der EU-Kommission, Irland zu zwingen, Steuergelder von Apple einzufordern. Das Beihilfeverfahren wurde noch während meiner ersten Jahre im EU-Parlament eröffnet und erst final entschieden, als ich nach zehn Jahren dorthin zurückkehrte. Es ging dabei um Steuerminderzahlungen von Apple, die bis in das Jahr 1991 zurückreichten. Ebenso bestätigte der EuGH Nachzahlungsaufforderungen an Google über 2,4 Milliarden Euro.

						Dies ist jedoch nur ein Bruchteil der milliardenschweren Steuervorteile der Konzerne. Außerdem geht das Geld an die Staaten, die den Steuervorteil gewährten. Diese werden also nicht bestraft und so bleibt die «Steuerhehlerei» der Finanzminister risikolos. Auch die Konzerne selbst müssen keine hohen Strafen fürchten, sondern im Wesentlichen nur zurückzahlen, was sie erschlichen haben.

						Im Fall Apple hatte die EU-Wettbewerbskommissarin Vestager 2016 nach aufwendigen Untersuchungen entschieden, das Unternehmen müsse 13 Milliarden Euro (oder 3000 Euro pro irischem Bürger) an Irland zurückzahlen. Vestager warf Apple vor, nur 0,005 Prozent Steuern auf seine Gewinne in der EU entrichtet zu haben. Doch Irland wollte das Geld nicht. Und das Gericht der Europäischen Union (EuG) kippte die Entscheidung der EU-Kommission 2020 zunächst, woraufhin diese vor den Europäischen Gerichtshof (EuGH) zog. Als Apple schließlich zahlte, verringerte sich der Quartalsgewinn von 23 auf 14,7 Milliarden Dollar. Wer allein in drei Monaten 23 Milliarden Dollar Gewinn macht, verkraftet auch alle zehn Jahre mal wieder eine Rückforderung der EU über 13 Milliarden Euro.

						Im Falle Starbucks unterlag die EU-Kommission vor dem EuGH, während sie im Fiat-Fall erfolgreich war.

					
				
					
						Die «Erinnerungslücke» des Jean-Claude Juncker

						Wie ich vom Abgeordneten zum Finanzdetektiv wurde

					
					Ohne Jean-Claude Juncker wäre ich wahrscheinlich nie der «Finanzdetektiv» geworden, zu dem mich später auch die Medien machten. Und vielleicht wäre ich auch nie auf den Wirecard-Skandal gestoßen. Denn meine Rolle bei der Aufklärung von Finanzskandalen hatte auch etwas mit dem Vertrauen zu tun, das Hinweisgeber in mich setzten, die sich von der Politik im Stich gelassen fühlten. 

					Am Anfang dieser Entwicklung stand eine denkwürdige Befragung des damaligen EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker am 17. September 2015 im Europäischen Parlament. Dort sagte Juncker vor laufender Kamera die Unwahrheit. 

					
						
							Der Krecké-Bericht und ein Staatsgeheimnis

						
						Vorausgegangen war, dass ich schlicht meine Hausaufgaben gemacht und den Austausch mit Kollegen der Luxemburger Linken zu einem interessanten Dokument gesucht hatte. Da diese als einzige politische Kraft die Steuerpolitik Luxemburgs infrage stellten, bekam ich im Unterschied zu Konservativen, Sozialdemokraten, Liberalen oder Grünen die ungeschminkte Wahrheit über die Zustände in Luxemburg berichtet. 

						Zunächst wurde ein Sonderausschuss des Europäischen Parlaments zu den Luxemburg Leaks eingesetzt, für den ich gekämpft hatte und der auch mit Unterstützung von zwei deutschen Abgeordneten der CDU/CSU eingesetzt wurde, die noch eine Rechnung mit Juncker offen hatten. 

						Der Ausschuss forderte alle möglichen Dokumente von der EU-Kommission an, die die Steuerpolitik Luxemburgs betrafen. Darunter befand sich der sogenannte «Krecké-Bericht». Dieser wurde 1997 vom damaligen Abgeordneten des Luxemburger Parlaments und späteren Wirtschaftsminister Jeannot Krecké angefertigt. Der Bericht sollte unter anderem Probleme in der Luxemburger Steuerpolitik herausarbeiten. Eine Seite fehlte jedoch in dem Bericht, und auch das Europäische Parlament bekam sie nicht zu sehen, da sie offenbar bewusst von der Luxemburger Regierung entfernt worden und als eine Art Staatsgeheimnis eingestuft worden war. Das elektrisierte mich sofort. Die anderen Abgeordneten maulten darüber etwas herum und hakten die Sache schließlich ab. Aber ich gab noch nicht auf.

						So tauschte ich mich etliche Wochen vor Junckers Befragung ausgiebig mit den Kollegen der Luxemburger Linken aus. Sie machten mich darauf aufmerksam, dass es einen interessanten Artikel der investigativen Luxemburger Journalistin Véronique Poujol über den Bericht und die fehlende Seite gab, der im Ausland nicht wahrgenommen wurde, da Luxemburg ein kleines Land war und der Artikel nur auf Französisch erschienen war. Poujol, die später PR-Beraterin der Großherzogin von Luxemburg wurde, hatte 2013 Dokumente rund um den Luxemburger Geheimdienstskandal enthüllt, über den die schwarz-rote Regierung Juncker am Ende 2013 stürzte. Ich suchte den Kontakt zu ihr und erfuhr, dass ihren Recherchen nach nur drei vollständige Versionen des Krecké-Berichts (mit der geheimen Seite) existieren würden: eine, die Juncker übergeben wurde, eine zweite, die dem Abgeordneten Lucien Lux anvertraut wurde (dieser soll seine Ausfertigung verloren haben), und eine dritte, über die Krecké selbst verfügte. 

					
					
						
							Wie ich Juncker vor laufender Kamera ertappte

						
						Kurz vor der Befragung von Juncker im September 2015 informierte ich die Journalistin Poujol, dass ich Juncker erneut mit der fehlenden Seite konfrontieren würde. Sie würde die Internet-Übertragung verfolgen, die im Europäischen Parlament – im Unterschied zum Bundestag – zumeist üblich war.

						Juncker war launisch, charmant und impulsiv zugleich. Aber er war kein steifer Bürokrat. Man musste ihn daher rhetorisch fordern und aus der Reserve locken. Ich erinnerte ihn zunächst an seine Pflicht zur loyalen Kooperation. Da er nun nicht mehr Premierminister von Luxemburg, sondern Chef der EU-Kommission sei, habe er Europa und nicht Luxemburg zu dienen. Ich führte den Artikel von Poujol ein und forderte ihn auf, die Seite herauszurücken. Wenn er nicht mehr wüsste, wohin er sie verlegt habe, würde ich ihm auch dabei helfen, sie in seinem Keller zu suchen! Juncker war sichtlich verärgert darüber, dass ihn ein junger und noch unbekannter Abgeordneter einer kleinen Fraktion so verspottete. Er versuchte, Überlegenheit herzustellen: Zunächst ließ er mich auf Deutsch wissen, dass er mit der Frage gerechnet habe (ich hatte ja bereits schriftlich nach der Seite gefragt), er habe daher kürzlich zur Vorbereitung bei Herrn Krecké nochmal angerufen, um in seiner Erinnerung zu kramen, wie das mit der Seite gewesen sei. Er führte aus: «Ich wusste nicht bis zu dem Zeitpunkt, wo Herr Krecké in einem Interview kundgetan hat, dass er eine Seite aus seinem Bericht nicht in den offiziellen Bericht geschrieben hätte, dass es diese Seite gab. Und ich habe ihn auch nicht aufgefordert, diese Seite aus seinem Bericht zu entfernen, weil ich wusste überhaupt nicht, dass es eine derartige Seite gäbe (…). Weil auf dieser Seite, über die ich nicht verfüge, und deshalb braucht auch niemand mit mir in den Keller zu gehen (…)». Außerdem: «Ich gehe nicht mit jedem in den Keller!» Die Abgeordneten der anderen Fraktionen lachten über die Belehrung. 

						Später verließ Juncker, der vom französischen EU-Finanzkommissar Pierre Moscovici begleitet wurde, vorzeitig die laufende Sitzung. Juncker führte sich auf wie bei einer Audienz im Großherzogtum und hatte sich nicht im Griff! Nun lachten die Abgeordneten nicht mehr, denn Juncker hatte ihnen gerade demonstriert, wie wenig ernst er sie nahm, und das empörte dann selbst die zahmsten Volksvertreter. Die Journalisten, einige von ihnen hatten mitgelacht, schrieben anschließend ihre Leitartikel, wonach Juncker sich die Abgeordneten wieder vom Ärmel geputzt habe. Man war eben in den Redaktionsstuben zuweilen auch froh, dass Junckers Stuhl nicht wackelte. Die Presse, die Diplomaten, die Beamten und Kommissare schickten nicht selten ihre Kinder auf dieselben gehobenen Schulen, man versorgte sich gegenseitig mit Informationen und lebte nicht schlecht in der Brüsseler Blase mit Auslandszulage. Besonders unbequem war die Europaberichterstattung daher nie. 

						Véronique Poujol aus dem beschaulichen Luxemburg machte hingegen ihren Job. Wenige Minuten nach der Befragung Junckers hatte sie Krecké am Telefon überrumpelt. Sie fragte ihn, ob er noch einmal bestätigen könne, dass er die Seite an Juncker weitergegeben habe. Dieser reagierte verdutzt. Er habe Juncker die Seite doch erst «kürzlich» erneut ausgehändigt, weil dieser ihn danach gefragt habe. Nun stand im Raum, dass Juncker mich und somit das Parlament vor laufender Kamera belogen hatte! 

					
					
						
							Ein Brief

						
						Worum ging es eigentlich? Die Brisanz dieser so geheimen Seite bestand darin, dass sie die politischen Risiken der luxemburgischen Praxis bei Steuervorbescheiden thematisierte, insbesondere Reaktionen des Auslands. Die Widersprüche Junckers im Europäischen Parlament führten zur Berichterstattung von Poujol und einem Luxemburger Radiosender. Nun musste ich nur noch die deutsche Öffentlichkeit dafür gewinnen. Ich verfasste einen Brief und bat Juncker um Aufklärung. Ich erinnerte ihn daran, dass seine Aussage im Widerspruch zu der Feststellung seines ehemaligen Wirtschaftsministers gegenüber der Journalistin Poujol sowie dem Luxemburger Radiosender «100,7» im November 2014 stehe. Demnach hatte Krecké 1997 drei vollständige Versionen des Berichts mit der besagten Seite angefertigt und Juncker eine davon zukommen lassen, unter anderem inklusive der Empfehlung, die Auswirkungen der Vergabe von Steuervorbescheiden einer genaueren Prüfung zu unterziehen. Diese Aussage bestätigte Krecké gegenüber diesem Radiosender am 17. September 2015 erneut.[28]

						Ferner führte ich aus, dass Krecké gegenüber Poujol noch am Tag von Junckers Befragung im TAXE-Ausschuss erklärt habe, dass er «Ihnen nicht nur im Jahre 1997, sondern zusätzlich auch nach seinen Äußerungen im November 2014 eine Version des Krecké-Reports übermittelt hätte, welche die von mir angesprochene (…) Seite enthielt». «Dies sei erforderlich gewesen, da sich beide Exemplare des von Herrn Krecké an den einstigen Vorsitzenden der sozialdemokratischen Fraktion des Luxemburger Parlaments Lucien Lux sowie an Sie ausgehändigten Berichts (einschließlich der unveröffentlichten Seite über die luxemburgische Praxis bei Steuervorbescheiden) nicht mehr auffinden ließen. Es steht somit die Frage im Raum, ob entweder Herr Krecké falsche Angaben gemacht hat oder Sie, Herr Präsident, dem Europäischen Parlament die Unwahrheit gesagt haben.»

						Es kostete mich viel Zeit und Energie, Medien für die Sache zu interessieren. Ich konnte jedoch schließlich den Spiegel davon überzeugen, über Junckers Unwahrheit zu berichten. Doch offenbar galt ich damals noch als Abgeordneter zweiter Klasse. Der Spiegel brachte es fertig, zwar fast alle Abgeordneten zu Junckers Widersprüchen empört zu Wort kommen zu lassen (freundlicherweise auch mich, der die Sache überhaupt ins Rollen gebracht hatte) und auf das Video der Befragung zu verweisen, ohne aber den Lesern klarzumachen, dass ich die Frage gestellt und den Widerspruch zusammen mit Véronique Poujol aufgedeckt hatte. Doch zumindest brannte jetzt die Hütte. Die Abgeordneten anderer Fraktionen überboten sich plötzlich im Wettbewerb der Empörung über Juncker. Man forderte eine erneute Vorladung des EU-Kommissionspräsidenten in den Ausschuss. Das konnte mir nur recht sein. Doch es sollte anders kommen.

					
					
						
							Erinnerungslücken

						
						Während der Druck auf Juncker zunahm, klopften mir Kollegen der größeren Fraktionen jovial auf die Schulter und raunten mir zu, Juncker würde sich sicher bald bei mir melden. Die Spitzen der großen Fraktionen tauschten sich offensichtlich bereits mit Juncker aus, wie man das Problem löse, dass das Parlament belogen wurde.

						Juncker ließ sich etliche Tage Zeit, bis er reagierte. Offenbar suchte man im Hintergrund am Place Schuman, dem Sitz der EU-Kommission, hektisch nach Lösungen für das Problem von Junckers Falschaussage im Ausschuss. Eines Tages, ich kam gerade aus einer Sitzung, informierten mich dann meine Mitarbeiter, Juncker habe sich telefonisch gemeldet. Er hatte wohl einmal aufgelegt, da er meinte, falsch verbunden zu sein. Danach meldete er sich erneut und bekam von meinem Büro ausgerichtet, ich befände mich im Ausschuss. «Da gehört er auch hin!», warf Juncker meinem Mitarbeiter launig zu. Er bat darum, ich möge mich bei ihm melden, wenn ich zurück sei. Das tat ich auch.

						Juncker versuchte es mit einer Charme-Offensive. Er entschuldigte seine späte Reaktion mit einem Krankheitsfall in seiner Familie. Er versuchte mein Ego zu streicheln und beschied mir zu Beginn des Gesprächs, ich erinnerte ihn mit meiner Hartnäckigkeit und meiner Chuzpe an sich selbst in seinen frühen Jahren als Politiker. Er und ich stünden doch auf derselben Seite der Barrikade, er sei kein Freund der Finanzindustrie. Luxemburg habe einst in der Stahlkrise gesteckt, sein eigener Vater sei als Gewerkschafter davon betroffen gewesen. Man habe also nach neuen wirtschaftlichen Perspektiven für das kleine Land suchen müssen. Sicher seien da ein paar Dinge aus dem Ruder gelaufen, aber ich könne mich auf seine Unterstützung im Kampf gegen die schlimmsten Auswüchse der Finanz- und Steuerindustrie verlassen. Dann entschuldigte er sich dafür, dass er verneint habe, über die Seite zu verfügen. Er habe das schlicht vergessen. Das käme in seinem Alter gelegentlich vor, fügte er jovial und selbstironisch hinzu. 

						Eine Erinnerungslücke also. Sie sollte mir auch später bei Bundeskanzler Olaf Scholz in der Warburg-Affäre wieder als beliebte Ausrede von Politikern begegnen, um nicht gezwungen zu sein, unmittelbar die Unwahrheit zu sagen. Denn eine subjektive Erinnerung lässt sich schwer widerlegen oder beweisen. Wenig überzeugend waren Junckers Ausführungen dennoch. Denn er hatte ja in der Befragung betont, er habe sich bei seinem früheren Wirtschaftsminister eigens noch einmal im Vorfeld der Befragung informiert, wie das mit der Seite war. Und dieser gab ja an, ihm die Seite «kürzlich» erneut ausgehändigt zu haben. 

					
					
						
							Das Geheimnis wird gelüftet

						
						Kurze Zeit später traf dann auch ein offizielles Schreiben von Juncker bei mir ein. Juncker bediente sich dabei einer beliebten Technik. Er warf eine Nebelkerze in der Hoffnung, die Öffentlichkeit zu verwirren und vom Kern der Sache abzulenken. So berichtete er umständlich, wann er von der fehlenden Seite das erste Mal erfahren habe, nämlich 2014. Er habe sich auch tatsächlich vor seiner Befragung nochmal mit Herrn Krecké über das Fehlen der Seite ausgetauscht. Insofern seien seine Ausführungen im Ausschuss nicht korrekt gewesen. Dies war aber gar nicht der entscheidende Punkt: Niemand hatte angezweifelt, dass die Seite fehlte. 

						Es war bei meiner Frage an Juncker einzig und allein darum gegangen, ob er über die Seite verfügt und ob er diese dem Parlament aushändigen würde. Indem Juncker also auf eine andere vermeintliche Falschaussage einging, die gar nicht das Thema in der Befragung war, lenkte er von der eigentlichen Unwahrheit ab: dass er nämlich behauptet hatte, über eine Seite nicht zu verfügen, die ihm Krecké erst kurz vor der Befragung erneut ausgehändigt hatte.

						Juncker führte in seinem Brief unter anderem aus: «Ich kann mich an diesbezügliche Vorgänge aus dem Jahre 1997–18 Jahre später – nicht erinnern.» Dabei räumte er ja einige Sätze später ein, dass er sich einen Tag vor seiner Befragung erneut mit Krecké dazu ausgetauscht hatte. Juncker führte weiter aus: «Ich weiß, Erinnerungslücken sind oft ein bequemes Ausweichmanöver. Den Vorwurf, dem Ausschuss des Europäischen Parlaments bewusst die Unwahrheit gesagt zu haben, weise ich jedoch zurück. Dass Sie angesichts der Zeitabläufe Zweifel haben konnten an meiner Darlegung, kann ich objektiv und retroaktiv nachvollziehen. Dafür, dass dieser falsche Eindruck entstehen konnte, habe ich mich zu entschuldigen. In der Zwischenzeit konnte ich erneut mit Herrn Krecké sprechen. Da er keine Einwände hat, die fehlende Seite seines Berichtes öffentlich zu machen, sehe ich keinen Grund, Ihnen diese zusätzliche Seite, die Herr Krecké mir inzwischen hat zukommen lassen, vorzuenthalten. Sie ist diesem Schreiben beigefügt.»[29]

						Damit war auch die Aufmerksamkeit der Presse auf den Inhalt der Seite gelenkt, der natürlich von hohem Interesse war. Aber die Lüge wurde dabei übergangen. Die jahrelang wie ein Staatsgeheimnis gehütete Seite enthielt Ausführungen darüber, wie man jenseits des Steuerrechts den «Dialog» mit internationalen Konzernen führe und dass die Niederlande Vorreiter bei der Nutzung der Steuervorbescheide seien, um Vorteile im internationalen Steuer-Wettbewerb zu erzielen. Der Berichterstatter Krecké führte auf der geheimen Seite aus: «In einem Europa, das auf steuerlichen Wettbewerb setzt, wird der negative Effekt der Unternehmensverlagerung verstärkt. Der Berichterstatter kann den pragmatischen Ansatz der Steuerbehörde nachvollziehen, schlägt jedoch dem zuständigen Minister vor, die ‹Vereinbarungen› genauer zu verfolgen. Wenn die politische Führung eindeutig über diese Praktiken informiert ist, kann sie eingreifen, wenn die angewandten informellen Regeln nicht mehr mit der Politik der Regierung übereinstimmen» (eigene Übersetzung).[30]

						Es war also klar, dass es jenseits klarer Gesetze und internationaler Spielregeln freihändige Verabredungen und Verhandlungen der Steuerbehörde mit den Konzernen gab, um sich im Steuerwettbewerb zu behaupten, und dass die politische Führung Luxemburgs, namentlich Juncker, darüber informiert wurde. Aus diesem Grund wurde diese Seite offenbar auch aus dem öffentlichen Bericht entfernt und Juncker individuell ausgehändigt. Juncker beklagte als EU-Kommissionspräsident die Auswüchse des Steuerdumpings durch Steuervorbescheide. Schon allein die Tatsache, dass eine einzelne Person wie der Steuerabteilungs-Leiter K. direkt mit den Konzernen verhandelte (bzw. ihre Anträge abnickte), verdeutlichte mir, dass man die eigenen Beamten gar nicht in die Lage versetzen wollte, die Einhaltung des Armlängenprinzips und anderer Regeln zu überwachen.

						Die verheimlichte Seite verdeutlichte zudem, dass man Junckers Regierung empfohlen hatte einzugreifen, um Konflikte mit der offiziellen Politik Luxemburgs (etwa das Bekenntnis zu fairen internationalen Spielregeln) zu verhindern. Juncker konnte sich also nicht herausreden. Er war informiert und griff eben nicht – wie im Bericht empfohlen wurde – ein, um die aggressiven Steuer-Deals zu unterbinden. 

						 

						In jedem Falle brachte mir meine Hartnäckigkeit in der Befragung von Juncker die Aufmerksamkeit von Whistleblowern (Hinweisgebern) ein. Schon bald sollte sich ein ehemaliger führender Banker bei mir melden, der mir von regelmäßigen Audienzen von Juncker mit einer größeren deutschen Bank berichtete, bei denen auch über die Besteuerung der Bank gesprochen worden sei. Juncker wies derartige Vorwürfe zurück und bestätigte nur, dass es zu seinen Aufgaben gehörte, sich regelmäßig mit der Finanzindustrie auszutauschen. Auf jeden Fall führte dieser Kontakt in die Welt der Hinweisgeber dazu, dass ich schon bald einer der wenigen Leute war, die vorab über eine weitere Enthüllung informiert wurden: die sogenannten «Panama Papers». Dazu später mehr.

					
				
					
						Was tun gegen Steuertricks der Multis?

					
					In den vergangenen Jahren wurden im Industrieländerclub OECD eine Reihe von internationalen Vereinbarungen geschlossen. Eine wichtige Verbesserung betrifft dabei den sogenannten automatisierten Informationsaustausch zu Bankdaten («Common Reporting Standard – CRS»), der sicherstellen soll, dass sich etwa ein argentinischer Steuerbürger nicht durch ein Auslandskonto in Luxemburg dem Finanzamt in Buenos Aires entziehen kann. Vor rund 20 Jahren noch hat fast kein Land automatisch Bankdaten mit anderen ausgetauscht, heute vollziehen das etwa 100 Länder, was über 90 Millionen Auslandskonten und etwa 13 Billionen US-Dollar Auslandsvermögen abdeckt. Gleichwohl bleiben bedeutende Lücken: So teilen die USA, die mit dem «Foreign Account Tax Compliance Act» (FATCA) 2010 erheblichen Druck auf Steueroasen wie Liechtenstein ausübten und diese unter Androhung von Strafsteuern zur Kooperation zwangen, selbst nur eingeschränkt Informationen.[31] Zudem gibt es Möglichkeiten, durch Scheindirektoren von Firmen und Strohmänner, die Konten führen, den Informationsaustausch zu unterhöhlen.

					Eine weitere wichtige Entwicklung im Rahmen der OECD sind Maßnahmen gegen das sogenannte «Base Erosion and Profit Shifting» (BEPS). Darunter wird die Erosion der Steuerbasis (des ermittelten Gewinns) und die Verschiebung von Gewinnen verstanden. Eine der wichtigsten Maßnahmen waren dabei die internationale Mindeststeuer für Konzerne und ein zaghafter Systemwechsel hin zur stärkeren Besteuerung der Konzerne am Ort ihrer Wertschöpfung (statt im Mutterland des Konzerns). Beides sind im Grundsatz sinnvolle Maßnahmen. 

					Die Mindestbesteuerung der OECD, die von Bundeskanzler Olaf Scholz in seinem Kanzlerwahlkampf 2021 noch als persönlicher Erfolg verkauft wurde, war jedoch nicht nur voller Schlupflöcher, sie wurde auch nie vollständig umgesetzt. Im Januar 2025 verkündete dann Donald Trump den Ausstieg aus den Vereinbarungen. 

					Die Reform bestand aus zwei unterschiedlichen Säulen, die jedoch unter dem Stichwort der Mindestbesteuerung häufig zusammen diskutiert wurden. Säule 1 betraf die Frage, welchen Ländern das Steueraufkommen überhaupt zusteht. Säule 2 betraf den Steuersatz und den Modus, wie bei Unternehmen Steuern hinzugerechnet werden, wenn deren Gewinne in bestimmten Ländern nicht gemäß der Mindeststeuer besteuert werden. 

					Die USA wollten dabei unter dem US-Präsidenten Joe Biden, vereinfacht gesprochen, zwar sehr niedrige Steuersätze eindämmen, aber die Besteuerungsrechte am Muttersitz von Konzernen verteidigen, da insbesondere die wichtigsten Digital-Konzerne in den USA sitzen. Die Europäer drängten auf eine stärkere Besteuerung der Digitalkonzerne am Ort der Wertschöpfung, da die EU ein wichtiger Markt für US-Konzerne wie Google oder Apple ist. Doch die EU-Staaten wollten wegen der EU-Steueroasen eher niedrigere Steuersätze. Olaf Scholz setzte als Finanzminister daher eine Mindeststeuer von 15 Prozent durch, während die USA damals eher Sätze von 21 Prozent anstrebten. Denn Scholz war es offenbar wichtiger, kurz vor der Bundestagswahl und seiner Kanzlerkandidatur eine Einigung zu verkünden, als womöglich länger und härter zu verhandeln. Frankreich hatte gefordert, mit einer Digitalsteuer Druck auf die Schattenfinanzplätze aufzubauen, um dann einen besseren internationalen Kompromiss durchzusetzen, der für viele Jahre in Stein gemeißelt wäre. Und die EU wollte wiederum die Besteuerung am Ort der Wertschöpfung auf die digitalen Konzerne konzentrieren, während die Besteuerungsrechte der EU für die europäischen Unternehmen, die etwa in Indien, Brasilien oder Südafrika produzierten, wiederum bei den EU-Staaten verbleiben sollten.

					Der US-Kongress hat jedoch die Verabschiedung des Paketes blockiert. Zwar wurde auch in den USA eine Mindestbesteuerung über 15 Prozent verabschiedet. Sie sieht jedoch nicht im selben Maße vor, dass ausländische Aktivitäten von US-Konzernen, die nicht hinreichend versteuert werden, in den USA hinzuversteuert werden. Sie entspricht daher nicht dem OECD-Deal.

					Die G7-Staaten, die Gruppe der mächtigsten westlichen Industrienationen, haben dann 2025 US-Präsident Donald Trump endgültig eine Ausnahme von der Mindeststeuer gewährt. Trump drohte den Europäern mit Strafzöllen und die europäische Wirtschaft schwächelte. Insbesondere die deutsche Wirtschaft litt wegen der Russland-Sanktionen unter hohen Energiepreisen. Der «Trump-Deal» erfolgte, nachdem sich die Europäer bereits darauf verpflichtet hatten, mehr von Trumps schmutzigem und teurem Fracking-Gas und auch mehr Waffen in den USA zu kaufen.

					Bundeskanzler Friedrich Merz forderte sodann auch in der EU eine «Aussetzung» der Mindeststeuer. Dabei wäre eine Strafsteuer für Big-Tech-Konzerne aus den USA ein wirksames Instrument gewesen, um sich gegen die Erpressung von Donald Trump zu behaupten. Gerade wer Wettbewerbsnachteile der europäischen Industrie befürchtet, braucht eine Mindestbesteuerung. Deutschlands Industrie leidet nicht unter hohen Steuern, sondern hohen Energiepreisen. 

					Doch nicht nur Friedrich Merz, auch der SPD-Finanzminister Lars Klingbeil tat sein Bestes, zaghafte Erfolge nach den Luxemburg Leaks zurückzudrehen. Unter dem Finanzminister der Ampel-Koalition, Christian Lindner (FDP), war im September 2024 die Lizenzschranke für US-Konzerne rückwirkend ab 2018 ausgesetzt worden. Die Lizenzschranke sollte eine Verlagerung von Gewinnen aus Deutschland über hohe Lizenzgebühren unterbinden und war erst 2017 im Zuge der EU-Maßnahmen gegen Gewinnverkürzung in Deutschland eingeführt worden. Lindner hielt seine «Lex USA» sogar geheim. Die Zeit wies darauf hin, dass das Finanzministerium zwar beispielsweise die steuerliche Behandlung der Rennpferde von Drittanbietern ausführlich erläutert hatte, aber über die Ausnahme für US-Konzerne keinerlei öffentliche Mitteilung erfolgte. Unter Lars Klingbeil wurde die Lizenzschranke dann im November 2025 vollständig abgeschafft. Dies wurde damit begründet, dass ja nunmehr die Mindeststeuer schädliche Praktiken unterbinde. Doch genau dies ist fraglich. Man sieht daran, dass ohne den Druck durch Finanzskandale selbst zaghafte Erfolge im Kampf gegen die Steuertrickser schnell zurückgedreht werden.[32] 

					
						
							Ende der Mindeststeuer – und jetzt?

						
						Das weltweite Netzwerk Steuergerechtigkeit, bei dem viele renommierte Steuer-Experten tätig sind, kam bereits anlässlich der Einigung der OECD im Jahr 2021 zu einer nüchternen Bewertung des Mindeststeuer-Deals: «Der in Säule 2 vereinbarte globale Mindeststeuersatz von 15 % liegt weit unter dem weltweiten Durchschnitt der Körperschaftssteuer von etwa 25 % und näher an den 12,5 %, die von einigen Niedrig-/Nichtsteuerländern vorgeschlagen werden. Die Festsetzung des globalen Mindestsatzes auf diesem Niveau würde der großen Gruppe der Entwicklungsländer, die viel höhere gesetzliche Körperschaftssteuersätze haben, nicht viel nützen. Anstatt den  ‹Wettlauf nach unten› zu stoppen, wird dieser niedrige Satz Länder mit einem höheren Körperschaftssteuersatz in einen ‹Wettlauf zum Minimum› verwickeln. Darüber hinaus würde die zweite Säule, wie von der OECD vorgeschlagen, den Großteil der neuen Einnahmen den (OECD-)Hauptsitzländern der multinationalen Unternehmen zufließen lassen anstatt den Ländern mit niedrigerem Einkommen, die aufgrund der Mängel der derzeitigen Vorschriften den größten Teil ihrer Steuereinnahmen verlieren.» 

						Und weiter heißt es in der Erklärung: «Eine Lösung, die in einem politisch voreingenommenen und undurchsichtigen Prozess außerhalb des UN-Systems und der damit verbundenen rechenschaftspflichtigen Ländervertretung vereinbart wird, kann nicht die Legitimität eines verbindlichen internationalen Abkommens haben.»[33] 

						Denn in der OECD dominieren die Interessen der Industriestaaten. Daher erheben die Länder der Südhalbkugel immer wieder Forderungen nach Verhandlungen bei den Vereinten Nationen. Diese könnten Entwicklungsländer mit zusätzlichen Steuer-Experten unterstützen. 

						Die internationale Mindestbesteuerung wurde von Donald Trump und auch Friedrich Merz aufgekündigt. Triumphiert hat wieder einmal nur die Steuervermeidungsindustrie.

						Im Folgenden sollen daher ein paar Maßnahmen erläutert werden, die je nach konkreter Ausgestaltung unabhängig von einer globalen Lösung einen Beitrag zu mehr Steuergerechtigkeit und somit auch faireren Wettbewerb leisten könnten.

					
					
						
							Konzernberichterstattung und schwarze Listen

						
						Während meiner ersten Jahre im Europäischen Parlament kämpfte ich mit dem Rückenwind der Luxemburg Leaks für eine wichtige Reform: die öffentliche länderspezifische Berichtspflicht für Konzerne bzw. das sogenannte Country-by-country-Reporting. Die Idee wurde unter anderem von dem einstigen Wirtschaftsprüfer und Professor für Bilanzierung, Richard Murphy, entwickelt, der sich beim Netzwerk Steuergerechtigkeit engagierte und zu Beginn seiner Karriere selbst Steuervermeidungsmodelle, etwa für Gewinne aus dem Verkauf des Brett-Spiels Trivial Pursuit, entworfen hatte.

						Es ging dabei darum, große Konzerne zu verpflichten, wichtige Kennziffern wie Gewinne, Umsätze und Beschäftigte für jedes Land aufzuschlüsseln, in dem sie aktiv sind. So ließe sich besser erkennen, wenn in einem Land zwar hohe Umsätze erzielt werden, aber kaum Gewinne oder Steuern anfallen. Der zentrale Streit rankte sich darum, ob diese Berichtspflicht öffentlich oder nur gegenüber den Finanzbehörden der Länder erfolgen solle.

						Die EU-Kommission stand wegen der Luxemburg Leaks unter Druck und plädierte daher für eine öffentliche Berichtspflicht (was im Übrigen selbst die FDP im Europaparlament befürwortete). Die EU-Kommission wollte jedoch die Pflicht der in der EU tätigen Großkonzerne, ihre Kennziffern zu veröffentlichen, stark beschränken. 

						Die EU-Kommission knüpfte eine Einordnung als Steueroase zudem an eine höchst umstrittene schwarze (bzw. als Vorstufe eine graue) Liste von Steueroasen, die von den Finanzministern der EU-Staaten ausgehandelt wurde. Die Einführung dieser Liste sollte einen Schaden für die Reputation der betroffenen Gebiete verursachen. Vereinzelt gab es auch Forderungen (etwa von mir), die Liste zu nutzen, um Banken, die weiter aktiv in diesen Gebieten sind, in der EU die Banklizenz zu entziehen und so Druck aufzubauen.

						Der Schönheitsfehler: Auf der Liste befanden sich natürlich wegen des Erfordernisses der Einstimmigkeit der EU-Finanzminister keine EU-Staaten. Britische Kronkolonien, die teilweise Null-Steuern für Unternehmen erhoben, befanden sich ebenso wenig darauf. Dies wäre, als würde man mit 100 Prozent Alkohol im Blut als nüchtern gelten.

					
					
						
							Punktsieg gegen Scholz

						
						Verabschiedet wurde diese wichtige Reform jedoch erst, als ich bereits dem Deutschen Bundestag angehörte. Dort übte ich Druck auf den damaligen Finanzminister Olaf Scholz aus. Er sperrte sich lange Zeit gegen die öffentliche Berichtspflicht. Die Süddeutsche Zeitung schrieb dazu: «Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) agiert in dieser Frage nicht anders als sein CDU-Vorgänger Wolfgang Schäuble. Deutschland will nicht, dass Unternehmen wegen vermeintlich nicht gezahlter Steuern öffentlich an den Pranger gestellt werden. (…) In ihrem Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 hatte die SPD noch eine öffentliche Berichterstattungspflicht gefordert. Im Koalitionsvertrag mit der Union war davon aber keine Rede mehr. Nun, im Entwurf des Wahlprogramms für die Europawahl im Mai, taucht das Wort ‹öffentlich› bislang nicht auf. Aus Scholz’ Umfeld heißt es, dass man keine Forderungen erheben werde, die der Minister nicht vertrete.»[34]

						Die Einwände der Gegner der öffentlichen Berichtspflicht lauteten, dass dadurch wichtige Betriebsgeheimnisse offenbart würden und hohe Umsätze oder Gewinne auf Auslandsmärkten ausländische Steuerbehörden auf den Plan rufen könnten. Letzteres sei nachteilhaft für die stark exportabhängige deutsche Wirtschaft. Die Argumente ließen sich entkräften und im Bankensektor galt eine solche öffentliche Berichtspflicht ohnehin bereits. Auch die Banken waren zunächst Sturm dagegen gelaufen und haben sich später dann klaglos damit arrangiert.

						Doch der Wettbewerb um den Parteivorsitz und die Kanzlerkandidatur der SPD war hilfreich, um Scholz zur Vernunft zu bringen. Denn Scholz bewarb sich inmitten einer tiefen Krise der SPD nach Jahren der Großen Koalition und dem Rücktritt der früheren Vorsitzenden Andrea Nahles um den Parteivorsitz. Der Parteivorsitz war entscheidend für den Zugriff auf die Kanzlerkandidatur der SPD. Einer seiner Konkurrenten, der das Rennen um den Vorsitz gewann und später trotz Differenzen mit Scholz die SPD zusammenführte und Scholz die Kanzlerkandidatur anvertraute, war der frühere Finanzminister von Nordrhein-Westfalen (NRW), Norbert Walter-Borjans. Borjans, mit dem ich seit meiner Zeit im EU-Parlament einen vertrauensvollen Austausch entwickelt hatte, war durch den Ankauf der CDs mit Daten von reichen Steuersündern bekannt geworden. Er war ein vehementer Befürworter der öffentlichen Berichtspflicht der Konzerne. Und so ließ ich die Berichtspflicht über meine damalige Fraktion immer wieder auf die Tagesordnung des Plenums setzen und zitierte Norbert Walter-Borjans genüsslich. Am Ende gab Scholz unter dem innerparteilichen Druck nach. 

						Im Sommer 2021 wurde die öffentliche Berichtspflicht für Konzerne in der EU endlich Gesetz. Die Schwelle dafür wurde bei einem Jahresumsatz von 750 Millionen Euro angesetzt. Ein großer Wermutstropfen blieb jedoch. Die Kennziffern der Konzerne und ihrer Tochtergesellschaften wurden (jenseits der Steueroasen-Liste) nur für die EU-Staaten verlangt. Die Aktivitäten im Rest der Welt wurden nicht für die jeweiligen Länder getrennt, sondern als großer Datenklumpen ausgewiesen. Dies schuf weiterhin zahlreiche Möglichkeiten, Schattenfinanzplätze außerhalb der EU zu nutzen, ohne dies in den Daten hinreichend erkennen zu können. Das bleibt eine große Schwäche der Reform, auch wenn die Steuervermeidung von europäischen Konzernen überwiegend über die Schattenfinanzplätze der EU stattfindet.

					
					
						
							Europäische Einheitsbesteuerung (GKKB)

						
						Eine weitere Maßnahme, die sich seit vielen Jahren in der europapolitischen Debatte befindet, ist die sogenannte – Achtung, Wortungetüm – Gemeinsame Konsolidierte Körperschaftssteuerbemessungsgrundlage (GKKB). Die Idee dahinter ist charmant, aber der Teufel steckt im Detail.

						Demnach würde man den Gewinn von Unternehmen auf EU-Ebene ermitteln (dann ist es zumindest egal, in welche europäische Steueroase Gewinne verschoben werden). Dabei würden auch gemeinsame Vorschriften für die Bemessungsgrundlage greifen, darüber also, was überhaupt als zu besteuernder Gewinn gilt, um zu verhindern, dass etwa in Land A Zinsen, die an eine Tochterfirma in Land B fließen, als Kosten abgezogen werden, in einem Land B die Zinseinnahmen aber nicht als Gewinn gelten. Anschließend würde man mit einer Formel den europäischen Gewinn auf die EU-Staaten aufteilen, die sich etwa an Kennziffern wie Umsätzen, Beschäftigten und anderen Faktoren orientiert, welche sich somit nach realer wirtschaftlicher Aktivität des Unternehmens richten. 

						Es gibt jedoch mehrere Probleme: Erstens: Ohne einen gemeinsamen Mindeststeuersatz kann sich der Wettbewerb um die Steuersätze sogar verschärfen, weil er nun nicht mehr über die Bemessungsgrundlage oder Steuerbasis, sondern nur noch über die Sätze stattfindet. Für einen Mindeststeuersatz wäre aber Einstimmigkeit im Europäischen Rat erforderlich. Dem werden die Schattenfinanzplätze nie zustimmen. Die Architektur der EU, Zuständigkeit für Wettbewerb, aber nicht für die Steuersätze von Unternehmen, begünstigt daher systematisch die Verschärfung des Steuerwettbewerbs. Zweitens müsste eine gemeinsame Bemessungsgrundlage die Steuersysteme von Schweden bis Malta vereinen.

						Ein europäischer Kompromiss würde die Bemessungsgrundlage gegenüber den Schattenfinanzplätzen wahrscheinlich erweitern, aber gegenüber größeren Volkswirtschaften schmaler machen. Daher wäre im Ergebnis eventuell nicht viel gewonnen. Drittens werden Auswirkungen auf die Eigenheiten bestimmter Steuersysteme befürchtet. Dies könnte etwa die deutsche Gewerbesteuer betreffen, die wichtig für die Finanzierung der Kommunen ist. 

					
					
						
							Alternative: Nationale GKKB

						
						Die Alternative könnte aber darin bestehen, sich auf Ebene der größeren Mitgliedsstaaten (zum Beispiel Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien) auf eine GKKB zu einigen und diese einfach mit dem jeweiligen nationalen Steuersatz anzuwenden. Deutschland könnte dann «seinen Anteil» von den Unternehmen verlangen. Dies würde den Druck auf Andere erhöhen, sich daran zu beteiligen und Einfluss auf die Ausgestaltung der GKKB zu nehmen, um bei der Berechnung der GKKB-Staaten nicht benachteiligt zu werden. Es würde auch Druck auf die Konzerne ausüben. Denn Deutschland würde dann Gewinne, die künstlich aus Deutschland nach Luxemburg verschoben und dort sehr niedrig versteuert werden, nach deutschen Steuersätzen versteuern. 

					
					
						
							Strafsteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen?

						
						Eine ähnliche Variante bestünde darin, konzerninterne Finanzflüsse in unkooperative Steueroasen aus Deutschland mit einer Straf- oder Quellensteuer zu belegen. Ansätze gibt es dafür bereits mit der Zinsschranke im deutschen Steuerrecht, die den Abzug von Zinsen zur Gewinnverkürzung einschränkt.

						Auch hier unterlägen die Konzerne dem Risiko der doppelten Besteuerung. Aus meiner Sicht ist es fatal, dass die europapolitischen Debatten sich häufig auf die Losung «mehr oder weniger Europa» verengen oder Floskeln wie «Wir können im Zeitalter der Globalisierung nur noch auf europäischer Ebene gegen Steuertricks vorgehen». Tatsächlich setzt man auf europäischer Ebene aber nur dann bessere Spielregeln durch, wenn man die nationalen Daumenschrauben nutzt. Man muss also erst mal im «Steuerkrieg» abschrecken und die ein oder andere «Steuer-Rakete» abfeuern, um einen «internationalen Waffenstillstand» durchzusetzen. Insbesondere große Staaten, die wichtige Märkte sind, haben dabei erhebliche Gestaltungsspielräume, da zum Beispiel Apple mehr iPhones in Deutschland als in Luxemburg verkauft.

					
					
						
							Waffengleichheit: Mehr Personal in der Finanzverwaltung

						
						Ein zusätzlicher Steuerfahnder bringt dem Staat in Deutschland im Durchschnitt eine Million Euro mehr ein, als er oder sie an Kosten verursacht. Dennoch wurde die öffentliche Verwaltung in diesem Bereich immer mehr ausgetrocknet. Dabei ließe sich insbesondere illegale Steuerhinterziehung (siehe später im Buch die berüchtigten Cum-Ex-Deals) mit mehr geschultem Personal schneller erkennen und bekämpfen. Auch bei vielen Tricks, die der im Grundsatz legalen Steuervermeidung dienen, gibt es Graubereiche, die illegal sind (zum Beispiel, wenn Briefkastenfirmen keine wirtschaftliche Substanz besitzen), die aber mangels hinreichenden Personals nicht erkannt werden. 

						Die unzureichende Ausstattung mit Personal ist zugleich eine Methode der Bundesländer, um Unternehmen und Superreiche anzusiedeln. Sie lassen die Finanzverwaltung derart ausbluten, dass sie ihren Aufgaben selbst bei bestem Willen gar nicht hinreichend nachkommen kann. 

						Ein weiterer Faktor ist der Länderfinanzausgleich, der dazu führt, dass Länder einen Teil der Steuereinnahmen, die ihnen etwa im Bereich der Körperschaftssteuern und Kapitalerträge zufließen, mit anderen Bundesländern teilen müssen. Das verringert die Anreize, mehr Personal vorzuhalten. Und bei Strafverfahren, also wenn Steuerforderungen etwa durch den Ankauf von CDs mit Daten von Steuerdieben eingetrieben werden, fließen diese Erträge der Justizkasse und nicht dem Länderfinanzausgleich zu. Gleichwohl wären mehr Steuerfahnder laut Untersuchungen in der Summe immer noch lohnend.[35] 

						Aber eine Reform des Länderfinanzausgleichs, die mehr Erträge des Steuervollzugs bei Bundesländern belässt, die ihre Finanzverwaltung befähigen, wäre sicher sinnvoll. Dasselbe gilt für eine Reform des exzessiven Steuergeheimnisses, das Kooperation von Behörden bei Ermittlungen erschwert. Denn an viele Aktivitäten der Organisierten Kriminalität, die sich nicht nur mit aufwendigen Methoden wie Cyberüberwachung ermitteln lassen, käme man über eine Absenkung der Hürden des Steuergeheimnisses heran, wenn ein Verdacht auf Straftaten besteht. Denn wer Illegales tut, wird die Tatbeute in den seltensten Fällen versteuern.

						Es braucht zudem nicht nur das Personal, sondern auch den politischen Willen oder die Rückendeckung der Politik, um sich etwa mit einer Armee von Anwälten und mächtigen Banken anzulegen. Ein besonders negatives Beispiel gab das CDU-geführte Bundesland Hessen, das Mitte der 90er Jahre seine erfolgreichsten Steuerfahnder mit bestellten psychiatrischen Gutachten als Querulanten in die Dienstuntauglichkeit schickte und dafür später Schadensersatz leisten musste. Die Steuerfahnder hatten sich insbesondere die Commerzbank vorgeknöpft. 

					
				
					
						Geldwäsche: Die Spur der Scheine

						Von Kriminellen, Oligarchen und Geopolitik 

					
					Die Luxemburg Leaks und die «Erinnerungslücke» von Jean-Claude Juncker machten mich zu einem beliebten Ansprechpartner von Hinweisgebern und Journalisten bei Finanzskandalen – so auch bei den «Panama Papers». Ich wurde zum Finanzdetektiv wider Willen. Immer wieder wählte ich deutliche Worte und sprach von Deutschland als «Gangster’s Paradise» bei Geldwäsche. Mit dieser Bewertung war ich keinesfalls allein. So bemerkte etwa der renommierte Anti-Mafia-Staatsanwalt von Palermo, Roberto Scarpinato, wäre er Mafioso, würde er in Deutschland investieren. Nach einer Schätzung im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen sollen in Deutschland jährlich etwa 100 Milliarden Euro illegaler Gelder gewaschen werden.[36] 

					
						
							Hinweisgeber und dunkle Sonnenbrillen

						
						Es dauerte nach meinem Punktsieg gegen Juncker nicht lange, und ich wurde über einen Whistleblower, der in hochrangigen Positionen bei einer deutschen Bank in Luxemburg gearbeitet hatte, «empfohlen»: Er brachte mich mit einer weiteren Person in Verbindung, die interessante Hinweise für mich bereithielt. Es ging um eine Kanzlei, die für vermögende Privatpersonen Briefkastenfirmen bzw. Treuhandkonten in einem zentralamerikanischen Land unterhielt und ihnen ermöglichte, über Gelder zu verfügen, ohne dass sie selbst als Eigentümer in Erscheinung traten. Der Grund dafür war häufig, dass die wahren Eigentümer Steuern nicht abführen wollten oder das Geld aus illegalen Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel Waffen- oder Drogenhandel) stammte. Es ging also um Geldwäsche und kriminelle «Vortaten» (Taten, die vor dem Geld-Waschgang stattfanden). Denn natürlich will man solche Erträge aus kriminellen Geschäften auch wieder ganz «normal» benutzen, zum Beispiel, um eine Jacht oder eine Villa zu kaufen oder gar in ein Unternehmen zu investieren. Der Hinweisgeber deutete an, dass die Datensätze Informationen zu sehr bekannten und mächtigen Personen enthielten. Mir wurde schnell klar, dass er selbst zur Geldelite gehörte. Das war schon deshalb offensichtlich, weil er durchblicken ließ, sich von Geschäftspartnern betrogen zu fühlen. 

						In der Folge ereigneten sich seltsame Dinge: Einmal war ich mit dem Zug von Brüssel unterwegs nach Luxemburg, um die Lux-Leaks-Whistleblower vor Gericht zu unterstützen. Auf dem Weg dorthin kontaktierte mich eine unbekannte Person auf dem Telefon, um mir auszurichten, jemand würde in Luxemburg auf mich zukommen. Vor dem Gerichtssaal sprach mich dann tatsächlich eine Person mit dunkler Sonnenbrille an und raunte, dass die Informationen, die ich von einem Hinweisgeber kürzlich erhalten hätte, von enormer Sprengkraft seien. Vielleicht waren der Anrufer und der Hinweisgeber, der immerzu betonte, dass ein Partner von ihm, aber nicht er selbst über den Datensatz verfüge, und der Mann mit der Sonnenbrille dieselbe Person?

					
					
						
							Panama Papers

						
						Was ich erst später erfuhr: Ich war offenbar eine der wenigen Personen aus der Politik, die noch vor der Veröffentlichung durch das Internationale Konsortium Investigativer Journalisten über die sogenannten Panama Papers informiert wurde. Die Panama Papers verschafften den damaligen Investigativ-Reportern der Süddeutschen Zeitung, Bastian Obermayer und Frederik Obermeier, Bekanntheit, die fortan wie bei einem Zeitungs-Abo in regelmäßigen Abständen größere Enthüllungsstorys mit Datensätzen aus der Welt der Schattenfinanz und Geopolitik präsentierten.

						Die Panama Papers folgten nur zwei Jahre nach den Luxemburg Leaks und stellten das größte Datenleck der Geschichte dar. Sie umfassten über 11,5 Millionen Kundendokumente der panamaischen Kanzlei Mossack Fonseca, die bis in die 1970er Jahre zurückreichten. Die Veröffentlichungen zeigten detailliert auf, wie die Kanzlei mit Banken und Vermögensverwaltern weltweit kooperierte, um prominenten Kunden Briefkastenfirmen und anonyme Bankkonten zu verkaufen. Die Zwecke reichten von der Verschleierung von Straftaten wie Steuerhinterziehung, Drogen- oder Waffenhandel bis hin zur Umgehung von Sanktionen. Die Enthüllungen betrafen auch Politiker und sollten unter anderem zum Rücktritt des isländischen Premiers Gunnlaugsson und später auch des pakistanischen Premiers Sharif führen. Auch der ehemalige britische Premier David Cameron sowie die Kinder und Enkelkinder des legendären US-Regisseurs Stanley Kubrick kamen in den Papers vor. Letzterer hatte sein Multi-Millionen-Dollar-Vermögen vor seinem Tod in ein englisches Landhaus investiert, das in seinen Filmen zuweilen eine Rolle spielte. Das Eigentum wurde unter der Regie von Mossack Fonseca auf Holding-Firmen übertragen, was den Nachfahren Kubricks mutmaßlich Erbschaftssteuern ersparte. Einige Zeit später richtete mir meine Quelle dann aus, dass die Veröffentlichung eines Recherchenetzwerkes unmittelbar bevorstünde und die Beschuldigten konfrontiert worden seien. Auf diesen Moment hatte ich gewartet.

					
					
						
							Wie mich ein Schweizer Banker von den Cayman Islands inspirierte

						
						Der Schweizer Wirtschaftsprüfer und Ex-Manager der renommierten Bank Julius Bär auf den Cayman Islands, Rudi Elmer, hatte das Schweizer Bankgeheimnis zu Fall gebracht und 2008 an Julian Assange bzw. Wikileaks Datensätze über schmutzige Geschäftspraktiken bzw. kriminelle Kunden der Bank weitergereicht. Dafür verlor er seinen Job, wurde bedroht und von der Schweizer Justiz verfolgt. Denn das Bankgeheimnis war so etwas wie der Atomschutzbunker der neutralen Schweiz, die dunkle Geheimnisse als eine Art Sicherheitsgarantie verstand. Er argumentierte, nicht gegen Schweizer Gesetze verstoßen zu haben, da er für die Bank auf den Cayman Islands arbeitete.

						Ich beobachtete einmal ein solches Verfahren gegen Rudi Elmer, den ich als liebenswerten Menschen kennengelernt habe im schönen Zürich gemeinsam mit der Schweizer Nationalrätin und ehemaligen Präsidentin der Finanzkommission der Schweizer Bundesversammlung, Margret Kiener Nellen. Der Staatsanwalt warf Elmer niederste Instinkte vor. Aber zur Wahrheit gehörte vielmehr, dass Elmers Beschwerden innerhalb der Bank blockiert worden waren und es keine Möglichkeit gegeben hatte, sich an eine unabhängige Stelle für Hinweisgeber zu wenden. Und dass er massiv unter Druck gesetzt worden war. So schlichen Männer in dunklen Anzügen um sein Haus, seine Familie fühlte sich terrorisiert. Elmer unterliefen unter dem Druck Fehler und er verfasste Drohbriefe. 

						Ich lud ihn nach Brüssel ein, um dort gemeinsam mit einer portugiesischen Sozialdemokratin die TV-Dokumentation «A Leak in Paradise» über seine Geschichte zu zeigen. In einer der Szenen dieses Films sieht man ihn, wie er zum Telefonhörer greift und live vor den Kameras zeigt, wie einfach es war, kriminelles Geld zu verschieben: Ein Finanzdienstleister für Superreiche bot Elmer freundlich seine Dienste bei der Verschleierung von Geldflüssen an. Einfach so am Telefon. 

						Das brachte mich auf eine Idee: Beim anschließenden Abendessen in einem äthiopischen Restaurant in Brüssel fragte ich Rudi ungläubig, ob es wirklich so einfach sei und man nicht über ein persönliches Netzwerk zu den Dienstleistern der Hochfinanz verfügen müsse. Er meinte, ich solle es einfach ausprobieren. Gier kenne keine Grenzen und es komme vor allem auf eine glaubwürdige Story an. Wenn ich meine Rolle als Superreicher gut spiele, könne das funktionieren. 

					
					
						
							Telefonstreich in Panama

						
						Gesagt, getan. Meine Mitarbeiter schüttelten den Kopf darüber, dass ich diesen Telefonstreich wirklich durchziehen wollte. Zunächst ließ ich meinen Büroleiter die Zeitverschiebung nach Panama überprüfen. Dann versammelte ich in einer Sitzungswoche in Straßburg mein Team, wählte die Telefonnummer der Kanzlei Mossack Fonseca und stellte den Apparat auf Lautsprecher. Am anderen Ende befand sich eine freundliche Vorzimmerdame. Ich erläuterte ihr mit Bariton-Stimme, dass ich sehr vermögend sei und mein Geld vor dem deutschen Fiskus retten wolle. Ich lästerte dabei abfällig über die Tentakel des Staates, der Leistungsträger wie mich aus dem Land vertreibe. Ich hatte mir meine Rolle vorher genau überlegt und versetzte mich in einen älteren Herrn im Tweed mit goldenen Manschettenknöpfen und schwerer Wollkrawatte hinein. Meine Geschichte sollte stimmig sein: Ich stellte mir einen Geschäftsmann vor, dessen Tochter im sündhaften teuren New York Kunst studierte. In meiner Fantasie saß ich mit streng gegeltem Haar an einem schweren Eichenholztisch und einem schottischen Whisky vor mir. Plötzlich fiel mir jene Portion Überheblichkeit leicht, mit der ich die Sekretärin anherrschte, ob sie sich gerade die Fingernägel lackiere oder mich zu einem fähigen Anwalt durchstellen könne. 

						Tatsächlich meinte die Frau am anderen Ende der Leitung zunächst zurückhaltend, Details müsste ich mit den Anwälten besprechen. Ich machte deutlich, dass ich ungeduldig war. Man würde ja lesen, dass Panama zukünftig stärker beim internationalen Datenaustausch kooperieren wolle. Ob ich denn sicher sein könne, dass die Kanzlei mein Geld und meine Daten schütze, auch wenn ich dadurch womöglich gegen Gesetze in meiner Heimat verstieße? Das fand selbst die zurückhaltende Mitarbeiterin etwas lustig und machte mit lieblicher Stimme deutlich, dass diese Debatten und Gesetze keinerlei Auswirkungen auf die Dienstleistungen der Kanzlei hätten. Die größte Herausforderung der Situation bestand darin, dass niemand in meinem Büro lachte. Und ich wäre gegen Ende des Telefonats fast gestrauchelt, als mich die Mitarbeiterin nach meiner E-Mail-Adresse fragte. Aber das Experiment hatte funktioniert. Obwohl Mossack Fonseca bereits die Presse im Nacken hatte, war man äußerst hilfsbereit, wenn ein Multimillionär am anderen Ende der Leitung war. 

						Der Spiegel berichtete über dieses Experiment später: «Der deutsche Geschäftsmann ist besorgt. Rund 2,5 Millionen Euro hat er in Luxemburg geparkt. ‹Aber wie Sie vielleicht wissen, haben wir in der EU zurzeit viele Steuerprobleme›, erzählt er am Telefon einer Mitarbeiterin der panamaischen Kanzlei Mossack Fonseca. Deshalb würde er sein Vermögen gerne in einen Trust in Panama verschieben. ‹Ich will etwas sparen für meine Familie, für meine Tochter.› Die Daten des Deutschen werden notiert, ein Anwalt werde alles Weitere mit ihm klären. Sorgen vor gesetzlichen Verschärfungen müsse er sich nicht machen. ‹Wir teilen keinerlei Informationen mit der Regierung.› Bei dem Geschäftsmann handelte es sich in Wahrheit um den EU-Abgeordneten Fabio De Masi. Anfang März machte er einen verdeckten Anruf bei Mossack Fonseca, eine anonymisierte Aufzeichnung des Telefonats liegt SPIEGEL ONLINE vor. Sie zeigt, dass die Kanzlei bis in die jüngste Vergangenheit für Anfragen deutscher Steuervermeider offen war. Dabei muss man in Panama zu diesem Zeitpunkt längst geahnt haben, was auf die Kanzlei zukommt.»[37]

						Der Telefonstreich sollte mir Auftritte in der heute-show  und in Talkshows bescheren. Dort sollte ich als Linker erklären, wie man eine Briefkastenfirma gründet. Und so albern die Geschichte auch zunächst wirken mag, tatsächlich wurde ich durch sie nun auch ein beliebter Ansprechpartner für Geldwäsche-Experten. Davon profitierte meine fachliche Arbeit im Parlament erheblich. Als stellvertretender Vorsitzender des Untersuchungsausschusses zu den Panama Papers und durch meine wachsende mediale Rolle konnte ich auch aus der Opposition heraus einen bescheidenen Einfluss auf die Gesetzgebung ausüben. Und hier ging es im Zweifel für die Banken um sehr viel Geld. 

						Im Deutschen Bundestag schließlich war ich der erste Abgeordnete, der 2017 das Chaos bei der Financial Intelligence Unit (FIU) des Zolls öffentlich machte und den Stau bei der Bearbeitung von Geldwäscheverdachtsmeldungen der Banken anprangerte. In den folgenden Monaten und Jahren fragte ich regelmäßig die Zahlen zu den unbearbeiteten Meldungen ab, bis auch die Grünen und die FDP auf den Zug aufsprangen, der Druck auf die damalige Große Koalition immer größer wurde und Behördenchefs ihren Hut nehmen mussten. Die FIU war dafür zuständig, die Zehntausende von Geldwäscheverdachtsmeldungen, zu denen Banken verpflichtet waren, zu analysieren und für die Strafverfolgung durch Polizei und Nachrichtendienste aufzubereiten. Um die Kriminalpolizei zu entlasten, hatte Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) die Geldwäschebekämpfung von den Kriminalämtern in Bund und Ländern zum Zoll verlagert. Dort mangelte es aber an qualifiziertem Personal und Datenaustausch mit der Polizei. Zehntausende Geldwäscheverdachtsmeldungen, teilweise mit Terrorismus-Bezügen, blieben unbearbeitet liegen oder wurden von Langzeitarbeitslosen händisch dem Fax-Gerät entnommen und abgetippt. Kriminalbeamte mussten bei der Bearbeitung der Meldungen häufig ganz von vorne anfangen und beklagten, die FIU würde die Strafverfolgung eher verhindern als entlasten. So wurden Fristen versäumt, um Gelder mit Verdachtsmomenten der Terrorfinanzierung einzufrieren. Die Polizisten beklagten zudem die geringe Qualität der Berichte. Denn die FIU verfügte kaum über geschulte Kriminalisten. Außerdem hatte die FIU keinen umfassenden Zugriff auf Polizeidatenbanken, da es dort häufig um geschützte Ermittlungen (etwa mit verdeckten Ermittlern) geht. 

						Die FIU spielte auch im Wirecard-Skandal eine Rolle und wurde für den damaligen Finanzminister Olaf Scholz und auch später für Christian Lindner (FDP) eine lästige Angelegenheit. Es gab im Zusammenhang mit der FIU im Herbst 2021 sogar eine umstrittene Razzia im Finanzministerium sowie bei der FIU selbst wegen des Verdachts auf Strafvereitelung im Amt. Behördenchefs mussten regelmäßig im Finanzausschuss des Bundestages antanzen und zwei schließlich gehen. 

						Meine Hoffnung, dass mich Mossack Fonseca anzeigen und mir zu noch mehr Bekanntheit verhelfen würde, erfüllte sich leider nicht. Ohne meinen Telefonstreich wäre ich später aber wohl kaum frühzeitig auf die Betrügereien durch den deutschen DAX-Konzern Wirecard gestoßen. Und damals fehlte mir auch noch das Bewusstsein dafür, welche Rolle zuweilen Wirtschaftsspionage, Nachrichtendienste, Geopolitik und auch kommerzielle Interessen spielten. 

						Der komplette Datensatz der Panama Papers soll später vom deutschen Bundeskriminalamt (BKA) erworben worden sein. Bis heute ist unklar, welche Daten (und nach welchen Kriterien und Interessen) für die Strafverfolgung genutzt werden. Die Quelle der Panama Papers machte noch einmal von sich reden. Wie man aus der Zeitung erfahren konnte, verklagte «John Doe» das BKA auf 14,5 Millionen Euro. Laut einem Schreiben, das die Welt veröffentlicht hat, habe das BKA der Quelle schriftlich zehn Prozent der Erlöse durch Strafgelder und Steuerrückforderungen zugesagt.[38] Auch wenn es gute Gründe für den Ankauf von Steuerdaten geben kann, überschreitet der Staat mit einer «Erfolgsbeteiligung» meines Erachtens eine Grenze zur Hehlerei. Ob es sich bei der Person, die sich um Millionen geprellt sah, um meine Quelle handelte, weiß ich bis heute nicht.

					
					
						
							Geldwäsche – ein Crashkurs

						
						Geldwäsche kennt viele Spielarten.[39] Vom Steuerbetrüger über Drogenkartelle, Menschenhändler oder Terroristen bis hin zu Geheimdiensten und politischer Geldwäsche, die der Sanktionsumgehung dient. Geld wird dabei «gewaschen», um den Ursprung aus kriminellen Geschäften zu verschleiern oder die politischen Interessen zu verbergen.

						Denn früher oder später wollen Geldwäscher kriminelle Erträge auch im legalen Wirtschaftskreislauf verwenden. Sanktionierte Länder wollen kritische Technologien und Güter einkaufen oder ihre Fremdwährungen im Ausland gewinnbringend anlegen.

						Geldwäsche wird durch Schattenfinanzplätze erleichtert, die sich durch geringe Transparenz auszeichnen, etwa hinsichtlich der Eigentümer von Briefkastenfirmen. 

						Nach Schätzungen internationaler Organisationen entspricht das jährliche Geldwäschevolumen bis zu zwei Billionen US-Dollar. Dies entspricht etwa zwei Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts von etwa 100 Billionen US-Dollar. In Deutschland werden demnach jährlich bis zu 100 Milliarden Euro gewaschen. 

						Der Verlauf von Geldwäsche lässt sich in drei Phasen aufteilen: Da ist zunächst die Einführung oder Unterbringung (placement) «schmutzigen Geldes» im Finanzsystem. Dazu werden Beträge stark gestückelt und anderen Geschäften beigemischt, zum Beispiel über bargeldintensive Firmen wie Casinos oder Restaurants in den legalen Wirtschaftskreislauf gebracht. Die «schmutzigen Scheine» verteilen sich dann wie ein Grippevirus unter den normalen Restaurantbesuchern, etwa als Wechselgeld. 

						Die Phase der Verschleierung (layering) soll die Herkunft der Gelder durch komplizierte Buchungen unkenntlich machen. Bei den großen Fischen geschieht dies weniger über Restaurants, sondern vielmehr durch Überweisungen zwischen mehreren Banken über verschiedene Landesgrenzen hinweg und unter Beteiligung mehrerer Briefkastenfirmen, deren Eigentümer zumeist anonym sind. Das Geld bleibt dann also im offiziellen Finanzsystem und die Geldwäscher machen sich dunkle Flecken und unterschiedliche Gesetzgebungen zunutze. So können Behörden die Finanzströme kaum noch nachvollziehen oder verfolgen. Hinzu treten der Kauf und Verkauf von Krypto-Assets, Kunst, Immobilien oder anderen hochpreisigen und spekulativen Anlagen, die es ermöglichen, viel «schmutziges Geld» zu investieren und irgendwann – womöglich viel mehr – «sauberes Geld» zu erhalten. Abschließend wird das gewaschene oder saubere Geld wieder in die reale Wirtschaft eingebracht (sogenannte Legalisierung oder Integration), beispielsweise durch den Kauf von Luxusprodukten, Villen oder Firmenanteilen.

						Um Geldwäsche einzudämmen, gibt es in den meisten Ländern Antigeldwäschegesetze. In der EU wurden einheitliche Mindestregeln gegen Geldwäsche zuerst 1990 verabschiedet.

						Bei weltweit etwa 8 Milliarden Menschen und Billionen von Transaktionen pro Jahr, die elektronisch oder bar erfolgen, können Behörden nicht alles überwachen. Das wäre auch nicht wünschenswert oder sinnvoll. Daher verpflichten Antigeldwäschegesetze Banken, Anwälte, Immobilienmakler und andere Marktakteure wie Autohändler zu Verdachtsmeldungen an die Behörden. Der Staat lagert also die Beobachtung der Einhaltung von Gesetzen an private Wirtschaftsteilnehmer aus. Diese müssen ihre Kunden auf Merkmale der Geldwäsche hin abklopfen und im Verdachtsfall eine spezielle Geldwäsche-Behörde (Financial Intelligence Unit) alarmieren, die die Sache prüft und gegebenenfalls an Kriminalbehörden weiterleitet. 

						Die Pflicht, die Herkunft von Kundengeldern zu verstehen, nennt sich Know Your Customer. Für sogenannte politisch exponierte Personen (PEPs) wie Politiker, Manager öffentlicher Unternehmen, hohe Richter und Diplomaten gelten verschärfte Regeln.

						Schattenfinanzplätze bieten Geldwäschern die Möglichkeit, die Herkunft von Geldern zu verschleiern, sodass sie auch in «normale» Volkswirtschaften wie in Deutschland wieder eingebracht werden können. Wobei Deutschland in Bereichen wie dem Immobiliensektor aufgrund mangelnder Transparenz selbst als Schattenfinanzplatz gilt, was aufgrund der Größe der Volkswirtschaft sogar mehr Schaden anrichtet als manche Karibikinsel.

						Um Geldwäsche zu erleichtern, werden Treuhänder oder Strohmänner als Eigentümer von Firmen eingetragen, die unbescholten sind. Zuweilen wurden dafür auch Obdachlose benutzt – und sogar Haustiere.

						Kanzleien wie Mossack Fonseca haben sich auf die Gründung und den Verkauf von Briefkastenfirmen spezialisiert. Sie stellen oder organisieren zugleich die Scheindirektoren. Viele von ihnen sind auf dem Papier Besitzer von Dutzenden oder Hunderten Briefkastenfirmen. Da gegen sie kein krimineller Verdacht vorliegt, können die Banken, die die Konten der Firmen unterhalten, Überweisungen ohne einen Verstoß gegen Antigeldwäscheregeln durchführen. Die wahren Besitzer der Firmen, die Kunden der Anwaltskanzlei, erhalten über zusätzliche Geheimverträge oder spezielle Kreditkarten den Zugriff auf die Firmenkonten, ohne selbst als Eigner aufzutauchen. 

						Das renommierte Netzwerk Steuergerechtigkeit ermittelt jährlich einen Schattenfinanzindex, der sowohl den Grad an Geheimhaltung als auch die Größe des Finanzsektors und somit den potenziellen Schaden misst. Im Jahr 2025 befanden sich die USA auf Platz 1 des Index, da Bundesstaaten wie Delaware, Nevada oder Wyoming Briefkastenfirmen und die Vertuschung von Vermögensverhältnissen erleichtern. New York gilt überdies – ähnlich wie Berlin – als Mekka der Geldwäsche bei Immobilien. 

						Deutschland befand sich 2025 unter den Top Ten – direkt hinter Luxemburg und noch vor den üblichen Verdächtigen wie Guernsey. In Deutschland ist es zum Beispiel möglich, über sogenannte Share-Deals nicht eine Immobilie selbst, sondern einen Anteil an der Firma zu erwerben, die eine Immobilie hält. Damit wird es möglich, nicht nur als Eigentümer im Dunklen zu bleiben, sondern auch die Grunderwerbssteuer zu umgehen.

						Das Problem mit der Geldwäsche sind oft nicht (nur) mangelhafte Regeln auf dem Papier, sondern eine unzureichende Kontrolle, Lücken im System oder auch das systembedingte Wegsehen der Behörden infolge von Personalmangel und unzureichender Finanzausstattung. 

					
					
						
							Geldwäsche und der Informationskrieg

						
						Was überhaupt unter Geldwäsche fällt oder kriminell ist, ist auch eine Machtfrage. Aktuell wird ihre Definition erheblich von den USA und den westlichen Verbündeten beeinflusst, die das Finanzsystem dominieren. Beispiel Wikileaks: Nach der Enthüllung von US-Kriegsverbrechen durch Wikileaks wickelten Visa und Mastercard keine Spenden mehr für die Enthüllungsplattform ab. Wikileaks musste sich unter anderem über das Krypto-Asset Bitcoin finanzieren, um das offizielle Bankensystem zu umgehen. Damit musste die Plattform aus der Perspektive des US-dominierten Finanzsystems Geld «waschen», um seine Arbeit zu finanzieren.

						Der Krypto-Boom ist auch von geopolitischen Konflikten gespeist worden. Als etwa die Zentralafrikanische Republik, in der fast die Hälfte der Bevölkerung keinen Zugang zu Strom hat, das mit erheblichem Strombedarf von Computern erzeugte Krypto-Asset Bitcoin vorübergehend als offizielles Zahlungsmittel anerkannte, hatte das wahrscheinlich mit der Präsenz der russischen Wagner-Söldner im Land zu tun. Auch die USA, die rund um die Welt die meisten Militärbasen unterhalten, beschäftigen private Söldnerarmeen, die Länder destabilisieren. Sie haben indes keine Probleme, sich über das offizielle Dollar- und Bankensystem zu finanzieren. Sie maßen sich aufgrund ihrer Wirtschaftsmacht vielmehr an, weltweit und somit extraterritorial Sanktionen gegen Unternehmen und Personen zu verhängen. 

						Natürlich müssen die USA selbst mit ihrem Netz aus Handelsverträgen, Militärbasen, Denkfabriken, Stipendien und Stiftungen ihre Petro-Dollars nicht wie zum Beispiel Russland mittels Oligarchen über ein verzweigtes Netz an Firmen in Europa investieren. Sie müssen sich nicht unbedingt über Briefkastenfirmen anschleichen und haben genug Möglichkeiten und Technologien im eigenen Land, um ihre Wirtschaft zu entwickeln und zu diversifizieren. Für US-Unternehmen und Investoren gibt es in der EU kaum Beschränkungen. 

						Anders als für viele Oligarchen hingegen, die im Zuge der vom Westen forcierten Privatisierungen von Staatseigentum in der ehemaligen Sowjetunion reich wurden. Sie versuchen im Auftrag ihrer Heimatstaaten die Gas- und Öl-Euros bzw. -Dollars, die Länder wie Russland einnehmen, in westliche Technologien und Unternehmen zu investieren. Die Mittel dazu reichen von Wirtschaftsspionage und dem Versuch, unsere Cyberinfrastruktur zu unterwandern, bis hin zu dem Wunsch, die russische Wirtschaft schlicht durch Knowhow und Technologietransfer zu modernisieren. Auch mangelnder Marktzugang ist ein Grund, warum bestimmte Länder Gelder fernab der Augen der Öffentlichkeit waschen. China etwa konnte seine europäischen Investments häufig nur tätigen, weil sein eigener Markt mit der Milliarden-Bevölkerung zu attraktiv für westliche Konzerne wurde, um die Chinesen auf Dauer auszusperren.

						Diese Einordnung ist wichtig, um zu verstehen, was die Motivlage hinter manchem Daten-Leak aus der Welt der Finanzen ist. Nachrichtendienste und Wirtschaftsspione auf der ein oder anderen Seite haben zuweilen ein Interesse an der Veröffentlichung solcher Leaks. Das ändert nichts daran, dass die Daten selbst, die durchsickern, zumeist korrekt sind und echte Finanz-Verbrechen offenbaren. 

						Das Problem besteht daher darin, dass wir als Öffentlichkeit nicht das Schlachtfeld des Informationskrieges überblicken. Wir bekommen daher häufig nur selektive Einblicke in die schmutzige Welt. Es ist ganz wie im wirklichen Krieg, wenn Kriegsparteien Videos über die vermeintlichen oder tatsächlichen Gräueltaten der jeweils anderen Seite in die Öffentlichkeit spielen. Vieles davon ist wahr. Die Verbrechen sollen uns aufwühlen und sprechen unsere Emotionen an. Gleichwohl bestimmen wir nicht, was wir zu sehen bekommen und was nicht. Die Ursachen und Zusammenhänge, die Kriege und die damit verbundenen Verbrechen und Gräueltaten ermöglichen, werden ausgeblendet. 

						Ähnlich verhält es sich mit dem Finanzsystem: So erreichen uns Daten-Leaks über Scheichs und Oligarchen aus Panama, aber niemals aus dem US-Schattenfinanzplatz Delaware. 

						Wir erfuhren im Oktober 2021 über das Internationale Konsortium Investigativer Journalisten (ICIJ) von den Pandora Papers und daraus von Offshore-Geschäften eines Netzwerkes um den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj. Der frühere TV-Satiriker war zunächst mit dem Versprechen angetreten, mit der Korruption der Oligarchen aufzuräumen und einen Frieden mit den russischsprachigen Landesteilen zu erreichen. In den Pandora Papers, der bislang größten Enthüllung über Schattenfinanzplätze, wurden nun Offshore-Firmen des ukrainischen Präsidenten mit Verbindungen zu dem Oligarchen und Eigentümer der «PrivatBank» Ihor Kolomojskyj enthüllt. Nach dem Ausbruch des Krieges wurde Selenskyj dann in der westlichen Öffentlichkeit zunächst fast wie ein Heiliger verehrt, und die Korruption wurde ausgeblendet. 

						In 2025 rückte dann im Zuge der Friedensverhandlungen die Korruption im Umfeld des Präsidenten wieder in den Fokus. Unter Druck musste Selenskyj den Leiter des Präsidialbüros, Andrji Jermak, entlassen. Im Zentrum stand auch der ukrainische Oligarch, Tymur Minditsch, der Selenskyj förderte. Minditsch wohnte einst im selben Wohnhaus im Kiewer Regierungsviertel wie der Präsident und ließ sich goldene Toiletten einbauen. Der Miteigentümer der Fernsehproduktion Kwartal 95, aus der Selenskyj als Komödiant einst hervorging, soll auf Selenskyjs Minister Einfluss genommen haben, um 100 Millionen Euro, die für den Schutz der Energieversorgung der Ukraine bestimmt waren, abzuzweigen. Minditsch setzte sich schließlich nach Israel ab.[40]Die Quelle der Panama Papers wiederum bekam vom BKA viele Millionen zugesichert, der Journalist und Internet-Aktivist Julian Assange verrottete hingegen viele Jahre hinter Gittern, und es soll sogar Pläne der US-Sicherheitsbehörden unter der ersten Präsidentschaft von Donald Trump zu seiner Ermordung gegeben haben. Ein rechter US-Blog behauptete gar, gestützt auf Quellen aus dem US State Department, die einstige US-Außenministerin Hillary Clinton habe gefragt, ob man Assange nicht einfach mit einer Drohne eliminieren könne. Clinton erklärte, eine solche Bemerkung sei ihr nicht erinnerlich. Wenn sie aber gefallen sei, dann sei sie nicht ernst gemeint gewesen.[41] 

						Auch die Bekämpfung der Finanzierung des internationalen Terrorismus erfolgt in der EU zuweilen selektiv. So deckte ich während meiner ersten Amtszeit im EU-Parlament auf, wie Banken aus Gebieten, die vom Islamischen Staat (IS) kontrolliert wurden, weiterhin Zugang zum internationalen SWIFT-System hatten, was ihnen grenzüberschreitende Zahlungen im Bankwesen ermöglichte. Bei Sanktionen gegen den Iran waren in der Vergangenheit hingegen bereits Sperrungen einzelner Banken verfügt worden. Tatsächlich hatten die USA islamistische Gruppen in Syrien lange Zeit in der Hoffnung gewähren lassen, dass diese zum Sturz des Präsidenten Assad beitragen würden.

					
					
						
							Geldwäsche und Sanktionen

						
						Wolfgang Münchau, der frühere Chefredakteur der Financial Times Deutschland, führte im Kontext der Russland-Sanktionen im Ukraine-Krieg aus: «Unsere Sanktionen, unsere Verbote, unsere Kriege und Stellvertreterkriege haben das Gegenteil dessen bewirkt, was wir beabsichtigt hatten. Einige, wie die Sanktionen, sind taktisch gescheitert. Russland hat den Westen überholt und ist zu einer Kriegswirtschaft übergegangen, mit der die Europäer nur schwer Schritt halten können. Der folgenschwerste Misserfolg dieser Politik war jedoch strategischer Natur. Die Finanzsanktionen haben China und Russland dazu bewogen, ein gemeinsames Zahlungssystem zu entwickeln. Bis vor wenigen Jahren war die Finanzwelt vom US-Dollar und der vom Westen kontrollierten globalen Zahlungsinfrastruktur abhängig. Ein Teil dieser Infrastruktur war Swift, eine in Brüssel ansässige Quasi-Behörde, die die wichtigsten Netzwerke für die Kommunikation zwischen internationalen Banken bereitstellt. Als Russland in die Ukraine einmarschierte, war eine der ersten Maßnahmen der westlichen Regierungen, einige russische Banken von Swift auszuschließen, sodass sie keine Transaktionen mehr durchführen konnten. Der Westen fror auch russische Finanzanlagen ein, von denen ein großer Teil in Tresoren in Belgien lagert. Russland wurde im Wesentlichen von den globalen Finanzmärkten ausgeschlossen. 

						Das Ergebnis ist, dass Russland, China und andere Länder ihre eigene parallele Finanzinfrastruktur entwickelt haben. (…)

						Zahlungssysteme sind für den Finanzkapitalismus das, was Rohrleitungen für die Wasserversorgung sind – etwas, worüber wir erst sprechen, wenn wir ein Problem damit haben. Das westliche Zahlungsmonopol ermöglicht es den USA und Europa überhaupt erst, Finanzsanktionen zu verhängen. Aber Finanzsanktionen sind wie ein Kuchen, den man entweder haben oder essen kann. Wenn man seine Monopolmacht missbraucht und zu vielen Ländern Sanktionen auferlegt, schafft man einen Anreiz, aus dem System auszubrechen.»[42] 

					
					
						
							Halbe Wahrheiten

						
						Dieser Kontext der Debatte über Geldwäsche ist wichtig, um zu verstehen, dass unser Finanzsystem und die Kontrolle über die Finanz- und Datenautobahn im 21. Jahrhundert ein umkämpftes Terrain sind. Hinter Daten-Leaks und «Finanzskandalen» stehen daher immer auch Interessen. Der Fall Wirecard, um den es in diesem Buch noch gehen wird, spielte sich auf ebendiesem Schachbrett der Geopolitik und des Kampfs um die Finanzdaten-Autobahn des Internet-Zeitalters ab.

						Entscheidend ist daher, dass wir durch mehr Transparenz von einem System wegkommen, in dem Finanzskandale und Geldwäsche immer nur in den Fokus der Öffentlichkeit geraten, wenn es gerade den Interessenlagen eines Informationshändlers, eines bestimmten Nachrichtendienstes oder eines Medien-Konsortiums dient. Selektive «Leaks» mögen ein Werkzeug mit dem Nutzen für die kritische Öffentlichkeit sein, von Missständen zu erfahren. Ohne umfassende Transparenz lässt sich über selektive Leaks aber auch das Schlüsselloch kontrollieren, durch das wir auf die Welt blicken, und die Wahrnehmung der Öffentlichkeit verzerren. Und die halbe Wahrheit ist nicht selten eine gefährliche Lüge. Denn hinter den Enthüllungen der «Informationshändler» stehen – anders als bei Whistleblowern wie Antoine Deltour – oft auch knallharte finanzielle Interessen, Wirtschaftsspionage und politische Motive. Nicht selten werden zum Beispiel westliche Recherchenetzwerke auch mit öffentlichen Mitteln oder von US-Stiftungen und Mäzenen gefördert. So überrascht es nicht, dass es in westlichen Medien zumeist keine umfangreichen Leaks aus Delaware und US-Steueroasen oder von US-Konzernen gibt, die Deutsche Bank aber insbesondere für ihr Russland-Geschäft in angelsächsischen Medien attackiert wurde. Im Dezember 2024 enthüllte die französische Rechercheplattform Mediapart, dass das renommierte investigative Recherchenetzwerk OCCRP, das eine erhebliche Rolle bei den Panama Papers spielte und dem unter anderem Der Spiegel und die Süddeutsche Zeitung angehörten, zu weiten Teilen von der US-Regierung finanziert wurde und sich verpflichtet hatte, nicht über Skandale in den USA zu berichten. Der OCCRP-Vorsitzende Drew Sullivan versuchte laut Mediapart, die Glaubwürdigkeit eines an der Veröffentlichung beteiligten NDR-Investigativ-Journalisten zu diskreditieren und Druck auf die NDR-Führung auszuüben. Der NDR hat sich schließlich aus der Recherche zurückgezogen.[43]

						Auf politischer Ebene wäre es für eine ehrliche Bekämpfung von Finanzkriminalität wichtig, eine umfassende Transparenz, etwa über die Eigentümer von Briefkastenfirmen, herzustellen und internationale Standards unter dem Dach der Vereinten Nationen zu etablieren. Dies ist aber nicht gewünscht. Nicht nur, weil es die Interessen der Reichen und Mächtigen betrifft, sondern auch, weil es die Nachrichtendienste nicht wünschen, die selbst häufig solche Firmen für die Abwicklung und Finanzierung geheimer Operationen nutzen. Der Korruptionsexperte und Baseler Jurist Mark Pieth, der die Arbeitsgruppe gegen Bestechung des Industrieländerclubs OECD leitete sowie als Korruptionsexperte bei der FIFA und den Panama Papers berufen wurde, sagte mir einmal, dass seiner Auffassung nach viele Offshore-Finanzplätze längst geschlossen wären, wenn sie nicht auch durch Geheimdienste genutzt würden.

					
				
					
						Was tun gegen Geldwäsche?

					
					Einige der Werkzeuge, die ich bereits in den Kapiteln über die Finanzkrise sowie die Luxemburg Leaks besprochen habe, etwa Strafsteuern, der Entzug der Banklizenz und verbesserter Informationsaustausch von Bankdaten, helfen auch gegen Geldwäsche. Zudem gab es in den vergangenen Jahren tatsächlich einige Verbesserungen, deren Umsetzung beobachtet werden muss. Dazu zählen die verbesserte Vermögensabschöpfung und die Umkehr der Beweislast im Strafprozess. Diese soll Beschuldigte aus der Organisierten Kriminalität dazu zwingen, die legale Herkunft ihrer Vermögen nachzuweisen. Außerdem traten das erst 2023 beschlossene Verbot der Barkäufe von Immobilien sowie der «All-Crimes-Ansatz» bei der Bekämpfung von Geldwäsche hinzu. Bis vor Kurzem nämlich konnte Geldwäsche nur verfolgt werden, wenn in Verbindung mit der Geldwäsche eine bestimmte Straftat aus einem sogenannten Vortatenkatalog nachgewiesen wurde. Nunmehr kann Geldwäsche im Zusammenhang mit jeder Straftat verfolgt werden. Ich will mich daher gegen Ende dieses Kapitels auf wenige ergänzende Reformen und Maßnahmen beschränken.[44] 

					
						
							Transparenz bei Briefkastenfirmen

						
						Aktuell müssen die wahren Eigentümer von Firmen im Transparenzregister nur aufgeführt werden, wenn ihr Anteil an der Firma mindestens 25 Prozent ausmacht. Man muss die Anteile also nur auf fünf Freunde aufteilen und kann die Transparenz umgehen. Es wäre daher eine deutliche Verbesserung, die Schwelle zumindest auf 10 Prozent abzusenken und, falls kein einzelner Anteil 10 Prozent übersteigt, die größten Eigentümer zu registrieren. Zudem müssten die Eintragungen von Strohmännern (fiktive wirtschaftliche Berechtigte) sanktioniert und auch Beteiligungen im Ausland erfasst werden. 

					
					
						
							Immobilienregister und Share-Deals

						
						Ein wesentliches Spielfeld für Geldwäsche ist der Immobiliensektor, besonders in Deutschland. Das hat mehrere Gründe: Über Immobilien lassen sich große Summen waschen. Man erwirbt eine teure Immobilie und generiert regelmäßige Mieteinnahmen oder verkauft sie weiter und erzielt aufgrund der Wohnungsnot und des knappen Baulands sogar noch Wertsteigerungen. Hinzu kommt, dass die Grundbücher in Deutschland, die nicht digitalisiert sind, nicht zwingend Angaben über die wahren Eigentümer von Immobilien enthalten, während es bis vor Kurzem sogar noch möglich war, Immobilien in bar zu bezahlen. Außerdem gibt es in Deutschland die Möglichkeit, eine Immobilie nicht direkt zu erwerben, sondern über einen sogenannten Share-Deal nicht nur die Steuer auf Grunderwerb zu umgehen, sondern nur einen Mehrheits-Anteil an dem Unternehmen zu erlangen, das die Immobilie besitzt. Etwa 67 Prozent der größeren Käufe von Wohnportfolios mit über 800 Wohneinheiten wurden zwischen 1996 und 2017 über solche Share-Deals abgewickelt. Das hessische Finanzministerium schätzte die Steuervermeidung bei der Grunderwerbssteuer damals auf etwa eine Milliarde Euro jährlich. Durch Gesetzesverschärfungen wurde der Anteil von Share-Deals jedoch abgesenkt. Zwischen 2018 und dem ersten Halbjahr 2021 gab es bei 74 großen Immobilien-Transaktionen laut Bundesregierung «nur» noch etwa 16 Share-Deals.[45] 

						All diese Faktoren – hohe Immobilienpreise sowie geringe Transparenz – führen dazu, dass unsere Innenstädte in die Hände anonymer Oligarchen und Finanzhaie gelangen. Auch die horrenden Mieten werden hierdurch weiter befeuert. Daher braucht es ein Immobilienregister analog zum Transparenzregister für Firmen, das es Behörden EU-weit ermöglicht, die wahren Eigentümer hinter Immobilien und Finanzflüssen zu finden. Share-Deals ließen sich zudem noch unattraktiver machen, wenn ein sogenanntes «quotales Besteuerungssystem» eingeführt würde.[46] 

					
					
						
							Steuergeheimnis und Vermögensbesteuerung

						
						Ein wichtiger Hebel zur Bekämpfung von Geldwäsche ist die Abschwächung des Steuergeheimnisses. Denn wer Gelder kriminellen Ursprungs verschleiert, wird sie im Regelfall nicht versteuern. Oft schöpfen Behörden Verdacht und können Finanzflüsse nachvollziehen, aber nicht einwandfrei belegen, woher das Geld stammt. Wenn sie jedoch belegen könnten, dass das Geld nicht versteuert wurde, gäbe es zumindest hierüber einen Hebel. 

						Deutschland hat jedoch im Vergleich etwa zu Ländern wie Schweden ein viel strengeres Steuergeheimnis, das zuweilen selbst den Austausch von Informationen zwischen Behörden erschwert. Anders ist es in Schweden: Dort wird bei strafrechtlichen Ermittlungen das sogenannte «Sekretesslag» (Geheimhaltungsgesetz), welches den Schutz der Informationen über die wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse der Steuerbürger schützt, aufgehoben. 

						Mehr noch: In Schweden wird jedes Jahr zu Weihnachten ein Trickfilm ausgestrahlt, in dem der Postbeamte Karl-Bertil die Geschenke zugunsten der Ärmeren umverteilt, um für mehr Gerechtigkeit zu sorgen. Dazu schlägt er im sogenannten Steuerkalender der Gemeinde nach und überprüft, wer unter den Nachbarn besonders reich ist.[47] Der Trickfilm erinnert die Schweden an eine reale Grundlage, denn in Schweden existiert seit über hundert Jahren ein Steuerkalender, in dem man folgende Informationen einsehen kann: Name und Adresse der Steuerbürger, das Erwerbseinkommen sowie die Kapitaleinkünfte und Angaben über das Vermögen. Letztere werden allerdings nur dann öffentlich, wenn sie eine relevante Höhe übersteigen.[48] 

						So erfuhren die Schweden etwa, dass der Tennis-Wimbledon-Champion Björn Borg für das Jahr 2005 ein Einkommen von nur rund 260 Euro meldete, jedoch über eine Villa im Stockholmer Schärengarten verfügte, die damals etwa 500000 Euro wert war. Es gibt für solche Auskünfte sogar eine Hotline beim Finanzamt.[49] Damit dies aber nicht zum systematischen Anschwärzen unbescholtener Bürger führt, ist auch nachvollziehbar, wer eine Information abgefragt hat. Guckt der Nachbar X also bei Frau Y nach, erfährt Frau Y das auch. Wichtiger noch: Im Steuerkalender werden auch die schwedischen Kapitalgesellschaften («Aktiebolag») aufgeführt.

						Der Einstieg in eine international koordinierte Vermögensbesteuerung von Extrem-Reichen, wie sie inzwischen auf Initiative des brasilianischen Finanzministers Fernando Haddad sowie des Ökonomen Gabriel Zucman im Rahmen der G20-Staaten angeregt wurde, könnte ebenso einen Beitrag zur Erfassung verschleierter Vermögen leisten. Dies könnte perspektivisch in ein internationales Vermögensregister münden.

					
					
						
							Verbot von Goldenen Visa

						
						In EU-Staaten wie Malta, Zypern oder Griechenland wurden über viele Jahre sogenannte Golden-Visa-Programme vergeben. Dabei erhalten ausländische Staatsangehörige, die hohe Investitionen (etwa Immobilienkäufe) in dem EU-Zielland tätigen, eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung oder gar in Golden-Passport-Programmen die jeweilige Staatsbürgerschaft. Dabei handelt es sich oft um Strohmänner, die Auslandsgelder in der EU anlegen wollen und dann über Länder wie Malta oder Zypern Zugang zum gesamten europäischen Markt erhalten, weil sie nun wie EU-Bürger behandelt werden. Spanien und Portugal haben die Golden Visa wegen der Auswirkungen auf die Immobilienpreise und Sicherheitsbedenken von EU-Partnern eingeschränkt. Ungarn hat sie unlängst wieder eingeführt. Die EU kann wenig gegen solche «Flatrate-Staatsbürgerschaften» für Reiche unternehmen, da die Kompetenz für das Aufenthaltsrecht bei den Mitgliedsstaaten liegt. Aber EU-Staaten könnten die Gewährung der wirtschaftlichen Freizügigkeit in ihren Ländern für Individuen einschränken, die über solche Golden-Passport-Programme in anderen EU-Staaten dauerhaften Zutritt zur EU erhalten haben. So könnte Deutschland etwa verschärfte Geldwäsche-Kontrollen bei diesen Neubürgern vornehmen.

					
					
						
							Reform der Financial Intelligence Unit (FIU) und Vermögensabschöpfung

						
						Die Aufwertung der FIU zu einem «Finanz-Nachrichtendienst» würde die Probleme nicht lösen, da es ein Trennungsgebot zwischen Nachrichtendiensten und Polizei gibt. Die einen bevorzugen eine Auflösung der FIU und eine Rückverlagerung der Filterfunktion der FIU zum BKA, die anderen die Aufwertung des Zolls zu einer Finanzpolizei mit eigenen Ermittlungsbefugnissen. Entscheidend ist aus meiner Sicht, dass die FIU kriminalistische Expertise erhält. Bei den Kriminalämtern gibt es aber wesentlich attraktivere Beamten- und Pensionsregelungen. Daher müsste die Besoldung bei der FIU deutlich interessanter werden, um die besten Köpfe im Kampf gegen Finanzkriminalität zu gewinnen.

						Der ehemalige FDP-Finanzminister Christian Lindner schuf das Bundesamt zur Bekämpfung der Finanzkriminalität (BBF). Das BBF soll Kompetenzen bündeln und eigene Befugnisse zu strafrechtlichen Ermittlungen erhalten. Eine Bündelung von Kompetenzen ist grundsätzlich nicht falsch. Doch bleibt bislang unklar, welchen Mehrwert die neue Behörde schafft, wenn sie noch zusätzlich zum BKA und den Landeskriminalämtern (LKAs) strafrechtliche Ermittlungsbefugnisse erhält. Denn Strafverfolgung ist grundsätzlich Ländersache. 

						Nach dem Willen der Ampel-Koalition sollte sich die Behörde daher auf die Verfolgung von bedeutenden Fällen der internationalen Geldwäsche mit Bezug zu Deutschland konzentrieren und am § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche) ansetzen. Es ist zwar nicht falsch, für die internationale Zusammenarbeit einen einheitlichen Ansprechpartner zu schaffen. Eine neue Behörde macht aber nur Sinn, wenn sie BKA und LKAs an anderer Stelle wirksam entlastet. 

						Ein zentraler Bereich wäre hier die Abschöpfung von potenziell kriminell erlangten Vermögen. Laut der europäischen Polizeibehörde Europol beschlagnahmen Ermittlungsbehörden weniger als zwei Prozent der Tatbeute krimineller Netzwerke. 

						Dies hat damit zu tun, dass Straftäter sich im Strafprozess nicht selbst belasten müssen und einer Beweislastumkehr, wonach Straftäter die Herkunft ihrer Vermögen nachweisen müssen, verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt sind. Zahlreiche Experten drängen daher auf die sogenannte administrative Vermögensabschöpfung, welche die Sicherstellung von Vermögenswerten vor Abschluss eines Strafprozesses als Akt der Verwaltung erlaubt. Denn häufig gibt es bereits vor der Feststellung eines Gerichtes, dass Vermögen aus einer kriminellen Tat stammen, deutliche Hinweise auf die illegale Herkunft der Gelder. Die europäischen Gesetzgeber haben daher in einer Richtlinie zur strafrechtlichen Verfolgung von Geldwäsche eingefordert, dass Wege abseits des Strafrechts im Zuge der Gefahrenabwehr gefunden werden. Italien verfügt mit dem codice antimafia von 2011 bereits über solche polizeirechtlichen Präventivmaßnahmen. Genau hier hat die Ampel-Koalition aber nicht geliefert. 

					
					
						
							Bargeld

						
						Eine große Rolle in der Debatte über Geldwäsche spielt das Bargeld. Man sollte aber das Kind nicht mit dem Bad ausschütten. Ich habe lange dafür gekämpft, dass es zu einem Verbot von Immobilienkäufen in bar kommt. Denn wer ein Haus cash zahlt, führt sicher nichts Gutes im Schilde. Doch eine vollständige Abschaffung des Bargeldes, wie sie von der Finanzlobby teilweise propagiert wird, um uns in den elektronischen Geldkreislauf zu holen, lehne ich ab. Menschen ohne Zugang zu digitaler Infrastruktur sind mit Bargeld weniger abhängig von den digitalen Monopolisten, die hohe Gebühren verlangen. Insofern befürworte ich den strengeren Schutz des physischen Bargeldes. 

					
					
						
							Krypto

						
						Auch sogenannte «Krypto-Währungen» kommen bei Geldwäsche zunehmend in den Fokus. Es ist wie mit abstrakter Kunst. Solange genug Leute an den Wert von künstlich durch Computer geschaffene Recheneinheiten glauben, kann man mit Krypto-Assets wie Bitcoin hohe Spekulationsgewinne einfahren. Und je mehr sich unsere Weltwirtschaft im Umbruch befindet und das Vertrauen in den US-Dollar schwindet bzw. Länder wie Russland und China versuchen, das US-dominierte Finanzsystem zu umgehen, desto höher wird auch die Nachfrage nach Bitcoin. Doch Bitcoin ist kein Ersatz für unser Geldsystem. 

						Die Blockchain, auf der simultan jede Transaktion von einer Vielzahl an dezentralen Computern mit Rechenleistung verewigt wird, schafft eine Buchhaltung, die unabhängig von den Banken ist. Vereinfacht gesprochen, kann man wie bei dem Spiel «Ich fahre auf eine Insel und packe meinen Koffer» immer nur dann einen weiteren Gegenstand in den Koffer packen, wenn man die Kette der vorherigen Gegenstände der anderen Spielteilnehmer in der richtigen Reihenfolge aufsagt. Dadurch kann kein einzelner Teilnehmer die Buchhaltung manipulieren. Bei dem sogenannten «Proof of work»-Verfahren müssen viele dezentrale Rechner simultan komplizierte kryptografische «Mathe-Rätsel» lösen und Strom verausgaben, und die erfolgreichen «Miner» werden mit der Schürfung zusätzlicher Bitcoin-Einheiten belohnt. Die Schaffung von Bitcoin erfordert mehr Strom, als ganze Volkswirtschaften verbrauchen. Es gibt ein anderes, weniger stromintensives Verfahren, das allerdings Miner, die bereits über viele Bitcoin verfügen, bevorzugt und Vermögenskonzentration verschärft. 

						Das Problem daran: Wenn es eine Sache gibt, die Banken zuverlässig und ohne Schaden für die Gesellschaft erledigen, so ist es die Buchhaltung. Und wenn zwei Banken mit ihren Computern und der Zentralbank miteinander kommunizieren, verbraucht das viel weniger Strom und Rechenleistung als bei Bitcoin. Visa kann etwa Zehntausende Transaktionen pro Sekunde abwickeln, bei Bitcoin schwanken die Angaben zwischen sieben und elf. Visa verdient indessen auch wie ein moderner Pirat an jeder Kreditkartentransaktion.

						Die Blockchain ist im Bereich des Zahlungsverkehrs daher eine interessante technische Lösung. Sie löst aber kein wirkliches Problem. Zur Buchhaltung wird eine so stromintensive Technologie nicht benötigt. Ihr überwiegender Nutzen ist daher politisch. Bitcoin erlaubt die Umgehung des US-dominierten Finanzsystems, allerdings zu sehr hohen Energiekosten. Die politische Dominanz der USA über das Bankensystem zu brechen, ist aber eine politische Aufgabe, die man nicht allein durch Umgehung löst. Wir würden ja auch nicht behaupten, dass der Schmuggel von Geld im Geldkoffer für den Normalbürger eine sinnvolle Alternative zum offiziellen Zahlungssystem ist. Ich halte es daher für sinnvoll, dass die sogenannten BRICS-Staaten stärker daran arbeiten, eine eigene Zahlungsinfrastruktur zu entwickeln. Auch die EU sollte das tun.

						Grundsätzlich können Krypto-Transaktionen auf einer Blockchain nachvollzogen werden. Das Problem ist allerdings, dass man eine Identifizierung wie bei Banken im «Darknet der Finanzen» umgehen kann. Die EU hat hier durch die jüngsten Revisionen der EU-Geldwäscherichtlinien nachgeschärft. Lücken in der Aufsicht bestehen nach wie vor, etwa bei der Abgabe von Geldwäscheverdachtsmeldungen, bei Betreibern von Krypto-Börsen und Finanzdienstleistungen für sogenannte Initial Coin Offerings (ICOs). Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Blockchain in anderen Anwendungsbereichen als der alltäglichen Zahlungsabwicklung Sinn ergeben kann, etwa bei der Abwicklung und Überwachung von Börsentransaktionen. Dies bleibt jedoch abzuwarten.

					
				
					
						Cum-Ex und Cum-Cum: Die Gelddruckmaschine

						Wie Politik den Staat zur Beute machte

					
					Im Deutschen Bundestag sollte ich der lästige Schatten des damaligen Finanzministers und späteren Bundeskanzlers Olaf Scholz werden. Ich brockte ihm im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages die mittlerweile legendäre «Erinnerungslücke» in der sogenannten «Warburg-Affäre» ein, über die sich später ganz Deutschland lustig machte. Weniger lustig: Es ging dabei um sogenannte Cum-Ex-Aktiengeschäfte und somit um schwerste Organisierte Kriminalität. Die Schäden für die Staatskasse machten zusammen mit den etwas anders gelagerten Cum-Cum-Geschäften bis zu 38 Milliarden Euro aus. Das wären etwa 1,3 Millionen Euro für jede Schule in Deutschland oder immerhin 450 Euro für jeden der 83 Millionen Einwohner. Und es ging um starke Indizien, dass ein Bundeskanzler einigen dieser Bankiers geholfen hat, den Einzug der kriminellen Tatbeute durch das Hamburger Finanzamt (zunächst) abzuwehren. Doch die Sache auf Olaf Scholz zu reduzieren, wäre zu schlicht. Denn die Cum-Ex-Mafia übte systematischen Einfluss auf die deutsche Politik aus.

					
						
							Das Cum-Ex-Prinzip

						
						Bei Cum-Ex-Geschäften wurde durch das Drehen eines Aktienkarussells die unrechtmäßige Erstattung von Kapitalertragssteuern an Finanzinvestoren in Milliardenhöhe ausgelöst. Dies geschah rund um den sogenannten Dividendenstichtag, wenn die Gewinne an die Aktionäre ausgeschüttet wurden. Dem Staat war nicht mehr klar, wer von den vielen Investoren, die in diesem Zeitfenster zeitweise über eine Aktie verfügten, die Dividende (Gewinnausschüttung) kassiert hatte. Unter bestimmten Voraussetzungen konnten sich Investoren (gemeint sind Fonds oder Banken) die auf die Dividende entrichtete Kapitalertragssteuer erstatten lassen, weil die Gewinne von Unternehmen, die die Gewinnausschüttung eines anderen Unternehmens erhalten, ebenso besteuert werden. Es sollte also eine doppelte Besteuerung vermieden werden. Das Problem: Da der Staat nicht überblickte, wer die Dividende wirklich kassiert hatte, konnten Investoren eine Steuererstattung beantragen, auch wenn sie gar keine Steuer gezahlt hatten: Eine Gelddruckmaschine!

					
					
						
							Die Ursprünge von Cum-Ex

						
						Ein erster Cum-Ex-Fall ereignete sich 1990, er wurde aber erst 2016 durch ein Urteil des Finanzgerichtes Düsseldorf bekannt.[50] Am 15. Dezember 1999 fällte dann der Bundesfinanzhof ein Urteil zu einer speziellen Rechtsfrage, das missbräuchlich auf das komplette Börsengeschehen übertragen wurde und Cum-Ex begünstigte. Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Erwerber von Aktien mit Anspruch auf Dividende das sogenannte wirtschaftliche Eigentum an diesen Aktien auch dann erwirbt, wenn er sie (oder gleichwertige Aktien) noch am selben Tag ohne Dividendenanspruch sofort wieder an den Verkäufer der Aktien zurückverkauft. 

						Der Begriff des «wirtschaftlichen Eigentums» ist wichtig, weil der physische Besitz einer Sache nicht immer identisch mit dem Eigentum an einer Sache ist. Ein erfolgreicher Panzerknacker besitzt das Diebesgut, er ist aber nicht der rechtmäßige Eigentümer. Auch wenn eine Aktie durch viele Hände geht, hat nur der Eigentümer einmalig Anspruch auf die Dividende. Sonst müsste ein Unternehmen an jede Institution Dividende entrichten, die die Aktie am Dividendenstichtag einmal «berührt». Nur weil Aktien gehandelt werden, vergrößern sich ja nicht die Anteile am Unternehmen. Wer sechs Richtige im Lotto hat, kann den Lottoschein auch nicht an fünf Freunde weitergeben und dann wird fünf Mal der Gewinn ausgezahlt. Akteure auf dem Finanzmarkt nutzten das Urteil hingegen nicht, um die mehrfache Auszahlung von Dividende zu verlangen, sondern die mehrfache Erstattung der Kapitalertragssteuer. Die Steuer wird jedoch nur beim tatsächlichen Dividendenempfänger fällig. 

						Die Interpretation des besagten Urteils, wonach Investoren sich Kapitalertragssteuer erstatten lassen können, die sie gar nicht entrichtet haben, war unzulässig, wie später auch höchste Gerichte klarstellten. Denn dass man nicht eine Steuererstattung zu einer Steuer beantragen kann, die man gar nicht entrichtet hat, sagt ja schon der pure Menschenverstand.

						Im Dezember 2002 kam jedoch zunächst die Politik ins Spiel. Der Bankenverband warnte das Bundesfinanzministerium unter Hans Eichel (SPD). Die Warnung geschah nicht uneigennützig, denn der Verband wusste um die Missbräuchlichkeit von Cum-Ex-Geschäften und wollte das Haftungsrisiko der Banken reduzieren. In den Jahren 2005 bis 2007 erfolgte dann trotz Warnungen der Finanzministerien aus Nordrhein-Westfalen und Hessen eine erste Gesetzgebung gegen Cum-Ex-Geschäfte unter Eichels Nachfolger Peer Steinbrück (SPD), die die Sache indessen verschlimmerte. Denn ein mittlerweile verstorbener Referent des Finanzministeriums, der Bezüge des Bankenverbandes erhielt, sorgte als Maulwurf dafür, dass der Gesetzgebungsvorschlag fast wörtlich von der Großen Koalition übernommen wurde. Im Wesentlichen verbot das Gesetz nur die Nutzung inländischer Depotbanken bei Cum-Ex-Geschäften, was aus Sicht der Finanzmafia Cum-Ex mit ausländischen Depotbanken legalisierte. 

						Im gleichen Zeitraum warnte ein mir persönlich bekannter Hinweisgeber und Investmentbanker S. zunächst die niederländische und 2007 auch die deutsche Finanzaufsicht BaFin. Die Fortis Bank, sein damaliger Arbeitgeber, hatte in den Niederlanden kräftig bei Cum-Ex mitgemischt. S. legte zunächst intern Beschwerde bei seiner Fortis Bank ein und wurde gefeuert. Doch die BaFin reagierte nicht. Die spätere Vizepräsidentin der BaFin, Elisabeth Roegele, hatte als Justiziarin der Deka-Bank ihrer Arbeitgeberin sogar empfohlen, Cum-Ex-Gewinne einzuklagen (was jedoch scheiterte).

						Erst 2009 sah man sich im Finanzministerium durch erneute Hinweise zum Handeln gezwungen und setzte eine wirkungslose Verordnung in Form eines Rundschreibens an die Steuerbehörden auf. Ein Anspruch auf Steuererstattung sollte nur bestehen, wenn dem Finanzamt die Bescheinigung eines «unabhängigen Berufsträgers» vorgelegt würde, wonach zwischen Verkäufer und Käufer von Aktien keine Absprachen stattgefunden haben. Mit den «unabhängigen» Experten waren Wirtschaftsprüfer gemeint. 

						Im Jahr 2010 befasste sich auch Finanzminister Wolfgang Schäuble mit der Cum-Ex-Problematik. Doch es geschah nichts Durchgreifendes, bis 2011 eine Sachbearbeiterin des Bundeszentralamtes für Steuern aktiv wurde und die Finanzämter anwies, die Auszahlungen an Cum-Ex-Akteure zu stoppen. Zehn Jahre später, im Juni 2021, folgte dann die erste Haftstrafe für einen Cum-Ex-Beschuldigten, den ehemaligen Generalbevollmächtigten der M.M. Warburg, vor dem Landgericht Bonn. Im folgenden Monat bestätigte auch der Bundesgerichtshof, dass Cum-Ex-Geschäfte keine legale Ausnutzung eines Steuerschlupfloches darstellten, sondern schon immer kriminell waren. Im März 2022 zog auch der Bundesfinanzhof in einem Urteil nach. 

						Doch die Banken hatten durch das Versagen der Politik wertvolle Zeit gewonnen, um sich nach der weltweiten Finanzkrise 2008 über Cum-Ex zu rekapitalisieren. Meine Hypothese lautet: Die Politik hat so lange weggeschaut, weil man sich um die Banken sorgte. War es nicht viel bequemer, wenn die Banken ihr Geld beim Finanzamt still und leise «druckten», als lästige Rettungspakete für sie zu schnüren und die Banken unter staatlicher Regie zu rekapitalisieren und an die Leine zu nehmen? 

					
					
						
							Cum-Ex: Der Pfandbon der Banken

						
						Bei Cum-Ex-Geschäften haben also institutionelle Investoren wie Banken oder Fonds ein Aktienkarussell gedreht und die (mehrfache) Erstattung von Kapitalertragssteuern beantragt, die sie zuvor jedoch nicht bezahlt hatten. 

						Ich habe dafür einmal das oft zitierte Bild des Pfandbons geprägt. Man gibt eine Bierflasche im Supermarkt ab, legt den Pfandbon auf den Kopierer und schickt anschließend die Freunde zur Supermarktkasse, um mehrfach abzukassieren. Nur dass die Supermarktkasse das Finanzamt ist und es um Milliarden geht. Im Supermarkt funktioniert dieser Trick allerdings nicht, auf dem deutschen Finanzmarkt lief das jedoch viele Jahre wie geschmiert. Es reicht im Grunde, diese Metapher zu verstehen, um das Prinzip von Cum-Ex zu erfassen. 

						Denn auf diesem Aktienkarussell gab es geheime Absprachen unter den beteiligten Investoren. Diese Absprachen waren an sich bereits illegal. Sie erforderten eine haargenaue Koordination und zeitgenaue Ausführung von Käufen und Verkäufen, um den Griff in die Staatskasse zu ermöglichen. 

						Dabei spielten sogenannte Leerverkäufe[51] eine Rolle, bei denen ein Investor C sich Aktien von einer Bank A lieh und diese «leer» (ohne über die Aktien bereits physisch zu verfügen) an eine Bank B auf Termin verkaufte. Später gab Bank B die Aktien zurück an Bank A. Es ist wichtig, zu verstehen, dass diese Geschäfte keinen anderen betriebswirtschaftlichen Sinn ergaben als den Griff in die Staatskasse. Denn ein Profit kam im Regelfall nur über die Erstattung der zuvor nicht abgeführten Kapitalertragssteuer zustande. Die Geschäfte selbst, bei denen es häufig um Multi-Millionen Transaktionen ging, hätten ohne den Griff in die Staatskasse nur erhebliche Transaktionsgebühren verursacht. Daher sind auch die Ausreden mancher Bankster, sie hätten bei diesen Geschäften gar nicht gewusst, dass sie sich an Cum-Ex beteiligt haben, dummes Zeug. 

						Cum-Ex wurde dadurch begünstigt, dass in Deutschland bei der Abwicklung von Wertpapiergeschäften ein sogenanntes «T+2»-Zeitfenster existierte. Dies bedeutet, dass der Verkauf eines Wertpapieres mit Anspruch auf Dividende erst nach zwei Geschäftstagen in den Büchern des Unternehmens festgehalten wird. Diese Zeitspanne hat es erleichtert, Aktien im Kreis zu drehen und den kurzzeitigen Besitzern Bescheinigungen über den Anspruch auf Erstattung der Kapitalertragsteuer auszustellen – obwohl es ja nur einen Investor gab, der Anspruch auf die Dividende und somit die Steuererstattung hatte. 

						Der Staat hatte keinen echten Überblick, ob der Investor, der eine Erstattung beantragte, zuvor auch die Steuer bei der Gewinnausschüttung abgeführt hatte. Die Bescheinigung dafür stellte eine sogenannte Depotbank aus, die Aktien für Investoren verwahrte. Im Zweifel konnte sie aber gar nicht sagen, ob die Steuer tatsächlich abgeführt wurde.[52]

						Die Nichtregierungsorganisation (NGO) Finanzwende hat sich ein typisches Cum-Ex-Geschäft genauer angesehen, an dem drei Banken beteiligt waren, die sich am Ende die Tatbeute der Steuererstattung teilen (siehe Anmerkungen).[53] In diesem vereinfachten Modell handelten drei Banken mit Aktien eines DAX-Konzerns, der Dividenden an seine Aktionäre (also die Eigentümer) ausschüttet. Börsennotierte Konzerne schütten Teile des Gewinns, den das Unternehmen erwirtschaftet hat, zum sogenannten Dividendenstichtag an die Inhaber bzw. rechtlichen Eigentümer der Aktien aus. Eine Aktie vor dieser Gewinnausschüttung nennt man, entlehnt aus dem Lateinischen, Cum-Aktie (Aktie mit Dividendenanspruch). Eine Aktie nach Gewinnausschüttung wird als Ex-Aktie (Aktie ohne Dividendenanspruch) bezeichnet.

						Wer Cum-Aktien am Tag der Hauptversammlung der Aktionäre bzw. des Dividendenstichtages besitzt, bekommt einen Geldbetrag pro Aktie als Dividende vom Unternehmen ausgezahlt. Auf Dividendenzahlungen fällt in Deutschland grundsätzlich die Kapitalertragsteuer von 25 Prozent zuzüglich des Solidaritätszuschlags an. Inländischen Finanzinstituten wird die Kapitalertragsteuer unter den geschilderten Voraussetzungen zurückerstattet. Wenn der Staat nun aber keinen Überblick darüber hat, wer zuvor tatsächlich Kapitalertragssteuer abgeführt hat, können mehrfache Erstattungen in Milliardenhöhe beantragt werden. Eine Gelddruckmaschine für Banken auf Staatskosten. 

					
					
						
							Cum-Cum: Großer Bruder von Cum-Ex[54]

						
						Cum-Cum-Geschäfte sind etwas anders gelagert als Cum-Ex-Geschäfte. In der Öffentlichkeit werden sie zu Unrecht vernachlässigt, obwohl sie einen noch viel größeren Steuerschaden als Cum-Ex-Geschäfte verursacht haben. Der Steuerprofessor Christoph Spengel von der Universität Mannheim, der das Bundesfinanzministerium berät, schätzt den Schaden aus Cum-Cum-Geschäften auf über 28 Milliarden Euro (und aus Cum-Ex-Geschäften auf «nur» 10 Milliarden Euro). 

						Im Jahr 2019 antwortete das Bundesfinanzministerium auf eine Anfrage von mir, dass bisher 104 Verdachtsfälle im Zusammenhang mit Cum-Cum identifiziert worden seien und Finanzinstitute Rückstellungen über 270 Millionen Euro gebildet hätten. Drei Jahre später waren dann erst 237 Millionen von den etwa 28 Milliarden Euro Tatbeute eingezogen worden, und Behörden prüften noch Vorgänge in Höhe von rund 6 Milliarden Euro.

						Bei Cum-Cum-Geschäften werden Aktien von ausländischen Instituten (zum Beispiel US-Fonds) nur für die Auszahlung der Dividende an inländische Institute übertragen, damit diese die Kapitalertragssteuer erstattet bekommen. Kurz danach werden die Aktien zurückgegeben. Auch hier wird die «Steuerersparnis» unter den beteiligten Instituten aufgeteilt. Und auch, wenn die Kapitalertragssteuer hier abgeführt wurde, hätte der Staat diese nicht erstatten müssen, da die «wahren Eigentümer» der Aktien ausländische Fonds waren, die nicht der deutschen Gewinnbesteuerung unterliegen und die insofern auch nicht doppelt besteuert werden. Daher handelt es sich der Motivation nach bei Cum-Cum-Geschäften um eine missbräuchliche Steuergestaltung.

						Cum-Ex lief noch bis 2012, Cum-Cum mindestens bis 2015 weiter. Da rund zwei Drittel der Aktien von DAX-Konzernen im ausländischen Eigentum sind, ist der Steuerschaden von Cum-Cum besonders massiv. Auch bei Cum-Cum hat die Politik lange Zeit die Verfolgung der Finanzkriminalität erheblich erschwert.

					
					
						
							Cum-Ex klebt an deutschen Spitzenpolitikern

						
						Cum-Ex begegnete nicht nur Olaf Scholz (siehe ausführlich die folgenden Kapitel). Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) war unter anderem bis 2020 als Aufsichtsrat für den Vermögensverwalter BlackRock Deutschland tätig, in dessen Münchner Büros im Herbst 2021 eine Durchsuchung der Kölner Staatsanwaltschaft mit Bezug zu Cum-Ex stattfand. Außerdem saß er ab 2010 bis 2019 im Aufsichtsrat der Düsseldorfer Privatbank HSBC Trinkaus, die zur britischen HSBC-Gruppe gehört, erklärte aber, von Cum-Ex-Geschäften der Bank nicht gewusst zu haben. Bei Vorständen der Düsseldorfer Bank fanden später Cum-Ex-Razzien statt. Und Merz war erst Partner und dann Senior Counsel der Kanzlei Mayer Brown. Diese warb um Kunden mit Cum-Ex-Vergangenheit und schrieb auf ihrer Homepage: «Marktteilnehmer könnten als Resultat aus Cum-Ex-Geschäften wachsenden Rechtsrisiken gegenüberstehen.» Die Kanzlei wolle ihren Kunden helfen, diesem «Risiko entgegenzuwirken».[55]

						Der frühere Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki (FDP) war der Strafverteidiger des «deutschen Cum-Ex Paten» Hanno Berger, der sich in die Schweiz abgesetzt hatte. Berger, ein ehemaliger Steuerprüfer großer Banken bei der hessischen Finanzverwaltung und Steueranwalt, versuchte über spezielle Konstruktionen, Chancen auf Cum-Ex-Deals, die eigentlich nur mit institutionellen Investoren bzw. Unternehmen (Banken oder Fonds) funktionierten, für sehr reiche Privatpersonen zu eröffnen. Er vermarktete aggressiv derartige Modelle und ließ wie am Fließband Rechtsgutachten anfertigen, um die Rechtmäßigkeit von Cum-Ex-Geschäften zu untermauern. Berger soll einmal in illustrer Runde gesagt haben: «Wer sich nicht damit identifizieren kann, dass in Deutschland weniger Kindergärten gebaut werden, weil wir solche Geschäfte machen, der ist hier falsch.»[56] Zwar hat jeder Anspruch auf einen Strafverteidiger, aber Kubicki wurde 2017 gar als Finanzminister einer sogenannten Jamaika-Koalition (CDU, FDP, Grüne) gehandelt und vertrat somit einen Verfahrensgegner des Staates. 

						Was die Warburg-Affäre anbelangt, so unternahm die Hamburger Justizsenatorin Anna Gallina von den Grünen nichts, um die ihren Weisungen unterstellte Hamburger Staatsanwaltschaft in die Spur zu schicken. Die Hamburger Behörden blieben trotz des Tatorts Hamburg, der ihre Zuständigkeit begründet, weitgehend untätig. Es musste immer erst die Kölner Staatsanwaltschaft tätig werden, die aufgrund der räumlichen Nähe zum Bonner Bundeszentralamt für Steuern die deutsche Schwerpunktstaatsanwaltschaft für Cum-Ex wurde.

						Nicht nur in Hamburg torpedierte die Politik die Aufarbeitung von Cum-Ex. Da wäre der grüne Justizminister der schwarz-grünen Koalition von Nordrhein-Westfalen, Benjamin Limbach, Sohn der einstigen Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts, Jutta Limbach, zu nennen, der der führenden Cum-Ex-Oberstaatsanwältin Deutschlands, Anne Brorhilker, in den Rücken fiel, bis diese hinwarf. Ich komme darauf noch zurück. 

					
					
						
							Die Rolle der Medien

						
						Ohne Zweifel: Wir verdanken die Aufklärung der kriminellen Aktien-Geschäfte ganz maßgeblich mutigen Journalisten wie Oliver Schröm und Oliver Hollenstein. Hinzu kommen Massimo Bognanni und weitere Akteure. Ob seiner Beharrlichkeit bei der Recherche hat der Medienanwalt des Warburg-Bankiers Olearius bzw. der Bank dem Journalisten Oliver Schröm einmal «rattenhafte Verbissenheit» unterstellt.[57] 

						Das Handelsblatt platzierte hingegen unkritisch die Sichtweise des in die Schweiz geflohenen Straftäters Hanno Berger, der sich über eine Razzia der Staatsanwaltschaft echauffierte, und forderte diesen sogar aktiv auf, Beschwerde gegen die Maßnahmen einzulegen.[58] Die Bild-Zeitung in Hamburg sprang verlässlich der Warburg-Bank und der Hamburger SPD bei. Noch 2020 sprach die Bild-Zeitung von der «vermeintlichen» Cum-Ex-Affäre. Der Vorstandsvorsitzende des Axel Springer Verlages, der die Zeitung herausgibt, Mathias Döpfner, verdankte seinen Einstieg als Großaktionär in den Medienkonzern 2006 nicht zuletzt einem 60-Millionen-Kredit auf Vermittlung von Warburg-Gesellschafter Christian Olearius, wie der Stern 2013 enthüllte.[59]

						Andere Medien machten noch mitten im Wahlkampf 2021 einen großen Bogen um Cum-Ex. Die Süddeutsche Zeitung brachte auf ihrer renommierten «Seite 3» ein Kanzlerkandidatenporträt, das Olaf Scholz bei den Verhandlungen über die internationale Mindeststeuer von Konzernen auf dem Schnellboot in Venedig ablichtete. Doch die Warburg-Affäre fand keine Erwähnung. Kein Wunder: Der Spiegel berichtete 2025 über eine E-Mail von Olaf Scholz’ «Spindoktor» und damaligem Staatssekretär Wolfgang Schmidt an den Chefredakteur der Süddeutschen Zeitung folgendermaßen: «Im August 2021, der Bundestagswahlkampf ist in vollem Gang, Scholz kämpft um das Kanzleramt, schreibt Schmidt von seiner privaten Adresse eine Mail an deren Chefredakteur Wolfgang Krach, um 1.08 Uhr in der Nacht. Schmidt geht es offenkundig um einen Artikel zum Cum-Ex-Komplex. Bei dem Autor, schreibt Schmidt, habe er sich ‹durchaus Mühe mit Argumenten gegeben›. Er behellige ja ‹nicht immer gleich den Chefredakteur›. Krach antwortet einige Tage später, er habe mittlerweile mit dem Kollegen gesprochen. ‹Ich habe ihm gesagt, dass ich einen Teil deiner Kritik nachvollziehen kann und berechtigt finde. Wenn du magst, können wir gerne dazu telefonieren.› Der Kollege und weitere Kollegen, schreibt Krach, ‹wollen noch mal was machen zu der Causa in den nächsten Wochen›. Und: ‹Ich habe ihn gebeten, dich/euch in jedem Falle vorher zu kontaktieren, wenn es konkrete Fragen gibt.› Schmidt ist mit dieser Antwort offensichtlich zufrieden. Er leitet die Sätze des Chefredakteurs an sein Umfeld im Finanzministerium weiter, etwa an Steffen Hebestreit, den späteren Regierungssprecher der Ampel-Regierung. Dazu schreibt er: ‹Kleine Erfolge …›»[60]

						Bei der Wochenzeitung Die Zeit, die an der Enthüllung der Warburg-Affäre beteiligt war, spielten sich aufgrund der Cum-Ex-Geschäfte der Warburg-Bank intern kleine Tragödien ab. 

						Der Zeit-Herausgeber Josef Joffe schrieb im Januar 2017 einen vielsagenden Brief an seinen Freund, den Warburg-Eigentümer Max Warburg. Joffe hatte bereits in der Vergangenheit für Wirbel gesorgt, weil er wie viele einflussreiche Meinungsmacher in zahlreichen Beiräten von transatlantischen Organisationen saß, darunter die Atlantik-Brücke, die konservative Hoover-Institution, die HypoVereinsbank und die Goldman Sachs Foundation. Joffe versuchte einmal erfolglos, das ZDF-Satiremagazin «Die Anstalt» zu verklagen, das seine Nähe zur Macht aufs Korn genommen hatte. Nun wollte Joffe offenbar den Hamburger Geldadel bzw. Max Warburg wegen der Berichterstattung der Zeit beschwichtigen. Denn diese hatte im November 2016 einige Wochen nach NDR-Panorama über Cum-Ex-Ermittlungen gegen die Warburg Bank berichtet. Wechselnd zwischen englischen Redewendungen und Deutsch beklagt sich Joffe bei Warburg über dessen «nicht sehr liebevollen Brief».[61] Joffe empört sich: «In so many words schiebst Du mir die Schuld am Zeit-Artikel über die Bank zu.» Dabei habe er, Joffe, doch schließlich die Warburg-Bank gewarnt (und ist nach Auffassung von Experten seiner eigenen Redaktion in den Rücken gefallen): «Meiner Intervention war es zu verdanken, dass das Stück geschoben wurde und die Bank die Gelegenheit erhielt, Widerrede zu leisten.» 

						Oliver Schröm stellte später klar, dass die Zeit und Panorama mit mehreren Wochen Vorlauf ein Interview mit den Warburg-Bankiers erbeten hatten, was jedoch abgelehnt worden sei. Ebenso sei mehrere Tage vor der Veröffentlichung ein Fragenkatalog an die Bank übermittelt worden. Die Bank hätte die Vorwürfe aber rundheraus bestritten, statt ausführlich Stellung zu beziehen. Joffe beklagt zudem, er habe Warburg «angefleht, eine exzellente PR-Agentur einzuschalten». Schließlich sei Cum-Ex ja damals noch legal gewesen. Da irrte Joffe, wie die Rechtsprechung später klarstellte. Joffe beendete den Brief mit: «This is no time to fuck around with old friendships.» Zuvor unterließ er es aber nicht, sich noch über die schlechte Performance seines privaten Depots bei der Warburg-Bank zu beklagen: «Dein Herr … G. hat mir Beteiligungen verkauft, ohne mich über die Risiken zu informieren. Heute kommen gewaltige Nach-Einlagen auf mich zu. Habe ich Dich deswegen belästigt? (…) Nein, weil ich mich scheue, Freundschaft mit Geschäft zu vermischen», so Joffe.

						Niemals würde ein Herr Joffe so etwas tun, nicht wahr? 

						Am 29. Oktober 2018 moderierte Joffe dann die Zeit-Matinee mit Olaf Scholz. Dort bekräftigte der damalige Finanzminister, dass Cum-Ex ein «großer steuerpolitischer Skandal» sei. Im November 2019 fügte Scholz hinzu: «Ich halte Cum-Ex für eine Riesenschweinerei. Und ich frage mich, wie irgendjemand diese Steuertricks für legal und legitim halten konnte.» 

						Mich selbst rief eines Tages eine NDR-Redakteurin an, mit der ich sonst in Sachen Cum-Ex nicht zu tun hatte, und bat mich um ein vertrauliches Dokument aus dem später eingesetzten Untersuchungsausschuss der Hamburger Bürgerschaft zur Warburg-Affäre, in dem es darum ging, dass SPD und Grüne versuchten, eine Befragung von Olaf Scholz vor der Bundestagswahl 2021 mit allen Mitteln zu verhindern. Was die Journalistin mir nicht offenbarte: Sie war die Lebensgefährtin eines späteren SPD-Staatsrats für Wirtschaft (ein Staatssekretär in anderen Bundesländern). Dennoch schrieb sie beim NDR gefällige Wahlkampf-Portraits über Olaf Scholz und berichtete zu Cum-Ex.

						Eine rühmliche Rolle bei der Durchdringung der Warburg-Affäre spielte ZDF-Talkshow-Moderator Markus Lanz. Er spielte die Ausführungen zur Warburg-Affäre in meiner Bundestags-Rede vom 9. September 2020 mehrfach in seiner Sendung ein. So befragte er etwa den damaligen SPD-Generalsekretär und heutigen Finanzminister und Vize-Kanzler Lars Klingbeil dazu und holte mich später auch zu dem Thema in seine Sendung. Er leistete so einen wichtigen Beitrag, um das Thema einer breiteren Öffentlichkeit zu vermitteln. Klingbeil konnte die Ausführungen in meiner Rede zu den Unwahrheiten und Widersprüchen des Bundeskanzlers nicht widerlegen. Stattdessen echauffierte er sich: «Warum glaubt man denn einem Linken-Abgeordneten, der über eine Finanzausschusssitzung berichtet, jetzt erst einmal mehr als dem Bundesfinanzminister?» 

					
				
					
						Tatort Hamburg?

						Kriminelle Banker und ein (späterer) Bundeskanzler 

					
					Als der Hamburger Senat im Frühjahr 2011 unter Olaf Scholz seine Arbeit aufnahm, erbte der neue Erste Bürgermeister eine Altlast: Er musste auf Druck der EU-Kommission innerhalb von sieben Jahren die damalige HSH Nordbank (heute Hamburg Commercial Bank AG) privatisieren oder abwickeln. Nur unter dieser Voraussetzung – der Privatisierung von Gewinnen und der Verstaatlichung der Verluste – hatte die EU-Kommission staatliche Beihilfen für die HSH bewilligt.

					Die Bank mit Sitz in Hamburg und Kiel war insbesondere im Immobiliengeschäft und der Schiffsfinanzierung investiert. Sie vergab 2005 in der Boomphase des Welthandels freizügig Kredite an Reeder und Bauherren. Die Forderungen schmolzen in der Finanzkrise dahin. 

					Die HSH war erst 2003 aus der Fusion von zwei Landesbanken entstanden, der Hamburgischen Landesbank und der Landesbank Schleswig-Holstein. Hamburg gehörte zunächst der Löwenanteil der HSH, gefolgt von der Landesbank WestLB, die ebenfalls über die Finanzkrise stürzte, dem Land Schleswig-Holstein sowie den Sparkassen Schleswig-Holsteins. Die EU-Kommission hatte 2002 die Staatsgarantien (sogenannte Anstaltslast und Gewährsträgerhaftung) für die Sparkassen und Landesbanken zum Jahr 2005 verboten. Dies hatte jenen Bankengruppen einen Finanzierungsvorteil gegenüber privaten Banken verschafft, da sie durch die Staatsgarantie faktisch nicht insolvent werden konnten. So war es lange Zeit gewünscht, denn die Landesbanken sollten Risiken aus großen Investitionsprojekten abfedern, die weder von den regionalen Sparkassen noch von privaten Banken gestemmt werden konnten, aber der Wirtschaft und Infrastruktur dienten. Die EU-Kommission wertete dies jedoch als «Wettbewerbsverzerrung». Im Ergebnis suchten die Landesbanken fieberhaft nach neuen Geschäftsmodellen, um die Finanzminister der Länder mit hohen Gewinnausschüttungen zu beglücken. Daher drängten die Landesbanken ins Finanzcasino. 

					Durch ihre Größe und Bedeutung für die überregionale Wirtschaft, aber auch die politische Vernetzung konnten die Landesbanken nicht einfach abgewickelt werden. Einem der reichsten Reeder Hamburgs, Heinrich Felix Leopold Schoeller, wurden rund 680 Millionen Euro an Verbindlichkeiten von der HSH Nordbank erlassen, um eine Insolvenz abzuwenden. Die Reederei Schoeller mit Sitz in der Steueroase Limassol auf Zypern hatte zeitweise Kredite von bis zu 1,5 Milliarden Euro von der HSH für die Expansion auf den Weltmeeren in Anspruch genommen und spendete fleißig für die Hamburger CDU. 

					Hamburg und Schleswig-Holstein stützten die HSH Nordbank in der Finanzkrise mit Milliarden. Am Ende standen unter dem Strich bis zu 14 Milliarden Euro Verluste nach Verkauf der Bank an einen US-Investor. Doch ausgerechnet während dieser Unterstützung durch die öffentliche Hand soll die HSH das große Rad bei Cum-Ex gedreht und somit den Staat geplündert haben.

					
						
							HSH Nordbank: Ehrbare Kaufleute?

						
						Bereits 2013 hatte die HSH Nordbank über ihren Finanzvorstand Stefan Ermisch der Finanzverwaltung gegenüber eingeräumt, dass sie 29 Transaktionen zwischen 2008 und 2011 identifiziert habe, bei denen sie womöglich zu Unrecht die Erstattung der Kapitalertragssteuer beantragt und dafür Rückstellungen in Höhe von 127 Millionen Euro (112 Millionen Steuerschaden sowie 15 Millionen Euro Zinsen) gebildet habe. Zuvor hatte die Bank die Wirtschaftskanzlei Clifford Chance mit einer freiwilligen Untersuchung zu den Cum-Ex-Deals unter dem Projektnamen «Saturn» beauftragt. Dennoch wurde die Hamburger Staatsanwaltschaft nicht aktiv und überließ es der Bank, den von ihr und der Kanzlei selbst identifizierten Schaden an die Staatskasse abzuführen. Dabei soll ein Beamter der Hamburger Finanzverwaltung der Hamburger Staatsanwaltschaft spätestens 2015 vorgeschlagen haben, Ermittlungen aufzunehmen, um der Bank immerhin ein Bußgeld auferlegen zu können. Das Ansinnen des Beamten wurde aber abgelehnt, wie aus einer Notiz hervorgehen soll, aus der die WirtschaftsWoche zitierte.[62] 

						Die Kanzlei Clifford Chance war später selbst Gegenstand einer Razzia im Zusammenhang mit Cum-Ex-Geschäften eines Kunden. 2021 kam es dann bei der Rechtsnachfolgerin der HSH Nordbank, der Hamburg Commercial Bank, doch noch zu einer Razzia, die von der Kölner Staatsanwaltschaft veranlasst wurde. Hintergrund dieser Razzia war nach Einschätzung des Handelsblatts, «dass die Staatsanwaltschaft Köln den Selbstreinigungskräften in Hamburg nicht traut».[63] Laut der Düsseldorfer Tageszeitung soll ein Mitarbeiter der HSH Nordbank «moralische Probleme» wegen der Cum-Ex-Geschäfte geäußert haben, da die HSH doch gerade erst mit Steuergeldern gerettet worden sei. Die Vorgesetzten sollen ihn dann darauf verwiesen haben, dass dann eben andere Mitarbeiter den Job übernehmen würden. Im ersten Cum-Ex-Prozess Deutschlands im Jahr 2020 sagte dann ein Angeklagter vor dem Landgericht Bonn aus, dass die HSH Nordbank als Leerverkäufer ein zentraler Akteur bei Cum-Ex-Geschäften gewesen sei. Laut Handelsblatt habe ein Informant zudem erklärt, dass die Bank bei ihrer internen Ermittlung nur «an der Oberfläche gekratzt» habe. 

						Die Untätigkeit der Hamburger Finanzverwaltung sowie der Hamburger Staatsanwaltschaft hat daher die Verfolgung von Cum-Ex erheblich erschwert und um Jahre verzögert. 

						Der Obmann der SPD im Untersuchungsausschuss der Hamburger Bürgerschaft zur Warburg-Affäre, Milan Pein, tönte einst: «Es gibt keine einzige Landesbank, die ihre Geschäfte so umfassend selber aufgeklärt hat wie die HSH Nordbank.» Im Dezember 2024 wurde jedoch bekannt: Die HSH soll zusätzlich zu Cum-Ex auch bislang unbekannte Cum-Cum-Geschäfte im Volumen von 275 Millionen Euro getätigt haben. Die Geschäfte wie die Aufarbeitung fielen auch in die Amtszeit des damaligen Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz sowie des Finanzsenators und Nachfolgers von Scholz, Peter Tschentscher. Die Hamburg Commercial Bank verlautbarte dazu, «dass die damaligen Steueranrechnungen nicht zu beanstanden sind. Es gab und gibt keinen Berichtigungsbedarf.»[64] 

					
					
						
							Die Mutter der Warburg-Affäre

						
						Wie hängen aber der Fall der HSH Nordbank und die Warburg-Affäre zusammen? Die Cum-Ex-Geschäfte der HSH Nordbank spielten auf politischer Ebene eine Rolle. Das geht aus beschlagnahmten Kalendern hervor, die Ermittler im Zuge einer Razzia bei der damaligen Büroleiterin von Olaf Scholz im Bundeskanzleramt sicherstellten. Noch vor den späteren Treffen von Scholz mit dem Warburg-Gesellschafter Christian Olearius fanden Kölner Ermittler neun Einträge «zum Thema ‹Cum/Ex, Leerverkäufe etc.› in Scholz’ Kalender» wie der Spiegel zu berichten wusste. «Mal tauschte sich der SPD-Mann mit Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Peter Harry Carstensen aus (11.04.2011), mal mit dessen Nachfolger Torsten Albig (21.03.2013).»[65] 

						Dabei ging es um die HSH Nordbank und ihre Geschäfte. Denn die Politiker aus Hamburg und Schleswig-Holstein standen vor einem Dilemma: Ein Einzug der Tatbeute der HSH Nordbank wäre im Steuerverfahren gemäß dem Länderfinanzausgleich auf die Bundesländer aufgeteilt worden. Die Kapitalertragssteuer wurde nämlich im Länderfinanzausgleich wie die Körperschaftssteuer behandelt und sollte die unterschiedliche Wirtschaftskraft der Bundesländer ausgleichen. Anders verhält es sich beim Einzug der Tatbeute in einem Strafprozess, die nicht aufgeteilt wird. Ein nachträglicher Einzug im Zuge eines Strafprozesses war bei Cum-Ex aber damals noch gar nicht möglich, dazu kam es erst später. Das heißt, Hamburg hätte zwar aus Rückforderungen gegen die HSH Nordbank Steuereinnahmen erzielt, sie aber nicht vollständig behalten. Gleichwohl musste Scholz die Bank privatisieren, und Rückforderungen an die HSH belasteten natürlich den «Brautpreis» der Bank auf dem Finanzmarkt. Hätte Hamburg als größter Eigentümer der Bank die Steuerrückforderungen vollständig selbst verbuchen können und wäre der Verkaufspreis der Bank im selben Umfang gemindert worden, so wäre das dem Prinzip «linke Tasche, rechte Tasche» gefolgt. Wegen der Aufteilung der Steuereinnahmen unter weitere Bundesländer wäre eine harte Gangart bei der HSH Nordbank für Hamburg ein Verlustgeschäft gewesen: Hamburg hätte nur einen Bruchteil der Steuereinnahmen erzielt, aber einen Großteil der Verluste eines niedrigeren Verkaufspreises stemmen müssen. Scholz hatte offenbar wenig Lust, ein solches Verlustgeschäft hinzunehmen, das ihm auch noch maßgeblich durch die Vorgängerregierung der CDU eingebrockt worden war. 

						War Scholz einfach ein Hamburger Finanzpatriot, der die Stadtkasse schützen wollte? Doch Politiker dürfen das Steuer- und Strafrecht nicht ignorieren. Zudem waren die langfristigen Folgen fatal: Andere Bankiers in der Stadt, die in Cum-Ex verwickelt waren, verfolgten die milde Gangart gegenüber der HSH Nordbank genau. Auch der Warburg-Gesellschafter Christian Olearius. Und so ist es kein Zufall, dass später sein Strafverteidiger, der ehemalige CSU-Politiker Peter Gauweiler, immer wieder auf den Fall der HSH Nordbank abstellte, weil man sich bei der Warburg-Bank durch die späteren Rückforderungen des Finanzamtes ungerecht behandelt sah. So echauffierte sich der gewiefte Gauweiler, es sei mit dem Rechtsstaatsprinzip unvereinbar, wenn der Staat «ausgesuchte Private an den Pranger stellt und im Auftrag von Amtsträgern für vermeintliche Straftaten verfolgt, die die ‹öffentlichen Hände› offensichtlich selbst und fortgesetzt begangen haben».[66] Da hatte er einen Punkt. 

						Die Hamburger Politik und speziell Olaf Scholz wurden die Geister, die sie gerufen hatten, nicht mehr los. Mit Scholz’ Manövern in der Warburg-Affäre sollte er sich endgültig mit den kriminellen Cum-Ex-Geschäften das weiße Hemd besudeln.

					
					
						
							Die Warburg-Affäre: Das Vorspiel

						
						Die Kölner Cum-Ex-Ermittler nahmen im Januar 2016 Ermittlungen gegen die Warburg-Bank auf. Sie übersandten den Hamburger Behörden Hinweise, wonach die Bank zwischen 2006 und 2011 zu Unrecht Erstattungen der Kapitalertragssteuer in dreistelliger Millionenhöhe erhalten hätte. Eile war geboten: Denn Teilsummen aus diesen Cum-Ex-Geschäften drohten bereits 2016 und 2017 zu verjähren.

						Anfang 2016 hatte das Finanzgericht Hessen eine hilfreiche Rechtsprechung etabliert, die Finanzämter von aufwendigen Beweispflichten entlastete. Das Gericht hatte Banken, die Erstattung der Kapitalertragssteuer beanspruchten, die Beweislast auferlegt, dass sie die Kapitalertragssteuern tatsächlich entrichtet hatten. Auch im Hamburger Finanzamt für Großunternehmen befasste sich ein erfahrener und langjähriger Betriebsprüfer mit der Rechtsprechung. Der Beamte hatte sich als vorbildlicher Staatsdiener in die Cum-Ex-Geschäfte eingearbeitet und kam in Sachen Warburg-Bank zu der Überzeugung, dass Hamburg die Tatbeute nach Rechtslage einziehen müsse.

						Seine Vorgesetzte, die Sachgebietsleiterin P., fertigte später ein umfangreiches Gutachten an, das ebenfalls auf die Rechtsprechung des Finanzgerichtes Hessen abstellte, und nach sorgfältiger Abwägung aller Argumente plädierte auch sie für den Einzug der Tatbeute. Daher informierte die Finanzbeamtin im Februar 2016 ihre Vorgesetzten über die drohenden Rückforderungen gegen die Warburg-Bank sowie das Risiko einer Verjährung. Sie wollte offensichtlich Rückendeckung haben für eine so erhebliche Steuerentscheidung. Gleichzeitig – so wurde später durch die Tagebücher des Warburg-Gesellschafters Christian Olearius bekannt – ließ sie der Bank bzw. Olearius ausrichten, dass jetzt nur noch die Politik helfen könne. Und die Politik in Hamburg, das war Olaf Scholz. 

						Die Finanzbehörde – das Hamburger Finanzministerium – bestellte die Finanzbeamtin P. im engen zeitlichen Zusammenhang mit später bekannt gewordenen Treffen von Olaf Scholz mit den Warburg-Gesellschaftern Olearius und Max Warburg ein. Zuvor griff Scholz zum Telefon und empfahl Olearius die Weiterleitung eines Protest-Schreibens der Warburg-Bank an den damaligen Finanzsenator (und heutigen Ersten Bürgermeister von Hamburg) Peter Tschentscher, obwohl dieses dem Finanzamt längst bekannt und dies aus dem Briefkopf auch ersichtlich war.

						Die Finanzbeamtin P. vollzog nunmehr eine Kehrtwende und wollte die Steuer-Millionen nicht mehr einziehen. Die ihr unterstellten Betriebsprüfer liefen gegen diese Entscheidung Sturm. Sie legten in schriftlichen Vermerken Widerspruch ein. Die Finanzbeamtin versuchte offenbar Zeit zu gewinnen, indem sie ihren Betriebsprüfern nun plötzlich auferlegte, die Cum-Ex-Transaktionen der Warburg-Bank im Aktienkarussell über mehrere Stufen mühsam nachzuzeichnen und mehr Belege zu sammeln. Statt die Steuerforderung zu stellen und der Bank im Sinne der vom hessischen Finanzgericht verfügten Beweislastumkehr die Möglichkeit zu geben, hierzu in Widerspruch zu gehen, vergeudete sie wertvolle Zeit, die eine steuerliche Verjährung der Tatbeute nach sich ziehen würde. Begründet wurde dies später mit angeblichen rechtlichen Unsicherheiten. Da die Rechtslage bei Cum-Ex nicht klar gewesen sei und der Bank bei Rückzahlung der Tatbeute hohe wirtschaftliche Risiken gedroht hätten, hätte man die Steuerforderung nicht stellen wollen. 

						Das Landgericht Bonn sah darin später kein strafrechtlich relevantes Verhalten. Aber richtig ist auch: Hätte Hamburg die Steuerforderung gestellt und somit eine Verjährung verhindert, so hätte die Bank diese Steuerforderung erst mal gar nicht vollständig bezahlen müssen. Denn zunächst hätte der Bank der Rechtsweg offengestanden; alles hätte in Ruhe geklärt werden können, ganz ohne Risiko für Hamburg. Und die Rechtslage schien vielmehr mittlerweile immer klarer, die Bank hätte am Ende wohl früher oder später bezahlen müssen. Und genau das wäre bei einer steuerlichen Verjährung der Forderungen verhindert worden. Ein späterer Einzug der Tatbeute im Strafprozess, der zudem aufwendige Gerichtsverfahren erfordert, war damals noch gar nicht möglich. 

						Die Finanzbeamtin vollzog diese Kehrtwende, nachdem Olaf Scholz die Warburg-Gesellschafter Christian Olearius und Max Warburg getroffen und mit ihnen höchstwahrscheinlich das Steuerverfahren besprochen hatte. 

						Und das, obwohl bereits gegen Olearius ermittelt wurde und eine Razzia bei der Warburg-Bank stattgefunden hatte. 

						Tatsächlich war die Existenz der Bank nie gefährdet, wie auch damals bereits die Finanzaufsicht BaFin befand. Denn Olearius haftete als Gesellschafter mit seinem eigenen privaten Vermögen. Es ging bei den Treffen mit Scholz daher auch nie um wirtschaftliche Risiken für die Bank, sondern um das Privatvermögen eines der reichsten Männer Hamburgs.

						Bei einer anderen Razzia wurde später eine Nachricht der Finanzbeamtin ermittelt, in der sie mutmaßlich unter Bezug auf die Verjährung der Tatbeute von einem «teuflischen Plan» sprach. Wichtig ist: Warburg-Gesellschafter Olearius hatte – so steht es in seinem Tagebuch – auf das verklausulierte Anraten der Finanzbeamtin, sich an die Politik zu wenden, im Tauziehen um die Warburg-Beute den ehemaligen SPD-Bundestagsabgeordneten, Strippenzieher und Rüstungslobbyisten Johannes Kahrs sowie den Mentor von Olaf Scholz, den früheren Hamburger Innensenator Alfons Franz Pawelczyk (SPD), eingespannt. Beide engagierten sich fortan dafür, Treffen zwischen Olaf Scholz und Christian Olearius einzufädeln und die drohenden Rückforderungen des Finanzamtes abzuwenden. 

						Kahrs erhielt später von drei mit der Warburg-Bank verbundenen Gesellschaften Spenden für den SPD-Bezirk Hamburg-Mitte. Obwohl die SPD in den Jahren zuvor nie mit Spenden der Warburg-Bank bedacht wurde. Pawelczyk wurde für seine Dienste persönlich bezahlt. Beide, Kahrs und Pawelczyk, tauschten sich im engeren zeitlichen Zusammenhang mit den Steuerforderungen gegen die Warburg-Bank mit Olaf Scholz aus. Den beschlagnahmten Tagebüchern des Bankiers Olearius ist zu entnehmen, dass Pawelczyk Scholz auf das Treffen mit Olearius «vorbereiten» wolle. Ihre Empfehlung an die Bank war, nicht einzuknicken. Ein Anwalt der Bank, der Ex-Bundesrichter und Spiegel-Kolumnist Thomas Fischer, erklärte im späteren Untersuchungsausschuss der Hamburger Bürgerschaft freimütig, es sei den Bankiers bei den Treffen mit Scholz darum gegangen, dass sich die Steuerforderungen in «weiße Wölkchen» auflösen mögen.

						Die Bank begründete dies unter anderem mit wirtschaftlichen Risiken, die die Existenz der Bank bedroht hätten. 

						Dazu ist Folgendes anzumerken: Die Bank hat über Cum-Ex öffentliche Gelder geraubt. Ein Bankräuber kann auch nicht bei seiner Verhaftung die Tatbeute beanspruchen und sagen «Sorry, Leute, ich kann die Beute nicht zurückgeben, sonst kann ich meine Rechnungen nicht bezahlen!» Zwar können Finanzbehörden bei wirtschaftlichen Risiken Steuerforderungen strecken. Man will die Kuh ja melken und nicht schlachten. Aber für die Bank hätte kein Risiko bestanden, da erst einmal nur eine Forderung festgestellt worden wäre, die dann von der Bank hätte angefochten werden können. Die Bank musste später doch noch zahlen; sie ging erwartungsgemäß nicht bankrott.

					
					
						
							Scholz verheimlichte Treffen

						
						Nun müssen wir die Lupe der Tatort-Untersuchungen auf das Hamburger Rathaus und das Hamburger Finanzministerium halten, um zu verstehen, was auf den Fluren der Macht geschah und wie das Hamburger SPD-Netzwerk um Olaf Scholz versuchte, die Warburg-Bank abzuschirmen. An der «Leiche» befinden sich lauter Fingerabdrücke von Olaf Scholz und Peter Tschentscher. Dies wissen wir nach zwei Presseveröffentlichungen zu den Tagebüchern von Olearius, drei Befragungen im Bundestag, der (zunächst verhinderten) Razzia der Kölner Staatsanwaltschaft bei Hamburger Behörden sowie dem Untersuchungsausschuss der Hamburger Bürgerschaft:

						Nachdem das SPD-Netzwerk um Kahrs und Pawelczyk aktiv wurde, traf Scholz die Bankiers am 7. September 2016 mit einem Referenten aus dem Wirtschaftssenat. Zu diesem Zeitpunkt wurde gegen Olearius bereits wegen schwerer Steuerhinterziehung ermittelt, und es hatte eine Razzia bei der Bank stattgefunden. Der Referent hatte Scholz vor dem ersten Treffen in der Causa Cum-Ex zudem in einer Vorlage ausdrücklich gewarnt, dass die Herren sicher auf das Thema zu sprechen kommen wollten. (Die beiden weiteren Treffen erfolgten ohne Zeugen.) 

						Am 26. Oktober 2016 empfing Olaf Scholz die Warburg-Bankiers erneut im Rathaus. Zuvor hatte die Finanzbeamtin P. ihre Vorgesetzten über den beabsichtigten Einzug der Tatbeute informiert. Die Banker übergaben Scholz eine siebenseitige Verteidigungsschrift gegen die anstehende Millionenrückforderung des Fiskus.

						Etwa zwei Wochen später, am 9. November 2016, griff Olaf Scholz laut den Tagebüchern zum Telefonhörer und rief Olearius an. Er riet dem Banker, sein Dokument «kommentarlos» (gemeint war vermutlich, ohne weitere schriftliche Spuren) an den damaligen Finanzsenator Peter Tschentscher zu schicken. Dies legt nahe, dass Scholz sich mit Tschentscher hierzu ausgetauscht und diesen vorbereitet hat. Scholz soll Olearius dessen Tagebuchaufzeichnungen zufolge zudem mitgeteilt haben, dass er sich in dieser Angelegenheit jederzeit an ihn wenden könne, er «erwarte dies sogar».

						Tschentscher unterstrich dann in dem Dokument einige Argumente der Warburg-Bank mit grüner Tinte (was dieser bestreitet, obwohl grüne Tinte in der öffentlichen Verwaltung ausschließlich Ministern bzw. Senatoren vorbehalten ist).[67] Darunter befanden sich etwa die Formulierungen «Sachverhalt noch nicht ausermittelt», «Rücknahme» und «Existenzgefährdung». Im Spiegel schrieben Oliver Schröm, Oliver Hollenstein und Ansgar Siemens dazu: «Es waren die zentralen Argumente der Bank: Juristisch sei die Sache unklar. Und sollte man zahlen müssen, sei ungewiss, ob die Bank das überstehe.»[68] Darüber hinaus soll Tschentscher um Informationen zum Sachstand gebeten haben. Dann reichte er das Schreiben, mit der grünen Tinte, zurück in die Finanzverwaltung. Der frühere Justizsenator Hamburgs führte dazu im Spiegel aus: «Wenn in einer Behörde an einem Schriftstück etwas mit grüner Tinte angemerkt oder auch nur markiert ist, stehen alle stramm.»[69]

						Hiernach, am 17. November, wird die Finanzbeamtin P. in die Finanzbehörde einbestellt. Eine Beamtenrunde entscheidet dort, keine Steuern von Warburg zurückzufordern – und so Steuerforderungen aus den Cum-Ex-Geschäften teilweise verjähren zu lassen. Damit verzichtete die Freie und Hansestadt Hamburg zunächst auf 47 Millionen Euro Steuergutschriften, die anteilig auch Bund, Ländern und Gemeinden zugestanden hätten. Im Folgejahr versuchte man in Hamburg erneut auf 43 Millionen Euro zu verzichten, dieses Mal schritt aber das Bundesministerium der Finanzen ein und zwang Hamburg trotz Widerstand, die Tatbeute einzutreiben. Später tat man in der Öffentlichkeit so, als sei die Schonung der Bank eine einsame Entscheidung der Finanzbeamtin P. gewesen. Der spätere SPD-Parteivorsitzende und ehemalige Finanzminister Nordrhein-Westfalens, Norbert Walter-Borjans, erklärte mir einmal, dass Entscheidungen dieser Größenordnung niemals von einer einzigen Beamtin getroffen würden. 

						Später bemerkt Scholz in einer Stellungnahme, die der Journalist Oliver Schröm in seinem Buch «Die Cum-Ex-Files» zitiert: Er habe sich die Auffassung von Olearius in dessen Verteidigungsschrift ausdrücklich nicht zu eigen gemacht oder das Papier selbst an die Finanzbehörde weitergeleitet, «da dies allein aufgrund der Tatsache der Weiterleitung durch den Ersten Bürgermeister Anlass zu Interpretationen hätte geben können». Was sollte dann aber sein Finanzsenator mit dem Schreiben tun? Warum forderte Scholz Olearius aktiv auf, das Schreiben an Tschentscher zu schicken, wenn sich die Politik doch gar nicht einmischt?

						Damit schob Scholz seinem Nachfolger Tschentscher den Schwarzen Peter zu. Er sagt damit unverblümt, dass sein Finanzsenator allein durch die Tatsache der Weiterleitung des Schreibens (mit Unterstreichung der Argumente der Cum-Ex-Bank) Einfluss auf das Steuerverfahren genommen habe. In einer späteren Befragung im Deutschen Bundestag wiederum behauptete Scholz, sich an das Schreiben, das Telefonat mit Olearius und die Weiterleitung des Schreibens an Tschentscher nicht erinnern zu können. Jenes Schreiben wohlbemerkt, von dem er laut Aussage gegenüber Oliver Schröm genau gewusst habe, dass er sich dessen Inhalt nicht zu eigen machte, und das er bewusst nicht selbst in die Behörde geleitet habe. 

						Weil das Bundesfinanzministerium im Folgejahr 2017 eine erneute Verjährung von Tatbeute in Höhe von 43 Millionen Euro verhindern wollte, griff es am 8. November 2017 zu seiner schärfsten Waffe. Es wies Hamburg schriftlich an, die Tatbeute einzuziehen. Ein solcher Vorgang kommt äußerst selten vor. Die Weisung traf am 10. November 2017 in Hamburg auf dem Postweg ein. An diesem Tag sollte Olaf Scholz die Warburg-Bankiers erneut treffen. 

						Eine Woche später gab es ein Krisentreffen der Hamburger Finanzverwaltung im Berliner Bundesfinanzministerium. Nach Angaben von Teilnehmern wurde es sehr laut. Die Finanzbeamtin P. widersetzte sich mit Rückendeckung ihrer Vorgesetzten auch hier. Das zumindest hat ihr die Kölner Staatsanwaltschaft vorgeworfen. Am 1. Dezember 2017 erneuerte das Finanzministerium die schriftliche Weisung. Es gab weiter Widerstand aus Hamburg. 

						Dass dieser Widerstand von einer einzelnen Finanzbeamtin ausging, die damit auch noch ihre eigene Stadt um hohe Millionenbeträge ärmer machte, obgleich sie zuvor die Tatbeute selbst einziehen wollte, ist ein Märchen der Hamburger SPD. An der Spitze des Rathauses stand damals Olaf Scholz, der – laut Tagebuchaufzeichnungen des Bankiers Olearius – diesem vorher so großzügig seine Unterstützung angeboten, ihn drei Mal zu Cum-Ex getroffen und ihn aufgefordert habe, einen Protestbrief ohne weitere Anmerkungen an den Finanzsenator zu schicken. Was sollte der Finanzsenator also mit dem Schreiben, wenn Scholz ihn nicht vorher unterrichtet hatte? Warum gab Tschentscher das Schreiben erneut in die Finanzverwaltung und unterstrich zuvor die Argumente der Bank mit seiner grünen Senatorentinte, wenn nicht, um den Beamten klarzumachen, welche Entscheidung der damalige Senator und der heutige Hamburger Regierungschef wünschte?

					
				
					
						Tagebücher und Erinnerungslücken

						Die Warburg-Affäre im Bundestag und mein größter Erfolg

					
					Schauen wir uns, um das Skandalöse in der Tiefe zu verstehen, den Ablauf der Ereignisse nun noch einmal im Detail an: so, wie er sich mir offenbarte, während ich begann, mich um Aufklärung zu bemühen.

					Als ich 2017 in den Bundestag gewählt wurde, wusste ich noch nichts von den erstaunlichen Vorgängen in Hamburg. Etwa ein halbes Jahr später berichteten NDR, WDR und Süddeutsche Zeitung, dass das Finanzministerium unter Peter Altmaier, der nach der Bundestagswahl für kurze Zeit kommissarisch Finanzminister war, Hamburg wenige Monate vor dem Stabwechsel an Olaf Scholz gezwungen habe, Steuerrückforderungen aus kriminellen Cum-Ex-Geschäften einzuziehen. Es ging um jene Forderungen in Höhe von 43 Millionen Euro, die steuerlich zu verjähren drohten, obwohl der Hamburger Senat spätestens seit Oktober 2016 gewusst haben soll, dass «unberechtigte Erstattungen von Kapitalertragsteuer in der Vergangenheit geltend gemacht wurden», wie ich es kurz darauf in einer Kleinen Anfrage zu dem Vorgang formulierte.

					Es war dieser Zeitpunkt, zu dem ich begann, mich mit der Affäre in meiner Heimatstadt zu beschäftigen. Die Antwort des Finanzministeriums auf meine Anfrage bestätigte einen Verdacht: In den letzten fünf Jahren hatte es keinen weiteren derartigen Fall gegeben, in dem eine Landesregierung vom Bundesfinanzministerium per Weisung gezwungen werden musste, kriminelle Taterträge bzw. Steuerforderungen nicht verjähren zu lassen. Die Sache roch streng.[70] 

					Fast zwei Jahre später, im November 2019 und somit wenige Monate vor der Bürgerschaftswahl, bei der SPD-Finanzsenator Peter Tschentscher auf Olaf Scholz ins Rathaus folgte, stellte die Linksfraktion in der Hamburger Bürgerschaft eine Anfrage mit dem Titel: «Cum-Ex und Cum-Cum in Hamburg, hier: Bankhaus M.M. Warburg». Unter Punkt 2 hakte die Linksfraktion nach, ob im Zusammenhang mit Cum-Ex Gespräche zwischen dem Bankhaus Warburg und dem Senat erfolgt seien. Es wurde auch explizit gefragt, ob Olaf Scholz in die Gespräche eingebunden war. Die knappe Antwort des Senats erfolgte im Dezember: «Nein!» Demnach hätten keine derartigen Gespräche stattgefunden und Scholz sei auch nicht in die Steuersache Cum-Ex eingebunden gewesen. 

					Was der Linksfraktion nicht aufgefallen war und wozu ich dann nach meinem Ausscheiden aus dem Bundestag eine weitere Anfrage bei den Hamburger Linken anstieß, war der Aspekt, wie der Hamburger Senat eigentlich zu seiner Antwort gekommen war. Wurde bei Olaf Scholz nachgefragt? Denn mir war zwischenzeitlich in einer Antwort des Hamburger Senats auf eine Informationsfreiheitsanfrage etwas aufgestoßen: In dieser Antwort hatte der Senat behauptet, seit dem Wechsel von Scholz 2018 ins Berliner Finanzministerium nicht mehr über dessen Kalender zu verfügen. Wie konnte der Senat aber Treffen verneinen, wenn er gar keinen Zugriff mehr auf den Kalender von Scholz hatte? Hatte er Scholz am Ende kontaktiert und war dieser somit – anders als später behauptet – in die Verschleierung der Treffen mit den Warburg-Bankiers eingebunden gewesen? 

					
						
							Die Tagebücher des Cum-Ex-Bankiers[71]

						
						Es sollte bis zum Frühjahr 2020 dauern, bis die Warburg-Affäre in der Öffentlichkeit weitere Kreise zog und der in Hamburg exzellent vernetzte Patriarch des Bankhauses Warburg, Christian Olearius, auf seinem Anwesen Besuch von Ermittlern bekommen hatte. Dabei war einem Ermittler ein in schwarzes Leder eingebundenes Tagebuch mit den Initialen CO auf der Vorderseite aufgefallen, das auch Aufzeichnungen zu Cum-Ex enthielt. Olearius sollte die Ermittler schließlich in ein Nebengebäude führen, wo eine ganze Serie dieser Tagebücher lagerte. Insgesamt 22 Kladden zwischen Mai 2016 und März 2018 nahmen die Ermittler mit. Ohne diese Tagebücher hätte sich Olaf Scholz wohl niemals im Bundestag in Widersprüche verstrickt. 

						Die investigativen Journalisten Oliver Schröm und Oliver Hollenstein waren an die Tagebücher gelangt und begannen die in der krakeligen Handschrift von Olearius verfassten Eintragungen auszuwerten – mutmaßlich in der umgekehrten Reihenfolge (die jüngsten Tagebücher zuerst). Schröm stieß dabei auf einen Eintrag vom 10. November 2017, der Scholz in Bedrängnis bringen sollte: Er behandelte das letzte von insgesamt drei Treffen mit den Warburg-Gesellschaftern zur Causa Cum-Ex. Die zwei weiteren Treffen im Vorjahr und der Verzicht Hamburgs von 2016 auf den Einzug von 47 Millionen Euro Tatbeute (noch ohne Eingreifen des Finanzministeriums) sollten erst später ans Licht kommen – und erst dann berief sich Olaf Scholz plötzlich auf Erinnerungslücken. 

						Olearius schilderte die Begegnung mit Olaf Scholz im November 2017 in seinem Tagebuch mit viel Liebe zum Detail. Er erwähnte, dass er Scholz’ zurückhaltende Art so interpretiere, dass er sich wegen der Rückforderungen der Cum-Ex-Tatbeute und des Drucks auf Hamburg aus Berlin keine Sorgen zu machen brauche. Und er bemerkte zur Haltung von Olaf Scholz: «Die Deutsche Bank [Anmerkung: Die Depotbank bei einigen der Cum-Ex-Deals] werde wohl geschont. Meine Interpretation – cui bono –, auf uns abzulenken, sei wahrscheinlich.»[72] Dies ist eine Passage, die leider viel zu wenig Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit erfuhr. 

					
					
						
							Die Warburg-Affäre erreicht Olaf Scholz

						
						Am 13. Februar 2020, zehn Tage vor der Hamburger Bürgerschaftswahl, enthüllten dann die Journalisten Oliver Hollenstein, Christian Salewski und Oliver Schröm auf Grundlage einer gemeinsamen Recherche von NDR und der Zeit, dass Olaf Scholz und weitere führende Politiker der Hamburger SPD während des Steuer- und Ermittlungsverfahrens zu den Cum-Ex-Geschäften der Bank im Austausch mit den Warburg-Gesellschaftern Christian Olearius und Max Warburg standen. Bekannt war damals bereits die Weisung des Finanzministeriums an Hamburg im Jahre 2017, um eine Verjährung der 43 Millionen Euro zu unterbinden. Nun erst wurde jedoch bekannt, dass im zeitlichen Zusammenhang mit den Aktivitäten von Hamburger SPD-Politikern bereits 2016 jene steuerliche Verjährung von Rückforderungen über nunmehr etwa 47 Millionen Euro (Kapitalertragssteuer und Solidaritätszuschlag) erfolgt war. Obwohl das Finanzamt zuvor den Einzug der Tatbeute als zwingend erachtet hatte. Besonders brisant: Den Journalisten lag ein Auszug aus der Ermittlungsakte der Staatsanwaltschaft Köln vor. Es handelte sich um jenen Eintrag aus dem Tagebuch von Christian Olearius, aus dem hervorging, dass dieser am 10. November 2017 Olaf Scholz in der Causa Cum-Ex im Hamburger Rathaus aufgesucht hatte. 

						Daran waren mehrere Dinge brisant. Erstens: Noch wenige Wochen zuvor hatte der Hamburger Senat solche Treffen zwischen Vertretern der Warburg-Bank und dem Hamburger Senat gegenüber der Hamburger Linksfraktion verneint. Zweitens: Wie die Fraktion später auf meine Bitte abfragte, war das Datum des Treffens kein Zufall. Es war exakt der Tag, an dem die Post mit der Weisung des Bundesfinanzministeriums eintraf, die Tatbeute nicht erneut verjähren zu lassen. Drittens: Scholz traf die Cum-Ex-Bankiers trotz laufenden Ermittlungsverfahrens in der Steuersache persönlich. Jeder erfahrene Regierungschef, zumal ein Jurist wie Scholz, wusste, dass schon der Eindruck, er könne laufende Steuerverfahren beeinflussen, Sprengstoff war. Und der Hamburger Senat hatte das Treffen nicht nur verschwiegen, sondern hierzu in der Antwort auf die Anfrage der Linken gelogen. 

						Der Senat rechtfertigte dies später damit, dass sich Bürgermeister grundsätzlich nie mit konkreten Steuerfällen befassen (was Scholz aber nachweislich getan hatte) und man daher aus prinzipiellen Gründen keine Treffen zu Cum-Ex eingeräumt habe. Damals war weder der Öffentlichkeit noch mir bekannt gewesen, dass in den Tagebüchern sogar noch die beiden weiteren Treffen schlummerten, bei denen die Warburg-Bank bereits erfolgreich gegen die Steuerforderungen interveniert hatte.

						Zehn Tage vor der Veröffentlichung im Februar 2020 hatten die Journalisten des NDR-Magazins Panorama und die Zeit Fragen an Bundesfinanzminister Olaf Scholz, an den einflussreichen Hamburger SPD-Abgeordneten Johannes Kahrs sowie an den Mentor von Scholz und früheren Zweiten Bürgermeister von Hamburg, Alfons Pawelczyk, übermittelt. Darüber hinaus gingen Fragen an Peter Tschentscher, der sich nach dem Wechsel von Scholz nach Berlin drei Wochen später als Erster Bürgermeister der Bürgerschaftswahl in Hamburg stellen musste, sowie an Olearius selbst. Scholz wurde zu seiner Motivation für das Treffen während eines laufenden Ermittlungsverfahrens befragt, bei Kahrs ging es um seine Beziehung zum Bankier Olearius und ob er Spenden von der Warburg-Bank erhalten habe, bei Pawelczyk ging es darum, ob er für Vermittlungs- und Beratungsleistungen Geld von der Warburg-Bank erhalten habe. 

						Kahrs verneinte den Erhalt von Spenden der M.M. Warburg, doch später wurde bekannt, dass über mehrere mit der Warburg-Bank verbundene Gesellschaften Spenden an seinen SPD-Bezirksverband Hamburg-Mitte angewiesen wurden. Pawelczyk verwies darauf, da er Unternehmensberater und kein Politiker mehr sei, läge kein Interessenkonflikt vor. Scholz antwortete trotz mehrfacher Nachfragen des NDR nicht. Olearius hingegen räumte das Treffen ein und behauptete, nichts daran sei anrüchig. Der Erste Bürgermeister Tschentscher ließ seinen Senatssprecher antworten und verneinte, in die Entscheidung um Warburg eingebunden gewesen zu sein. Erst später wurde bekannt, dass Tschentscher ein Schreiben der Warburg-Bank an die Finanzbehörde weitergeleitet und um Information in der Angelegenheit gebeten hatte. 

						Bekannt wurde zudem später ein Schriftstück von Olearius, das mit «Hexenjagd» überschrieben war. In Stichworten führte er aus: Die Presse sei «bösartig»; die Finanzaufsicht BaFin und die Wirtschaftsprüfer von KPMG hätten kein «kein Interesse an Wahrheit». Unter der Zwischenüberschrift «Dank» tauchten die Namen von Scholz und Kahrs auf. Sie waren beide abgehakt.[73]

						Scholz schwieg jedoch weiter eisern. Vermutlich wollte er also zunächst herausfinden, was die Presse in der Hand hatte. Erst als zahlreiche weitere Medien die Enthüllungen aufgriffen, schickte Scholz seinen Sprecher, den späteren Regierungssprecher Steffen Hebestreit, an die Front und ließ ihn erneut nur das einräumen, was öffentlich bereits bekannt war. 

						Wenige Tage später veröffentlichten die Anwälte von Max Warburg in Abstimmung mit dem Staatssekretär und Strippenzieher von Scholz, Wolfgang Schmidt, den fraglichen Tagebucheintrag zu dem Treffen selbst. Zwar versuchte Olearius, vor höchsten Gerichten gegen das Zitieren aus den Tagebüchern vorzugehen (und unterlag). Doch durch diese Flucht nach vorne versuchte man, der Hamburger SPD im Wahlkampf beizuspringen und Olaf Scholz zu «entlasten».

						Die PR-Anwälte gingen zum Gegenangriff über und warfen dem NDR vor, nur selektiv zitiert und einen Satz weggelassen zu haben, in dem Olearius Scholz’ zurückhaltende Art so interpretiere, dass er, Olearius, sich keine Sorgen machen brauche. Der NDR habe also die «zurückhaltende Art» von Olaf Scholz bewusst verschwiegen, um diesen in ein schlechtes Licht zu rücken. 

						Dass der Senat die vorherige Anfrage der Linksfraktion nach den Treffen unwahr beantwortet hatte, sollte nun offenbar durch Ablenkung auf dieses Detail vernebelt werden. Einmal davon abgesehen, dass der Hanseat Olaf Scholz grundsätzlich ein zurückhaltender Mensch ist und genau wusste, dass das (dritte) Treffen des Bürgermeisters in einem laufenden Steuer- und Ermittlungsverfahren an sich schon fragwürdig ist. Denn Regierungschefs dürfen nicht in Steuerverfahren eingreifen. 

						Ein Detail aus dem Tagebucheintrag ist aber bei der ganzen Debatte übersehen worden: Wie kann man zurückhaltend sein, sich aber gleichzeitig laut Schilderung von Olearius als Bürgermeister von Hamburg die Sichtweise des Warburg-Gesellschafters zu eigen machen, dass es in Wahrheit darum gehe, die Deutsche Bank zu schonen und die Warburg-Bank hinzuhängen? Damit hatte Scholz selbst Position bezogen, sah die Warburg-Bank als Opfer einer Verschwörung. Scholz äußerte sich bei meiner späteren Befragung im Bundestag nicht zu dem Widerspruch, wie man eine solche Opfer-These des Warburg-Gesellschafters als «wahrscheinlich» bezeichnen könne, wenn man sich doch angeblich gar nicht zum konkreten Steuerverfahren verhalten habe. Unabhängig davon ergab es allerdings auch keinen Sinn. Die Deutsche Bank hatte zwar ebenfalls Cum-Ex-Geschäfte betrieben, doch ihre Rolle als Depotbank bei den Cum-Ex-Geschäften der Warburg-Bank war eher überschaubar.[74]

						Der Strafverteidiger von Olearius, der frühere CSU-Politiker Peter Gauweiler, suchte später öfters den Kontakt mit mir und versicherte, er habe ja höchsten Respekt vor meinem Engagement gegen Cum-Ex. Aber, Herr De Masi, führte Gauweiler aus: «Stellen Sie sich vor, Sie kommen in eine Siedlung mit lauter Schwarzbauten. Die Paläste lässt man stehen, aber die kleinen Hütten reißt man ab!» Da war sie wieder, die Story von der Warburg-Bank als Opfer, während die Deutsche Bank von ganz oben geschont würde. Es ging jedoch niemals darum, die Warburg-Bank abzureißen. Es ging nur darum, kriminelle Tatbeute zurückzufordern.

					
					
						
							März 2020: Corona und Lügen im Finanzausschuss

						
						Unmittelbar nach den Enthüllungen über das Treffen von Scholz mit den Warburg-Bankiers beantragte ich im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages eine Befragung des Finanzministers. Ich musste indessen einen Nachteil in Kauf nehmen: Da die Reihenfolge der Wortbeiträge im Ausschuss nach Fraktionsstärke erfolgte, kam ich gemäß dem Wahlergebnis der Partei Die Linke 2017 stets als Vorletzter dran, kurz vor den Grünen. 

						Scholz hörte immer sehr aufmerksam zu. Wenn er eine heikle Frage von mir nicht beantworten wollte, beantwortete er gerne die Fragen meiner Kollegin Lisa Paus, der späteren Familienministerin, mit meiner zusammen und ging auf eine nebensächlichere Frage ein, um heiße Eisen zu vermeiden. Nach den Antworten von Scholz oder seinen Beamten beendete dann zumeist die FDP-Ausschussvorsitzende die Aussprache, und man konnte zuweilen nur noch durch lautes Hereinrufen die Beantwortung einer offenen Frage anmahnen. Diese Taktik sollte auch bei der Warburg-Affäre wieder zum Tragen kommen: Scholz stimmte zu, nach der Hamburger Bürgerschaftswahl am 4. März 2020 im Finanzausschuss zu erscheinen. Vorsorglich wies man darauf hin, dass er einen wichtigen Termin wahrnehmen müsse und daher nur über ein sehr kurzes Zeitfenster von etwa 50 Minuten verfüge. Die Sitzung mit Scholz wurde laut Protokoll um 12.08 Uhr begonnen und endete nach 47 Minuten um 12.55 Uhr. 

						Scholz spielte in die Hände, dass die Corona-Krise ausgebrochen war. So berichtete er erst einmal ausführlich über eine Telefonkonferenz der Finanzminister der G7-Staaten zur Corona-Krise, die natürlich aufgrund der Unsicherheit und von Lockdowns erhebliche Auswirkungen auf die Weltwirtschaft habe. Dennoch war allen im Raum klar: Scholz war nur auf meinen Antrag hin in den Ausschuss zitiert worden, weil es um die Warburg-Affäre gehen sollte. Aber zu dem Treffen mit den Warburg-Bankiers führte er nur wenige Sätze aus. Der Bericht falle so kurz aus, weil «da nichts gewesen sei und dass da auch nichts zu finden sei». Die Aufregung sei «heiße Luft». Es habe keine Beeinflussung von Steuerentscheidungen durch die Politik gegeben, und im Übrigen gelte das Steuergeheimnis. 

						Die zwei weiteren Treffen mit den Warburg-Bankiers erwähnte er ebenso wenig wie eine vermeintliche Erinnerungslücke. Das Steuergeheimnis hindere ihn daran, nähere Ausführungen zu machen – obwohl er sich doch laut Hamburger Senat gar nicht mit dem Steuersachverhalt der Warburg-Bank befasst habe und die Frage nach Treffen mit den Bankiers das Steuergeheimnis gar nicht berührte. Die Abgeordneten von Union und SPD ließen es sich nicht nehmen, Scholz ausführlich Fragen zu Haushaltsinstrumenten in der Corona-Krise zu stellen, um ihm Zeit zu erkaufen. Bälle, die er in seinen Antworten dankbar aufgriff. Es dauerte schließlich bis zum Ende der Sitzung, bis ich nach der Union, der SPD, der AfD und FDP meine Fragen stellen konnte. 

						Meine erste Frage lautete, ob es üblich gewesen sei, dass Scholz sich in seiner Zeit als Erster Bürgermeister von Hamburg mit Personen getroffen habe, gegen die strafrechtliche Ermittlungen wegen schweren Steuerbetrugs liefen, und ob es neben dem bekannten Treffen mit Olearius weitere solche Treffen gegeben habe. Darüber hinaus fragte ich ihn, ob er über die Weisung des Finanzministeriums und die Vorgänge informiert gewesen sei, sich hierzu mit seinem damaligen Finanzsenator Tschentscher ausgetauscht habe und warum das Finanzministerium auf meine Nachfragen immer schriftlich geantwortet habe, dass bisher keine Cum-Ex-Verjährungen eingetreten seien. 

						Danach kam Lisa Paus an die Reihe. In seiner Antwort verwies Scholz erneut auf das Steuergeheimnis. Er zitierte den Gerichtsentscheid, nach dem man durch die neueren EU-Gesetze zur Geldwäschebekämpfung steuerlich verjährte Cum-Ex-Tatbeute auch nachträglich im Strafprozess abschöpfen könne. Er lobte also ausgerechnet jenen Richter, der versucht hatte, die von Hamburg angestrebte Verjährung der Rückforderungen gegen die Warburg-Bank mittels einer nachträglichen Abschöpfung im Strafprozess zu verhindern. Öfter noch wird Scholz in den Jahren darauf, ohne mit der Wimper zu zucken, Urteile gegen die Warburg-Bank loben. 

						Auf meine erste und die zentrale Frage nach den weiteren Treffen mit Olearius ging Scholz nur insofern ein, als er ausführte, es gebe da nichts außer dem, was dazu bereits in der Presse gestanden habe. Dort stand aber nur ein Treffen und somit sagte Scholz die Unwahrheit. 

						Zum Schluss hatte Scholz noch die Dreistigkeit, zu betonen, er sei schon immer der Auffassung gewesen, dass Cum-Ex-Geschäfte kriminell seien. Die Strafbarkeit habe diesen Geschäften auf der Stirn gestanden, führte er aus, sodass es keinen Irrtum in dieser Frage habe geben können. An der offensichtlichen Rechtswidrigkeit dieser Geschäfte vermögen auch noch so viele Gutachten von Professoren oder Rechtsanwälten nichts zu ändern, betonte er. Unerwähnt ließ Scholz auch hier, dass er sich zu diesen offensichtlich strafbaren Geschäften nicht nur einmal, sondern gleich drei Mal mit den Warburg-Bankiers ausgetauscht, die Geschäfte offensichtlich nicht beanstandet und Olearius anscheinend sogar seine Unterstützung in der Angelegenheit angeboten hatte. Und unerwähnt ließ er weiter, dass der Hamburger Senat damals die Tatbeute gegen den Willen der Betriebsprüfer mit der fragwürdigen Begründung in die Verjährung laufen ließ, die Rechtslage sei nicht klar. Obwohl doch den Geschäften laut Scholz die Rechtswidrigkeit auf der Stirn gestanden hatte. 

						Eine SPD-Abgeordnete, die spätere Berliner Sozialsenatorin Cansel Kiziltepe, wird nach der Sitzung vom NDR vor laufender Kamera gefragt, ob es weitere Treffen von Scholz mit Olearius zu Cum-Ex gegeben habe. Sie verneint und gibt damit den Eindruck wieder, den Scholz dem gesamten Finanzausschuss vermittelt hatte.

					
					
						
							Juli 2020: Geheime Befragung von Olaf Scholz

						
						Am 1. Juli 2020 kam es in einem abhörsicheren Saal des Deutschen Bundestages zu einer erneuten Befragung von Olaf Scholz. Die Mobiltelefone der Abgeordneten mussten abgegeben werden, Notizen wurden im Anschluss von den Saaldienern eingesammelt und in der Geheimschutzstelle verwahrt. Das Protokoll der Sitzung durfte ebenfalls nur im Geheimschutzraum eingesehen werden. Ich darf über diese Sitzung hier nur berichten, weil ihre Einstufung als geheim später aufgehoben wurde.

						Minutiös referierte Scholz dieses Mal die Abläufe rund um die Weisung des Finanzministeriums. Er räumte ein, dass es ein hohes öffentliches Interesse an der Warburg-Affäre gebe. Kein einziges Mal war während der Befragung das Steuergeheimnis berührt, das zuvor zur Begründung für den Geheimschutz hatte herhalten müssen. Scholz räumte unter Druck auch zum ersten Mal ein, was er in der öffentlichen Sitzung vom 4. März 2020 nicht beantworten wollte: dass die Weisung des Finanzministeriums gerechtfertigt gewesen sei, um eine Verjährung der Tatbeute zu verhindern. 

						Noch Monate später sollte jedoch sein Staatssekretär Wolfgang Schmidt in der Öffentlichkeit behaupten, dass Hamburg absolut korrekt gehandelt habe und kein Schaden eingetreten sei. Die Tatbeute sei schließlich später noch gesichert worden. Dabei verschwieg er, dass dies 2017 nur der Weisung des Finanzministeriums und für das Jahr 2016 der Rechtsprechung eines Richters zu verdanken war. Letzterer hatte (wie oben erwähnt) auf Grundlage einer EU-Geldwäscherichtlinie und des Instruments der Vermögensabschöpfung im Strafprozess, das der Anti-Mafia-Gesetzgebung entsprang, verfügt, dass steuerlich bereits verjährte Tatbeute noch rückwirkend im Strafprozess eingezogen werden könne. Dies war jedoch 2016 noch nicht absehbar gewesen, die Richtlinie wurde erst 2017 in nationales Recht gegossen. Scholz musste als Finanzminister sogar noch 2020 ein Gesetz auf den Weg bringen, um verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese rückwirkende Vermögensabschöpfung aus dem Weg zu räumen.

						Scholz schilderte mir im Untersuchungsausschuss seine Wahrnehmung des Treffens mit Olearius. Er habe sich dessen Sichtweise nur angehört und nicht zu eigen gemacht. Der Rest sei pressebekannt. Eine Erinnerungslücke erwähnte er noch nicht. Scholz bestritt, dass die Warburg-Bank im Hamburger Senat vor dem Konflikt mit dem Finanzministerium Thema gewesen sei. Im Hamburger Untersuchungsausschuss wurde später bekannt, dass sich Scholz und Tschentscher im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Brief der Warburg-Bank ausgetauscht hatten, aber nicht genau, worüber. Es war zumindest sehr wahrscheinlich, dass Scholz vor der Aufforderung an Olearius, den Brief an Tschentscher zu schicken, mit diesem darüber gesprochen hatte. Zudem tauchte später eine E-Mail eines Mitarbeiters an den Ersten Bürgermeister Peter Tschentscher auf. Er beklagte sich laut Spiegel, dass der aktuelle Finanzsenator Andreas Dressel in einer E-Mail von seinem Austausch mit Peter Tschentscher zum Warburg-Fall berichtet habe: «Ist Dressel nicht bewusst, dass er Dir das offiziell nicht sagen darf? Warum schafft er diese E-Mail-Aktenlage gegenüber V [Anmerkung: die Staatsrätin bzw. in anderen Bundesländern Staatssekretärin] und 5 [Anmerkung: Chef der Steuerverwaltung], dass er mit Dir gesprochen hat?»[75] Die E-Mail verdeutlicht, wie bemüht man im Umfeld von Scholz und Tschentscher war, keine Spuren zu hinterlassen.

						Scholz bestritt auch, dass es eine vorbereitende Unterlage zu dem Treffen mit Olearius gegeben habe (Anlass war die schriftliche Weisung des Finanzministeriums). Es tauchte später eine vorbereitende Unterlage zu dem (erst später bekannt gewordenen) ersten Treffen von Scholz mit den Warburg-Bankiers zu Cum-Ex auf. Scholz wurde darin von einem Beamten gewarnt, dass die Bankiers mutmaßlich über Cum-Ex sprechen wollten. Der «Aktenfresser» Scholz erklärte im Hamburger Untersuchungsausschuss, die Vorlage nicht gelesen zu haben.

						In der geheimen Befragung hakte dieses Mal auch Lisa Paus nach, ob es weitere Treffen mit den Warburg-Bankiers bzw. Olearius gegeben habe. Sie patzte dabei in einem Detail: Sie fragte, ob es nach dem bereits bekannten Treffen 2017 weitere Treffen gegeben habe. Doch die später bekannt gewordenen Treffen hatten im Jahr 2016, also davor stattgefunden. Scholz zählte zahlreiche weniger bedeutende Anlässe auf, bei denen er Olearius begegnet sei. Darunter eine Veranstaltung zum 70. Geburtstag von Olearius oder auch das Jubiläum der Warburg-Bank, er sei sich da nicht mehr sicher. Regelmäßige Treffen habe es zudem nicht gegeben. 

					
					
						
							Die Wahrheit kommt ans Licht

						
						Wenige Monate nach dieser erneuten Befragung im Geheim-Format wurden schließlich vom NDR die zwei weiteren Treffen von Scholz mit den Warburg-Bankiers im Jahr 2016 bekannt gemacht. Die Nachricht schlug ein wie eine Bombe. Nun hatte ich die Faxen dicke. Ich beantragte eine dritte Befragung. 

						Zunächst bemühten sich die Spindoktoren von Scholz um Schadensbegrenzung. Denn nun stand der Vorwurf der Lüge im Raum, da Scholz diese weiteren Treffen auf meine Nachfrage am 4. März nicht eingeräumt hatte. Und natürlich wurde bekannt, dass er auch am 1. Juli in der Geheimsitzung die Treffen trotz Nachfrage nicht eingeräumt hatte. Das Finanzministerium behauptete zunächst unter Bezug auf meine Frage am 4. März 2020, Scholz habe diese «vergessen» und gar nicht beantwortet. Ich hätte sie noch einmal stellen müssen. Das war falsch: Er hatte gesagt, dass es da nichts gebe, außer dem, was bereits in der Presse stand. Und das war ja eben nur ein Treffen. Also hatte er die Unwahrheit gesagt. Warum hätte ich die Frage erneut stellen sollen? Scholz wusste überdies genau, dass gar keine Gelegenheit mehr bestand, noch einmal nachzufragen, weil die Befragung bewusst so angesetzt wurde, dass er mit Verweis auf Anschlusstermine davoneilen konnte. 

						Vor der Geheimbefragung im Juli beschwerte ich mich darüber sogar in einer E-Mail an die Obleute der anderen Fraktionen, die ohne mein Zutun im Handelsblatt veröffentlicht wurde: «Schon Anfang März habe sich Scholz bei einer Befragung zu dem Thema mit langen Ausschweifungen aus der Affäre gezogen. Das will De Masi nicht noch einmal zulassen. Der Finanzminister solle deshalb auf ein längeres Eingangsstatement verzichten. Die Anhörung wird zudem als ‹geheim› eingestuft, nichts darf nach außen dringen. Das soll verhindern, dass Scholz Aussagen wieder mit Verweis auf das Steuergeheimnis verweigert.»[76]

						Bezüglich dieser geheimen Befragung am 1. Juli 2020 führten Scholz’ Spindoktoren dann aus, dass Lisa Paus «falsch gefragt» habe, da sie weitere Treffen erfragt habe, während die beiden anderen Treffen schon vor dem bereits bekannten Treffen von 2017 stattfanden. Das war Wortklauberei. Der 70. Geburtstag von Olearius, dem Scholz als Festredner beiwohnte, fand 2012 statt. Diese Antwort bezog sich also ebenso auf die Zeit vor 2017 wie seine Einlassung, es habe keine regelmäßigen Treffen gegeben. Kurz: Scholz hatte seine unvollständige Antwort zu Treffen mit Olearius also auch für Zeiträume vor dem Cum-Ex-Treffen 2017 gegeben. Als das geheime Protokoll der Befragung dann nicht mehr als geheim eingestuft wurde, war der Hinweis auf Olearius’ Geburtstag im Protokoll nicht mehr enthalten.

						Meinem Antrag auf Freigabe des Protokolls in einer Sitzung der Obleute des Finanzausschusses wurde 2020 zunächst nicht entsprochen, nur die Grünen unterstützten ihn. Wenige Tage vor der Bundestagswahl 2021 sollten plötzlich auch CDU und FDP die Forderung nach Freigabe des Protokolls erheben und medienwirksam vortragen. Und nach der Wahl, als die CDU dann in der Opposition gelandet war, kam es schließlich zur Freigabe des Protokolls, während sich nun die Koalitionspartner von Scholz, FDP und Grüne, maximal wegduckten. Die Linke spielte in der Auseinandersetzung keine Rolle mehr, nachdem ich den Bundestag verlassen und mich nicht erneut um ein Bundestagsmandat beworben hatte.

					
					
						
							September 2020: Weitere Treffen von Scholz und plötzliche Erinnerungslücken

						
						Doch zunächst musste Scholz seine dritte Befragung im Finanzausschuss überstehen. Sie fand schließlich am 9. September 2020 statt. Mehr noch: Für denselben Tag war nicht nur eine Expertenanhörung zu Cum-Ex terminiert, ich ließ auch zum Unmut der anderen Fraktionen eine Debatte im Plenum des Bundestages zur Warburg-Affäre ansetzen, der Scholz beiwohnte. Zudem musste er in der Fragestunde des Plenums Rede und Antwort stehen. Es war eine Feuertaufe. Scholz wollte Kanzlerkandidat der SPD werden, und in der Partei kamen nun zunehmend Zweifel auf, ob er, der sozialdemokratische Finanzminister mit Herz für Cum-Ex-Bankiers, der richtige Mann war, um die SPD zur Kanzlerschaft zu führen.

						Wichtig ist festzuhalten: Von einer Erinnerungslücke von Scholz war bis zu dieser Sitzung im September 2020 keine Rede. Erst in dieser dritten Befragung räumt Scholz die zwei weiteren Treffen mit den Warburg-Bankiers schließlich ein und behauptet, dass er nun – wohlgemerkt nach einem bundesweiten Presse-Echo, einem davon überschatteten Wahlkampf in Hamburg und zwei Befragungen im Bundestag – zum ersten Mal in seinen Kalender geblickt habe und dabei die Termine entdeckt habe. Das könne man aus jetziger Sicht sicher kritisieren, es sei aber nicht mehr zu ändern. Doch hatte Scholz nicht sein erstes Treffen bereits unter expliziten Verweis auf einen Kalendereintrag einräumen lassen, den er nun erst zum ersten Mal bemüht haben will? Erneut verwickelt sich Scholz in Widersprüche. Jeder Hinterbänkler im Bundestag prüft bei Presseanfragen nach Kontakten zu Lobbyisten zuerst seinen Kalender.

						Fortan wurde die «Erinnerungslücke» zum geflügelten Wort, zum Dauer-Witz in der deutschen Politik-Szene und im öffentlichen Leben. Der damalige SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil machte sich darüber sogar in einer Karnevalssitzung lustig. Scholz führte nun aus, dass er sich an keines dieser drei Treffen erinnern könne. Er wusste aber trotz dezidierter Erinnerungslücken, die immer nur zu Treffen mit Olearius in Sachen Cum-Ex auftauchten, ganz genau, was er nicht gesagt oder getan habe. Auch an einen Austausch mit Tschentscher zur Causa Warburg wollte Scholz sich nicht erinnern. Er wisse aber genau, dass Tschentscher keinen Einfluss genommen habe. 

						Dabei hat Scholz zuvor niemals eine Erinnerungslücke bemüht. In dem nicht mehr als geheime Verschlusssache eingestuften Protokoll aus der Bundestagssitzung vom 1. Juli 2020 schildert Scholz mir gegenüber seine Erinnerung an das Treffen im November 2017. Mit Olearius «sei ein Gesprächstermin vereinbart worden, man habe über viele Dinge gesprochen». Scholz habe sich «lediglich die Sicht der Dinge von Christian Olearius angehört». Und: Er persönlich könne darüber hinaus nichts dazu beitragen.

						Ein Neurologe bemerkte dazu, dass ihm solch präzise Erinnerungslücken in seiner gesamten Laufbahn noch nie untergekommen und diese «aus medizinischer Sicht nicht glaubwürdig» seien.[77] Eine Umfrage ergab später, dass 70 Prozent der Bevölkerung Scholz die Erinnerungslücken nicht glaubten. Immerhin erinnerte sich Scholz im Sommer 2023 auf einer Pressekonferenz sogar daran, dass er «vor über 40 Jahren» das letzte Mal im Freibad Rahlstedt-Großlohe war.

					
					
						
							Das Nachspiel: Ein Untersuchungsausschuss an der Elbe

						
						Es war inzwischen klar, dass Scholz das Thema nicht mehr loswürde. Die Widersprüche, in die ich ihn im Bundestag verwickelt hatte, führten schließlich zur Einrichtung eines Untersuchungsausschusses in Hamburg. 

						Der Bundestag stieß bei der Aufklärung an Grenzen, da die Warburg-Affäre überwiegend Vorgänge in Hamburg betraf. In einer späteren Befragung des Untersuchungsausschusses zählte der Tagesspiegel bei Scholz zwölf Erinnerungslücken in zehn Minuten. Klar: Vor einem Untersuchungsausschuss ist im Unterschied zu einer einfachen Befragung im Finanzausschuss des Bundestages die Unwahrheit strafbar. Und wie bereits Jean-Claude Juncker retten sich dann Politiker regelmäßig mit einer vermeintlichen Erinnerungslücke.

						Die Hamburger Bürgerschaft ist ein sogenanntes Feierabendparlament. Etliche Abgeordnete sind neben dem Mandat noch berufstätig. Entsprechend leichtes Spiel hatte Scholz. Gleichwohl förderte der Untersuchungsausschuss jedoch Kuriositäten zutage, die ein ganzes Buch füllen könnten. Da wären etwa zwei in einem Tresor der Hamburger Bürgerschaft verwahrte Laptops, auf denen Kommunikation u.a. mit Tschentscher und dem Büro von Olaf Scholz gespeichert war, die bei einer Razzia der Kölner Staatsanwaltschaft beschlagnahmt worden waren. Der zuständige Mitarbeiter der Bürgerschaft, der aus dem Bundesfinanzministerium stammte und dem Leiter des Untersuchungsausschusses mit SPD-Parteibuch, Mathias Petersen, zuarbeitete, hatte die Laptops zeitweise entwendet, um sie dem Zugriff der Abgeordneten zu entziehen. Nur eine forensische Datenanalyse könnte belegen, ob etwa Daten verändert oder gelöscht wurden.[78] 

						Oder da wäre die Geschichte, wie der Warburg-Lobbyist und SPD-Strippenzieher Johannes Kahrs versuchte, vor der Polizei zu flüchten, als diese sein Handy beschlagnahmen wollte, das er vor früheren Durchsuchungen in Zusammenhang mit Cum-Ex-Vorgängen hatte in Sicherheit bringen können. Später fand man auf Kahrs Handy Textnachrichten eines Hamburger Staatsanwaltes (O-Ton Kahrs: «Der Staatsanwalt meines Vertrauens»), der regelmäßig bei der SPD auftrat und über die Kölner Cum-Ex-Staatsanwältin Anne Brorhilker lästerte.[79] Solche Episoden begleiteten parallel die Untersuchungen des Hamburger Ausschusses. Da ich diesem jedoch nicht beigewohnt habe und nur einmal selbst als Zeuge geladen war, beschränke ich mich im Folgenden weiter auf meine Erlebnisse im Bundestag. 

					
					
						
							Wie ich half, die Verjährung von Cum-Ex-Milliarden zu unterbinden

						
						Seine «Erinnerungslücken» hatten auch etwas Gutes. Durch den Druck durch die Warburg-Affäre stand Olaf Scholz nämlich massiv wegen der drohenden Verjährung von Cum-Ex-Tatbeute unter Druck. Die Bundesregierung hatte wiederum nach Druck aus Brüssel im Zuge der Umsetzung der Anti-Geldwäsche-Richtlinie der EU in nationales Recht, die ich noch selbst im Europäischen Parlament mit verhandelt hatte, das Recht zur sogenannten strafrechtlichen Vermögensabschöpfung erheblich erweitert. Denn zuvor galt namentlich Deutschland als sicherer Hafen für die Organisierte Kriminalität und die italienische Mafia. Ab Juli 2017 bestand nun die Möglichkeit, Beute aus illegalen Taten einfacher zu beschlagnahmen, wenn die Beschuldigten bei unklarer Herkunft der Vermögen nicht nachweisen konnten, dass diese legal erworben wurden – eine Form der Beweislastumkehr. Diese Art Vermögensabschöpfung war von den italienischen Anti-Mafia-Gesetzen abgeschaut worden und wurde in Deutschland im Zusammenhang mit der Beschlagnahme von Villen von Clan-Kriminellen bekannt. 

						Das neue Gesetz half nun auch gegen die Cum-Ex-Clans bzw. die Finanzmafia, da – wie bereits angesprochen – ein mutiger Richter die neuen Gesetze auf Cum-Ex-Geschäfte anwendete. Allerdings war damals noch unsicher, ob das Richterrecht vor höheren Instanzen Bestand haben würde, und es gab noch keine saubere Regelung im Gesetz für die rückwirkende Einziehung der Tatbeute bei Steuerstraftaten. Denn grundsätzlich gibt es in Deutschland ein sogenanntes Rückwirkungsverbot. Vereinfacht gesprochen: Wenn der Staat ab morgen unter Strafe stellen würde, dass man im Freien raucht, dürfte man niemanden dafür bestrafen, dass er gestern draußen geraucht hat, als es noch nicht strafbar war. 

						Im Corona-Sommer 2020 nutzte Scholz seine «Bazooka», ein großes Konjunkturpaket zur Belebung der Wirtschaft nebst Senkung der Mehrwertsteuer, um gemeinsam mit dem sozialdemokratischen Justizministerium kurzfristig einen Passus an das Gesetz anzuhängen, der eine klare gesetzliche Regelung im Strafprozess für die Abschöpfung von Tatbeute bei schweren Steuerdelikten vorsah. Nun konnte sie noch im sehr viel aufwendigeren Strafprozess zurückgeholt werden, selbst wenn sie wie 2016 im Falle der Warburg-Bank steuerlich bereits verjährt war. Die sozialdemokratische Justizministerin (und später glücklose Verteidigungsministerin) war Christine Lambrecht. Doch mit der Neuregelung der Vermögensabschöpfung schmückte sich Olaf Scholz. Er wollte sich damit vor einer Kanzlerkandidatur aus der Schusslinie bei Cum-Ex nehmen. Und die Justizministerin assistierte mit dem Gesetzentwurf im Konjunkturpaket nur der Scholz-Show. 

						Die Oppositionspolitiker wurden im Morgengrauen vor der Debatte des Corona-Konjunkturpakets im Plenum über die umfangreichen Gesetzesvorhaben unterrichtet. Unsere Referenten hatten die Entwürfe teilweise erst am späten Vorabend erhalten. Nun konnten wir Rückfragen stellen.

						Meinem Referenten und mir war aufgefallen, dass der Einzug von Tatbeute aus Steuerdelikten im Strafprozess zeitlich limitiert war. Die Abschöpfung von steuerlich verjährter Tatbeute im Strafprozess sollte nämlich nicht vor Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. Juli 2020 möglich sein. Damit wären alle bis dahin steuerlich verjährten Taterträge nicht mehr rückholbar gewesen. Auf den ersten Blick schien das Rückwirkungsverbot der Scholz-Regelung einleuchtend, doch ich fragte zur Sicherheit noch einmal nach. Denn ein Richter hatte ja auch bereits den rückwirkenden Einzug im Strafprozess bejaht.

						Ich erhielt von Scholz’ Beamten die schmallippige Antwort, dass das Gesetz unbedingt erforderlich sei, um die Abschöpfung steuerlich verjährter Tatbeute auf eine sichere Rechtsgrundlage zu stellen. Das Rückwirkungsverbot sei aber aus verfassungsrechtlichen Gründen unverzichtbar. Der Berichterstatter der CDU, Fritz Güntzler, meldete sich zu Wort, zwinkerte mir zu und bemerkte, dass ich da durchaus einen Punkt hätte und dies auch in der Koalition noch einmal diskutiert werden müsse. Er hatte sichtlich Freude daran, Scholz Ärger zu bereiten.

						Einige Wochen später kontaktierte mich der WDR-Journalist Massimo Bognanni, der sich ebenso wie Oliver Schröm bei der Aufklärung und Berichterstattung zu Cum-Ex-Geschäften einen Namen gemacht hatte. Er hatte mit Verfassungsrechtlern gesprochen, die davon ausgingen, dass im Falle von schwerer Steuerhinterziehung und eines besonderen öffentlichen Interesses Ausnahmen vom Rückwirkungsverbot greifen würden. Mit anderen Worten: Es sei nicht erforderlich, mit dem Gesetz Cum-Ex-Taterträge, die bereits vor dem 1. Juli 2020 steuerlich verjährt waren, faktisch zu legalisieren. Es sei dazu ein kritischer Aufsatz von Professor Kilian Wegner erschienen, einem Experten für Wirtschaftsstrafrecht. 

						Nach dem Gespräch entschied ich mich, dazu ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages in Auftrag zu geben. Wieder einige Wochen später flatterte es auf meinen Schreibtisch und ich hatte Grund zum Jubeln: Das Rückwirkungsverbot gelte laut Rechtsprechung keineswegs unbeschränkt und der Gesetzgeber habe durchaus die Möglichkeit, darauf zu verzichten. 

						Bognanni erzählt die Episode in seinem Cum-Ex-Buch «Unter den Augen des Staates» so: «De Masi hat Zweifel und beauftragt den Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages mit einem Gutachten. Das Papier stellt die Sichtweise des Finanzministeriums infrage. Zwar bestehe tatsächlich das Interesse der Beteiligten auf Rechtssicherheit. Dem gegenüber stehe jedoch das Allgemeininteresse, ‹Tätern wie der Rechtsgemeinschaft vor Augen zu führen, dass strafrechtswidrige Bereicherungen nicht geduldet werden und Straftaten sich nicht lohnen.› Die Vermögensabschöpfung, so die Gutachter, diene dem Ziel, das ‹Vertrauen der Bevölkerung in die Gerechtigkeit und die Unverbrüchlichkeit der Rechtsordnung zu stärken.› Vor diesem Hintergrund könne eine ‹echte› Rückwirkung ausnahmsweise zulässig sein.»[80] 

						Bognanni griff das Gutachten in der ARD-Berichterstattung auf. Auch andere Politiker, darunter der CDU-Justizminister Peter Biesenbach aus Nordrhein-Westfalen, machten über den Bundesrat Druck.  Scholz hatte sich offenbar erhofft, mit dem Gesetz von Cum-Ex freizuschwimmen; im Vorbeigehen hätte wohl auch die Warburg-Bank davon profitiert. Das Ministerium mauerte bei der Frage, wie die Formulierung zum Rückwirkungsverbot in das Gesetz gekommen war. Scholz stand nun aber mit dem Rücken zur Wand. Denn die von ihm angestrebte Kanzlerkandidatur und die Warburg-Affäre sorgten für hohes öffentliches Interesse. Bognanni dazu: «In der Hauptstadt bildet sich eine ungewöhnliche Allianz. Denn auch die Linkspartei ist gewillt, das Gesetz zu korrigieren, allen voran Fabio De Masi, finanzpolitischer Sprecher seiner Fraktion und einer der profiliertesten Finanzexperten im Parlament. Ja, Gesetze dürfen nicht im Nachhinein für Altfälle verändert werden. Bürger müssen immer darauf vertrauen können, dass die derzeitigen Gesetze auch künftig noch gelten. Das leuchtet De Masi ein. Doch gilt dieser Vertrauensschutz tatsächlich auch für verurteilte Steuerbetrüger, die Milliarden aus der Staatskasse entwendet haben?»[81] 

						Ich brachte dazu einen Antrag im Bundestag ein, und Nordrhein-Westfalen startete dazu eine Initiative im Bundesrat. Ausgerechnet die CDU trieb Scholz nun wegen Nähe zum großen Geld vor sich her. Zum Jahresende lenkte Scholz unter dem Druck der Debatte schließlich ein; er kündigte an, das Gesetz zu reformieren und das Rückwirkungsverbot zu streichen. Damit konnten wir wahrscheinlich die endgültige Verjährung der kriminellen Aneignung von etlichen Milliarden an Steuergeldern verhindern. Ich halte dies bis heute für meinen größten politischen Erfolg in der Opposition. 

						Gleichwohl: Damit ist zwar die Möglichkeit geschaffen worden, steuerlich verjährte Tatbeute im Strafprozess noch zurückzuholen. Wenn aber die Justiz nicht die Ressourcen und Rückendeckung bekommt, um die komplexen Cum-Ex-Verfahren zu Ende zu bringen, wird auch dies nicht viel helfen. 

					
				
					
						Olaf Scholz und sein Kalender

						Eine Kölner Staatsanwältin wird ausgebremst 

					
					Im September 2021 tobte der Bundestagswahlkampf, und ich trat nicht mehr zur Wahl an, weil ich mit der Ausrichtung meiner Partei nicht mehr zufrieden war. Und nach sieben Jahren harter Parlamentsarbeit, zuerst in Brüssel, später in Berlin, hatte ich mir fest vorgenommen, einmal durchzuatmen. Durch den Wirecard-Skandal, um den es in diesem Buch noch gehen wird, hatte ich bereits 2020 fast keinen Tag Urlaub mehr gehabt. Während ich meine Arbeit im Parlament machte, hatten Politiker mit weitaus weniger Arbeitserfolg durch Machtkämpfe und Postengeschacher in der Öffentlichkeit die Außendarstellung der Linken geprägt.

					Da keine offiziellen Sitzungstermine mehr im Bundestag anberaumt waren, besuchte ich einen Freund, der in der Nähe von Verona unweit der Lessinischen Berge lebte. Ich nutzte die Zeit und nahm Unterricht, um mein Italienisch zu verbessern, das zwar recht flüssig war, jedoch noch aus Kindheitstagen stammte. Doch wie so oft in den vergangenen Jahren gönnte mir die Politik keine Pause. Die Warburg-Affäre machte mir aus heiterem Himmel einen Strich durch die Rechnung. Da Scholz sich im Wahlkampf an die Spitze der Umfragewerte schob, hatten CDU, FDP und Grüne plötzlich für eine Reihe von Themen ihr Herz entdeckt, die ich anfangs im Bundestag noch weitgehend im Alleingang angeschoben hatte. Dazu zählten die Warburg-Affäre und der Skandal um die Financial Intelligence Unit zur Geldwäschebekämpfung. 

					Gerade weil ich meinen Rückzug aus der Politik erklärt hatte und somit «außer Konkurrenz» lief, war ich plötzlich gefragt wie nie und konnte mich vor Medienanfragen kaum retten. Die konservative WirtschaftsWoche umgarnte mich in der Causa des geheimen Bundestags-Protokolls zur Befragung von Scholz und eröffnete mir, dass die CDU nun wenige Tage vor der Wahl gegen die Einstufung als geheime Verschlusssache vorgehen wolle, die ja skandalös sei. Als ich ebenjene Einstufung im Bundestag beanstandet hatte, war die CDU noch gegen eine Freigabe und es gab keinerlei Berichterstattung dazu. 

					Der YouTuber Rezo ließ sich von mir am Telefon, während ich mich über einen Teller Pasta Cacio e Pepe beugte, über Scholz’ Erinnerungslücken unterrichten, und Claus Kleber durfte ich im heute-journal verschwitzt von der Sommerhitze ein Interview zum FIU-Skandal und einer Razzia im Finanzministerium geben. Als ich dachte, endlich käme ich etwas zur Ruhe und könnte mich auf eine ausgedehnte Bergwanderung freuen, meldete sich plötzlich die Warburg-Bank bei mir.

					
						
							Olearius will mich treffen

						
						Am Mittwoch, den 8. September 2021 öffnete ich in Verona meine Dienst-E-Mails vom Bundestag und staunte nicht schlecht: Ich hatte Post von der Warburg-Bank. Zunächst dachte ich, die Bank wolle mir irgendeine Drohung oder Abmahnung wegen meiner öffentlichen Äußerungen übermitteln. 

						In der Vergangenheit hatte sich schon die Bank HSBC Trinkaus bei mir gemeldet, weil ich sie mit Cum-Ex-Geschäften in Verbindung brachte. In deren Verwaltungs- und Aufsichtsrat hatte im Übrigen Friedrich Merz gesessen.[82] Die Bank drohte mir in einem Schreiben, später gab es eine Razzia bei Vorstandsmitgliedern der Bank in Verbindung mit Cum-Ex-Geschäften.[83] Auch Friedrich Merz sollte später versuchen, mir Äußerungen zu seinem Abstimmungsverhalten bei der Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe zu untersagen, und scheiterte vor dem Landgericht Frankfurt am Main. Ebenso die CSU-Europaabgeordnete Monika Hohlmeier, die sich über Äußerungen von mir zu Maskendeals und Verbindungen von Jens Spahn und ihr zur raffgierigen Maskenhändlerin Andrea Tandler geärgert hatte. 

						Doch tatsächlich erhielt ich eine Einladung. Der Vertraute von Christian Olearius und frühere Journalist des NDR, Franz Wauschkuhn, hatte mir von einem E-Mail-Account der Bank eine etwas bizarre Einladung zum Gespräch mit Christian Olearius übermittelt. Die E-Mail begann mit überschwänglichen Elogen auf Sahra Wagenknecht und mich, die wir in der Tradition großer deutscher Sozialisten stünden. Ich überlegte, wie ich mit dem Gesprächsangebot umgehen sollte. 

						Ich war mir sicher: Es war eine Falle, um womöglich meine Glaubwürdigkeit zu beschädigen. Also entschloss ich mich zu einem ungewöhnlichen Schritt: Auf dem Netzwerk X machte ich die Einladung öffentlich und schrieb: «Ich informiere hiermit aus Gründen der Transparenz, dass mich heute ein Gesprächsangebot der Warburg-Bank erreicht hat. Ich habe überlegt, wie ich damit umgehen soll. Denn einerseits laufen gegen Beteiligte der Bank strafrechtliche Ermittlungen zu Cum-Ex und hat es Herr Olearius vorgezogen sich dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss (PUA) der Hamburger Bürgerschaft zu entziehen. Ich nehme natürlich keinen Einfluss auf Steuerverfahren, bekleide bald auch kein öffentliches Amt mehr und veröffentliche solche Termine auf meiner Homepage. Daher drohen bei mir keine ‹Erinnerungslücken›. (…) Ich habe mich daher entschieden, das Gesprächsangebot unter der Voraussetzung anzunehmen, dass sich Herr Olearius nicht länger einer Befragung im PUA der Hamburger Bürgerschaft entzieht und schriftlich seine Bereitschaft signalisiert, noch vor der Bundestagswahl über seine Gespräche mit Herrn Scholz zu Cum-Ex Auskunft zu geben. Ich habe kein Recht, mich mit einem Beschuldigten in einem Verfahren auszutauschen, solange dies der Hamburger Bürgerschaft verweigert wird!» 

						Die Medien griffen die Sache begeistert auf. Das Hamburger Abendblatt vermeldete, «der Mitinhaber der in den Cum-Ex Skandal verwickelten Hamburger Bank will einen seiner schärfsten Kritiker treffen».[84] Die Warburg-Bank, die versuchte, ihren Ruf von den Cum-Ex-Geschäften unter Olearius zu reinigen, dementierte, dass die E-Mail mit ihr in Verbindung stünde. Auch Wauschkuhn beeilte sich, zu erklären, dass die Einladung rein privaten Charakter gehabt habe. Mir schrieb er noch einmal, um mir mitzuteilen, dass ich einen schlechten Charakter hätte. Auf die Einladung kam er nicht zurück. 

						Olearius aber erklärte sich schließlich bereit, dem Ausschuss schriftlich Rede und Antwort zu stehen. Persönlich erscheinen wollte er immer noch nicht, und in einem späteren Gerichtsprozess vor dem Landgericht Bonn wurde er für verhandlungsunfähig erklärt. Nur wenn es darum ging, Politiker für seine Sache einzuspannen, war Olearius offenbar immer zu einem Gespräch bereit. 

					
					
						
							Strafanzeige gegen Scholz

						
						Nach meinem Ausscheiden aus dem Bundestag wurden weitere interessante Details bekannt. So hatte es eine Razzia im Finanzministerium und bei der Büroleiterin von Scholz im Kanzleramt gegeben. Dabei wurde Kommunikation der Büroleiterin mit seinem einstigen Staatssekretär und späteren Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt gesichert. Der Spiegel berichtete, dass Ermittler auffällige Lücken in Scholz’ Kalender und in Kommunikationsverläufen beim Thema Cum-Ex festgestellt hätten und davon ausgingen, dass hier gezielte Löschungen stattgefunden hätten.[85]

						Die Büroleiterin musste für den Hamburger Untersuchungsausschuss alle Kalendereinträge und sonstigen Akten mit Cum-Ex-Bezug zusammenstellen. Sie übermittelte nur die beiden Treffen von Scholz mit den Warburg-Bankiers im Jahr 2016. Sie bzw. Scholz begründete dies damit, es sei beim Überspielen von Scholz’ Terminen zwischen 2014 und 2018 aus dem Bürgermeister-Kalender im Hamburger Rathaus in das Finanzministerium im März 2018 zu einem technischen Problem gekommen und der Termin von 2017 wohl nicht übertragen worden. 

						Ähnliches hatte Scholz bereits in der dritten Befragung im Bundestag ausgeführt und bemerkt, dass sich für die Amtszeit des Interims-Finanzministers Peter Altmaier (Wolfgang Schäuble wurde nach der Bundestagswahl im September 2017 Präsident des Deutschen Bundestages) teilweise dessen Termine in den Kalender geschmuggelt hätten. Scholz hatte es im Ausschuss aber noch beiläufig so dargestellt, dass dies den Jahresanfang 2018 betraf. Tatsächlich betraf es laut seiner Büroleiterin aber exakt den Zeitraum des dritten Treffens mit den Warburg-Bankiers im November 2017, das im Frühjahr 2020 ja als Erstes bekannt wurde. 

						Hätte Scholz das damals korrekt im Finanzausschuss dargestellt oder hätte der Ausschuss die Möglichkeit gehabt, den Kalender anzufordern, wäre bereits viel früher ein zentraler Widerspruch aufgefallen, der im politischen Betrieb offenbar nur mir ins Auge sprang: Wie konnte der Sprecher von Scholz Anfang 2020 ein Treffen von Scholz mit den Warburg-Bankiers ausgerechnet unter Berufung auf den Kalender bestätigen, wenn es doch gar nicht mehr im Kalender stand und Scholz keinerlei Erinnerung daran hatte? Ein Austausch von Scholz’ Ministerium mit den Warburg-Bankiers dazu, die das Treffen hätten bestätigen können, hatte laut Antworten auf Anfragen von mir nicht stattgefunden. 

						Aus der Kommunikation der Büroleiterin ging jedoch auch hervor, dass das zuerst bekannt gewordene Treffen am 10. November 2017 (also das letzte der drei Treffen zwischen Scholz und Olearius zu Cum-Ex im Hamburger Rathaus) noch nie im Kalender gestanden hätte. Sicher war: Im Februar 2020 stand er definitiv nicht (mehr) darin. Damit tat sich ein eklatanter Widerspruch auf: Wie konnte Scholz ohne aktive Erinnerung an eines der Treffen und ohne Kalendereintrag ein solches Treffen bestätigen? Zur Erinnerung: Scholz’ Sprecher Steffen Hebestreit hatte am 13. Februar 2020 nach der Enthüllung über das 2017er Treffen mit den Warburg-Bankiers gegenüber dem Hamburger Abendblatt verkündet: «Zu den Aufgaben eines Ersten Bürgermeisters gehört es, mit den Wirtschaftsvertretern der Stadt im regelmäßigen Austausch zu stehen. So hat es auch ein Treffen von Olaf Scholz mit Herrn Olearius im November 2017 im Amtszimmer des Bürgermeisters gegeben, wie aus dem Kalender des Ersten Bürgermeisters hervorgeht, der der Senatskanzlei vorliegen müsste. Wieso dies bei der Beantwortung der Kleinen Anfrage (Anmerkung: Gemeint war die Anfrage der Linksfraktion nach Treffen mit den Warburg-Bankiers) nicht berücksichtigt worden ist, entzieht sich unserer Kenntnis.»[86] 

						Warum hatte Hebestreit explizit einen Kalendereintrag betont, der laut der Büroleiterin gar nicht existierte? Wurde der Kalendereintrag nur vorgetäuscht, um bei einer Enthüllung der früheren Treffen eine Erinnerungslücke von Scholz behaupten zu können? Und wenn Anfang 2020 bereits der elektronische Kalender zur Recherche nach Treffen mit Scholz bemüht wurde, den Scholz doch laut seiner Aussage in der dritten Befragung im Bundestag zur Warburg-Affäre erst nach der Enthüllung der weiteren Treffen bemüht haben will – warum wurde dann zwar ein Termin bestätigt, der gar nicht mehr im Kalender stand, ausgerechnet jene beiden aber verschwiegen, die in ihm enthalten waren? Stimmte es gar, wie von Hebestreit behauptet, dass Scholz nicht wusste, warum der Senat die Treffen nicht eingeräumt und die Anfrage der Linksfraktion unwahr beantwortet hatte? 

						Im Umfeld meiner eigenen Zeugenaussage im Hamburger Untersuchungsausschuss würden sich noch einmal die Kameras auf mich richten. Im April 2023 veröffentlichte ich daher in der Berliner Zeitung einen mehrseitigen Essay, der die Warburg-Affäre und die Widersprüche von Olaf Scholz im Umfeld meines Auftritts im Hamburger Rathaus minutiös beleuchtete. Die Berliner Zeitung widmete der Story ihre Titelgeschichte (Das «De Masi-Dossier») in der Wochenendausgabe und zeigte satirisch einen Bundeskanzler, der beim Amtseid die Finger kreuzte. 

					
					
						
							Widersprüche in Hamburg

						
						Ich stieß bei einer meiner Recherchen auf eine Informationsfreiheitsanfrage an den Hamburger Senat, die sich um den Terminkalender von Olaf Scholz in seiner Zeit als Erster Bürgermeister bemühte. Der Hamburger Senat hatte geantwortet, dass er seit dem Wechsel von Scholz in die Bundesregierung keinen Zugriff mehr auf den Kalender habe. Ich war elektrisiert. Wie hatte dann der Hamburger Senat auf Anfrage der Hamburger Linksfraktion Ende 2019 die Treffen von Scholz mit Olearius verneinen können, wenn der Kalender dort gar nicht mehr vorlag? Hatte der Senat womöglich bei Scholz angefragt, und war dieser also – anders als von ihm dargestellt – von Beginn an in die falsche Beantwortung der Anfrage eingebunden gewesen, die er später dem Hamburger Senat zuschob? 

						Warum nur waren diese Widersprüche den Abgeordneten im Hamburger Untersuchungsausschuss nicht aufgefallen? Ich griff zum Telefon, aus einem kurzen Italien-Urlaub bei meinem Vater heraus, und bat den Abgeordneten der Hamburger Linksfraktion, Norbert Hackbusch, beim Hamburger Senat eine Anfrage zu stellen. Er solle bitte herausfinden, wie die Anfrage der Linksfraktion damals beantwortet wurde, wenn doch der elektronische Kalender von Scholz gar nicht mehr vorlag.[87] Das Nachrichtenportal T-Online berichtete dazu: «Die Fraktion hakte im August 2023, und somit vier Jahre später, erneut nach, auf welcher Grundlage der Hamburger Senat damals solche Treffen verneint habe. Denn dem früheren Bundestagsabgeordneten Fabio De Masi war aufgefallen, dass der Hamburger Senat laut eigenen Aussagen seit dem Amtswechsel von Scholz, der im März 2018 Bundesfinanzminister wurde, gar nicht mehr auf Scholz’ Kalender zugreifen konnte.»[88] 

						Die Anfrage der Linksfraktion förderte schließlich Erstaunliches zutage: Tatsächlich hatte der Hamburger Senat das Finanzministerium unter Olaf Scholz Ende 2019 wegen der Treffen kontaktiert. Denn es ist gemäß dem parlamentarischen Fragerecht der Abgeordneten gesetzliche Pflicht des Hamburger Senats, alles Zumutbare zu unternehmen, um die Fragen der Abgeordneten zu beantworten. Der Senat dazu: «Zur Erfüllung seiner verfassungsrechtlichen Auskunftspflicht nach Artikel 25 der Verfassung holt der Senat sämtliche zur Beantwortung von Schriftlichen Kleinen Anfragen erforderlichen Informationen von den inhaltlich betroffenen Fachbehörden, Senatsämtern oder sonstigen der Auskunftspflicht unterfallenden Trägern öffentlicher Aufgaben ein.»[89] 

						Damit war Scholz damals bereits in die Terminanfrage und ihre falsche Beantwortung eingebunden gewesen. Der Antwort des Hamburger Senats zufolge hatte das Finanzministerium indessen angeblich nicht auf die Anfrage des Hamburger Senats in der dafür vorgesehenen Frist geantwortet. Und damit man gar nicht erst auf die Idee kam, weitere Nachfragen zu stellen, beeilte sich der Senat mitzuteilen: «Einzelheiten hierzu wurden nicht dokumentiert.»

						Entschied man sich also bewusst, nicht zu antworten, damit der Hamburger Senat die Treffen nicht einräumen musste? Und warum konnte der Senat Jahre später mitteilen, dass man zwar bei Scholz nachgefragt habe, aber angeblich nichts mehr dazu veraktet war?[90]

						Ich ließ mich nicht abschütteln und versuchte, über meine früheren Kollegen im Bundestag beim Finanzministerium nachzufassen. T-Online fasste es so zusammen: «Auch wenn De Masi mittlerweile aus der Partei ausgetreten ist, arbeitet er weiter eng mit Politikern der Fraktion zusammen. So hatte er gemeinsam mit Christian Leye [Anmerkung: Mittlerweile beim BSW] eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung gestellt und sie mit den oben genannten Widersprüchen konfrontiert. Die Antwort fällt ernüchternd aus: ‹Die in den Fragen enthaltenen Behauptungen werden zurückgewiesen. […] Vorgänge im Zusammenhang mit einem Kalendereintrag zu diesem Treffen sind im Einzelnen nicht mehr rekonstruierbar.›»

						Was die Öffentlichkeit bisher nicht weiß: Ich habe Kenntnis von interner Kommunikation in der Hamburger Senatsverwaltung. Demnach soll der Nachfolger von Olaf Scholz, sein früherer Finanzsenator Peter Tschentscher, gewünscht haben, die Frage der Linksfraktion nach Treffen zu verneinen. Ein Beamter entschied sich aufgrund der Sorgfaltspflicht aber dagegen und fragte beim Finanzministerium dennoch an. 

						Jedenfalls ist nach alldem auch die Begründung des Hamburger Senats hinfällig, man habe die Treffen deshalb nicht eingeräumt, weil sich Bürgermeister grundsätzlich nicht mit einzelnen Steuersachverhalten befassen (was Scholz ja nachweislich getan hat). Man hatte sogar selbst bei Scholz nachgefragt. In Hebestreits Zitat steckten also gleich mehrere Unwahrheiten: Der Termin hatte nicht im Kalender von Scholz gestanden und warum der Senat die Hamburger Bürgerschaft über die Treffen falsch informiert hatte, entzog sich nicht der Kenntnis von Scholz. Im Gegenteil: Er bzw. seine Mitarbeiter waren augenscheinlich eingebunden gewesen.

					
					
						
							Ein erfundener Kalendereintrag?

						
						Also sind die von Scholz später behaupteten vollständigen Erinnerungslücken an die Treffen denklogisch unmöglich. Denn wer über keine Aufzeichnung verfügt, kann schwerlich ohne Erinnerung und unter Berufung auf einen Kalender einen Termin einräumen. Zudem hatte Scholz ja in der damals geheimen Befragung des Bundestages am 1. Juli 2020 seine Erinnerungen an das Gespräch mit Olearius geschildert. 

						Wie andere Medien griff der Spiegel den Widerspruch auf: «Hat Scholz damals etwas bestätigen lassen, an das er sich nicht erinnert und das auch nicht in seinem Kalender stand? Der Finanzexperte Fabio De Masi hält das für ausgeschlossen. Ihm zufolge muss sich Scholz im Februar 2020 zumindest an einen Termin mit Olearius erinnert haben. An den Termin aus dem November 2017. De Masi war bis 2021 Linkenabgeordneter im Bundestag und hat die Aufklärung maßgeblich mit ins Rollen gebracht. Die neuen Erkenntnisse nennt er einen Durchbruch in der Warburg-Affäre.»[91]

						Offenbar hatten Scholz und Hebestreit sich bewusst auf den Kalender von Scholz berufen: für den Fall, dass die weiteren Treffen entdeckt würden. Scholz hatte sich – so meine These – angesichts seiner Pläne für eine Kanzlerkandidatur für die Strategie entschieden, immer nur einzuräumen, was öffentlich bekannt wurde, und sich später im Zweifel auf Erinnerungslücken zu berufen. Dazu brauchte er einen erfundenen Kalendereintrag. Falls die anderen Termine entdeckt würden oder er zu Details der Treffen befragt würde, könnte er sich auf Erinnerungslücken berufen.

						Auf dieser Grundlage stellte ich schließlich im August Strafanzeige gegen Olaf Scholz, denn er hatte die Erinnerungslücken im Hamburger Untersuchungsausschuss erneut behauptet. Und vor einem Untersuchungsausschuss ist eine Lüge strafbar. Das Problem: Da der Untersuchungsausschuss in Hamburg tagte, war die Staatsanwaltschaft Hamburg zuständig, die seit Jahren in der Cum-Ex-Affäre keinen Finger gekrümmt hatte. Sie unterstand der grünen Justizsenatorin Anna Gallina, die in Hamburg von politischem Skandal zu Skandal eilte. Die Medien griffen die Sache mit dem Kalendereintrag und auch meiner Strafanzeige auf. Doch da ich kein Abgeordneter mehr war, FDP und Grüne mittlerweile mit der SPD regierten und CDU sowie Linke die Lorbeeren nicht einheimsen konnten, tat sich in der Sache fast nichts in Bürgerschaft und Bundestag. Dabei wäre es ein Leichtes gewesen, Scholz und Hebestreit zu diesem Widerspruch ins Kreuzverhör zu nehmen.

						Die Antwort der Hamburger Staatsanwaltschaft fiel erwartungsgemäß abschlägig und kurios aus: Es sei zwar richtig, dass ein Widerspruch zu den Aussagen von Scholz’ Sprecher Hebestreit im Hamburger Abendblatt existiere. Aber die Aussage sei ja von Hebestreit und nicht Scholz persönlich getroffen worden. Scholz habe sie zwar im Finanzausschuss wiederholt, aber vielleicht trage er dennoch gar keine Verantwortung, weil Hebestreit den Eindruck eines geordneten Hauses habe erwecken wollen und deshalb einen Kalendereintrag nur vorgetäuscht habe. Es sei somit nicht zwingend, dass Scholz sich tatsächlich erinnert habe, um den Termin zu bestätigen. Man habe vielleicht einfach auf die Presseberichterstattung vertraut und den Termin ganz ohne Erinnerung und den Kalendereintrag eingeräumt. Gelogen sei demnach nicht zwingend die Erinnerungslücke, sondern der Kalendereintrag. Eine Unwahrheit gegenüber dem Abendblatt oder dem Finanzausschuss des Bundestages sei aber nicht strafbar und Scholz habe die Behauptung im Untersuchungsausschuss nicht wiederholt. 

						Auch der Widerspruch, dass Scholz im Juli 2020 im Bundestag noch in der geheimen Sitzung seine Wahrnehmung des Treffens mit Olearius geschildert habe, sei nicht einschlägig. Scholz könnte die Erinnerungen auf Grundlage der Presseberichterstattung nur vorgetäuscht haben, weil er seine Erinnerungslücken damals noch nicht offenbaren wollte. Er hätte somit die Erinnerung – und nicht die Erinnerungslücke – vorgetäuscht und im Finanzausschuss stand er schließlich nicht unter Wahrheitspflicht. So sinngemäß die im Behördendeutsch gehaltenen Ausführungen der Hamburger Staatsanwaltschaft. Auf die Idee, Scholz oder Hebestreit vorzuladen und zu befragen, kam die Hamburger Staatsanwaltschaft nicht.

						Gegenüber der Münchener Abendzeitung hatte ich einst das Bild geprägt: «Wir haben eine blutige Leiche mit ganz vielen Fingerabdrücken von Olaf Scholz.»[92] Aber die Hamburger Staatsanwaltschaft hielt sich die Augen zu und stieg über die Leiche hinweg, während es den Abgeordneten der Bürgerschaft an Zugkraft fehlte, das Thema in den Medien zu halten.

					
					
						
							Deutschlands führende Cum-Ex-Staatsanwältin tritt zurück

						
						Bei der Aufarbeitung der Cum-Ex-Geschäfte spielte die spätere Kölner Staatsanwältin Anne Brorhilker eine Schlüsselrolle. Die Zeit nannte sie einmal die weibliche Form von Inspektor Columbo. Sie hatte die strafrechtliche Aufarbeitung von Cum-Ex in Deutschland erst ins Rollen gebracht. Im Sommer 2013 hatte sie mit dem Landeskriminalamt Düsseldorf mehrere Cum-Ex-Fälle akribisch aufbereitet und 2014 schließlich mit großem Erfolg eine Razzia in 130 Gebäuden in 14 Ländern ermöglicht, die Schockwellen durch die Bankentürme sendete. Auf Brorhilker gingen 120 Verfahren gegen 1700 Beschuldigte im Cum-Ex-Komplex zurück. 

						Die Kölner Staatsanwaltschaft hatte sich wegen ihr und der räumlichen Nähe zum Bundeszentralamt für Steuern zur zentralen Staatsanwaltschaft für Cum-Ex entwickelt und musste die Ermittlungen in der Warburg-Affäre gegen Widerstände durchboxen. Brorhilker hatte im Sommer 2020 eine Razzia bei der Hamburger Finanzbehörde und dem Finanzamt für Großunternehmen angestrebt, diese wurde ihr zunächst intern noch untersagt und der Vorgang an die Medien durchgestochen. Natürlich waren die Beteiligten in Hamburg nun gewarnt und konnten wichtige Akten zur Seite schaffen, wie ein Hamburger Beamter einmal freimütig im Hamburger Untersuchungsausschuss einräumte. Die Razzia wurde schließlich nach der Bundestagswahl 2021 durchgeführt.

						Unter Peter Biesenbach, dem CDU-Justizminister von Nordrhein-Westfalen, erhielt Brorhilker später Unterstützung bei der Schaffung von weiteren Stellen. Sie wurde Hauptabteilungsleiterin bzw. Oberstaatsanwältin und musste nun neben der Führung von Ermittlungen auch neue Staatsanwälte einarbeiten und vier Abteilungen koordinieren. In Bonn wurde für die von ihr initiierten Cum-Ex-Verfahren eigens ein neues Gerichtsgebäude errichtet. 

						Doch Brorhilker hatte mächtige Gegner bei den Banken und in der Politik. Die Kritik wurde lauter, dass die Verfahren nicht schnell genug zum Abschluss kämen. Brorhilker indessen wollte keine faulen Deals mit den Banken. Der Nachfolger von Biesenbach, der grüne Justizminister von Nordrhein-Westfalen und Sohn der früheren Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts, Benjamin Limbach, machte Brorhilker das Leben zunehmend schwer, indem er plante, ihr Ermittlungsteam umzubauen, was als Entmachtungsversuch kritisiert wurde.

						Im Frühjahr 2022 ließ Brorhilker Büros von Barclays, Merrill Lynch und Morgan Stanley durchsuchen. Sie klagte Christian Olearius wegen schwerer Steuerhinterziehung in 14 Fällen an. Auch der Name von Olaf Scholz fiel in der 371-seitigen Anklageschrift: 27-mal. Der Verlesung der Anklageschrift wohnte ich in Bonn bei. Olearius wollte einen Freispruch. Das Verfahren wurde zwar später eingestellt, aber das Gericht betonte ausdrücklich, dass dies nur aufgrund von Olearius’ Gesundheitsproblemen erfolge und nicht mit einem Freispruch gleichzusetzen sei. 

						Die Kölner Oberstaatsanwältin hatte sich sogar getraut, Ermittlungen gegen Olaf Scholz wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung der Warburg-Bank zu prüfen. Die Ermittlungen wurden jedoch nicht weiterverfolgt. Als der Hamburger Untersuchungsausschuss dazu Akten anforderte, fiel in Nordrhein-Westfalen auf, dass der Verzicht auf Ermittlungen gegen Olaf Scholz gar nicht begründet worden war. Nun musste Brorhilker auch noch einen Vermerk zu der Akte (Nummer 213 AR 14/22) schreiben. Sie lieferte. Doch das Dokument las sich eher wie eine Anklageschrift. Sie sah nicht nur «Ungereimtheiten in den Aussagen von Olaf Scholz», sondern auch Indizien für eine Nachtat, also eine Straftat, die darin bestand, die Ansprüche des Staates auf Steuerrückforderungen zu vereiteln. Sie begründete den Verzicht auf weitere Ermittlungsschritte mit der «gehobenen Stellung des Bundeskanzlers», die ein weiteres Zuwarten und eine umfangreiche Auswertung beschlagnahmter Kommunikation nicht rechtfertigen würde.[93] Dabei sollen ein Bundeskanzler und ein Straßenfeger vor dem Gesetz eigentlich gleich sein.

						Brorhilker hatte sich also mächtige Feinde gemacht. Der Anwalt der Warburg-Bankiers, der frühere CSU-Abgeordnete Peter Gauweiler, übermittelte dem Hamburger Untersuchungsausschuss zur Befragung von Anne Brorhilker gar ein Auskunftsbegehren, ob sie sich jemals mit mir ausgetauscht habe.[94] Hatte sie nicht. Ich habe immer tunlichst darauf geachtet, keinen Kontakt zu ihr herzustellen, um sie nicht in den Ruf zu bringen, politisch gegen Scholz und Co motiviert zu sein. Andere kannten eher gar keine Hemmungen. So wurde gar bekannt, dass ein Hamburger Staatsanwalt mit engen Verbindungen zur SPD sogar während der laufenden Ermittlungen der Kölner Staatsanwaltschaft gegen Johannes Kahrs mit diesem Textnachrichten austauschte und über Brorhilker lästerte.

						Brorhilker beantragte 2024 schließlich nach über zwanzig Jahren bei der Kölner Staatsanwaltschaft die Entlassung aus dem Beamtenverhältnis und begründete dies mit den politischen Widerständen bei der Bekämpfung von Finanzkriminalität. Sie heuerte bei der NGO Finanzwende an, die vom früheren grünen Bundestagsabgeordneten Gerhard Schick ins Leben gerufen wurde. Ihm gebührt das Verdienst, dass er noch vor der Warburg-Affäre und meiner Wahl in den Bundestag den Cum-Ex-Untersuchungsausschuss ins Rollen gebracht hatte. 

						Dass eine unserer besten und fähigsten Staatsdienerinnen wegen politischen Drucks aufgibt und sich bei einer NGO verdingt, ist der traurige Höhepunkt des Cum-Ex-Skandals. Die Finanzmafia hatte wieder einmal gewonnen. Denn Staatsanwälte sind in Deutschland dem Weisungsrecht von Justizministern unterstellt und brauchen daher die Rückendeckung der Politik. Es ist kein Zufall, dass Erfolge wie der Ankauf von Steuer-CDs mit Daten schwerreicher Bankkunden, die Steuern hinterzogen hatten, in Nordrhein-Westfalen unter dem Finanzminister Norbert Walter-Borjans erfolgten, der seinen Steuerfahndern diese Rückendeckung gab.

					
					
						
							Scholz’ Erbe: Der kometenhafte Aufstieg der AfD

						
						Vieles von dem, was der Hamburger Untersuchungsausschuss und Medienenthüllungen erst später zutage fördern sollten, hätte Olaf Scholz vermutlich den Kopf gekostet, wenn es schon 2020 bekannt gewesen wäre. Scholz schaffte es, sich aus der Affäre herauszuwinden, weil die Untersuchung in Hamburg sich hinzog und auch, weil es nach meinem vorübergehenden Rückzug aus der Politik an öffentlichen Persönlichkeiten mangelte, die den Menschen die Widersprüche von Scholz in einfachen Worten erklären konnten. Mit der Zeit gewöhnte sich die Öffentlichkeit an die Wendungen und die Ausreden. Am Ende aber hatte Scholz mit seinen Unwahrheiten und behaupteten Erinnerungslücken offengelegt, dass er etwas zu verbergen hatte. Die Affäre wird daher weiter an ihm haften. 

						Die Warburg-Affäre ist ein Symbol für den Vertrauensverlust in die Politik. 

						Noch ein Beispiel dafür: Zum Ende seiner Hamburger Regierungszeit prahlte Scholz mit dem Bau des Elbtowers und lobte die Firma des zwielichtigen Immobilienunternehmers Benko, der bald zum Pleitier werden sollte, überschwänglich als «hervorragendes Immobilienunternehmen». Er habe viele Stunden persönlich darüber nachgedacht, wie der Elbtower als neues Wahrzeichen der Stadt aussehen solle. Auch hier, zu Benkos zwielichtigen Geschäften, hatte ich übrigens frühzeitig kritische Fragen gestellt. 

						Olaf Scholz wird der Satz zugeschrieben, man könne in Hamburg nicht gegen die Elbchaussee regieren. Die einstige Schutzmacht der kleinen Leute, die SPD, hat ihre Glaubwürdigkeit bei Arbeitern und Angestellten derart eingebüßt, dass es kein Wunder ist, wenn nun ausgerechnet die AfD, die Sozialabbau befürwortet, vielerorts die neue Arbeiterpartei ist. 

						Zu Beginn seiner Kanzlerschaft versprach Scholz großspurig ein «grünes Wirtschaftswunder» und führte Deutschland schließlich in die Rezession. Sicher, er trat seine Kanzlerschaft in undankbaren Zeiten an. Doch es gab auch Momente der Feigheit. Da war etwa die Pressekonferenz mit dem ehemaligen US-Präsidenten Joe Biden im Weißen Haus. Biden kündigte dort im Beisein von Olaf Scholz nebenbei an, die später gesprengte Nord-Stream-Pipeline aus dem Spiel zu nehmen, falls Russland die Ukraine angreifen sollte. Scholz hat nicht einmal widersprochen, obwohl es um die kritische Energie-Infrastruktur Deutschlands ging. Im Zuge des Ukraine-Krieges sollten sich unsere Energiepreise dramatisch erhöhen. Deutschland sollte fortan vermehrt das schmutzige US-Fracking-Gas einkaufen, und die Industrie rutschte in eine tiefe Krise. 

						Scholz und sein Kabinett tragen eine beträchtliche Verantwortung für den Aufstieg der AfD, auch wenn er in der Außenpolitik zuweilen besonnener agierte als etwa Lautsprecher wie Anton Hofreiter von den Grünen oder die jetzige Europaabgeordnete der FDP, Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die nach immer mehr Waffen riefen. Keine Frage: Russlands Angriff auf die Ukraine war völkerrechtswidrig. Doch der Krieg wäre auch nach Einschätzung führender US-Sicherheitsberater wie etwa des früheren Europa-Beraters von Barack Obama, Charles Kupchan, vermeidbar gewesen. Auch die Atommacht USA würde niemals eine chinesische oder russische Militärallianz in Kanada oder Mexiko akzeptieren. Wir erinnern uns: Die Stationierung von sowjetischen Raketen auf Kuba hatte einst fast zu einem Atomkrieg geführt. 

						Das Ergebnis des Scheiterns der europäischen Diplomatie und des mangelnden Willens, etwa über die Neutralität der Ukraine als Frontstaat vor den Toren Russlands zu verhandeln, sind über eine Million Tote und Verletzte in der Ukraine, ein zerstörtes Land und der kometenhafte Aufstieg der AfD. 

					
				
					
						Was tun gegen Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäfte?

					
					Die Ex-Oberstaatsanwältin Anne Brorhilker ist überzeugt: «Cum-Ex läuft weiter!»[95] Auch wenn die traditionellen Cum-Ex-Geschäfte erheblich erschwert wurden, entwerfen die talentierten Trader und Investmentbanker in der Jagd auf perverse Renditen immer neue Strategien, um den Staat auszunehmen. Die Politik darf sich daher nicht hinter Gerichten und Staatsanwälten verstecken.

					Viele Wirtschaftsstrafverfahren enden in Deutschland mit Vergleichen oder werden wegen des Alters der Betroffenen eingestellt. So lief es bei Warburg-Bankier Olearius: Die Bank geriet 2016 in den Fokus der Ermittler, acht Jahre später wurde der Prozess gegen Olearius eingestellt, da dieser nicht verhandlungsfähig sei. 

					Episoden wie diese zeigen, dass die Bekämpfung von Finanzkriminalität auf dem Weg über die Gerichte viel teurer und aufwendiger ist als ein frühzeitiges Einschreiten der Politik. Dass sich ausgerechnet Olaf Scholz damit schmückte, wie der Rechtsstaat doch in der Causa Warburg funktioniert habe und das Steuergeld erfolgreich gesichert worden sei, ist daher eine Verhöhnung der vielen Bürger, die zu Recht den Eindruck haben, dass unser Staat die kleinen Fische oftmals fängt, die großen Finanzhaie aber am Ende davonkommen.

					In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung habe ich daher im Jahr 2022 gemeinsam mit dem ehemaligen Bundestagsabgeordneten und Vorstand der NGO Finanzwende, Gerhard Schick (Grüne), und mit dem früheren Rechtspolitiker der CDU und Professor für Wirtschaftsrecht, Heribert Hirte, sowie einem Investmentbanker, der zu den frühsten Hinweisgebern auf Cum-Ex-Geschäfte zählte, einige Vorschläge gemacht, um Cum-Ex-ähnliche Gestaltungen erheblich zu erschweren. Wir bemängelten dabei auch die schleppende Aufklärung der Cum-Cum-Geschäfte. Im Folgenden will ich die wichtigsten Maßnahmen aus unserem Gastbeitrag kurz benennen:[96]

					
						
							Erstattungsanträge digital überprüfen

						
						Es bräuchte mittelfristig eine Digitalisierung der Steuerverwaltung mit ihren über das Land verteilten Datenzentren, um einen auf eine zentrale Datenbank gestützten und automatisierten Abgleich der Anträge auf Erstattung der Kapitalertragssteuern mit den Zahlungen der Kapitalertragssteuer umzusetzen. Deutschland sollte dazu übergehen, «dass nur noch das Bundeszentralamt für Steuern Bescheinigungen über gezahlte Kapitalertragssteuer mit einer Ordnungsnummer ausstellen kann». Das Finanzamt könnte dann beim Bundeszentralamt abfragen, ob diese Bescheinigung bereits genutzt wurde.

						Die Blockchain-Technologie könnte dies erheblich erleichtern. Um solche IT-Projekte durchzusetzen, die wie der Bau des Berliner Flughafens immer eine Stolperfalle für Politiker sind, von Wählern kaum honoriert werden und erst Jahre später, wenn man selbst nicht mehr regiert, Geld in die Kasse spülen, braucht es daher Persönlichkeiten. Es braucht Menschen, die ihr politisches Kapital in den Kampf gegen Finanzkriminalität investieren und dabei auch die Stammtische erreichen.

					
					
						
							Swap-Geschäfte besser überwachen

						
						Weitere Maßnahmen umfassen ein Register für Wertpapierfinanzierungsgeschäfte, um Swap-Geschäfte besser zu überwachen, wie es die US-Börsenaufsicht SEC vorgeschlagen hat. Bei Swap-Geschäften wechseln Wertpapiere physisch zwar nicht den Eigentümer, aber es werden schlicht Forderungen und Verbindlichkeiten miteinander verrechnet. Swap-Geschäfte spielten bei Cum-Ex-Transaktionen eine erhebliche Rolle, um damit Risiken aus Kursschwankungen der gehandelten Wertpapiere abzusichern. 

					
					
						
							Auszahlung von Dividenden aufteilen

						
						Cum-Ex-Geschäfte ließen sich auch verteuern, wenn die Dividendensaison in Deutschland nur noch quartalsweise statt jährlich stattfinden würde. Finanzmärkte sind sehr kurzfristig orientiert. Wenn Kreislaufgeschäfte wie bei Cum-Ex vier Mal im Jahr stattfinden müssten, um denselben Steuerertrag zu erzielen, wäre dies teurer und würde das Entdeckungsrisiko erhöhen. 

					
					
						
							Mindesthaltefrist für Aktien und Transaktionssteuer

						
						Außerdem könnte als Voraussetzung der Auszahlung der Kapitalertragssteuer eine Mindesthaltefrist von 90 Tagen für Aktien verfügt werden, und die Kapitalerträge könnten einer Finanztransaktionssteuer unterworfen werden, wie sie nach der Finanzkrise diskutiert wurde. Dies würde das investierte Kapital binden und Cum-Ex-Gestaltungen noch unattraktiver machen. 

					
					
						
							Waffengleichheit der Justiz

						
						Wer Finanzkriminalität wie Cum-Ex wirksam bekämpfen will, kann natürlich auf die Justiz nicht verzichten. Die Akteure müssen dem erhöhten Risiko hoher Gefängnisstrafen und eines wirtschaftlichen Imageschadens ausgesetzt werden. Cum-Ex-Banker gehören hinter schwedische Gardinen. Dazu braucht es die personelle Befähigung von Staatsanwaltschaften und Justiz sowie die politische Rückendeckung für ihre Ermittler. Ich bin zudem davon überzeugt, dass wir weisungsunabhängige Staatsanwaltschaften benötigen. Daran fehlt es derzeit in Deutschland.

					
				
					TEIL III Tech-Konzerne und Spione

				
					«Wir haben so viel Geld, dass wir alles tun können. Wir sind für die deutsche Regierung so wichtig, dass nach jedem größeren Desaster, das passiert, es am nächsten Tag erscheint, als sei es nie passiert!»

					Der flüchtige Wirecard-Manager Jan Marsalek laut dem britischen Telegraph gegenüber einem Kollegen[97]

				

					
						Wirecard: Die Illusionsfabrik

						Über den märchenhaften Aufstieg und Fall eines deutschen «Börsen-Wunders»

					
					Der US-Autor Edward Bellamy hatte einen Riecher für Finanzinnovationen. In seinem 1888 erschienenen Roman «Rückblick aus dem Jahr 2000 auf das Jahr 1887» prägte er den Namen «Credit Card». Der Protagonist des Romans, Julian West, nutzte eine solche Kreditkarte aus Pappe auf seiner Reise durch die Zukunft. Mittlerweile nutzen wir die Plastikkarte längst auch virtuell und auf dem Smartphone. Die erste universelle Kreditkarte war die Diners-Club-Karte aus den 1950er Jahren. Dem US-Unternehmer Frank McNamara war bei einem Geschäftsessen aufgefallen, dass er seine Brieftasche vergessen hatte. Daraufhin kam ihm die Idee einer Kreditkarte, die zunächst auf wenige New Yorker Restaurants beschränkt war. Heute dominieren Anbieter wie Visa (ursprünglich Bank of America) und Mastercard (die von einem Konsortium von Banken als Konkurrenz zu Visa gegründet wurde) und erwirtschaften Milliarden-Umsätze. Kartennetzwerke wie Visa und Mastercard, die an Banken Lizenzen vergeben, um ihre Zahlungskarten anzubieten, können von jedem Euro Abwicklungsgebühr etwa 50 Cent als Gewinn einbehalten und dominieren das globale Zahlungssystem wie moderne Piraten, die Wegezoll verlangen. 

					Ein deutsches Unternehmen, das mit der Fantasie von einem Zahlungsstrom nie versiegender Gewinne die Herzen von Investoren, Kleinanlegern, Politikern und auch Geheimdiensten höherschlagen ließ, hieß Wirecard. Der Zahlungsabwickler aus Aschheim bei München machte weltweit als der größte Bilanz- und Börsenskandal der deutschen Nachkriegsgeschichte Schlagzeilen und beschädigte das ohnehin schon ramponierte Image von «Made in Germany». 

					Zum Wirecard-Skandal habe ich eine sehr enge persönliche Beziehung: Denn ich war der erste deutsche Politiker, der vor Wirecard warnte. Wirecard war eine Illusionsfabrik und ein Fenster in die Zukunft. Dass um die Kontrolle der Datenautobahn des Finanzsystems eine geopolitische Schlacht tobte, die an die Schlachten der Kolonialmächte zur Kontrolle der internationalen Seewege erinnert, ist mittlerweile unübersehbar. Spätestens mit der erneuten Wahl von Donald Trump in den USA und seinem Wirtschaftskrieg sowie der Debatte um die Umgehung der Russland-Sanktionen und der Herausforderung des Dollar- und Bankensystems durch Krypto-Assets ist es ein zentrales Wirtschaftsthema unserer Zeit geworden. Der untergetauchte Wirecard-Manager Jan Marsalek, der mit etlichen Geheimdiensten zusammenarbeitete, sich gerne mit der Münchener Schickeria im Club P1 vergnügte und nun in Russland und den Vereinigten Arabischen Emiraten vermutet wird, besaß eine Visa-Kreditkarte aus echtem Gold (Nummer 4596033261262060).[98] Doch Marsalek zahlte wohl am liebsten in bar. Dies hinterließ weniger Spuren.

					Die Ausführungen über die Geschichte und das Geschäftsmodell von Wirecard in diesem Teil des Buches folgen der Struktur und Darstellung in dem lesenswerten Buch von Melanie Bergermann und Volker ter Haseborg: «Die Wirecard Story» (FinanzBuch Verlag 2020) sowie ergänzend den beiden Büchern von Dan McCrum: «House of Wirecard» (Ullstein 2023) und Felix Holtermann: «Geniale Betrüger» (Westend 2021). Die Einführung in Ursprung und Geschäftsmodell von Wirecard ist zum Verständnis des Skandals unerlässlich.[99]

					
						
							Wilder Westen im Internet: Porno und Glücksspiel

						
						Bereits in der Frühphase des Internets Ende der 1990er Jahre, als wir Datenverbindungen über langsame Router aufbauten, die Krach machten, als würden wir eine Telefonverbindung zu einem Außerirdischen herstellen, machten sich krawallige Unternehmer darüber Gedanken, wie man in der heraufziehenden grellen Welt des Internets und mit der Abwicklung von Zahlungen schnelles Geld verdienen konnte. Und hier beginnt die Geschichte von Wirecard.

						Wirecard entstand aus drei Unternehmen: Das Herzstück war die Entertainment Print Media AG, später Electronic Billing Systems AG (EBS), um den Unternehmer Paul Bauer-Schlichtegroll (im Folgenden schlicht Paul Bauer). Bauer erwarb das Recht, die Marke des US-Pornomagazins Hustler für Erotikangebote im Internet in Deutschland zu nutzen. Doch der Kern des Geschäfts drehte sich nicht so sehr um Pornos, sondern vielmehr um die damit verbundenen Abrechnungssysteme. Aus EBS und der «Wire Card» des Unternehmers Detlev Hoppenrath, die sich früh auf Technologien für Zahlungsabwicklung konzentrierte, sowie drittens der Börsenhülle InfoGenie Europe AG sollte später die Wirecard AG entstehen. InfoGenie war eine ehemalige telefonische Rechtsberatung aus der Ära der 0190er-Nummern, deren Aktienkurs in der Dotcom-Krise auf Ramschniveau fiel.

						Unsere heutigen Smartphones, deren Betriebssysteme dank der rasanten Entwicklung der Chiptechnologie und der damit einhergehenden Rechenleistungen leistungsstärker sind als der Bordcomputer der ersten Mondrakete, gab es in der Frühphase des Internets noch nicht. Auch der Online-Versandhandel à la Amazon steckte noch in den Kinderschuhen. Denn es dauerte mit der damaligen Rechenkapazität einfach zu lange, bis sich eine Homepage im Internet aufbaute. 

						In den USA mischte das Start-up PayPal, mit dem die US-Präsident Donald Trump nahestehenden Unternehmer Peter Thiel und Elon Musk viel Geld verdienten, bereits den Zahlungsverkehr auf. Eine Anmeldung mit der E-Mail-Adresse und einem Passwort reichte, um Zahlungen vom verknüpften Konto oder der Kreditkarte anzuweisen. In Deutschland steckte das Bezahlen im Internet hingegen noch in den Kinderschuhen. Im Graubereich des Internets ließ sich jedoch mit aggressiven Methoden Geld verdienen: Man konnte etwa zu höheren Kosten eine Art Überholspur auf der Datenautobahn mieten, um in unregulierten Online-Glücksspielen zu zocken oder Pornos zu konsumieren. Bei Kunden, die bestimmte Seiten im Internet aufriefen, installierte sich im Hintergrund ein «Dialer». Diese Software wählte über das analoge Telefonnetz 0190er-Nummern statt der üblichen Internetverbindung über die Deutsche Telekom an. Es wurden dann zum Beispiel 3,63 D-Mark pro Minute statt der üblichen 3 bis 5 Pfennige fällig. Bei den besonders perfiden Einmal-Dialern kam es sogar zu einer Gebühr von 800 D-Mark. 

						Später wurden diese Wildwest-Methoden in Deutschland stärker reguliert. EBS nutzte jedoch zunehmend eine Technik, die später auch bei Wirecard zum Einsatz kam: Man spannte Partnerfirmen ein, die im Ausland saßen und Porno sowie Dialer der Bauer-Connection vertrieben, um sich bei Problemen mit dem Gesetz der Haftung zu entziehen. Die Partnerfirma Crosskirk mit Sitz in Palma de Mallorca führte über einen Lizenzvertrag einen Großteil ihrer Erträge an die EBS ab. Denn EBS hatte Probleme mit ihrer kümmerlichen Software und der Bezahltechnik. Im Internet brachen Verbindungen vorzeitig ab, Zahlungen wurden abgewickelt, aber die Daten gingen verloren.

						Die «Wire Card» des Unternehmers Hoppenrath war da schon weiter: Sie entwickelte als eine der frühen sogenannten «Payment Service Provider» mit Hilfe eines Risikokapitalgebers eine Software zur automatisierten Abwicklung von bargeldlosen Käufen. Hierüber wurden Kreditkartenanbieter, Online-Händler und Kunden miteinander verknüpft und Risiken bei den Transaktionen analysiert. Um den «Geldtransport» abzuwickeln, brauchte es einen «Acquirer», der die Geldforderung des Händlers gegen den Kunden auf die eigenen Bücher nahm und das Geld transportierte. Hierfür gewann Hoppenrath die US-Citibank.

						Schließlich warb Hoppenrath mit dem Risikokapital auch weitere Mitarbeiter mit IT-Kenntnissen an. Dabei fiel ihm ein junger österreichischer Schulabbrecher auf, der Talent für das Programmieren hatte. Der junge Mann, der gerade für ein anderes Start-up eine Anwendung geschaffen hatte, um über das Handy einzukaufen, hieß Jan Marsalek. Er hatte Stress mit der Familie und musste Geld verdienen. Marsalek stieg schließlich zum Chief Technology Officer (CTO) der Wire Card auf und täuschte dem Gründer Hoppenrath über Monate Fortschritte bei der Entwicklung der Software vor. Hoppenrath verließ sich auf die langfristige Reifung der Technologie, statt auf das kurzfristige Geldverdienen zu achten. Während die EBS hohe Gebühren für die Abwicklung der Geschäfte zwielichtiger Porno- und Glücksspielanbieter einnahm, konnte Hoppenrath nur wenige, dafür aber seriöse Kunden wie die Supermarktkette Spar vorweisen. Die Margen waren jedoch gering. Da Marsalek auf der Baustelle «Wire Card 2.0» Hoppenrath Fortschritte nur vortäuschte, wurde das Geld der Kapitalgeber zunehmend aufgebraucht. Deshalb engagierte Hoppenrath die Berater von KPMG. Der entsandte «Feuerwehrmann» war ein ehrgeiziger promovierter Informatiker namens Markus Braun. Er ging ein Bündnis mit Marsalek ein und schaffte tatsächlich den Turnaround bei Wire Card. Hoppenrath warb ihn von KPMG ab und machte ihn zum Vorstand der Wire Card. Braun schwang sich zum harten Sanierer auf, sollte Hoppenrath schließlich im Verein mit Marsalek aus dem Unternehmen drängen. 

					
					
						
							Braun und Marsalek überwintern

						
						Die Krise der New Economy zur Jahrtausendwende sorgte für massive Geldprobleme bei der Wire Card. Paul Bauers Truppen um die EBS saßen auf einer Schatztruhe profitabler Kunden aus dem Graubereich des Internets, verfügten aber über keine gute Technologie, während die Wire Card zwar über eine attraktive Technologie verfügte, ihr aber die Kunden fehlten. 

						Wie es der Zufall so wollte, waren zuvor bei der Wire Card exakt zwei Laptops entwendet worden, jene von Marsalek und Braun. Es gab aber keinerlei Einbruchsspuren. Ein Inside Job? Auf den Laptops befand sich wichtiges Knowhow der Wire Card. Diese musste sich, derart ausgeweidet, schließlich der Übernahme durch Bauer fügen. Hoppenrath und seine engsten Mitarbeiter wurden vor die Tür gesetzt, nur Braun und Marsalek durften bleiben. Manager der Wirecard verdächtigten die beiden später, den Diebstahl der Laptops fingiert und einen Deal mit Bauer gemacht zu haben, Gerüchte, die die beiden bestritten. Hoppenrath stellte sogar eine folgenlose Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft München. 

						Doch auch Bauer geriet in den Sturm. EBS verbuchte Millionen-Gewinne. Doch 2003 wurde die Dialer-Abzocke gesetzlich eingeschränkt. Kreditkartenanbieter wollten sich durch Zahlungen für dubiose Porno-Seiten nicht das Geschäft vermasseln lassen. Denn Beschwerden von Kunden über die unlauteren Methoden führten zu Rückbuchungen (sogenannten «charge backs») und verursachten Visa und Mastercard somit Kosten. Zudem verbreiteten sich zunehmend kostenlose Porno-Angebote im Internet. 

						Bauer konzentrierte sich nach der Einschränkung der Dialer-Bonanza fortan aggressiv auf Glücksspielangebote im Internet und Sportwetten. Wenn die Betreiber in Regulierungsoasen saßen und die Abwicklung der Zahlungen an Partnerfirmen ausgegliedert wurde, reduzierte dies Bauers eigenes Haftungsrisiko. Außerdem galt Online-Poker als Geschicklichkeitsspiel, und es war umstritten, ob Poker unter die Gesetze gegen Glücksspiel fiel. 

						Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 drängte der US-Kongress auf strengere Verbote, da Online-Glücksspiel auch der Verschleierung und Geldwäsche für Terrorfinanzierung diente. Doch zunächst wollten Bauer und Braun expandieren und die lukrativen Geschäfte aus den Darkrooms des Internets so lange fortführen wie möglich. 

						Braun leugnete die Risiken des eigenen Geschäftsmodells zu Anfang keineswegs. Er argumentierte vielmehr pragmatisch, dass man die dubiosen Kunden als Beimischung brauche, um die nötigen Fettpolster anzulegen und langfristig die angeblich so exzellente Technologie an einen großen seriösen Kundenstamm zu koppeln, um aus dem Graubereich herauszuwachsen. Würde das Unternehmen aggressiv wachsen – so Braun –, könnten auch sehr niedrige Margen mit seriösen Kunden zu hohen Gewinnen führen, da sich die Entwicklungskosten der Technologie und die Kosten der Infrastruktur und Mitarbeiter auf viel mehr Kunden und Umsätze verteilten. Zudem würde der Algorithmus durch die vielen Transaktionen immer besser und man könne Risiken besser einschätzen als die Wettbewerber. Seriöse Kunden waren jedoch vor allem daher nötig, um die Quote der Problemkunden zu senken, damit es keine dauerhaften Probleme mit Mastercard und Visa gab.

					
					
						
							Die Wirecard AG erobert die Börse

						
						Bauer und Braun nahmen daher die Börse ins Visier, um mit dem Kapital der Aktionäre das Geschäftsmodell zu «skalieren». Sie nutzten dabei die Hülle der InfoGenie Europe AG, an der EBS bereits eine Beteiligung hielt. Die Aktien des Unternehmens waren zwar sogenannter Pennystock, also Ramschware, aber eben börsennotierte Ramschware. Dies ersparte EBS und Wire Card den regulatorischen Aufwand für einen Börsengang. Sie nutzten vielmehr das Leichentuch der AG, um im Jahr 2005 das Frankfurter Börsenparkett zu betreten. Das neue börsennotierte Unternehmen, das aus diesem flotten Dreier entsprang, firmierte zunächst als Wire Card und wenig später als Wirecard AG – ohne das Leerzeichen. 

						Bauer wechselte in den Aufsichtsrat der Wire Card. Er brauchte Markus Braun, da die Investoren erwarteten, dass es Kontinuität in der Führung des Unternehmens gab. Dies nutzte Braun, um von Bauer den Verkauf eines größeren Aktienpaketes zum Vorzugspreis zu erhalten und so von der späteren Börsenrally zu profitieren. Braun war am Ziel. Vom Berater der KPMG war er zum CEO eines börsennotierten Unternehmens aufgestiegen. Bis kurz vor Schluss sollte er sieben Prozent der Aktien halten.[100]

						Wirecard verkündete in den Folgejahren die Partnerschaft mit großen Unternehmen wie dem Discounter Lidl oder Turkish Airlines. Doch die dubiosen Geschäftsfelder wurden keineswegs abgestoßen: Mit der Zahlungstechnologie «Click2Pay» entwickelte Wirecard ein Angebot, das ähnlich wie PayPal funktionierte, aber vor allem von Hochrisikokunden im Internet für Glücksspiel genutzt wurde. 

						Wirecard suchte sich nunmehr strategisch Drittpartner wie Wafepay mit Sitz in Zypern, um eine Vertragsbeziehung mit Click2Pay einzugehen. Wafepay reichte die Umsätze dann an Wirecard weiter. Es handelte sich bei den Partnerfirmen keineswegs um unabhängige Vertriebspartner, sondern eher um Scheinfirmen, die von der Wirecard kontrolliert wurden, wie die extremen Umsatzbeteiligungen der Wirecard nahelegten. Die Idee hinter den Partnerfirmen war zunächst die Auslagerung von Rechtsrisiken aus der Zahlungsabwicklung von Glücksspiel. 

					
					
						
							Wirecard kauft sich eine Bank

						
						Der deutsche Dichter Bertolt Brecht stellte in seiner «Dreigroschenoper» einst die provokante Frage: «Was ist ein Einbruch in eine Bank gegen die Gründung einer Bank?» Diesen Satz machte sich Wirecard gleichsam zu eigen. Denn Braun hatte ein Problem: Für die Abwicklung von Zahlungen benötigte Wirecard eine Partnerbank. Die bestehende Geschäftsbeziehung zu Pago, einer Tochter der Deutschen Bank, galt als gestört, da es zu vielen charge backs durch Kunden kam. Braun kaufte schließlich die XCom Bank auf, die deutsche Tochter eines US-Brokers. Die Bankhülle hatte kaum Geschäft, aber eine Vollbanklizenz. Braun suchte einen sogenannten Principal Member von Mastercard und Visa, das heißt eine Bank, die direkt Kreditkarten der beiden großen Kartenanbieter herausgeben durfte. Aufgrund der hohen Margen von Wirecard wurde die XCom-Bank tatsächlich Principal Member. 

						Die Finanzaufsicht musste den Eigentümerwechsel zunächst genehmigen, damit das Bankgeschäft weitergeführt werden konnte. Dies wurde das Gesellenstück des jungen Bankers Oliver Bellenhaus, der bereits bei der EBS angeheuert hatte und sich zu Marsaleks engem Mitarbeiter entwickeln sollte. Anfang 2006 ging die Bank vollständig auf Wirecard über. Nun nervte kein Bankhaus mehr wegen dubioser Kunden.

					
					
						
							Burkhard Ley: Typ Sparkassendirektor

						
						Braun warb als Chief Financial Officer der Wirecard schließlich den jovialen Ex-Banker der Privatbank Sal. Oppenheim, Burkhard Ley, an. Er sollte fortan Kontakte in die Politik einschließlich des Kanzleramtes, zu Sicherheitsbehörden und zu zweifelnden Investoren pflegen und dort wohl den Typ seriöser Sparkassendirektor mimen. Er war eng in den Aufbau des Auslandsgeschäfts und die Bewilligung fragwürdiger Transaktionen zum überteuerten Ankauf von Partnerfirmen eingebunden, mit denen Wirecard-Gelder auf die Konten von Hintermännern flossen. 

						Ley profitierte als langjähriger Finanzvorstand (und späterer Berater) von Wirecard von dem Recht, Wirecard-Aktien zur Hälfte des Börsenwerts zu erwerben, trennte sich aber zumeist immer wieder sehr schnell von den Aktien, um Kursgewinne mitzunehmen. Ein Indiz, dass er nicht an den langfristigen Erfolg von Wirecard glaubte. 

						Ley wusste, welche Sprengsätze bei Wirecard lagerten. Kommunikation, die dem Wirecard-Untersuchungsausschuss des Bundestages vorlag, belegt zum Beispiel, dass er sich mit Hilfe eines pseudonymen Kontaktes in Israel über das dortige Verfahren gegen einen ehemaligen Wirecard-Komplizen erkundigte. Dort stand der Deutsch-Israeli Dietmar Knöchelmann im Zuge des Geldwäschesystems in der sogenannten ICC-Cal-Affäre vor Gericht. Dabei ging es um Verstöße gegen US-Gesetze. Doch wie die Times of Israel verwundert feststellte, wurde die Namensnennung des Unternehmens, für das Knöchelmann zu der Zeit arbeitete, in der Anklageschrift und dem Urteil tunlichst vermieden.[101] Ein Hinweis auf einen Deal mit Sicherheitsbehörden, die nicht selten ein hohes Interesse an Einblicke in die Zahlungsflüsse von Glücksspielanbietern hatten?

					
					
						
							Stress aus USA: Blumenläden und eine Razzia wider Willen

						
						Im Jahr 2006 stieg Wirecard in den renommierten deutschen Tech-Index der führenden 30 wichtigsten Technologieunternehmen auf: den TecDAX. Braun verkündete vor der Belegschaft vollmundig, Wirecard würde eines Tages auch im renommierten DAX 30 der wichtigsten deutschen Top-Konzerne gelistet werden. Einige Mitarbeiter witzelten über den Größenwahn. Braun sollte indessen recht behalten, was sein Image als vermeintlicher Wirtschaftsprophet festigte, der verstanden hatte, dass das Internet ein scheinbar nie versiegender Fluss von Gewinnen war. 

						Doch dann verschärften die USA noch einmal ihre Gangart gegenüber Online-Glücksspielen. US-Präsident George W. Bush unterzeichnete 2006 gegen Ende seiner Amtszeit den «Unlawful Internet Gambling Enforcement Act», der es verbot, Zahlungen von Online-Glücksspielen in den USA abzuwickeln. An der Börse kam es zu heftigen Kurseinbrüchen von Spieleanbietern. Der zuständige New Yorker Staatsanwalt verkündete, er werde die Zahlungsabwicklung für Online-Glücksspiel in den USA nicht nur im Inland, sondern auch dann verfolgen, wenn die Beschuldigten sich außerhalb der USA aufhielten. Wirecard-Manager fürchteten fortan die Einreise in die USA. Tatsächlich ermittelte fast zehn Jahre später, im Jahr 2015, die Münchener Kriminalpolizei nach Hinweisen aus den USA gegen Wirecards Click2Pay GmbH und vier Wirecard-Manager wegen Beihilfe zu unerlaubtem Glücksspiel, darunter Jan Marsalek. Eine Kriminalkommissarin beantragte die Durchsuchung der Geschäftsräume, wurde jedoch von der Staatsanwaltschaft München I ausgebremst, die das Verfahren zunächst auf Eis legte. Später kam es doch noch zu einer Razzia auf Grundlage eines Rechtshilfeersuchens der USA. Doch während Gewinne der Zahlungsabwickler für Glücksspiele im Jahr 2006 schmolzen wie Eis im Sommer, verkündete Braun unbeeindruckt Wachstumsprognosen. 

						Ließen sich die neuen US-Bestimmungen umgehen? Wer das wollte, musste sich zuerst mit einem Zahlencode beschäftigen. Er lautete 7995 und war die Kennziffer, die die Kreditkartenfirmen 2001 für Zahlungstransfers eingeführt hatten, die in Verbindung mit Glücksspiel standen. Daher setzten die Glücksspielanbieter Scheinfirmen auf, die als Blumengeschäfte oder Händler für Tiernahrung eingetragen wurden. Dadurch entfiel der Code 7995 bei Geldtransfers; ein «Blumenladen», der ja kein Anbieter von Glücksspiel war, konnte Gewinne in die USA auszahlen. Ein Deutscher in Florida setzte gar über 400 Firmen und Bankverbindungen auf. Er verschickte dann nach Anweisung per E-Mail pro Woche Hunderte Pakete mit Schecks im Wert von insgesamt 70 Millionen US-Dollar für Gewinner von Glücksspielen. Dies erregte den Verdacht des Paketdienstleisters FedEx und führte 2010 zu seiner Verhaftung durch den US-Geheimdienst.

						Im Jahr 2008 hakte die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung bei Markus Braun wegen des Online-Glücksspiels nach und erkundigte sich nach den vielen Umsätzen, die über Gibraltar und die Jungferninseln liefen. Doch Braun behauptete, dass nur 20 bis 25 Prozent des Geschäfts auf Online-Spiele entfielen. Die Margen seien über alle Geschäftszweige hinweg gleich. Das war gelogen.[102] So bezahlte der japanische Porno-Anbieter «Pornjapan» etwa 10 Prozent Gebühr pro abgewickelte Transaktion an Wirecard, während für normale Geschäfte zwei bis drei Prozent marktüblich waren.[103] Visa und Mastercard verhängten 2009 gar eine zweistellige Millionenstrafe gegen Wirecard wegen der falsch codierten Geschäfte[104], doch dem Wirecard-Hype in Deutschland wegen des offenbar immer schneller wachsenden Zahlungsdienstleisters tat dies keinen Abbruch.

					
					
						
							Wirecard als Weltkonzern: Firmen-Shopping und Partnerfirmen

						
						Im Jahr 2013 wickelte Wirecard seine florierende Gibraltar-Tochter, die zuvor den Gewinneinbruch bei Click2Pay kompensiert hatte, ohne Erläuterung ab. Die Europa-Umsätze von Wirecard brachen ein. Doch dann explodierten die Gewinne außerhalb Europas förmlich – insbesondere in Asien. 

						Kein Zufall: Denn Jan Marsalek war seit 2010 nicht nur Chief Operating Officer des Wirecard-Konzerns, sondern auch Asien-Vorstand. Unter einem COO versteht man die zweithöchste Führungskraft eines Unternehmens, direkt unter dem Chief Executive Officer (CEO), die für das Tagesgeschäft verantwortlich ist. Er musste die Zahlen liefern, die der seltsam entrückte Markus Braun verlangte.

						Wirecard schickte sich also an, ein Weltkonzern zu werden, kaufte immer neue Firmen auf oder ging Kooperationen mit sogenannten Drittpartnerfirmen (Third Party Acquirer) ein. Das Problem mit Brauns Wachstums-Wahn war, dass die Party in der Zahlungsabwicklung in den 2010er Jahren längst vorbei war: Immer mehr Porno-Angebote waren nunmehr gratis und Online-Glücksspiel wurde vielerorts verfolgt. 

						Erfolgsmeldungen von Wirecard wie die Partnerschaft mit Aldi waren übertrieben: Denn Wirecard war nur dann an der Zahlungsabwicklung bei Aldi beteiligt, wenn Kreditkarten oder ausländische Debitkarten zum Einsatz kamen. In Deutschland zahlte man aber an der Supermarktkasse überwiegend bar oder per EC-Karte. Es gab daher nur zwei Lösungen, um die größenwahnsinnigen Vorgaben von Markus Braun zu erfüllen: Zahlen erfinden und lügen und/oder die verschleierte Fortsetzung des Geschäfts mit dubiosen Kunden, die weiterhin hohe Margen abwarfen. 

						Das Problem bei Bilanzmanipulationen und der Erfindung von Umsätzen und Gewinnen ist, dass dies schnell zum Schneeball-System wird und der Schneeball irgendwann zur Lawine anwächst, da die Lücke zwischen den realen Geschäften und den behaupteten Gewinnen immer größer wird. Man muss also immer mehr und neue Zahlen erfinden, um die Aktionäre bei Laune zu halten, die Aktienkurse zu steigern und frisches Geld am Kapitalmarkt einzuwerben, um die Lügen von gestern zu vertuschen.

						Eine Methode, um Gewinne zu erfinden, ist es, anderen Firmen, die bei dem Betrug mitmachen, Schein-Rechnungen zu stellen und derart zukünftige Einnahmen zu simulieren. Rechnungen kann man leicht fälschen. Nur muss das Geld dann irgendwann auch fließen. Diese Rolle spielten auf dem Papier selbständige Drittpartner, hinter denen jedoch häufig Vertraute von Jan Marsalek agierten. Laut den Verträgen, die Marsalek aufsetzen ließ, vermittelte Wirecard diesen Partnerfirmen Kunden und hatte im Gegenzug Anspruch auf Provisionen. 

						Stand bei der Arbeit mit Partnerfirmen zuvor noch die Auslagerung von Rechtsrisiken im Vordergrund, wurden nun die sogenannten Drittpartnerfirmen mit der Begründung eingespannt, Märkte zu bedienen, in denen Wirecard nicht über die nötigen Lizenzen verfügte. Doch offenbar wurden Geschäfte auch zunehmend komplett vorgetäuscht, um die Misere bei Wirecard zu vertuschen. 

						Die selbständigen Partnerfirmen waren von Deutschland aus für Aufsichtsbehörden nicht ohne größeren Aufwand zu prüfen. Ein weiterer angenehmer Nebeneffekt des weltumspannenden Firmengeflechts dürfte auch gewesen sein, dass etliche der Firmen in Schattenfinanzplätzen registriert waren. Dies half bei der Verdunkelung der wahren Hintermänner, hinter denen sich nicht selten Jan Marsalek verbarg, der über die hohen Kaufpreise Wirecard-Gelder abzweigte. Zudem machten die Schattenfinanzplätze es möglich, kaum Steuern zu entrichten. Denn wo hohe Gewinne vorgetäuscht werden, werden auch Steuern fällig. Es ist kein Zufall, dass Schattenfinanzplätze daher auch eine Rolle in der Wirecard-Saga spielten. 

						Es kam überdies zu auffällig teuren Zukäufen von Firmen im Ausland. Diese gehörten dann, anders als die Partnerfirmen, direkt zum Wirecard-Konzern. Die hohen Kaufpreise konnten nur mit hohen Gewinnerwartungen durch diese Firmen in der Zukunft gerechtfertigt werden. Doch ihre Integration in die eigenen Systeme fand nicht statt und die Unternehmen selbst waren häufig von zweifelhaftem Wert. Es kam zur Dopplung von Infrastruktur und die Kosten liefen aus dem Ruder. 

					
					
						
							Das Ebay der Zahlungsabwicklung: Acquiring und Issuing

						
						Um den Betrug von Wirecard über die Drittpartnerfirmen zu verstehen, ist es notwendig, das Geschäftsmodell zu durchdringen. Wir brauchen eine Röntgenaufnahme des Zahlungssystems – auch wenn die meisten Menschen sich im Alltag keine Gedanken darüber machen, welche Prozesse stattfinden, wenn man eine Karte an ein Bezahlterminal hält: Wirecard betonte, dass der Konzern in Regionen, in denen er über eigene Lizenzen verfügte, etwa in Europa, nicht auf Drittpartner angewiesen gewesen sei. Die Kunden, also Einzelhändler und Onlineshops, seien dort direkt mit Wirecard verknüpft gewesen. Wirecards Aufgabe bestand in Europa darin, Dienste beim sogenannten «Acquiring und Issuing» zu leisten. Im Ausland seien dazu jedoch spezielle Lizenzen nötig gewesen, über die Wirecard nicht verfügte. Deshalb brauche man die Drittpartner als Brücke ins Geschäft.[105]

						Was aber ist überhaupt ein Acquirer? Er ist eine Art Vermittler, um Zahlungen zwischen Finanzinstituten abzuwickeln, und er ist zugleich der Geschäftspartner der Händler. Wenn ein Kunde mit der Kreditkarte der Issuing-Bank (die Bank, die eine Karte ausstellt) einen Händler (zum Beispiel einen Anbieter von Produkten wie Haarwuchsmittel) bezahlt, stellt der Zahlungsdienstleister des Händlers eine Anfrage an das Kreditkartennetzwerk, um die Zahlung zu autorisieren. Wird ein hinreichendes Guthaben bestätigt, bucht der Acquirer den Betrag vom Konto ab und schreibt ihn abzüglich der Transaktionsgebühr, die er für sich einbehält, auf dem Konto des Händlers gut. Doch der Acquirer behält auch einen Teil des geschuldeten Geldbetrags als Sicherheit zurück, falls es zu Problemen kommt. Wenn etwa der Händler die Ware nicht liefert oder wenn sie Mängel aufweist und der Kunde eine Erstattung verlangt, haftet auch der Acquirer. Die Sicherheitsleistung soll gegen dieses Risiko schützen. Sie wird jedoch im Falle, dass alles glatt läuft, nach einer Weile aufgelöst und dem Händler gutgeschrieben. Das Prinzip ähnelt dem Online-Marktplatz Ebay: Auch Ebay nimmt Zahlungen treuhänderisch an. Die Unsicherheit eines anonymen Geschäfts wird durch ein seriöses Unternehmen als Mittler ersetzt. 

						Warum ist dieser Mittler im Zahlungsverkehr aber überhaupt nötig? Dies hat mit Spezialisierung zu tun, und dazu muss man die Transaktionskette bei einer Zahlung verstehen:[106] Kreditkarten entstanden einst, um Zahlungen aufzuschieben und bargeldlose Zahlungen abzuwickeln: Die Kunden hatten also die Möglichkeit, ein Restaurant zu besuchen, auch wenn das Gehalt noch nicht auf dem Konto war, Käufe also vorzuziehen. Dies kurbelte den Konsum an, belebte die Wirtschaft und ermöglichte den Anbietern der Kreditkarten, an den Zinsen zu verdienen. Die Anbieter der Kreditkarte mussten nur die Risiken von Zahlungsausfällen abschätzen können und über eine Banklizenz verfügen. Die Kreditkartenfirmen wollten sich jedoch auf ihr Kerngeschäft konzentrieren und nicht mit Millionen von Händlern verhandeln, um die Legitimität der Händler zu prüfen und sie von Kreditkartenzahlungen zu überzeugen. Zudem wollten sie Risiken von Zahlungsausfällen im Massengeschäft auslagern, das auch Kunden mit schlechter Bonität und unseriöse Händler umfasste. So entstanden Acquirer, die für spezielle Regionen und Märkte die Risiken der Transaktion (zum Beispiel, dass ein Händler die Ware nicht liefert) auf die eigenen Bücher nahmen, Risiken analysierten und die Zahlungsabwicklung für die Händler übernahmen. 

						Während den Händlern bei Kreditkartentransaktionen in der Regel ein bis drei Prozent des Umsatzes als sogenannte Disagio-Gebühr berechnet werden (eine Gebühr dafür, dass der Händler Kreditkartenzahlungen annehmen darf und somit höhere Umsätze erzielt), verlangen die Acquirer zumeist auch feste Beträge pro Transaktion, die zwischen 10 und 50 Cent variieren. Eine typische Marge beträgt etwa drei Prozent des Transaktionsvolumens, also drei Euro bei 100 Euro Umsatz. 

						Acquirer sind also eine Art Aasgeier in der Nahrungskette des Zahlungssystems, die sich auf jene Essensreste stürzen, die Visa und Mastercard verschmähen. Die Gewinne und Umsätze von Wirecard ließen sich daher mit den bescheidenen Marktanteilen von Wirecard im Vergleich zu Visa und Mastercard kaum erklären. 

						Kommen wir nun zur Begründung von Wirecard zurück, warum man sich ein Netz von Partnerfirmen zulegte. In Europa sei man als lokaler Acquirer anerkannt und verfüge über die nötigen Lizenzen der Kreditkartenanbieter. In den asiatischen Wachstumsmärkten sei man hingegen auf lokale Partner angewiesen. Der niederländische Wettbewerber von Wirecard, Adyen, hat das Prinzip auf seiner Homepage dargestellt: «Stellen Sie sich eine Transaktion vor, die in Deutschland von einem schwedischen Käufer mit einer Kreditkarte getätigt wird. Wenn die ausstellende Bank in Schweden den Acquirer nicht anerkennt oder ein Element der Autorisierungsanfrage nicht zufriedenstellend ist, kann die Anfrage abgelehnt und die Zahlung verweigert werden. Ein lokaler Acquirer kann die Anzahl der abgelehnten Zahlungen verringern.»[107] 

						Die Begründung von Wirecard für das weit verzweigte Netz an Partnerfirmen in Märkten, die vielen europäischen Unternehmen verschlossen blieben, war zunächst also durchaus plausibel. Nicht plausibel war hingegen, dass Wirecard auf dem Papier vier Mal so profitabel gewesen sein soll wie Adyen mit seinen Drittpartnern in Asien, Afrika und Lateinamerika.

						Aus der Buchhaltung von Wirecard und dem Bericht der Wirtschaftsprüfer von KPMG, die später Wirecard mit einer Sonderuntersuchung beerdigen sollten, ergab sich ein Bild, das weniger mit dem langweiligen Acquiring und mehr mit einem höchst problematischen Geschäftsmodell zu tun hatte: Wirecard soll den Partnerfirmen (problematische) Kunden wie zum Beispiel unseriöse Internetshops für Brust- oder Haarwuchsmittel und Partnervermittlungen besorgt haben. Die Partnerfirmen wickelten für diese Kunden dann Zahlungen ab und Wirecard kassierte eine Provision. 

						Ein weiterer Geschäftszweig, der später mit den Enthüllungen rund um Partnerfirmen in Verbindung gebracht werden soll, lautet «Merchant Cash Advance» oder kurz MCA. Dieses Geschäftsfeld aus der Zahlungsabwicklung ist eine Variante des Acquiring. Die Idee dahinter: Ein Acquirer wie Wirecard verzichtet auf Sicherheitseinlagen, die er aus Zahlungen einbehalten und erst verspätet an die Händler weiterleiten kann und stellt Händlern das Geld der Kunden, die Ware mit Kreditkarte bezahlen, schneller zur Verfügung. Das Problem ist ein erhöhtes Haftungsrisiko für Dienstleister wie Wirecard. Im Gegenzug müssen die Händler daher einen zusätzlichen Abschlag in Kauf nehmen. Wirecard ließ sich den Verzicht auf Sicherheitspolster und die schnellere Ausreichung von Geldern aus der Zahlungsabwicklung an Händler, die einen hohen Liquiditätsbedarf haben, daher fürstlich entlohnen. Die Abschläge entsprechen auf das Jahr gerechnet einer Verzinsung von 12 bis 24 Prozent. Auf dem Papier kein schlechtes Geschäft. Doch wie später klar werden sollte, standen hinter den behaupteten MCA-Geschäften keine Finanzierungen für Händler, sondern dreistellige Millionen-Kredite an Partnerfirmen, die nie zurückgezahlt wurden. Wieder einmal sollte Wirecard Gelder in tiefen Taschen von Hintermännern versickern lassen und dies mit Trends aus der Payment-Branche wie MCA bemänteln.

					
					
						
							Der Bilanz-Detektiv

						
						Ein Wirtschaftsprüfer aus dem Ruhrgebiet, Thomas Borgwerth, hatte frühzeitig Zweifel an Wirecards Zahlen. Er investierte Tausende Stunden in die Analyse der Bilanz des Konzerns. Dabei fielen ihm mit Hilfe einer schlichten Excel-Tabelle mehrere Dinge auf: Die Wachstumsraten der Gewinne schwankten extrem. Brachen die Geschäfte in einem Quartal in einer Region ein, legten die Gewinne in einer anderen Region spiegelbildlich zu. Und zwar immer so, dass am Jahresende unter dem Strich wie mit dem Lineal gezogen 25 bis 30 Prozent mehr Gewinn standen.[108]

						Borgwerth störte, dass Wirecard Forderungen im dreistelligen Millionenbereich auftürmte, die die Verbindlichkeiten bei Weitem übertrafen. Er verglich dies mit Autos, die in einen Tunnel fahren, aber nie am Ende des Tunnels herauskommen. Was war gemeint? Betrachten wir ein einfaches Beispiel, das an die Darstellung der Journalisten Melanie Bergermann und Volker ter Haseborg angelehnt ist:[109] 

						Die Bilanz eines Acquirers erfasst in stark vereinfachter Form auf der linken Seite (Aktiva) die Forderungen und liquide Mittel (Cash bzw. Cash-Äquivalente). Letztere umfassen Bargeld und Bankguthaben. Auf der rechten Seite der Bilanz (Passiva) stehen hingegen die Verbindlichkeiten. Die Summen der Forderungen und liquiden Mittel (Aktiva) sowie der Verbindlichkeiten (Passiva), also des Vermögens und seiner Herkunft, müssen in einer Bilanz immer übereinstimmen. Wenn Wirecard als Acquirer 50 Euro von einer Kreditkartenorganisation anforderte und an einen Händler für die Lieferung einer Hose weiterleitete, hatte Wirecard zunächst 50 Euro Forderungen gegenüber der Kreditkartenorganisation sowie null Euro Cash und 50 Euro Verbindlichkeiten gegenüber dem Händler. Sobald Wirecard das Geld von der Kreditkartenorganisation empfing, hatte Wirecard null Euro Forderungen, aber einen Cash-Bestand in Form von Bankguthaben über 50 Euro und weiterhin eine Verbindlichkeit von 50 Euro gegenüber dem Händler. Wenn das Geld beim Händler angekommen war, hatten sich die Forderung, der Cash-Bestand und die Verbindlichkeit aufgelöst.

						Es gab also keine sinnvolle Erklärung dafür, dass bei Wirecard die Forderungen immerzu höher waren als die Verbindlichkeiten. Außer, man trieb Umsätze künstlich in die Höhe. Dabei schreibt man fiktiven Kunden (etwa den Partnerfirmen) gefälschte Rechnungen. Da die Partnerfirmen bzw. Kunden nicht zahlen, werden die Forderungen immer höher. 

						Im Jahr 2017 erschien über Borgwerths Untersuchungen ein Artikel des Finanz-Journalisten Heinz-Roger Dohms im Manager Magazin.[110] Das Unternehmen erklärte gegenüber dem Journalisten: Da Wirecard in vielen Ländern außerhalb der EU über keine Lizenzen verfüge, arbeite man mit externen Partnern zusammen, die dann als Acquirer agieren und die Zahlungen abwickeln. Da diese jedoch im Falle von Problemen durch riskante Kunden haften würden, würde Wirecard zugunsten der Partner Sicherheiten einbehalten und als Forderung gegen die Partnerfirmen ausweisen. 

						Doch Acquirer behalten selbst Sicherheiten ein, wozu sollte auch Wirecard dies tun? Wie immer, wenn Zweifel am Zahlenwerk aufkamen, machte Wirecard es nochmal eine Nummer komplizierter: Da die Partnerfirmen Wirecard gleichzeitig Provisionen für die Vermittlung von Kunden schuldeten, sollten die Partnerfirmen die Provisionen nicht an die Wirecard-Zentrale überweisen, sondern zukünftig aus den geschuldeten Provisionen selbst die Sicherheiten für das Asien-Geschäft von Wirecard stellen. Daher würde man die Wirecard zustehenden Provisionen – und somit Forderungen – abbauen und auf Treuhandkonten in Asien überweisen. Aus den Forderungen gegen die Partnerfirmen würde Cash von Wirecard – also Bankguthaben. 

						Borgwerths Problem: Die Wirtschaftsprüfer von EY (davor als Ernst & Young bekannt) testierten die Treuhandkonten in der Tat als sogenannte Cash-Äquivalente, also harte Bankguthaben. Borgwerth wusste nicht, dass EY diese gar nicht geprüft hatte. Aufgrund der EY-Testate kam er nicht mehr weiter. Denn Cash (ultraliquides Bargeld oder Bankguthaben) gilt als der Goldstandard in der Bilanz bzw. der sicherste Bilanzposten. Forderungen gegen Geschäftspartner sind unsicher, Cash kann man jedoch nicht manipulieren. Als Wirecard 2020 in die Pleite schlitterte, da die Sonderprüfer von KPMG keine Belege für die Existenz der Treuhandguthaben fanden, waren aus den 250 Millionen Euro überschüssigen Forderungen angeblich 1,9 Milliarden Euro Gewinne auf Treuhandkonten geworden, die sich plötzlich in Luft aufgelöst hatten. 

					
					
						
							Die Rolle der Partnerfirmen

						
						Eine zentrale Rolle bei dem Betrug von Wirecard und den aufgeblähten Umsätzen spielten drei wichtige Partnerfirmen in den Vereinigten Arabischen Emiraten, Singapur und den Philippinen: Al Alam in Dubai, Senjo in Singapur und PayEasy Solutions in Manila. Diese drei Firmen sollen in den letzten Jahren ihrer Existenz nahezu den gesamten Gewinn von Wirecard beigesteuert haben. Und als die Firmen von der Presse stärker unter die Lupe genommen wurden, kamen neue Firmen aus dem Umfeld von Senjo ins Blickfeld: OCAP, Kalixa und Ruprecht, die sämtlich mit einem Briten und Geschäftsfreund von Jan Marsalek, Henry O’Sullivan, in Verbindung standen. 

						Die Partnerfirmen hätten Wirecard eigentlich die Provisionen auszahlen müssen, die sie mit den angeblich von Wirecard vermittelten Kunden erzielt hatten. Für Geschäfte aus dem Jahr 2016 schuldeten sie Wirecard bereits damals über 290 Millionen Euro. Doch die Drittpartner überwiesen das Geld mit dem Einverständnis von Wirecard nicht. Sie behielten es laut den Bilanzen ein, angeblich als temporäre Sicherheit für die Risiken wegen der vermittelten Kunden. 

						Um das Problem der hohen Forderungen in den Griff zu bekommen, wurden schließlich die ominösen Treuhandkonten ins Feld geführt, auf die das Geld angeblich eingezahlt wurde. Doch entsprechende Bankbelege waren gefälscht. In Singapur wachte Rajaratnam Shanmugaratnam (Shan), Geschäftsführer des Treuhänders Citadelle und Betreiber einer Tanzbar, über das angeblich prall gefüllte Konto. Später stellte es sich als das Spesenkonto seiner Tanzbar «Hedgehog» im Stadteil «Little India» heraus. O’Sullivan soll im Auftrag Marsaleks Shan zu den Kontenfälschungen angestiftet haben. Ein Gericht in Singapur sprach ihn wegen Anstiftung zur Kontenfälschung im Oktober 2025 schuldig.[111] Über den Messengerdienst Telegram fragte er Shan 2017: «Haben die deutschen Bastarde doch schon wie versprochen für die Ernst-Young-Sache bezahlt?»[112] Auf den Philippinen wurden die 1,9 Milliarden angeblich von einem dubiosen Scheidungs-Anwalt verwaltet, der Rechtsberatung per YouTube betreibt.[113] Am Ende waren 1,9 Milliarden und bald auch der Österreicher Jan Marsalek wie vom Erdboden verschluckt.

					
					
						
							Al Alam: Die Dubai-Schokolade unter den Partnerfirmen

						
						Die Vereinigten Arabischen Emirate waren nicht ohne Grund das Herzstück des Wirecard-Betrugs: Die Emirate liefern nur sehr eingeschränkt Wirtschaftskriminelle aus.[114] Im Stadtteil «Internet City» residierte in den Al Kazim Towers eine Partnerfirma der Wirecard, die wie im orientalischen Märchen «Aladin und die Wunderlampe» dem Wirecard-Management den Wunsch nach satten Gewinnen erfüllte: die Firma Al Alam. Bescheiden klang das nicht; im Arabischen steht Al Alam für die Welt oder das Universum. Und tatsächlich war Al Alam in Wirecards Büchern mit hohen Umsätzen, die 2016 265 Millionen Euro betragen haben sollen, die Dubai-Schokolade unter den Partnerfirmen. Daneben gab es die Wirecard-Tochter Card Systems Middle East, an die Al Alam seine Gewinne abführte und die zwei Jahre vor der Wirecard-Pleite angeblich 58 Prozent des Konzern-Gewinns beisteuerte.[115] 

						Über die Wirecard-Geschäfte in Dubai wachte Ex-Banker Oliver Bellenhaus. Der frühere Lehrling der Raiffeisenbank wurde 2013 Geschäftsführer der Wirecard Acquiring und Issuing, und wenig später übernahm er die Geschäfte bei der Card Systems Middle East.[116] Und Bellenhaus ließ es krachen: Er raste mit einem weißen Mercedes-Benz SLS AMG durch die Stadt und residierte in einem Apartment im 93. Stock des legendären Burj Khalifa, mit 828 Metern Höhe das aktuell höchste Gebäude der Welt.

						Vieles deutet darauf hin, dass Al Alam nur eine Scheinfirma war. Die Bude soll nur vier Mitarbeiter gehabt haben und einen jordanischen Scheindirektor, der 2017 das Weite suchte.[117] In Wahrheit soll Bellenhaus die Geschäfte geführt haben. Im Wirecard-Prozess erklärte er, er habe die Firma selbst gegründet. Als einmal ein Wirtschaftsprüfer von EY die Firma aufsuchte, habe er Personen engagiert, die angewiesen wurden, einen Arbeitsbetrieb vorzutäuschen und mit ihm Gespräche zu führen.[118] 

						Als die Financial Times Nachforschungen anstellte, stellte sich heraus, dass einige der Kunden, mit denen Al Alam seine Gewinne erzielt haben will, schon länger nicht mehr existierten. Sodann wurden die Geschäfte von Al Alam auf eine neue Firma in einem anderen Gebäude in Dubai übertragen. Auf ihrem Firmenschild stand der Name Symtric. Das Spiel mit den kurzfristig engagierten Mitarbeitern wiederholte sich im März 2020 im Beisein von Jan Marsalek und einer Delegation von Wirtschaftsprüfern von EY: Sowohl Al Alam als auch Symtric wurden im Mai bzw. Juni 2020 – im zeitlichen Umfeld der Wirecard-Pleite – aus den Unternehmensregistern gestrichen.

					
					
						
							Senjo und der Whistleblower aus Singapur

						
						Auch Senjo aus Singapur war nach Darstellung des Konzerns eine wichtige Quelle sprudelnder Gewinne mit Ablegern in zahlreichen asiatischen Ländern sowie Aktivitäten auf großen Märkten in Asien, Europa, Nordamerika und Afrika. Etwa 40 Prozent der Milliarden-Umsätze von Wirecard sollen 2017 in der Region Asien-Pazifik anfallen. Trotz dieser beeindruckenden Aktivitäten verfügte die Partnerfirma Senjo an ihrem Konzernsitz nur über ein angemietetes Büro.

						Tatsächlich zog bei Senjo der Brite Henry O’Sullivan die Fäden, der sich mit Jan Marsalek anfreundete und ebenso aus der Zahlungsabwicklung für Porno und Glücksspiel kam. Der Brite war ein Lebemann mit Wohnsitzen in Singapur und Monaco, der oftmals bei dubiosen Firmen aus Marsaleks Reich in Erscheinung trat, aber keine offizielle Funktion bei Wirecard oder den Partnerfirmen ausübte. Das Handelsblatt wusste über ihre Beziehung zu berichten: «Zahllose Bilder zeigen den Briten und den Österreicher in Partystimmung rund um den Erdball (…) O’Sullivan lud zur Fasanenjagd in England, Marsalek zum gemeinsamen Gelage beim Oktoberfest in München. Die Betreffzeile einer Mail von 2012: ‹Planung des Leberschadens›.» O’Sullivan fungierte einst als Direktor der Waltech Asia Ltd, die später als Bijlipay Asia firmierte und im Jahr 2020 Millionen Schulden beim DAX-Konzern angehäuft haben soll. Füllten sich Marsalek und O’Sullivan die Taschen mit dem Geld der Aktionäre? Das legen jedenfalls die intensiven Recherchen des Handelsblatts nahe.[119] 

						Am Sitz von Wirecards Singapur-Zentrale im Distrikt Mapletree Business City wachte indes der Indonesier Edo Kurniawan als Finanzchef über die asiatischen Wirecard-Töchter. Er soll sich eng mit Ley und Marsalek koordiniert haben. Bergermann und ter Haseborg berichten in ihrem Buch «Die Wirecard Story» über interne Schriftwechsel Kurniawans mit ironischen Anspielungen, wonach man nicht mal im Falle einer Naturkatastrophe bei den zugekauften Firmen Wertberichtigungen bzw. Abschreibungen vornehmen wollte. Denn häufig warfen die Firmen nicht die versprochenen Gewinne ab, erzeugten aber hohe Kosten.

						Wenn Wirtschaftsprüfer Druck auf die Konzernzentrale ausübten, in der Bilanz Wertberichtigungen der Firmen vorzunehmen, mussten kurzfristig neue Zahlen her. Kurniawan soll dann Kreislaufgeschäfte («round tripping») erfunden haben, um Gewinne vorzutäuschen. Das lief ähnlich wie im Märchen vom Hasen und dem Igel – mit dem Unterschied, dass man nicht zwei Igel am End- und Zielpunkt eines Wettlaufs postierte, die vortäuschten, nur ein Igel zu sein, sondern eine nur einmal vorhandene Summe X im Kreis auf mehrere Konten schickte. So tauchten plötzlich Geschäftspartner auf (zum Beispiel Maxcone und Centurion), die asiatischen Wirecard-Töchtern für Beratungsleistungen Millionen überwiesen. Eine andere Wirecard-Tochter erwarb dann im Folgejahr von jenen Geschäftspartnern eine Software, die teurer war als die millionenschwere Beratungsleistung. So floss Geld mit einem attraktiven Zins zurück an die «Geschäftspartner». Und es floss immer dorthin, wo gerade der Schuh drückte. In einer E-Mail an einen Manager in Aschheim schrieb Kurniawan offenherzig, dass es nie Verträge mit Maxcone und Centurion gegeben habe, und übermittelte rückdatierte Verträge. Für die beiden Firmen hatte er den Spitznamen «Maximum Confusing» (maximal verwirrend) etabliert.

						Doch der Leiter der Rechtsabteilung von Wirecard im Raum Asia-Pazifik, Pav Gill, wandte sich an seine Kollegen und initiierte unter dem Decknamen «Bobby» eine Untersuchung («Projekt Tiger»). 2018 hatte ihn eine Mitarbeiterin darüber informiert, dass Kurniawan Mitarbeitern regelrechte Seminare über Bilanzmanipulation gab. Börsennotierte Unternehmen gehören nicht dem Management, sondern den Anteilseignern. Konzern-Juristen sind daher gehalten, die Interessen des Unternehmens auch vor dem Management zu schützen. Im April 2018 gab Gill daher der Kanzlei Rajah & Tann aus Singapur den Auftrag, die Vorwürfe der Whistleblowerin zu untersuchen. Der Vorstand des Wirecard-Konzerns gab seinerseits – unter Protest des Compliance-Chefs in Singapur – ausgerechnet Jan Marsalek und zwei engen Kollegen von Kurniawan den Auftrag, intern nach Missständen zu suchen. 

						Der Journalist der Financial Times, Dan McCrum, berichtete derweil schon seit 2015 unter der Überschrift «The House of Wirecard» auf einem Blog der einflussreichen Finanzzeitung über das Unternehmen, nachdem er Hinweise auf Bilanzmanipulation erhalten hatte.[120] Anfang 2019 schließlich erhielt McCrum von Gill Unterlagen zu den Vorgängen in Singapur und berichtete über die Untersuchung von Rajah & Tann. Die Financial Times hatte auf den Kapitalmärkten Gewicht. McCrums Artikel schickten den Kurs der Wirecard-Aktie zwischenzeitlich um 40 Prozent in den Keller. Dies sollte McCrum noch zum Verhängnis werden. Er wurde bedroht und überwacht. 

						Schließlich erließ die deutsche Finanzaufsicht BaFin nach Hinweisen der Staatsanwaltschaft München ein einmaliges Leerverkaufsverbot – nur für die Aktien der Wirecard AG. Die Staatsanwaltschaft ermittelte unter anderem gegen Crum wegen des Verdachts auf Marktmanipulation und Begünstigung von Leerverkäufen, also massiven Wetten an der Börse auf Kursverluste, die als Ursache der Kursschwankungen bei Wirecard gewertet wurden. Ein Verdacht, der sich als falsch erwies. Am Kapitalmarkt wurde das BaFin-Verbot als Gütesiegel für Wirecard interpretiert und die Aktie legte wieder deutlich zu.

						Doch McCrum legte nach und nahm auch Jan Marsalek in den Fokus der Berichterstattung. Kurz darauf ging wieder Wirecard in die Offensive und veröffentlichte am 26. März 2019 eine Zusammenfassung «aktualisierter Erkenntnisse» der Kanzlei und vermeldete: «Die Untersuchung hat keine wesentlichen Auswirkungen auf die Abschlüsse der Wirecard Gruppe festgestellt.» 

						Wirecard behauptete, diese Zusammenfassung des Berichtes gäbe die abschließenden Erkenntnisse von Rajah & Tann wieder. Das war jedoch gelogen. Denn erst im April übermittelte Rajah & Tann ein über 700 Seiten umfassendes Abschluss-Dokument, das zu erheblichen Feststellungen gelangte. Rajah & Tann sah deutliche Hinweise auf erfundene Verträge und Geschäfte sowie strafbare Handlungen von mindestens drei Beschäftigten. Auch die Polizei und die Staatsanwaltschaft in Singapur sollten im Zuge der Berichterstattung der Financial Times Ermittlungen aufnehmen.[121] Wirecard ordnete in einer Pressemitteilung eine Razzia als gemeinsames «Treffen» des Konzerns mit den Ermittlungsbehörden an, bei dem man Unterstützung der Ermittlungen geleistet hätte. Tatsächlich fühlten sich die Ermittler jedoch in ihrer Arbeit behindert. Mitarbeiter von Wirecard wurden vom Management aufgefordert, ihre Laptops nach Möglichkeit nicht herauszugeben. 

						Doch es gelang Markus Braun, auch die Probleme in Singapur wegzulächeln. Denn im September 2018 sollte Wirecard schließlich die altehrwürdige Commerzbank AG aus dem renommierten Deutschen Aktienindex (DAX) verdrängen. 

						Edo Kurniawan tauchte nach den Berichten der Financial Times unter und wird wie Jan Marsalek mittlerweile von Interpol gesucht.[122] 

					
					
						
							PayEasy und ein plötzlicher Tod

						
						Eine weitere wichtige Partnerfirma von Wirecard befand sich in einem Einkaufszentrum in Manila auf den Philippinen: PayEasy Solutions. Als Geschäftsführer fungierte auf dem Papier bis zu seinem plötzlichen Tod 2020 der Busunternehmer Christopher Bauer («Fröhlich Tours»). Das Busunternehmen beförderte unter anderem während der Corona-Krise deutsche Touristen im Auftrag der deutschen Botschaft auf den Philippinen. Bauer war zugleich Statthalter für die Firma Centurion, die mit PayEasy Hunderte Millionen an Krediten von Wirecard erhalten hat. Dan McCrum von der Financial Times beschrieb Bauer wie einen «Sextouristen auf Asienurlaub», der die Wirtschaftsprüfer von KPMG angeherrscht habe, Bauer hätte Verbindungen zu einem Motorrad-Club, der auf seiner Homepage leicht bekleidete Damen im Nazi-Look zeige. «Er war mindestens 1,80 Meter groß, ihm fehlten einige Zähne, sein Bauch hing über einer schwarzen Jeans, und auf dem dazu farblich passenden Sweatshirt waren die aus seinem Haar gefallenen Schuppen zu sehen.»[123] Bauer starb laut philippinischen Behörden kurz nach der Wirecard-Pleite plötzlich an einer Blutvergiftung. Seine Familie will ihn im Rekordtempo eingeäschert haben. Die Bundesregierung hatte gegenüber dem Wirecard-Untersuchungsausschuss zunächst den Eindruck erweckt, dass der Tod von einem Verbindungsbeamten des Bundeskriminalamtes (BKA) abgeklärt worden sei. Tatsächlich wurde die Leiche von Bauer aber nie durch deutsche Beamte in Augenschein genommen. Auf den Philippinen ist es leicht, sich eine Sterbeurkunde zu kaufen. Bis heute halten sich hartnäckige Gerüchte, dass Bauer mit neuer Identität am Leben sei.[124] 

					
					
						
							Der Indien-Deal: Wer wird Millionär?

						
						Zum Kern des Wirecard-Skandals gehörte, dass regelmäßig hohe Millionenbeträge und somit Geld der Aktionäre durch den Ankauf dubioser Firmen versickerten. Die Kaufpreise standen in keinem Verhältnis zu den Erträgen dieser Firmen bzw. dem Wert der Kunden, die sie mitbrachten. Wirtschaftsanwälte, die die Käufe im Vorfeld zu bewerten hatten, haben die Transaktionen abgesegnet und gut daran verdient. Heute vermutet man hinter den Begünstigten einiger Firmenkäufe Marsalek und sein Netzwerk. Sie sollen über Strohmänner solche Firmen zunächst zum niedrigeren Preis erworben haben und sich dann vom eigenen Unternehmen Wirecard teurer haben abkaufen lassen, um Geld abzuzweigen.[125] 

						Ein prominenter Fall, der oft zitiert wird, ist der Kauf der drei indischen Firmen Hermes i tickets, GI-Technology und Star Global von dem auf Mauritius registrierten Fonds EMIF 1A. Der Vorgang wurde von Jan Marsalek verantwortet und firmierte unter dem Codenamen «Projekt Peacock» (englisch für Pfau, der ein indisches Nationalsymbol ist). Die indischen Firmen sollen deshalb attraktiv gewesen sein, weil sie etwa die Zahlungen von indischen Wanderarbeitern über große Entfernungen in einem Netzwerk von Kiosken abwickelten. Wirecard behauptete, über die indischen Firmen und die Hermes-Marke «ICashCard» würden täglich 250000 Menschen Zahlungen abwickeln. Mehr als 10000 Internetshops würden Zahlungen per ICashCard akzeptieren, und bei 150000 Händlern ließen sich die Karten aufladen, insbesondere in den Mega-Metropolen New Delhi, Mumbai und Chennai. EMIF 1A bezahlte 35 Millionen Euro für die Unternehmen und verkaufte sie kurze Zeit später an Wirecard für 315 Millionen Euro – ohne dass sich jedoch die Ertragslage spürbar verändert hätte. Ein saftiger Gewinn für EMIF 1A. Dies schürte Misstrauen.

						Als Akteure hinter dem Fonds werden von deutschen Ermittlern unter anderem der britische Geschäftsmann Henry O’Sullivan sowie Jan Marsalek vermutet.[126] Der Zweck der Registrierung des Fonds in einem Offshore-Finanzplatz wie Mauritius war es offenbar, die Eigentümerschaft dahinter zu verschleiern und etwaige Erlöse nicht zu versteuern. Später wurde bekannt, dass Marsalek und O’Sullivan gut gelaunt über die Nutzung der EMIF-1A-Millionen berieten, diese in andere indische Firmen investieren und Strohmänner anheuern wollten. Denn der Fonds wurde nun argwöhnisch von der Öffentlichkeit beobachtet.[127] 

						Hinter einem vermeintlichen Reiseanbieter, der mit Teilen der Gelder angekauft wurde, stand der dubiose Besitzer einer Tanzbar aus Singapur; er war zugleich Wächter über die ominösen Wirecard-Treuhandkonten. Die Reise-Firma wurde in Goomo umbenannt, das klingt wie «Good Morning». Vielleicht war es ein Insider-Witz über Leute, die einen Betrug viel zu spät begreifen. Zuvor hatte Marsalek vorgeschlagen, die Firma «baibai» zu nennen.[128] 

						Nachdem Investoren skeptisch wurden, recherchierte die US-Investmentbank Morgan Stanley mit lokalen Partnern in Indien 90 Stunden an 30 Standorten und fand von dem ganzen Indien-Deal nur einen «Smart Shop». Doch Wirecard hatte wieder Ausreden parat, wonach die Geschäfte unter verschiedenen Dachmarken abgewickelt würden, und Finanzvorstand Burkhard Ley verteidigte den Deal bei einer Bilanzpressekonferenz eisern.

						Später sollten noch einmal die Wirtschaftsprüfer von Wirecard Indien vom Prüfernetzwerk RSM Fragen stellen und behauptete Softwareumsätze von Hermes i tickets hinterfragen. Schließlich wurden den Prüfern Verträge gezeigt, teilweise ohne Datum und Unterschrift. Dennoch, nach Druck der Prüfer von EY testierte RSM schließlich die Bilanzen, allerdings mit Einschränkung. 

						Die Indien-Transaktion fiel auch einem in London beheimateten Hedgefonds namens Greenvale Capital auf. Der Hedgefonds, der Wirecard mit Leerverkäufen attackierte, bekam Besuch von Burkhard Ley.[129] Später erfolgte ein Angriff auf das IT-System von Greenvale. Gegen einen anderen Leerverkäufer, Fraser Perring, der den Indien-Deal hinterfragte, wurde sogar – wie gegen McCrum – in München wegen Marktmanipulation ermittelt. Und während ermittelt wurde, konnte sich Wirecard als Opfer inszenieren. Der EMIF-1A-Fonds ist nach einer Untersuchung der Finanzaufsicht und der Zentralbank von Mauritius schließlich aus dem Firmenregister gestrichen worden. Zum Verbleib der 315 Millionen Euro schweigt die Zweigstelle der britischen Bank Standard Chartered auf Mauritius, bei der die Millionen geparkt waren, jedoch eisern.[130] 

					
					
						
							Frühe Mahner

						
						Ungemach drohte Wirecard über die Jahre hinweg nicht etwa von der Strafverfolgung oder aus der Politik, sondern von Leerverkäufern aus München, dem Bilanz-Detektiv aus Gladbeck, einem britischen Hedgefonds, der New Yorker Leerverkäuferin Fahmi Quadir, einem britischen Shortseller namens Fraser Perring, dem Whistleblower Pav Gill aus Singapur, dem Journalisten der Financial Times Dan McCrum, dem Blogger jigajig und gegen Ende des Börsenmärchens den Wirtschaftsprüfern von KPMG. Wirecard wie auch die Staatsanwaltschaft München gingen gegen einige von ihnen, insbesondere die Leerverkäufer und den Journalisten McCrum, mit robusten Methoden vor. In diesem Buch kann nur auf einige von ihnen eingegangen werden.

					
					
						
							Vom Sozialarbeiter zum Lamborghini-Besitzer: Fraser Perring

						
						Das erste Mal hörte ich 2017 von Wirecard in Verbindung mit dem Bericht des Analysehauses «Zatarra Research & Investigations». Im Februar 2016 hatten Leerverkäufer den fast 100-seitigen Bericht ins Internet gestellt.[131] Zatarra ist eine Anspielung auf den Roman «Der Graf von Monte Christo» von Alexandre Dumas, der von Verrat, Rache und Erlösung handelt. 

						Der Bericht beleuchtete das Netzwerk der handelnden Akteure bei Wirecard und schlüsselte detailliert auf, dass Wirecard trotz Verboten in den USA weiterhin Zahlungen im Bereich Poker abwickelte. 

						Einer der Autoren war der selbstbewusst und zuweilen krawallig auftretende britische Leerverkäufer Fraser Perring, der es vom Sozialarbeiter zum Besitzer eines Lamborghinis geschafft hatte. Perring hatte zuvor bereits mit Analysen und Shortselling-Attacken auf den deutsch-südafrikanischen Möbelkonzern Steinhoff und gegen den TV-Konzern ProSiebenSat1 viel Geld verdient.[132] 

						Perring benutzte bei seinen fünf Monate währenden Recherchen lustigerweise eine Prepaid-Karte von Wirecard, damit sich seine Aktivitäten nicht nachverfolgen ließen. Zudem verbarg Perring seine Identität. Ein Umstand, den Wirecard nutzte, um den Vorwurf einer Verschwörung finsterer Kräfte in die Welt zu setzen. Mit dieser Strategie überwand Wirecard erneut das kurzfristige Kurs-Tief der Aktie nach Perrings Veröffentlichungen. Doch Wirecard heuerte auch dubiose Sicherheitsfirmen an. Perring behauptet, danach von Männern mit osteuropäischem Akzent bedrängt worden zu sein, von denen einer ungebeten in sein Auto zustieg und ihm Fotos seiner Familie zeigte. Später habe er versteckte Kameras in seinem Haus und Garten entdeckt und anonyme Drohanrufe erhalten. Schließlich wurde im Internet ein anonymer Bericht veröffentlicht, der Perring als Urheber des Zatarra-Reports identifizierte. 

						Die Staatsanwaltschaft München ermittelte gegen Perring wegen Marktmanipulation. Einen Monat vor der Wirecard-Pleite wurde schließlich bekannt, dass die Ermittlungen der Münchener Staatsanwaltschaft gemäß Paragraf 153a der Strafprozessordnung («Absehen von der Verfolgung unter Auflagen») gegen Zahlung einer fünfstelligen Geldstrafe eingestellt wurden.[133] Die FAZ führte mit mir eines meiner letzten Interviews als Bundestagsabgeordneter zu Fraser Perring. Sie befragte mich zu meiner Sicht auf Leerverkäufer, die von linken Ökonomen und Politikern wegen des Potenzials, Kurse in eine Richtung zu treiben und Krisen zu verstärken, kritisch beäugt wurden. Der FAZ teilte ich mit: «Ich gehe mit seinen Informationen sehr vorsichtig um, weil ich weiß, dass er eigene finanzielle Interessen hat.» Die FAZ führte weiter aus: «De Masi, der als Obmann für die Partei Die Linke an der Bundestagsuntersuchung zu Wirecard teilnahm, sagte, er habe mindestens zweimal mit Perring telefoniert, sowohl über Wirecard als auch über Adler. Über den wachsenden Einfluss des Leerverkäufers sagte er abschließend: ‹Es ist nie gut, wenn eine einzelne Person die Märkte bewegen kann. Das gilt für Jeff Bezos, für Elon Musk oder auch für Fraser Perring. Aber der Grund, warum er den Markt beeinflussen kann, ist, dass unsere Finanzaufsicht vielleicht manchmal zu langsam ist. Das ist für mich eine größere Sorge.›»[134] Die US-Börsenaufsicht SEC lädt regelmäßig Leerverkäufer zu Gesprächen ein, um das Ohr am Finanzmarkt zu haben. Nicht so die deutsche BaFin. Gleichwohl sind Leerverkäufer kein Ersatz für eine funktionierende Finanzaufsicht.

					
					
						
							Der Journalist: Dan McCrum

						
						Eine entscheidende Rolle bei der Enthüllung des Wirecard-Skandals spielte der britische Journalist Dan McCrum, der Wirecard zu Fall brachte.[135] Zu Beginn seiner journalistischen Laufbahn bei der Financial Times (FT) durfte er den Jahrhundertskandal um den ehemaligen Chef der US-Technologiebörse NASDAQ und Milliarden-Anlagebetrüger Bernie Madoff begleiten.[136] 

						Der Vorgesetzte von McCrum, der Chef der Investigativabteilung Paul Murphy, hatte keine Berührungsängste mit der Halbwelt. Murphy hatte einen Informanten, der Inhaber eines berüchtigten Nachtclubs war. Marsalek gelang es, diesen Informanten von Murphy aufzuspüren und zu benutzen. McCrum beschrieb diese Episode so: «Bryce Elder, ein Wertpapierspezialist der FT, kam von einem Lunch im Londoner Stadtteil Mayfair zurück und setzte sich im Redaktionsbüro zu Murphy. ‹Mir ist da gerade etwas Komisches passiert›, sagte er. ‹Man hat mir Geld dafür angeboten, heimlich die Wirecard-Artikel von der Alphaville-Seite zu löschen.›» Alphaville ist der Finanz- und Marketingblog der Financial Times. Zudem berichtete Elder Murphy, es werde verbreitet, dass Wirecard ein Übernahmeangebot ins Haus stünde.[137] Marsalek bestätigte gegenüber Elder ein Übernahmeangebot durch einen französischen Wettbewerber. Doch die Geschichte war falsch. Marsalek hatte es offenbar darauf angelegt, der FT eine Falschinformation unterzujubeln, um ihre Glaubwürdigkeit zu untergraben. Die Journalisten waren jetzt noch misstrauischer gegenüber Wirecard.

						Im Dezember 2016 tauchten plötzlich echte Screenshots von E-Mails zwischen McCrum und einem Wirtschaftsdetektiv im Netz auf. Beigemischt waren diesen echten Screenshots manipulierte Chat-Nachrichten, die den Eindruck erweckten, dass die Wirecard-Artikel von McCrum mit Hedgefonds[138] abgestimmt waren, damit diese Finanzwetten platzieren konnten. Das «Zatarra-Leaks» genannte Dossier enthielt sogar Observationsfotos aus dem Umfeld von Investoren und war mit Hilfe eines Hacking-Teams angefertigt worden. Kurz darauf verlangte die renommierte Anwaltskanzlei Schillings im Auftrag von Wirecard interne Korruptionsermittlungen der FT. McCrum musste seine private Kommunikation aushändigen. 

						Ein Informant übermittelte Murphy, dass Wirecard bereit sei, 10 Millionen US-Dollar zu bezahlen, wenn die FT aufhörte, über Wirecard zu berichten. Er schlug ein Treffen mit Marsalek vor, das in einem Londoner Lokal auch stattfand. Rund um den Tisch von Murphy und Marsalek waren FT-Mitarbeiterinnen und Mikrofone platziert in der Hoffnung, Marsalek als Urheber der Bestechung entlarven zu können. Aber er gab sich keine Blöße.

						Im Oktober 2018 brach McCrum nach Singapur auf, um die schon erwähnten Informationen von Pav Gill vor Ort zu recherchieren. Seine Kollegin Stefania Palma sah sich zudem die Firmen aus dem Wirecard-Universum auf den Philippinen an. Einer der Firmensitze entpuppte sich als die ärmliche Behausung eines pensionierten Seefahrers und seiner 12-köpfigen Familie.[139] Zurück in London, startete McCrum das Recherche-Projekt «Ahab» und arbeitete drei Monate in einem fensterlosen Raum mit einem sogenannten Air-Gap-Laptop an dem Fall Wirecard, der nie mit dem Internet verbunden war, um Überwachung zu erschweren.

						Im Januar 2019 ging die FT dann zum Gegenangriff über und übermittelte Wirecard Fragen zum Singapur-Geschäft. Doch nur wenige Stunden später erfuhr Murphy, dass in der Börsenszene ein Gerücht kursierte, wonach die FT um 13 Uhr einen Artikel zu Wirecard veröffentlichen würde. 

						Die Redakteure waren fassungslos. Denn das Wissen um die Recherche beschränkte sich auf einen sehr engen Kreis. Doch plötzlich verstanden die FT-Redakteure, wo die undichte Stelle tatsächlich zu suchen war: Offenbar hatte Wirecard die drohenden negativen Schlagzeilen selbst an Börsenhändler durchgestochen. Denn die von der FT an Wirecard kommunizierte Frist zur Stellungnahme endete exakt um 13 Uhr. Es war offensichtlich Wirecards Absicht, sich als Opfer einer mit Spekulanten koordinierten Berichterstattung der FT zu inszenieren. Denn kurz darauf warfen Wirecards Anwälte der FT erneut Absprachen mit Spekulanten vor. 

						Die FT entschied sich dennoch zur Veröffentlichung einer Serie von Artikeln über das «roundtripping» und erfundene Profite der Drittpartner von Wirecard. Sie zitierte dabei aus einer internen Wirecard-Präsentation mit dem Titel «Project Tiger Summary», die den Vorwurf gefälschter Verträge und Geldwäsche gegen den Asien-Finanzchef Kurniawan erhärtete.[140] 

						Doch sowohl die deutsche Wirtschaftspresse als auch die Finanzaufsicht schienen Wirecard zu glauben und schossen sich auf Dan McCrum als einen angeblich kriminellen FT-Reporter ein, der mit Leerverkäufern unter einer Decke stecken würde. Für McCrum begann eine 18 Monate andauernde Hölle der Verdächtigungen und Beschuldigungen mit einem Zitat der Commerzbank-Analystin Heike Pauls. Die einst preisgekrönte «Deutschland-Analystin»[141] hatte den Reporter in einer Research Note vom 30. Januar 2019 mit dem Titel «Weitere Fake News» in scharfen Worten attackiert: «Gestern veröffentlichte der Serientäter Dan McCrum, Journalist bei der ansonsten renommierten FT, einen weiteren negativen Artikel über Wirecard. (…) Wie zuvor folgte McCrums Artikel auf einen sichtbaren Anstieg der Leerverkäufe in den letzten Wochen. Wir glauben, dass es sich hier offensichtlich um Marktmanipulation handelt …»[142] Wie McCrum in seinem autobiografischen Artikel «Wirecard Vs. McCrum» schilderte, folgten darauf Attacken anonymer Twitter-Bots, die McCrum einen Kriminellen nannten und frohlockten, er müsse wohl bald ins Gefängnis. 

						Im Februar 2020 wandte sich Wirecard zudem an die Münchner Staatsanwaltschaft, um mit der Zeugenaussage eines vorbestraften, ehemaligen Drogendealers zu belegen, dass sich die FT gemeinsam mit Spekulanten gegen Wirecard verschworen hatte. Demnach hätten Händler vorab vom Erscheinen des FT-Artikels im Januar gewusst. Die Finanzaufsicht verhängte kurz darauf das erwähnte erste Leerverkaufsverbot der deutschen Geschichte für die Aktien eines einzelnen Unternehmens. Wie verrückt die Geschichte um dieses Leerverkaufsverbot eigentlich war, sollten wir erst später im Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages endgültig freilegen. Die BaFin erstattete im Frühjahr 2019 jedenfalls sogar Strafanzeige gegen McCrum. Und es sollte noch bis zum Herbst 2020 dauern, bis er rehabilitiert wurde. 

						McCrums Hartnäckigkeit wurde zum Sargnagel für Wirecard. McCrum erinnerte sich, dass einer der prominenteren Kunden der vermeintlichen Drittpartner von Wirecard das Porno-Portal «Livejasmin» war. Das Portal hatte gegenüber der FT nach den Veröffentlichungen zum Drittpartnergeschäft klargestellt, dass es «direkt mit Wirecard verbunden» sei, da Wirecard eine der Acquirer-Banken stelle. Es sei «dabei kein Drittpartner involviert».[143] Dies veranlasste McCrum, sich noch ein weiteres Mal über eine Excel-Datei vom 6. April 2018 mit etwa 40 Tabellen zu beugen, die ihm aus dem Konzern zugespielt worden war und die angeblichen Kunden von Drittpartnern umfasste. Ihm war bereits bekannt, dass einige der vermeintlichen Kunden des Drittpartners Al Alam aus Dubai nicht mehr existierten. Als sich McCrum die Tabelle erneut und systematisch vornahm, ging ihm auf, dass der komplette Datensatz gefälscht war. Im Juli 2019 stand daher eine erneute Berichterstattung der FT bevor. Diesmal behaupteten die Wirecard-Anwälte, die Kundenliste sei gefälscht, obwohl sie von Wirecard selbst stammte. Mehr noch: Die Anwälte setzten die FT in Kenntnis, dass sie über eine Audioaufnahme verfügten, die belegen sollte, dass der von McCrum vorbereitete Artikel erneut mit Leerverkäufern koordiniert sei, und diese den deutschen und britischen Ermittlungsbehörden überstellt worden sei. Der Herausgeber der FT, Lionel Barber, beauftragte schließlich eine interne Untersuchung gegen McCrum und Murphy, die zwei Monate andauerte. Am Ende wurden alle Vorwürfe entkräftet, doch Wirecard warb in diesem Zeitraum mit seinem Opfer-Mythos noch 1,4 Milliarden Euro an Fremdkapital ein. 

						Der Hintergrund der Vorwürfe gegen McCrum und Co soll ein ausgeklügelter Informationskrieg von Wirecard mit Hilfe von privaten Sicherheitsfirmen und ehemaligen Geheimagenten gewesen sein. Diese hatten den Besitzer des Nachtclubs «The Box» in Soho, Informationshändler und berüchtigten Zocker, Nick Gold, ins Visier genommen, der von Zeit zu Zeit gegen Wirecard gewettet hatte. Er soll Murphy Informationen angeboten haben und Murphy habe entgegnet, dass er sich darum aktuell nicht kümmern könne, da er zu beschäftigt mit Wirecard sei. Gold habe daraus zutreffend geschlossen, dass es zu weiterer Berichterstattung der FT zu Wirecard käme. Dem Tratschmaul Gold war McCrum zufolge bei einem Urlaub in Cannes über einen befreundeten Fußball-Agenten ein als Vertreter eines steinreichen Investors getarnter Privatdetektiv von Wirecard vorgestellt worden. Vor diesem Detektiv hatte der geschwätzige Nachtclubbesitzer geprahlt, dass er Kenntnisse über bevorstehende Berichterstattung zu Wirecard habe, und war dabei aufgezeichnet worden. 

						Erstaunlich war vor allem, welche Energie und finanziellen Ressourcen Wirecard darauf verwendete, Kritiker zu überwachen. Laut McCrum wendete Wirecard zum Zeitpunkt der Pleite rund 120 Millionen britische Pfund Sterling[144] für solche Beratungs- und Sicherheitsleistungen auf – pro Jahr. Zu den Auftragnehmern gehörten etwa die Sicherheitsfirma Arcanum Global, die von ehemaligen hochrangigen Persönlichkeiten aus Militär, Politik und Geheimdiensten beraten wird und unter anderem die US-Regierung zu ihren Kunden zählt. Koordiniert haben soll die Spionageoperation ein berüchtigter Vertrauter von Jan Marsalek, Rami El Obeidi. Der ehemalige libysche Rebell war in den Tumulten des gewaltsamen Sturzes des libyschen Machthabers al-Gaddafi kurzfristig Chef des Auslandsgeheimdienstes der Übergangsregierung gewesen. Er bestreitet Vorwürfe, von Betrugsplänen gewusst zu haben und selbst Geld abgezweigt zu haben.

						Im Oktober 2019 veröffentlichte die FT trotz dieser Schlacht mit Spionen, Anwälten und PR-Agenturen schließlich jenen Artikel zum Drittpartner Al Alam, der belegte, dass zumindest die Hälfte der behaupteten Wirecard-Geschäfte nicht existierte. Die FT veröffentlichte dazu auch die Original-Belege einschließlich der Dateien mit den erfundenen Kundendaten.[145] Dies war der Anfang vom Ende Wirecards.

					
					
						
							Der Aufsichtsrat

						
						Der Aufsichtsrat von Wirecard war ein Totalausfall. Viele Jahre waren sowohl der Aufsichtsrat der Wirecard AG als auch der Wirecard Bank nur mit der für Aktiengesellschaften vorgeschriebenen Mindestgröße von drei Mitgliedern besetzt.[146] Bis kurz vor der Implosion des Unternehmens existierte im Aufsichtsrat kein Prüfungsausschuss mit qualifizierten Bilanzexperten[147], die die Prüfung der Jahresabschlüsse der AG durch EY hätten überblicken können. Und dies, obwohl EY bereits für 2016 und 2017 erhebliche Mängel festgestellt hatte, darunter einen unbesicherten Sechs-Millionen-Kredit für einen Krankenwagenfahrer in Dubai, wodurch das Testat der Jahresabschlüsse auf der Kippe stand.[148] 

						Den Vorsitz des Aufsichtsrates hatte seit 2008 Wulf Matthias inne, der mittlerweile verstorben ist. Der Banker hatte Führungsrollen bei renommierten Banken wie Sal. Oppenheim, Credit Suisse und Safra Sarasin vorzuweisen. Bis 2016 beriet er auch die M.M. Warburg.[149] Doch Matthias war im Hinblick auf die Vorwürfe gegenüber Wirecard taub. Daneben gehörten dem Aufsichtsrat auch der Sohn eines früheren österreichischen Bundespräsidenten, der FinTech-Experte Stefan Klestil, und der Unternehmensberater Alfons Henseler an. Von den handverlesenen Männern hatte Braun nichts zu befürchten. Ab 2016 stießen zur Imagepflege noch drei weibliche Aufsichtsräte hinzu, von denen sich zwei – laut Insidern – einen Machtkampf lieferten. Markus Braun hatte leichtes Spiel, Wirecard nach Gutsherrenart wie einen mittelständischen Betrieb zu führen.[150] Eine zeitweilige Aufsichtsrätin, die Investmentbankerin Tina Kleingarn,[151] nunmehr im Aufsichtsrat des Immobilienhais Deutsche Wohnen, warf indessen die Brocken hin und begründete dies in einem internen Brief mit der unzureichenden Kontrollfunktion, die das Gremium ausgeübt habe.[152] Sie formulierte ihre berechtigte Kritik jedoch nicht öffentlich. 

						Dass der Aufsichtsrat den Vorstand der Wirecard AG nicht kontrollierte, mag auch an einem perversen Anreizsystem für die Frühstücksdirektoren gelegen haben. Wulf Matthias erhielt als Aufsichtsratschef im Jahr 2011 einen Dispokredit der Wirecard Bank über 200000 Euro und im Jahr 2015 über 400000 Jahressalär (er war zugleich im Aufsichtsrat der Wirecard Bank). Und ab 2008 (bis 2015) gab es für die Aufsichtsräte von Wirecard eine Erfolgsprämie, die mit den Gewinnen des Konzerns zunahm.

						Die Gangart im Aufsichtsrat änderte sich erst, nachdem dort im Juni 2019 ein bulliger Mann als neuer Chef Einzug hielt, der ein wenig an den Schauspieler Telly Savalas aus der US-Krimiserie «Kojak» erinnerte: Thomas Eichelmann. Der frühere Unternehmensberater und Ex-Finanzchef der Deutschen Börse mit einer Vorliebe für protzige Sportwagen galt als dominant, wenig zimperlich und sein Führungsstil als zuweilen brachial. Doch er war umstritten, da er als Finanzchef der Deutschen Börse private Aktiengeschäfte getätigt hatte.[153] Eichelmann pflegte in der Rückschau das Image des unbequemen Aufsichtsratschefs, der von dem Chaos bei Wirecard genervt war. Aber auch er beschönigte eine Zeitlang noch die Lage bei Wirecard. Doch Eichelmann setzte einen Prüfungsausschuss ein und kämpfte zwei Monate vor dem Untergang Wirecards die Ablösung von Jan Marsalek und später auch von Markus Braun durch. Ebenso wollte er das Drittpartnergeschäft abwickeln und forderte die Rückführung eines Multi-Millionen-Euro-Privatkredits der Wirecard Bank an Markus Braun ein. 

						Infolge der anhaltenden Berichterstattung der Financial Times gingen die Aktionäre zunehmend auf die Barrikaden, da der Kurs der Wirecard-Aktie schwankte. Unter den großen Investoren befand sich etwa die Deutsche Gesellschaft für Wertpapiersparen (DWS), die einst von der Deutschen Bank aufgesetzt wurde. Die DWS hatte noch spät massiv in Wirecard-Aktien investiert.[154] 

						Braun geriet unter Druck und musste schließlich im Oktober 2019 nach den finalen Artikeln von Dan McCrum einer forensischen Sonderuntersuchung durch die Wirtschaftsprüfer von KPMG zustimmen, um die Öffentlichkeit zu beruhigen.[155] Eine Sonderuntersuchung ist nicht zu vergleichen mit einer strengen Sonderprüfung, die von den Aktionären beauftragt wird und keine Zusammenarbeit mit dem Vorstand und Aufsichtsrat vorsieht. Doch eine forensische Prüfung geht viel tiefer als eine gewöhnliche Prüfung des Jahresabschlusses. KPMG bekam schließlich von Eichelmann die Hoheit über die Untersuchung und die Methodik zugesichert. Dies sollte das Schicksal von Wirecard besiegeln. 

					
					
						
							Das Ende von Wirecard

						
						Die Wirtschaftsprüfer von EY hatten über die Jahre immer wieder die Jahresabschlüsse von Wirecard testiert. Doch am Ende sollte die Untersuchung der Wettbewerber von KPMG das Kartenhaus zum Einsturz bringen. Zunächst wurde das Treuhandkonto, auf dem angeblich 1,9 Milliarden Euro an Gewinnen aus dem Drittpartnergeschäft lagerten, mitten in der KPMG-Untersuchung von Singapur auf die Philippinen bewegt. Der Tanzbar-Besitzer und Treuhänder Shanmugaratnam war aufgrund der Berichterstattung der FT nun selbst in den Fokus der Ermittler geraten. Shanmugaratnam will dann nach eigener Darstellung einen Freund auf den Philippinen gebeten haben, als Treuhänder für ihn einzuspringen. Die Aufsicht über die behaupteten 1,9 Milliarden Euro ging auf den nicht minder dubiosen Scheidungsanwalt Mark Tolentino über – gemäß seinem Facebook-Auftritt «Anwalt, Rechtsprofessor, Liebhaber und Staatsdiener». Tolentino prahlte zuweilen mit seinen Verbindungen zur Familie des ehemaligen philippinischen Machthabers Rodrigo Duterte. Er strotzte vor Selbstbewusstsein und beeindruckte vor allem durch recht bizarre Auftritte als «Internetpersönlichkeit» auf YouTube. Laut Tolentino sollen die Treuhandkonten bei zwei philippinischen Banken geführt worden sein.[156] Später gab er zu Protokoll, auf den Konten hätten sich nur geringe Summen im Wert eines iPhones befunden.

						KPMG tat schließlich, was EY in all den Jahren nie gemacht hatte: Die Prüfer wollten die Existenz der 1,9 Milliarden Euro «Cash-Äquivalente», die EY selbst als Bilanzierungsmethode angeregt hatte[157], vor Ort begutachten.[158] Tolentino führte daher bald eine illustre Reisegruppe, die Jan Marsalek sowie Prüfer von KPMG umfasste, zu zwei Bankfilialen in einem ärmlichen Viertel von Manila, und dort bestätigten Mitarbeiter der Filialen die Existenz der Treuhand-Milliarden.[159] EY forderte daraufhin Bankbelege ein, die jedoch fehlerhaft waren. Im April 2020 ließ sich der damalige Chefprüfer und Partner von EY, Martin Dahmen, sogar persönlich nochmal per Videokonferenz die Bankausweise und ID-Karten der philippinischen Bankangestellten zeigen, die auch bei der Prüfung durch KPMG vor Ort angetroffen worden waren. 

						KPMG wollte indes auch die Daten zu den Drittpartnergeschäften minutiös prüfen. Die Prüfer wollten nicht nur irgendwelche Abrechnungen der Drittpartner, sondern Buchungen sehen, von denen Bellenhaus später behaupten wird, dass er sie teilweise mit Jan Marsalek in stressigen Hauruckaktionen einfach am Computer gebastelt habe.[160]

						Am 28. April 2020 veröffentlichte KPMG schließlich seinen Bericht. Last-Minute-Versuche von Wirecard, das Urteil der Prüfer abzuschwächen, wurden nicht akzeptiert. Es fiel verheerend aus: KPMG konnte trotz der Zusicherungen der Bankmitarbeiter in Manila nicht zweifelsfrei bestätigen, dass die behaupteten Geschäfte mit den Drittpartnern und die Treuhandguthaben tatsächlich existieren.[161] 

						Nun stand auch EY unter Druck und der Jahresabschluss für 2019 wackelte. EY hatte nach den kritischen Berichten der FT bereits im Jahr 2018 einmal eine Testüberweisung über 50 Millionen Euro erbeten, die dann im Dezember 2018 tatsächlich stattfand.[162] Nun schlug Markus Braun erneut eine Testüberweisung über 440 Millionen Euro vor, vermutlich um zu unterstreichen, dass er fest an die Existenz der Treuhandguthaben glaube. Die 440 Millionen Euro sollten in vier Tranchen von den Treuhandkonten angewiesen werden. 

						Doch das Geld sollte nie kommen. Mal lag es angeblich an Corona, mal an der philippinischen Zentralbank. Im Juni verlangte EY dann zusätzlich die Bestätigung der Bankguthaben durch die Hauptquartiere der Banken. Braun tat, was er immer tat, wenn es eng wurde. Er versuchte, die Öffentlichkeit zu beruhigen, und kaufte zum Beweis seiner Unschuld Wirecard-Aktien nach. Im Kurznachrichtendienst X (damals Twitter) prophezeit er noch einen Monat vor der Wirecard-Pleite eine rosige Zukunft für seinen Konzern. 

						Wirecard zapfte indessen trotz angeblich sprudelnder Gewinne noch in den letzten Monaten vor der Pleite Kreditlinien führender deutscher Banken an, die Wirecard damit am Ende 3,2 Milliarden Euro geliehen hatten: darunter die in der Finanzkrise 2008 teilverstaatlichte Commerzbank sowie die staatliche Förderbank KfW. Die Commerzbank hatte indessen bereits 2019 eine umfangreiche Geldwäscheverdachtsmeldung zu Wirecard an die deutsche Financial Intelligence Unit beim Zoll geliefert.[163] Auch der umstrittene Tech-Investor Christian Angermayer, der exzellente Verbindungen zu Donald Trump und der konservativen Polit-Elite um den heutigen CDU-Fraktionschef Jens Spahn und die Münchener Sicherheitskonferenz unterhielt,[164] hatte noch im Frühjahr 2019 einen 900-Millionen-Euro-Einstieg der japanischen Investmentgesellschaft Softbank bei Wirecard vermittelt.[165] 

						Am 16. und am 17. Juni 2020 erhielt EY dann Briefe der beiden philippinischen Bankzentralen, dass die Bankbelege «spurious», also gefälscht, seien. EY informierte die deutsche Finanzaufsicht BaFin, die wiederum Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft München wegen Verdachts auf Bilanzbetrug erstattete.

						Im Raum standen hohe Haftstrafen, insbesondere für Jan Marsalek. Doch dieser wurde trotz des offensichtlichen Risikos der Verdunkelung oder Flucht von der Staatsanwaltschaft nicht festgesetzt und konnte am 19. Juni 2020 mit der Hilfe eines ehemaligen österreichischen Agenten und eines Abgeordneten der rechten Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) unbehelligt ausreisen. Er täuschte laut Daten der philippinischen Einwanderungsbehörde eine Einreise in die Philippinen vor, «um das Geld zu suchen». Erst als er nicht zu einem vereinbarten Termin bei der Staatsanwaltschaft erschien, erließ diese Haftbefehl. Die Staatsanwältin, die später aus dem Strafprozess gegen Markus Braun abgezogen und befördert wurde, will erst einen hinreichenden Haftgrund gesehen haben, als Wirecard am 22. Juni 2020 verkündete, dass die Bankbelege nicht nur gefälscht waren, sondern die Treuhandguthaben nicht existierten.[166] 

						Die Bundesregierung sollte später in der Antwort auf eine Anfrage von mir behaupten, dass der deutsche Generalbundesanwalt dem Verdacht nachgehe, Marsalek sei ein V-Mann des mittlerweile aufgelösten österreichischen Bundesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (BVT) gewesen.[167] Die österreichischen Behörden dementierten dies.

						Tatsächlich soll Marsalek über einen Kleinflughafen in Österreich in einem Privatjet nach Weißrussland ausgeflogen sein. Die österreichischen Polizeibeamten hätten ihn am Flughafen bei einer Passkontrolle nicht angetroffen, da Marsalek sich verspätet habe, und seien unverrichteter Dinge wieder abgezogen.[168] Marsalek wird heute von Medien, die sich auf Aussagen von Sicherheitsbehörden stützen, in Russland oder den Vereinigten Arabischen Emiraten vermutet. Man gewinnt jedoch nicht den Eindruck, dass deutsche Behörden fieberhaft nach ihm fahnden und ihn wirklich wiederhaben wollen.[169] Denn er könnte vermutlich auch Details seiner Zusammenarbeit mit den deutschen Behörden offenbaren.

						Am 18. Juni 2020 gab es schließlich einen letzten, bizarren Auftritt von Markus Braun als CEO von Wirecard, der nunmehr verkündete, dass die Wirecard AG womöglich «in eine(m) Betrugsfall erheblichen Ausmaßes zum Geschädigten geworden ist».[170] Kurz darauf wurde Markus Braun vom Firmengelände eskortiert und stellte sich wenig später der Justiz. Die Staatsanwaltschaft warf ihm vor, «die Bilanzsumme und das Umsatzvolumen der Wirecard AG durch vorgetäuschte Einnahmen aus Geschäften mit den sog. Third-Party-Acquirern aufgebläht zu haben, um so das Unternehmen finanzkräftiger und für Investoren und Kunden attraktiver darzustellen».[171]

						In der Berliner Zeitung bezeichnete ich das Versagen der Staatsanwaltschaft, die mögliche Rolle der Nachrichtendienste und die Spielanordnung im Gerichtsprozess einst in einer Kolumne als das «perfekte Verbrechen» unter den Augen des Staates. Denn der Hauptverdächtige Marsalek war untergetaucht, ein Busunternehmer plötzlich verstorben, und der «Alpen-Steve-Jobs» Markus Braun nach eigener Darstellung ein ahnungsloses Opfer bzw. der «dümmste CEO Deutschlands». [172] 

						Der Interims-CEO aus den USA, James Freis, der nach Brauns Absetzung von Aufsichtsrat Eichelmann eingesetzt wurde, soll den Betrug bei Wirecard innerhalb weniger Minuten erkannt haben. Er hatte eine simple Frage gestellt: Existieren innerhalb des gesamten philippinischen Bankensystems überhaupt Guthaben in Fremdwährung über 1,9 Milliarden Euro? Die philippinische Zentralbank sollte dies schließlich dementieren.[173] 

					
				
					
						Zwischen FinTech und Spionen

						Wirecard im Bundestag

					
					Es lag nicht zuletzt an jenem Österreicher, dessen Foto bis heute an deutschen Flughäfen auf Fahndungsplakaten prangt, dass ich gegen Ende meiner Laufbahn im Bundestag zu einer größeren Bekanntheit gelangt war; und es gab sogar ein paar Gemeinsamkeiten: Der ehemalige COO von Wirecard, Jan Marsalek, legte wie ich zunächst kein Abitur ab, da er Stress mit der Familie hatte und sich seine Sporen als Programmierer verdiente. Marsaleks Großvater war Kommunist, antifaschistischer Widerstandskämpfer im Zweiten Weltkrieg und Chronist des Konzentrationslagers Dachau. Auch mein Großvater war im Widerstand, jedoch als Partisan in den italienischen Berghängen. Doch unsere Lebenswege verliefen sehr unterschiedlich: Ich wurde Ökonom und ein linker Politiker, der mit der Aufklärung von Finanzskandalen bekannt wurde, er wurde DAX-Manager und Spion im Biotop der Münchener Schickeria und endete als einer der – zumindest offiziell – weltweit meistgesuchten Wirtschaftskriminellen. 

					
						
							Wirecard im Teehaus

						
						Das erste Mal hörte ich von Wirecard im Bundestagswahlkampf 2017 in einem Hamburger Teehaus unweit der Alster von einem Journalisten. Ihm war meine Arbeit durch den Panama-Papers-Untersuchungsausschuss des Europäischen Parlaments aufgefallen. Er suchte deutsche Politiker, die sich mit dem Thema Geldwäsche auskannten. Als wir uns trafen, erzählte er von Wirecard und drückte mir den Zatarra-Bericht in die Hand. Er erwähnte dabei auch, dass dieser in Kreisen ehemaliger Geheimagenten zirkulierte. Mein Interesse war geweckt, doch erst einmal landete der Bericht auf meinem meterhohen Lesestapel. Denn ich hatte bereits alle Hände mit einem neuen Leak, den Paradise Papers, zu tun. Mir fiel jedoch auf, dass auch Wirecard im Zusammenhang mit der Zahlungsabwicklung von Online-Glücksspiel in den Paradise Papers eine Rolle spielte. Ich bat mein Büro, eine Anfrage zu Wirecard auf den Weg zu bringen. Mein Team war zunächst wenig begeistert. Die Bundesregierung würde sich kaum während laufender staatsanwaltlicher Ermittlungen zu einem privaten Unternehmen äußern. Meine Mitarbeiter empfahlen, erst einmal abzuwarten, da uns die Regierung sonst antworten könnte, dass Behörden wie dem Bundeskriminalamt (BKA) noch keine Erkenntnisse aus den Datensätzen des Leaks vorlägen. Also konzentrierte ich mich zunächst auf die Probleme der deutschen Geldwäschebekämpfung. 

						Es sollte daher noch etwas dauern, bis ich Anfang 2019, über ein Jahr vor der Wirecard-Pleite, die erste parlamentarische Anfrage im Deutschen Bundestag zu Wirecard (Titel: «Geldwäschevorwürfe und Marktmanipulation») einbrachte. Ich listete in der Vorbemerkung zu meiner sogenannten Kleinen Anfrage[174], die ich über die Linksfraktion einreichte, die umfangreichen Vorwürfe gegen Wirecard seit 2015 auf, darunter eine Razzia und das US-Rechtshilfeersuchen, den Zatarra-Bericht, den Indien-Deal, die Vorwürfe in Singapur und das Leerverkaufsverbot. Im Dezember 2019 stellte ich als Abgeordneter auch noch einmal eine schriftliche Frage[175] zur Strafanzeige der BaFin gegen den FT-Journalisten Dan McCrum und im Frühjahr 2020 erneut eine Kleine Anfrage, die das Leerverkaufsverbot und Antworten auf meine erste Anfrage zu Wirecard thematisierte. 

						Die Antworten der Bundesregierung, die sich auf die ihr unterstellte Finanzaufsicht BaFin stützten, sprachen Bände: Zu den US-Ermittlungen lägen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, der Zatarra-Bericht wurde vor allem in den Zusammenhang mit Marktmanipulation durch Spekulanten gebracht, zum Indien-Deal lägen keine Anhaltspunkte für Geldwäsche der Wirecard Bank AG vor und die Ermittlungen in Singapur beträfen nur eine Tochtergesellschaft der Wirecard AG im Ausland.[176] 

						Ein Jahr später und einige Monate vor der Pleite von Wirecard nahm ich mir vor, wegen der unbefriedigenden Antworten der Bundesregierung auf meine Anfragen erneut in Sachen Wirecard aktiv zu werden, und schickte einen umfangreichen Fragenkatalog an Markus Braun. Braun stellte in seiner Antwort ein Treffen in Aschheim nach dem Ende der Corona-Pandemie in Aussicht. Später kam im Untersuchungsausschuss heraus, dass mein Schreiben bei Wirecard für einige Aufregung gesorgt hatte. Ein PR-Berater von Wirecard hatte vor meiner Expertise beim Thema Geldwäsche gewarnt, und Burkhard Ley hatte angeboten, sich um mich zu kümmern. Doch dazu kam es nicht mehr.

					
					
						
							Aufsichts-Tennis

						
						Bei der Beantwortung meiner Anfragen vor dem Wirecard-Skandal bediente sich die Bundesregierung eines Tricks, der später noch in Krisensitzungen des Finanzausschusses mit dem Chef der BaFin, Felix Hufeld, eine große Rolle spielen sollte. Diese Krisensitzungen mündeten wiederum einige Monate später in den Untersuchungsausschuss Wirecard. Der Trick: Die Wirecard Bank war eine 100-prozentige Tochter der Wirecard AG. Doch immer, wenn ich allgemein nach Vorwürfen gegen Wirecard fragte, erklärte sich die Bundesregierung bzw. die BaFin nur für die Wirecard Bank zuständig. Ein Beispiel: «Die W. AG ist selbst nicht Verpflichtete nach dem Geldwäschegesetz und unterliegt damit auch nicht der Geldwäscheaufsicht durch die BaFin. Verpflichtete nach dem Geldwäschegesetz und damit Gegenstand von Prüfungen der BaFin ist allein die W. Bank AG. Dieses Institut ist nicht Gegenstand der Kleinen Anfrage.»[177]

						Der Hintergrund: Die deutsche Finanzaufsicht BaFin stufte die Wirecard AG als Technologiekonzern ein statt als Finanzholding und beanspruchte so keine weitergehende Zuständigkeit bei der Geldwäscheaufsicht für den Konzern. Denn bei einem Technik- oder Autokonzern wie VW ist die BaFin auch nur für die Bankenaufsicht über die VW Bank zuständig, welche die Autokäufe finanziert, und nicht für den gesamten Konzern. Nur die Wirecard Acquiring und Issuing GmbH, eine Zwischenholding des Wirecard-Konzerns, die Eigentümerin der Wirecard Bank war, wurde als Finanzholding eingestuft. Sie hatte jedoch kaum operatives Geschäft. Für den gesamten Konzern war die BaFin nur über die Wertpapieraufsicht zuständig. Aber auch die Wertpapieraufsicht hätte Prüfungshandlungen nach den Presseberichten und den Hinweisen der Leerverkäufer ermöglicht.[178] 

						Anlässlich des Leerverkaufsverbots hatte die BaFin die Wirecard AG hingegen als weltweit tätigen Zahlungsdienstleister bezeichnet. Nach dem sogenannten Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) wäre die BaFin demnach sehr wohl für Wirecard zuständig gewesen. Als ich den damaligen BaFin-Chef Felix Hufeld später mit diesem Widerspruch im Finanzausschuss konfrontierte, behauptete dieser, man habe den Begriff des Zahlungsdienstleisters in der Verfügung zum Leerverkaufsverbot «untechnisch» benutzt. 

						Später sollte im Untersuchungsausschuss eine E-Mail bekannt werden, in der eine BaFin-Mitarbeiterin sinngemäß davor warnte, was passieren würde, wenn «De Masi das in die Finger kriegt». Gemeint war eine Akte, die Widersprüche der BaFin bei der Einstufung der Wirecard AG offenlegte. 

						Zudem sollte herauskommen, dass eine 26-jährige Mitarbeiterin der Bundesbank, die für die Wirecard Bank zuständig war, eine mehrseitige Analyse mit Vorwürfen gegen Wirecard angefertigt und ihren Vorgesetzten übermittelt hatte, die sich daraufhin über die «kleine Maus» lustig gemacht hatten. Die aufmerksame Mitarbeiterin hatte weitergehende Prüfungshandlungen und eine Einstufung als Finanzholding empfohlen, die der BaFin eine direkte Aufsicht über den Konzern ermöglicht hätte. Gemäß den Kriterien der Europäischen Bankenaufsicht (EBA) wäre eine solche Einstufung sogar naheliegend gewesen. Doch die BaFin hatte verschiedene Kriterien genutzt (zum Beispiel die Gewichtung einzelner Assets in der Bilanz, die Finanzinstituten zuzurechnen waren), um zu einer anderen Entscheidung zu gelangen.

						Denn die BaFin und die Bundesbank hatten zu verschiedenen Anlässen zu prüfen, wie Wirecard zu beaufsichtigen war. Eine dieser Gelegenheiten war 2018 ein sogenanntes Inhaberkontrollverfahren, bei dem die Zuverlässigkeit von Personen oder Unternehmen überprüft wird, die eine bedeutende Beteiligung an einer Bank oder einer Versicherung erwerben oder erhöhen wollen. Markus Braun wollte die Wirecard Bank innerhalb der Konzernstruktur direkt unter die Wirecard AG «umhängen», um mehr Durchgriff auf die Bank zu haben. Die BaFin hatte daher mit der Bundesbank dieses Inhaberkontrollverfahren durchzuführen und dabei wurde auch die Einstufung neu bewertet. Der damalige BaFin-Präsident Hufeld behauptete, dass die erfolgten Entscheidungen zur Einstufung des Wirecard-Konzerns gemäß der Rechtslage zwingend gewesen seien. Doch dies war fragwürdig.[179] 

						Die BaFin hat sich bei ihrer Entscheidung, die Wirecard AG nicht als Finanzholding einzustufen, auch immer wieder auf eine gemeinsame Beurteilung mit der Europäischen Zentralbank (EZB) berufen. Doch als ich einen Abgeordneten der Linken im Europäischen Parlament bei der EZB nachfragen ließ, widersprach diese prompt. Die EZB habe an der Entscheidung inhaltlich nicht mitgewirkt. Bei den Frankfurter Zentralbankern war man offenbar zunehmend verärgert, dass die deutsche Finanzaufsicht der EZB die Verantwortung zuschieben wollte.[180]

						Für die Bilanzprüfung war seit 2005 hingegen die Deutsche Prüfungsstelle Rechnungslegung (DPR) verantwortlich. Die rot-grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder hatte dem privatrechtlichen Verein DPR, zu dessen Mitgliedern der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und der Bankenverband gehörten, die Aufgabe der «Bilanzpolizei»[181] bei Kapitalgesellschaften übertragen. Die DPR wurde erst im Februar 2019 auf Bitten der BaFin zu Wirecard tätig, hat aber bis zur Pleite des Konzerns keine Untersuchungsergebnisse vorgelegt und die Ergebnisse von KPMG abgewartet. 2022 wurde der DPR die Bilanzkontrolle wieder entzogen und auf die BaFin übertragen. Auch die BaFin verfügte laut Antworten auf meine Anfragen jedoch damals nur über fünf examinierte Wirtschaftsprüfer.

						Wenig erbaulich waren auch die Zustände in der Geldwäscheaufsicht: Die BaFin hatte sich wie geschildert nur für die Wirecard Bank zuständig erklärt. Doch wer war dann für die Geldwäscheaufsicht über den Wirecard-Konzern zuständig? Nach Darstellung der Bundesregierung bzw. der BaFin war dies der Regierungsbezirk Niederbayern, der mit einem Beamten sonst Gebrauchtwarenhändler, Autohäuser und Juweliere beaufsichtigte, die mit Bargeld hantierten. Der Regierungsbezirk hatte nach eigener Darstellung bei der BaFin angefragt, ob nicht diese lieber die Aufsicht über ein weltweit tätiges Finanzunternehmen koordinieren wolle. Die BaFin habe monatelang nicht geantwortet. Laut BaFin wiederum habe der Regierungsbezirk erst die Zuständigkeit beansprucht und nach der Wirecard-Pleite auf die BaFin verwiesen. Es herrschte also Aufsichts-Tennis und im Ergebnis war bis nach der Pleite genau niemand in Deutschland mit der Geldwäscheaufsicht über Wirecard befasst.

						Immerhin wurde das Bundeszentralamt für Steuern aufgrund des Indien-Deals von Wirecard und verdächtiger Briefkastenfirmen aktiv und kontaktierte das Finanzamt München. Man empfahl, Wirecard den Abzug des Kaufpreises der indischen Firmen als Betriebskosten zu verweigern, und sprach sich zudem für weitergehende Prüfungen aus. Als ich bereits im Sommer 2020 nach entsprechenden Prüfungen bei Wirecard beim Bundeszentralamt fragte, rückte das Finanzministerium erst scheibchenweise mit der Wahrheit raus. Denn wenn das Bundeszentralamt für Steuern kritisch nachgefasst hätte, dann hätten sich eine ganze Reihe von Fragen zum China-Lobbying der Bundesregierung, über das Leerverkaufsverbot und das Engagement der Staatssekretäre von Scholz für Wirecard gestellt.

					
					
						
							Zufallstreffer: Wie ich der Kanzlerin auf die Schliche kam

						
						Im Wirecard-Skandal gelang mir ein Zufallstreffer, der erheblichen Anteil an der späteren Einrichtung eines Untersuchungsausschusses hatte: Ich hatte mich im Zuge des Skandals um eine andere Pleite-Firma, das KI-Start-up Augustus Intelligence (AI), nach Kontakten zwischen dem Bundeskanzleramt und AI erkundigt. Denn der aufstrebende Jungstar der CDU, Philipp Amthor, hatte für die Firma lobbyiert und Aktienoptionen erhalten. Der Geschäftszweck des Unternehmens war unklar: Es sollte Software zur Spracherkennung entwickeln und Datenzentren betreiben. Das Unternehmen umgab sich nicht nur mit Amthor, sondern auch mit dem früheren Chef des Verfassungsschutzes, Hans-Georg Maaßen, sowie dem ehemaligen Präsidenten des Bundesnachrichtendienstes August Hanning. Die Bundesregierung räumte in ihrer Antwort an mich ein, dass der frühere CSU-Wirtschaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg schriftlich für AI bei der damaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel lobbyiert hatte. Dass es sogar ein Treffen zu Guttenbergs mit der Kanzlerin gegeben hatte, in dem es auch um Wirecard ging, enthielt die Bundesregierung mir jedoch vor.

						Diese Heimlichtuerei sollte neue Berichterstattung im Spiegel auslösen. Denn zu Guttenberg hatte bei der Kanzlerin nicht nur für AI, sondern im Vorfeld einer Merkel-Reise nach China auch für Wirecard lobbyiert.[182] Zu Guttenbergs New Yorker Beratungsfirma Spitzberg Partners engagierte sich für Wirecard. Der Spiegel nutzte meinen Zufallstreffer und hakte bei zu Guttenberg nach. So wurde schließlich auch bekannt, dass die Bundeskanzlerin in China tatsächlich beim Staatspräsidenten für Wirecard lobbyiert hatte. Die Geheimniskrämerei der Bundeskanzlerin schürte das Misstrauen und erhöhte den Druck. 

						Mit der Hilfe einer Informationsfreiheitsanfrage, die jeder Bürger stellen kann, sollte ich auch herausfinden, dass die Bundeskanzlerin der CSU-Staatsministerin für Digitales, Dorothee Bär, auf Anfrage ein Treffen mit Markus Braun in Aussicht gestellt hatte. Ein Leihbeamter der Bundesbank riet der Bundeskanzlerin jedoch aufgrund der öffentlichen Berichte über Unregelmäßigkeiten bei Wirecard von einem Treffen ab. Es fand auch nicht statt, dennoch lobbyierte die Kanzlerin für Wirecard in China.[183] Ich komme darauf noch zurück.

						Auch andere Oppositionsparteien haben – nach mir, aber vor der Pleite – das Thema Wirecard in Anfragen aufgegriffen. Die FDP etwa begrüßte das Leerverkaufsverbot von Wirecard-Aktien der BaFin überschwänglich, was ihr später ein wenig peinlich war und wovon sie durch möglichst energische Angriffe auf Olaf Scholz abzulenken suchte. Die Grünen im Bundestag hatten sich hingegen in einer Anfrage nach dem Umfeld für Start-ups in Deutschland erkundigt und dabei auch Wirecard thematisiert. Burkhard Ley war bei den Grünen vorstellig geworden. Die Grünen spielten wohl eine Rolle bei den Bemühungen von ehemaligen CDU-Ministerpräsidenten und Wirecard, das Online-Glücksspiel in Deutschland zu liberalisieren.

					
					
						
							Markus Braun wird befragt, Jan Marsalek schaut zu

						
						Zeugen, gegen die bereits ein Ermittlungsverfahren läuft, haben in einem Untersuchungsausschuss weitgehende Aussageverweigerungsrechte. Der Wirecard-Untersuchungsausschuss entschied sich dennoch für die Vorladung von Markus Braun, dem ich wegen seines vom einstigen Apple-Manager inspirierten Rollkragenpullovers unter dem Jackett den Spitznamen «Alpen-Steve-Jobs» verpasste. Er sollte wenigstens einmal von der Polizei durch das Spalier der Kameras geführt werden. Braun versuchte sich bis zuletzt juristisch gegen seine Vernehmung zu wehren und begründete dies unter anderem mit dem Ansteckungsrisiko wegen Corona im Falle einer Überstellung von der Justizvollzugsanstalt in den Deutschen Bundestag. Doch der Bundesgerichtshof wies seine Beschwerde ab.

						Der zeitweilige Milliardär hatte nicht lange zuvor noch ein luxuriöses Leben geführt: mit einem Mercedes-Maybach als Dienstkarosse, Privatjet und Villa an der Côte d’Azur sowie der Jacht «Lady S» (mittlerweile «Lady E.»), 74 Meter lang, Mietpreis etwa 500000 Euro pro Woche.[184] Braun wollte in der Befragung nicht einmal den Titel seiner Doktorarbeit nennen. Einmal konnte ich ihn aus der Reserve locken: Als ich ihn fragte, ob es zutreffe, dass Wirecard auch Zahlungsabwicklungen für Darstellungen von Kindesmissbrauch vollzogen habe und wie er dies seiner Familie bzw. seiner Tochter erkläre, entfuhr ihm, ich solle seine Familie aus dem Spiel lassen.[185] 

						Wie ich erst Jahre später erfahren sollte, verfolgte auch Jan Marsalek den Untersuchungsausschuss. Die investigative Journalistin der britischen Zeitung The Telegraph, Hayley Dixon, konnte in einem Londoner Spionageprozess gegen einen Ring bulgarischstämmiger Spione, die über den wegen Spionage für Russland verurteilten Agenten Orlin Roussev Anweisungen von Jan Marsalek erhalten haben sollen, einige von über 78000 Textnachrichten einsehen, die Roussev seit der Flucht mit Marsalek ausgetauscht haben soll. Es sei um die Beschattung kremlkritischer Journalisten und Dissidenten sowie um Spionage gegen eine US-Militärbasis in Deutschland und sogar um Entführungen gegangen.[186] 

						Zunächst vermutete ich, dass die russischen Behörden «Marsalek» als Tarnname nutzten, um Verwirrung zu stiften. Tatsächlich behauptete Roussev zwischenzeitlich, die Marsalek-Bezüge in den Textnachrichten seien ein Witz gewesen. Einige der Spionageoperationen waren über ein Konto finanziert worden, das unter dem Klarnamen von Jan Marsalek, allerdings mit Doktortitel und einem tschechischen Pass, eingerichtet worden war. Ein ungewöhnliches Vorgehen, wenn man eine verdeckte Spionageoperation durchführen wollte, da Marsalek bereits von Interpol gesucht wurde. Indessen reichen die Zehntausende von Nachrichten Jahre zurück und betreffen tagesaktuelle Ereignisse um Marsalek und den Wirecard-Skandal. Sie können daher als authentisch betrachtet werden. Roussev erklärte sich schließlich zu einem Geständnis bereit, nachdem der Name Marsalek aus der Anklageschrift entfernt und durch einen russischen Agenten unter dem Alias Rupert Ticz ersetzt wurde. 

						Hayley Dixon hat einige der von ihr im Gerichtssaal abgeschriebenen Nachrichten veröffentlicht, andere hat sie mir 2025 für mein Buch zur Verfügung gestellt. In einer davon kommentiert Marsalek als Reaktion auf einen Artikel über den Untersuchungsausschuss, den der bulgarische Spion Roussev ihm im November 2021 zusandte, sinngemäß: Es sei ein Ärgernis, dass die Opposition versuche, den deutschen Bundesnachrichtendienst (BND) dazu zu zwingen, eine Zusammenarbeit mit ihm einzuräumen. Aber die Wahrheit würde nicht herauskommen, jeder würde «abstreiten, abstreiten, abstreiten». Seine einzige Sorge sei, dass frühere Vorstandskollegen, die Einblick in Teile seiner angeblichen Kooperation mit dem BND und der US Central Intelligence Agency (CIA) gehabt hätten, sich verplappern könnten. Marsalek ergänzte in seiner typischen Art: «(…) wahrscheinlich wird die Person dann einen ‹Epstein-Style›-Selbstmord im Gefängnis begehen!»[187] Mit der Veröffentlichung kam mir jedoch die Süddeutsche Zeitung zuvor, die im Januar 2026 über die Textnachrichten berichtete.[188] Der BND hat gegenüber der Zeitung eine Zusammenarbeit mit Marsalek bestritten.

					
					
						
							Die Rolle der Staatsanwaltschaft

						
						Das Agieren der Münchner Staatsanwaltschaft, die Kritiker von Wirecard verfolgte und damit im Ergebnis das Unternehmen von Ermittlungen viel zu lange abschirmte und die Jan Marsalek wegen eines verspäteten Haftbefehls unbehelligt ausreisen ließ, wurde bereits verschiedentlich angesprochen. Eine besondere Rolle spielte das Leerverkaufsverbot für Wirecard-Aktien. Laut einem Vermerk der zuständigen Münchener Oberstaatsanwältin kontaktierte Wirecards Anwalt, der damals noch bei der Münchner Kanzlei des früheren CSU-Bundestagsabgeordneten und Warburg-Anwalts Peter Gauweiler tätig war, die Staatsanwaltschaft im Februar 2019 mit einem ungeheuren Vorwurf: Reporter der Finanz-Nachrichtenagentur Bloomberg hätten bei Wirecard angerufen und mehrere Millionen Euro verlangt, ansonsten werde man ein Angebot der Financial Times annehmen, in die kritische Berichterstattung über den Konzern mit einzusteigen. Gestützt wurde dieser Vorwurf durch die eidesstattliche Versicherung eines vermeintlichen Spekulanten aus Essex im Vereinigten Königreich. Er ließ sich leicht identifizieren: ein verurteilter Krimineller, der Drogengelder im Schlafzimmer seiner Tochter deponiert hatte, und der Lebensgefährte einer britischen Reality-TV-Darstellerin. 

						Wenige Tage nach seinem Anwalt erschien Marsalek persönlich bei der Staatsanwaltschaft und verkündete, er sei nicht nur Wirecard-Manager, sondern im Bereich der «Feindaufklärung» tätig. Marsalek sagte gegenüber der Oberstaatsanwältin auch aus, er habe Kenntnis davon, dass ein Wirecard-Whistleblower mit dem Flugzeug kürzlich nach London gereist sei, wo die Leerverkäufe mit der Financial Times koordiniert würden. Er habe diese Kenntnis von einem Bekannten, der für einen fremden Staat arbeite. Marsalek führte unter anderem aus, dass er über diese «Feindaufklärung» auf einen «Ali» gestoßen sei, der das Angebot unterbreitet habe, gegen eine Geldzahlung, die er mit Partnern bei Bloomberg aufteilen würde, negative Berichterstattung zu verhindern. Die Geldzahlung solle als Wirecard-Sponsoring getarnt an einen Auto-Rennstall fließen.[189]

						Man sollte denken, jede nüchterne Staatsanwältin würde eine so verrückte Geschichte zum Anlass nehmen, ein paar einfache Fragen zu stellen. Zum Beispiel: Warum befasst sich der Geschäftsführer eines DAX-Konzerns mit dem Ausspionieren von Flugdatenbanken und findet das offenbar völlig normal? Wie wahrscheinlich ist es, dass die Financial Times-Redaktion korrupt ist und mit dem Wissen einer anderen Redaktion (Bloomberg), die auch korrupt ist, das Angebot unterbreitet, gegen Millionenzahlungen auf kritische Berichterstattung über Wirecard zu verzichten? Nicht so die Münchner Staatsanwaltschaft. Sie setzte ein Schreiben an die BaFin auf, in dem sie wegen «ernst zu nehmenden Hinweisen» vor einer «weiteren massiven Short-Attacke» warnte und unter Bezug auf Marsalek ausführte, dass dieser von einer «verbrämten Drohung der Involvierung weiterer namhafter Finanzberichterstatter anderer Mediengruppen» berichtet, (um) «Geld von der WD AG zu erhalten, das gezahlt werden solle, um einerseits die Weiterung der Berichterstattung zu verhindern und andererseits Informationen über die Leerverkäufe zu erhalten».[190] 

						Später behauptete die Oberstaatsanwältin im Untersuchungsausschuss, die Erpresserstory sei nicht Grundlage der Ermittlungen wegen Marktmanipulation gewesen. Dabei ließ sie sich noch im Februar 2019 vom Handelsblatt folgendermaßen zitieren: «Wir haben am Freitag vor einer Woche um 7.30 Uhr ernst zu nehmende Informationen von Wirecard erhalten, dass eine neue Shortattacke geplant ist und dass mit viel Geld versucht wird, Medienberichterstattung zu beeinflussen.»[191] Zudem waren die Angaben der Staatsanwaltschaft zu ihren Ermittlungen später Grundlage für das Leerverkaufsverbot der BaFin, das unter fragwürdigen Umständen durchgesetzt wurde.

						Marsalek, der sich in der Münchener Society und Geheimdienstszene tummelte, war damals übrigens kein Unbekannter bei der Staatsanwaltschaft. Er war bereits 2015 im Rechtshilfeersuchen der US-Amerikaner benannt worden und veranstaltete in seiner Münchener Villa und dem Nobel-Restaurant Käfer regelmäßig private sicherheitspolitische Events mit hochrangigen Politikern, Militärs und Geheimdienstleuten. 

						Nach der Wirecard-Pleite kam es auch zur Vernehmung des früheren ranghohen österreichischen Agenten Martin Weiss durch die Münchener Staatsanwaltschaft. Weiss war bis 2017 operativer Leiter der Spionageabwehr des österreichischen Bundesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (BVT) gewesen. Er unterhielt ein Büro in Marsaleks Villa und assistierte bei dessen Ausreise. Weiss, der sich nach Dubai abgesetzt hatte, wurde freies Geleit zugesichert, und er durfte unbehelligt wieder in die Vereinigten Arabischen Emirate ausreisen, obwohl mittlerweile ein Haftbefehl in Österreich gegen ihn vorlag und die Emirate nur sehr selten ausliefern. 

						Wegen der Möglichkeit einer Beihilfe zur Flucht von Marsalek wurde in Deutschland erst gar nicht gegen ihn ermittelt, da ja die Münchener Staatsanwaltschaft zum Zeitpunkt der Flucht immer noch keinen Haftbefehl gegen Marsalek erwirkt hatte. Auch Jan Marsalek wurde laut Aussagen deutscher Geschäftsleute mehrfach in Dubai gesichtet.[192] Dies deckte sich mit Hinweisen, die ich bereits 2021 im Kurznachrichtendienst X (vormals Twitter) öffentlich machte.[193] 

						Eine besondere Erfahrung war die Vernehmung der Oberstaatsanwältin im Untersuchungsausschuss: Sie verwickelte sich in Widersprüche. Als ich sie fragte, weshalb sie Marsalek nach Kenntnis, dass die Bankbelege über die 1,9 Milliarden Euro Treuhandguthaben in seinem Verantwortungsbereich als Asien-Vorstand gefälscht waren, und trotz der Strafanzeige der BaFin wegen Bilanzbetruges nicht verhaften ließ, verneinte sie zunächst hinreichende Haftgründe. Bei Wirecard-Kritikern wie dem Leerverkäufer Tobias Bosler war man weniger zimperlich gewesen.[194] Als ich sie daraufhin weiter fragte, warum sie dann Marsalek nicht wenigstens zum Gespräch einbestellt habe, meinte sie, die Postzustellung in München sei so langsam – das hätte ja nichts genutzt, da er bis zur Zustellung bereits weg gewesen wäre. Dabei wusste sie doch angeblich gar nicht, dass er vorhatte, sich abzusetzen, und Verdunklungsgefahr bestand. An anderer Stelle betonte sie, sie habe der Zusicherung vertraut, dass Marsalek zu einem mit seinem Anwalt anberaumten Termin erscheinen würde und zuvor nur das Geld auf den Philippinen suche, da sie den Anwalt seit vielen Jahren kenne. Im Sitzungssaal des Bundestages machte sich Fassungslosigkeit breit.[195] 

						Die Sekretärin von Markus Braun, deren Vernehmung ich im Wirecard-Untersuchungsausschuss des Bundestages beantragte, berichtete, dass bei einer Razzia, die bei Wirecard stattgefunden hatte, alle ihre Handys abgeben mussten. Nur Markus Braun nicht: Der weilte passgenau in Österreich und durfte sein Handy dann über eine Woche später abgeben, als er zurückgekehrt war.[196] 

						Die Oberstaatsanwältin sollte auch die Anklage gegen Markus Braun vorbereiten, wurde aber später aus dem Prozess abgezogen und befördert.

					
					
						
							Die Rolle der Aufsichtsbehörden

						
						Der Ausschuss sollte viele Details über das Versagen der Aufsichtsbehörden ans Tageslicht bringen: Die BaFin hatte nicht nur unter fragwürdigen Bedingungen das historisch einmalige Leerverkaufsverbot für ein einzelnes Unternehmen verhängt. Mehr noch: Beschäftigte der BaFin, die unmittelbar mit der Wertpapieraufsicht befasst waren, hatten gar mit Wirecard-Aktien spekuliert. Es gab dagegen offenbar keine robusten Regeln bei der Aufsicht.[197]

						Auch der Chef der Wirtschaftsprüferaufsicht Apas, die dem Wirtschaftsministerium unter Peter Altmaier (CDU) unterstand, hatte trotz laufender Ermittlungen seiner Behörde im Fall Wirecard privat mit Wirecard-Aktien gehandelt. Die besondere Pointe: Er musste vor dem Untersuchungsausschuss einräumen, dass er Wirecard-Aktien ausgerechnet am Tag der Veröffentlichung des Ergebnisses der vernichtenden KPMG-Sonderuntersuchung nachgekauft hatte. Er hatte als Deutschlands Chefaufseher für Wirtschaftsprüfer daher entweder den KPMG-Bericht nicht gelesen (was er aber behauptete), ihn nicht verstanden oder ging von einer Art kugelsicherer Staatsgarantie für Wirecard aus.

						Das Leerverkaufsverbot wurde hingegen am Freitag, dem 15. Februar 2019 von der Vizepräsidentin der BaFin, Elisabeth Roegele, als Chefsache in einer Blitzaktion gegen eine kritische Stellungnahme von Fachbeamten der Bundesbank durchgedrückt. Roegele hatte das Thema Leerverkaufsverbot an sich gezogen und die eigentlich zuständigen Beamten in ihrer Behörde und bei der Bundesbank wurden übergangen.[198] SMS-Nachrichten, die dazu zwischen Roegele und einer Bundesbank-Vorständin ausgetauscht wurden, sind gelöscht worden. Die fragwürdigen Abläufe sind durch den Untersuchungsausschuss, der Zugang zu E-Mails erhielt und Zeugen befragen konnte, und durch die darauf gestützte Berichterstattung gut dokumentiert.

						Das Leerverkaufsverbot landete vorab auch auf dem Tisch von Olaf Scholz’ damaligem Staatssekretär, dem späteren Interims-Finanzminister Jörg Kukies. Das Handelsblatt berichtete zu einer Desinformation durch die Bundesregierung: Eine «im Februar gestellte Anfrage (…), ob Kukies oder Finanzminister Olaf Scholz von der BaFin informiert worden seien, hatte das Finanzministerium zuvor wortwörtlich genommen – und die Frage verneint. Schließlich wurde Kukies nicht direkt von der BaFin, sondern von einem Abteilungsleiter über dieses Vorhaben informiert.»[199] Nachdem eine Bundesbank-Referentin sich mitten in der Nacht in einer Sitzung des Untersuchungsausschusses dazu in Widersprüche verwickelte, korrigierte Olaf Scholz’ Staatssekretär Wolfgang Schmidt die Antwort des Finanzministeriums auf dem Kurznachrichtendienst X. Das Handelsblatt dazu: «Fabio De Masi, der die Anfrage über seinen Parlamentskollegen Stefan Liebich eingereicht hatte, zeigte sich über die Klarstellung Schmidts verärgert. (…) Wenn der Staatssekretär nach einer Zeugenbefragung auf Twitter zugeben müsse, was in Antworten auf seine parlamentarischen Anfragen dementiert worden sei, sei das entlarvend.»[200]

						Ein eigenes Kapitel wäre das eklatante Versagen der Anti-Geldwäsche-Behörde des Zolls wert, der FIU. Wie gegen Ende des Untersuchungsausschusses bekannt wurde, hatte die mit Staatsgeldern nach der Finanzkrise gestützte Commerzbank Anfang 2019 eine umfangreiche Geldwäscheverdachtsmeldung mit verdächtigen Transaktionen bei Wirecard an die FIU geschickt. Nachdem sich die kritischen Presseberichte häuften, hatte eine Commerzbank-Mitarbeiterin 340 verdächtige Überweisungen über insgesamt 350 Millionen Euro identifiziert. Zudem war ihr aufgefallen, dass 19 angebliche Wirecard-Partnerfirmen in einem einzigen Hochhaus in Singapur gemeldet waren und von demselben Personenkreis geleitet wurden. Bei der FIU blieb die Meldung aber über ein Jahr – bis nach der Pleite – liegen und wurde an die Strafverfolgungsbehörden nicht weitergeleitet.[201] Auch die Commerzbank musste sich unangenehme Fragen gefallen lassen: Unter ihrer Führung hatte ein Konsortium von 15 Banken Wirecard einen Rahmenkredit eingeräumt und diesen 2018 trotz der kritischen Presseberichte noch einmal von einer Milliarde auf 1,75 Milliarden Euro aufgestockt. Die Commerzbank war mit etwa 200 Millionen Euro Konsortialführerin und hatte diese Kredite ohne Sicherheiten vergeben. Sie konnte sich bis zur Insolvenz von Wirecard nicht zu einer Beendigung des Kreditengagements durchringen.

					
					
						
							Die Rolle der deutschen Medien

						
						Zur Aufarbeitung des Wirecard-Skandals gehört auch die Beschäftigung mit dem Versagen zahlreicher deutscher Medien vor der Pleite des Konzerns: Bevor Wirecard im Juni 2020 mit einem großen Knall in die Insolvenz stürzte, hatten sich nicht alle, aber etliche deutsche Journalisten mit Lobeshymnen auf Wirecard überschlagen. Darunter befand sich etwa der frühere Chefredakteur der Bild-Zeitung und Gründer der Agentur Storymachine, Kai Diekmann: Als mit dem KPMG-Bericht das Kartenhaus bei Wirecard zusammenfiel, textete Diekmann an Markus Braun am 14. Mai 2020 folgende Zeilen: «Lieber Herr Dr. Braun, es macht fassungslos, wie Fakten und Darstellung von Fakten auseinanderfallen können. Bleiben Sie stark!»[202] Wenige Monate zuvor hatte er sich noch beim Staatssekretär von Olaf Scholz, Wolfgang Schmidt, und beim Parlamentarischen Staatssekretär von Peter Altmaier, Thomas Bareiß, für ein Leerverkaufsverbot engagiert, wie die Bundesregierung auf meine parlamentarische Anfrage hin bestätigte. Bareiß war aufgeschlossen: «Du hast mich ja schon am Dienstag auf das Thema aufmerksam gemacht und umso mehr ich dazu lese, teile ich Deine Meinung noch mehr», ließ er Diekmann wissen. 

						Der Finanzjournalist des Handelsblatts, Felix Holtermann, mit dem ich früh beim Thema Wirecard zusammenarbeitete, erinnert in seinem Buch «Geniale Betrüger» an die zeitweilige Trance seiner Kollegen in deutschen Redaktionsstuben: Finanztrends fragte nach der nächsten «Kursexplosion», das Handelsblatt kürte Markus Braun zum «Aufsteiger des Jahres» und Analysten feuerten bei NTV die «Jagd» von Wirecard auf die Deutsche Bank an. Die Welt rief 2018 die «heißeste Aktie des Sommers» aus. Ähnlich distanzlos verhielt sich der Auslandssender der Bundesrepublik Deutschland, Deutsche Welle, der direkt aus dem Bundeshaushalt finanziert wird: Der Sender veröffentlichte ein peinliches PR-Video für Wirecard, das das Unternehmen als hippes Start-up portraitierte und die Commerzbank als altmodischen Absteiger. 

						Für meine frühzeitig geäußerte Einschätzung, dass Wirecard auch ein Geheimdienstskandal sei, wurde ich lange Zeit als wunderlich belächelt. Einige Jahre später galt dies plötzlich als Gewissheit, nun aber wiederum fokussierte sich die Berichterstattung in Deutschland vor allem darauf, dass Marsalek womöglich ein russischer Agent sei. Über die stinkende Leiche vor der eigenen Haustür, die Rolle der deutschen Nachrichtendienste, stieg man in Politik und Medien meistens hinweg: Der Spiegel etwa gelangte an spektakuläre Bilder und Informationen aus dem Leben Marsaleks. Informationen, über die typischerweise Geheimdienste verfügen.

						Was auffiel: Die Journalisten ließen es sich nicht nehmen, in der Berichterstattung das Märchen der deutschen Nachrichtendienste zu verbreiten, dem zufolge man bis zur spektakulären Insolvenz des Zahlungsdienstleisters aus Aschheim gar nicht gewusst habe, wer Marsalek gewesen sei. Eine ganze Folge eines Spiegel-Podcasts zu Marsalek wurde dann der Behauptung gewidmet, dass unsere armen Schlapphüte beim Bundesnachrichtendienst und beim Verfassungsschutz einfach zu wenige Überwachungsbefugnisse hätten und nicht einmal die modernen Techniken der Gesichtserkennung nutzen dürften.[203] 

					
					
						
							Das politische Netzwerk in Deutschland

						
						Wirecard wurde von einem Geflecht mächtiger Kräfte unterstützt – insbesondere in Deutschland und Österreich. Es war eng mit militärischen, nachrichtendienstlichen und geschäftlichen Interessen verwoben und reichte letztlich bis zur Bundeskanzlerin Angela Merkel, die in China für Wirecard lobbyierte. Hier einige Beispiele: 

						Zwei ehemalige CDU-Ministerpräsidenten aus Norddeutschland, Peter Harry Carstensen (Schleswig-Holstein) und Ole von Beust (Hamburg), lobbyierten in enger Abstimmung mit dem Ex-Finanzvorstand von Wirecard,[204] Burkhard Ley, für eine Liberalisierung des Online-Glücksspiels in Deutschland. Denn Online-Glücksspiel war bis dato nur in Schleswig-Holstein legal (später wurde es in ganz Deutschland teilweise liberalisiert). Das Unternehmen sollte nach den Plänen der Klinkenputzer in Deutschland zentraler Abwickler für «legales Online-Glücksspiel» werden und so technisch über die Bestimmungen zu Geldwäsche und Spielerschutz wachen[205]. 

						Carstensen räumte Gespräche mit dem Regierungschef der damaligen schwarz-grünen Koalition in Hessen, Volker Bouffier (CDU), mit dem damaligen Digital-Kommissar der EU, Günther Oettinger, und dem damaligen Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz ein. Dabei sei es laut Carstensen um ein «technisches Modell zur Suchtprävention» beim Online-Glücksspiel gegangen.[206] Der NDR berichtete: «In einer Mail heißt es, das Gespräch zwischen Carstensen und Oettinger sei gut verlaufen, Oettinger wolle ‹höchstpersönlich› mit dem Wirecard-Vorstand Ley über ein Digitalprojekt seines Kommissariats sprechen.»[207]

						Der EU-Kommissar und ehemalige CDU-Ministerpräsident von Baden-Württemberg, Oettinger, öffnete Ley tatsächlich 2015, im Jahr der in den USA geführten Ermittlungen gegen Wirecard, die Türen. Oettinger hatte offenbar wenig Berührungsängste mit umstrittenen Geschäftsleuten. So bezeichnete er den italienischen Szene-Wirt und seinen Sponsor Mario Lavorato in Stuttgart als Freund. Dieser wurde verurteilt, eine wichtige Figur der italienischen Mafia zu sein.[208] 

						Zu den Gesprächen mit dem hessischen Ministerpräsidenten Volker Bouffier berichtet der NDR: «In einer späteren Mail an Ley schreibt ein Berater, dass Carstensen den grünen Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann, ‹sehr gut› kenne. Ein gemeinsamer Besuch sei daher ‹lohnend›, wie schon in Hessen. (…) Mit einem Besuch bei Kretschmann könne man dem Vorhaben ‹den Wind aus den Segeln nehmen›, schrieb ein Wirecard-Berater.»[209] Mit dem «Vorhaben» war die staatliche Blockierung von Transferzahlungen bei illegalem Online-Glücksspiel gemeint («Financial Blocking»). Ob das Treffen stattgefunden hat, hat die Staatskanzlei in Baden-Württemberg nie beantwortet. 

						Pikant: Ole von Beust hatte vor seinen Engagements zuvor noch für die staatliche Lotto-Gesellschaft Hamburg lobbyiert und sich gegen privates Online-Glücksspiel ausgesprochen. Er vollzog dann aber einen Seitenwechsel und engagierte sich für die hochumstrittene kanadische The Stars Group, die Online-Poker ermöglichte und gegen die das FBI in den USA ermittelte. Der Chef von Lotto Hamburg war deswegen irritiert. Es wurde eine Sperrfrist mit von Beust für seine neuen Engagements vereinbart.

						Das Engagement von Beusts Beratungsfirma, Beust & Coll, für Wirecard umfasste die Beobachtung von politischen Trends rund um das Glücksspiel. Zudem seien Kontakte zu Entscheidern hergestellt worden, um sie zur Zulassung von mehr Formen des privaten Glücksspiels zu bewegen. Zudem habe von Beusts Firma über die angeblichen Möglichkeiten von Wirecard informiert, mit seinen Algorithmen Kinder und Süchtige zu erkennen und vom Glücksspiel auszuschließen.

						Ein zentraler Grund für sein Lobbying für Wirecard war laut Beusts Aussagen im Untersuchungsausschuss die Anwerbung des Mit-Gesellschafters seiner Lobbyagentur, Sebastian Frevel, der einträgliche Kunden aus dem Glücksspiel-Bereich eingebracht hätte. Frevel ist wiederum Gründungsmitglied im Grünen Wirtschaftsdialog e.V. und warb mit anderen Akteuren aus der Wirtschaft für den Kanzlerwahlkampf des damaligen Grünen-Wirtschaftsministers Robert Habeck. 

						Auch zum CDU-Wirtschaftsrat, der damaligen Vorfeldorganisation des heutigen Bundeskanzlers Friedrich Merz, pflegte Wirecard seine Beziehungen. Wirecard sponserte nicht nur Events der CDU-nahen Lobbyvereinigung, Burkhard Ley und Markus Braun waren dort auch als Redner zu «Disruption und Innovation» Stargäste. Aus Kalendereinträgen von Markus Braun, die mir zugespielt wurden, ging auch hervor, dass sich Braun mit dem aktuellen Bundeskanzler Friedrich Merz mehrfach traf, als dieser für die Investmentgesellschaft BlackRock Deutschland tätig war.[210] 

						Burkhard Ley wiederum nahm an einem Spenden-Essen für den damaligen FDP-Parteichef und späteren Finanzminister der Ampel-Koalition, Christian Lindner, teil. Ley spendete für die FDP 2016 über 10000 Euro. Der Kontakt zwischen Wirecard und der FDP lief über den FDP-Fundraiser Cornelius Boersch, den Chef und Gründer der Investmentfirma Mountain Partners, bei der auch zu Guttenberg eine Weile im Verwaltungsrat saß. Der in der Schweiz lebende Investor Boersch war einst Berater des verstorbenen FDP-Chefs Guido Westerwelle und veranstaltet regelmäßig einen Unternehmertag am Tegernsee mit hochrangiger Prominenz. Aus E-Mails geht hervor, dass Boersch Burkhard Ley auch einen Kontakt zu Oleg Boyko vermittelte, der gerne als Putins Fin-Tech-Zar bezeichnet wird.[211] 

					
					
						
							Deutsche Geheimdienst-Koordinatoren und Polizeipräsidenten

						
						Ein weiterer Lobbyist für Wirecard war zeitweilig der frühere deutsche Geheimdienstkoordinator im Kanzleramt, Klaus-Dieter Fritsche (CSU). Vor dieser Tätigkeit ab 2014 als Staatssekretär im Bundeskanzleramt war er unter anderem bis Ende 2005 Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz. Nach seinem Ruhestand engagierte er sich 2019 als Berater für Wirecard, so organisierte er im September ein Treffen von Angela Merkels damaligem Wirtschaftsberater Lars-Hendrik Röller mit Wirecard-Vorstand Ley zur Kontaktpflege mit der Bundesregierung.

						Ex-Wirecard-Finanzvorstand Burkhard Ley beriet wiederum den ehemaligen deutschen Geheimdienstkoordinator Klaus-Dieter Fritsche (CSU) bei der Aufsetzung einer verschachtelten Konstruktion aus Firmen, die es einem französischen Investor erlauben sollte, trotz Vetorecht der Bundesregierung, einen Einstieg bei der deutschen Waffenschmiede Heckler & Koch zu ermöglichen. Die Bundesregierung segnete den Deal schließlich ab.[212]

						Schon ab März 2019 arbeitete Fritsche für den österreichischen Innenminister Herbert Kickl (FPÖ) als Berater in der sogenannten BVT-Affäre bei der Reform des österreichischen Verfassungsschutzes. In der BVT-Affäre spielten zwei frühere BVT-Beamte, die für Marsalek arbeiteten, eine zentrale Rolle, der schon erwähnte Agent Martin Weiss sowie sein Untergebener Egisto Ott, von dem noch die Rede sein wird.

						Auch der frühere bayerische Polizeipräsident Waldemar Kindler lobbyierte für Wirecard. Er bot an, sich für die Liberalisierung des Online-Glücksspiels einzusetzen, die Sicherheitsbehörden eher kritisch bewerteten. Kindler hat dem Fahrer von Markus Braun sogar einen Waffenschein besorgt und dem Geldwäschebeauftragten der Wirecard Bank AG einen Termin bei einem bayerischen Kriminalbeamten mit Schwerpunkt Geldwäschebekämpfung verschafft. Er besorgte Burkhard Ley zudem den Kontakt zu Spitzberg Partners, der Firma von Karl-Theodor zu Guttenberg, sowie zu Klaus-Dieter Fritsche. 

						Ein weiterer ehemaliger Geheimdienstkoordinator, Bernd Schmidbauer (CDU; Spitzname: «008») besuchte Marsalek in dessen Villa, um über dessen Aktivitäten in der sogenannten Skripal-Affäre (dazu später mehr) und sogar Reformen der Nachrichtendienste zu diskutieren. Es soll dabei auch um Marsaleks Wissen im Bereich technischer Aufklärung gegangen sein, etwa zur luftgestützten Erkennung von Bodenschätzen in Libyen. Marsalek soll sich laut Schmidbauer damit gebrüstet haben, Sicherheitsbehörden rund um den Globus «in der Tasche» zu haben. 

					
				
					
						Ein trojanisches Pferd?

						Jan Marsalek und Wirecard im Visier der Dienste

					
					
						
							Marsaleks Villa: Spielplatz der Geheimdienste?

						
						Jan Marsalek unterhielt im noblen Münchener Stadtbezirk Bogenhausen in der Prinzregentenstraße 61, schräg gegenüber vom russischen Generalkonsulat, einen echten Spielplatz für Geheimdienste. Dort hatte er für etwa 680000 Euro im Jahr die prunkvolle «Villa Alfons» angemietet, die 1896 vom niederländischen Generalkonsul Friedrich Karl Meyer in Auftrag gegeben und 1903 von Prinz Alfons von Bayern erworben worden war. Den ersten Stock der Villa hatten einst der Physiker und Erfinder der Röntgenstrahlen, Wilhelm Conrad Röntgen, und seine Frau Bertha bewohnt. Laut Stanislaw Petlinski, dem angeblichen Verbindungsmann Marsaleks zu den russischen Sicherheitsbehörden, nannten sie die Villa «B61». Dies ist der Name einer Bombe aus dem US-Atomwaffenarsenal.

						Marsalek wollte innerhalb der 1844-Quadratmeter-Villa mit ihren vier Meter hohen Decken einen abhörsicheren Raum einrichten lassen. Kein Wunder: Marsalek unterhielt Beziehungen zu Geheimagenten aus Ost wie West und befasste sich intensiv mit Cyber-Spionage-Firmen wie der österreichischen «DSIRF» oder dem italienischen «Hacking Team». «Der flüchtige Wirecard-Mann empfing hier Ex-Agenten, Militärs, Geldwäscher und Geschäftemacher», so die Süddeutsche Zeitung Angang 2021. 

						Auch der Münchener CSU-Stadtverordnete Michael Dzeba, «Young Leader» des American Council on Germany, hatte zeitweilig ein Büro in Marsaleks Villa Alfons. Dzeba organisierte über eine ominöse Stiftung, die Felix-Somary-Stiftung, für Jan Marsalek private sicherheitspolitische Dialoge mit Politikern, ranghohen Militärs und Angehörigen der Nachrichtendienste aus Deutschland, Österreich, Frankreich, der Ukraine und den USA. 

						Zu einem von Marsaleks exklusiven Herrenabenden im Restaurant Käfer, unweit der Villa, wurde etwa im April 2017 der wegen Korruption verurteilte ehemalige konservative französische Präsident Nicolas Sarkozy eingeflogen. Veranstalter war eine Stiftung, aber Marsalek sprang ein, weil niemand die exorbitanten Kosten für Sarkozys Lieblingsweine tragen konnte. Auch der frühere Bundeskanzler der Österreichischen Volkspartei (ÖVP) Wolfgang Schüssel, der ehemalige bayerische Ministerpräsident und einstige Kanzlerkandidat der Union, Edmund Stoiber (CSU), der ehemalige tschechische Außenminister Karel Schwarzenberg, der Brigadegeneral a.D. und ehemalige militärpolitische Berater der Bundeskanzlerin Angela Merkel, Erich Vad, sowie der österreichische Brigadier Gustav Gustenau, der bei Marsaleks Libyen-Aktivitäten eine Rolle gespielt haben soll, waren zugegen. 

						Libyen war denn auch das Thema dieses Treffens. Die mit Öl-Vorkommen gesegnete Wüstendiktatur war nach dem Sturz des Herrschers al-Gaddafi im Chaos versunken und Schauplatz eines Machtkampfes um Einfluss von Islamisten, US-Söldnerarmeen und russischen Milizen. Das Land war nach dem Zusammenbruch der staatlichen Ordnung und der Schließung der Balkan-Route 2016 zudem ein wichtiges Nadelöhr für Flüchtlinge, die ökonomische Perspektiven in Europa suchten. 

						Der spätere österreichische Bundeskanzler und damalige Außenminister Sebastian Kurz wollte sich durch Härte in der Flüchtlingspolitik gegenüber der rechtspopulistischen FPÖ profilieren und flog im Mai 2017 nach Libyen. Im selben Monat traf Marsalek den damaligen österreichischen ÖVP-Innenminister Wolfgang Sobotka in Moskau. Kurz danach engagierte sich Marsalek in Abstimmung mit ranghohen österreichischen Beamten, darunter auch Brigadier Gustenau, in Libyen. Der Brigadier habe Anfang 2018 an den russischen Ex-Militär Andrej Chuprygin geschrieben: «Lieber Andrej, bezüglich der Logistik werden wir morgen ein Gespräch mit Jan haben»[213], wie der österreichische Investigativ-Reporter Benjamin Weiser in dem österreichischen Magazin ZackZack berichtete. Es soll dabei – jedenfalls nach den Plänen von Marsalek – um den Aufbau einer Miliz zur Flüchtlingsabwehr mit russischer Unterstützung gegangen sein. Sicherheitsexperten befürchteten, dass im Zuge der vom Westen beförderten Umstürze, in denen islamistische Gruppen eine zentrale Rolle spielten, die Terrorgefahr zunahm, da sich unter den Flüchtlingen auch Radikale befanden. Gustenau bestritt später eine Beteiligung an dem Miliz-Projekt. «Ich hatte keinen engen Kontakt mit Marsalek», erklärte Gustenau im November 2021.[214]

						Sarkozy wiederum hatte in der «Libyen-Affäre» einst 50 Millionen Euro für seinen Wahlkampf von al-Gaddafi erhalten (was ihm im September 2025 eine Verurteilung zu fünf Jahren Haft einbrachte), wurde von US-Präsident Obama und dem britischen Premier David Cameron jedoch unter Druck gesetzt, al-Gaddafi auf der Basis einer UN-Resolution durch Luftschläge stürzen zu helfen. Am Ende willigte Sarkozy in Luftschläge ein.

						Die Süddeutsche Zeitung wusste über die «Villa Kunterbunt» von Marsalek zu berichten: «Die große Politik und das Militär an einem Tisch mit Jan Marsalek, so war das immer wieder. Die Fäden zogen Marsaleks Freunde aus der Prinzregentenstraße. Im Februar 2018 etwa verfasste einer von ihnen eine E-Mail, unter anderem an einen Ex-CIA-Direktor, der vor Jahren die Einheit ‹Jawbreaker› geleitet hatte, die Al-Qaida-Chef Osama bin Laden zur Strecke bringen sollte. Unter den Adressaten war auch Jan Marsalek. ‹Jan ist Familie für mich und ein Waffenbruder für uns›, hieß es in der Nachricht. (…) Außerdem gebe es noch ‹eine Menge potenzieller Geschäftsmöglichkeiten›, schrieb der Freund und unterzeichnete mit ‹V/R›. V/R – Very Respectfully. Ein militärischer Gruß unter amerikanischen Soldaten, wenn sie an ranghöhere Offiziere schreiben.»[215] 

						Und der Stern führte zu besagtem Mailwechsel aus: «Ray schrieb sie alle als ‹my Dear Uncles› an – liebe Onkel –, um sie einander vorzustellen. (…) Während man das ‹Game of Thrones› spiele, so fügte Ray hinzu, möge man die ‹geschäftlichen Möglichkeiten› nicht vernachlässigen. Ein Jan – offenbar Marsalek – antwortete. Er erwähnte die frischgewählte neue österreichische Koalition aus der konservativen ÖVP und der rechtspopulistischen FPÖ. Die FPÖ sei für die Verlegung [Anm.: gemeint war die österreichische Botschaft] nach Jerusalem, die ÖVP eher nicht. Er selbst ‹und ein Freund›, so Mail-Schreiber Jan weiter, hätten ÖVP wie FPÖ im Wahlkampf unterstützt und unterhielten ‹enge Beziehungen mit der Führung beider Parteien›. Jedoch würden Beziehungen der FPÖ zur ultra-rechten Szene ihr Verhältnis zu der jüdischen Gemeinde in Österreich erschweren. Schließlich fragte er die Amerikaner direkt: Könne man einen ‹informellen Kanal› zur US-Politik aufbauen?»[216]

						Wer waren die Herren aus dem Mailwechsel? Einer war der frühere CIA-Agent, Trump-Unterstützer und Republikaner Gary Berntsen. Berntsen hatte einst unter anderem CIA-Operationen nach den Terroranschlägen auf US-Botschaften in Ostafrika und nach dem 11. September 2001 geleitet. Nach einer Razzia in der Wirecard-Zentrale im Jahr 2015 auf Grundlage eines US- Rechtshilfeersuchens bot Berntsen Marsalek gar an, nach München zu reisen, um Wirecard zu helfen. Berntsen bemerkte, wegen des «Counter-Terrorismus-Umfelds» ließen sich die Vorwürfe gegen Wirecard sicher «verhandeln».[217] Die US-Ermittlungen gegen Wirecard wurden später eingestellt. Laut dem britischen Telegraph kontaktierte die US-Justizbehörde (DoJ) Marsalek 2019, um eine gesuchte Person aufzuspüren.[218] Den Kontakt zum Ex-CIA-Mann hatte ein enger Freund und Geschäftspartner Marsaleks hergestellt, der Kalifornier Hamid «Ray» Akhavan, in der Branche «Porno-Baron» genannt, der ein Franchise-System mit Sex-Websiten betrieb und als Bindeglied zwischen Wirecard und Hochrisikokunden galt.[219] Akhavan wurde in den USA wegen illegalen Waffenbesitzes und Geldwäsche im Umfang von 150 Millionen US-Dollar über einen Online-Marihuana-Handel verurteilt und soll im Herbst 2024 an einer Überdosis Drogen gestorben sein.

						Zurück in die Geheimdienst-Villa: Ein weiterer Geschäftspartner von Marsalek, der Start-up-Investor V., der Marsalek im Münchner Edelclub «Pacha» kennengelernt hatte, war Geschäftsführer des in der Villa beheimateten Fonds IMS Capital, der von Marsalek für Investitionen in Online-Supermärkte wie Getnow und andere Start-ups genutzt worden sein soll. V. stritt sich nach der Flucht Marsaleks mit diesem über offene Rechnungen in Millionenhöhe.[220] 

						Die Verbindungen des Wirecard-Managers Marsalek zu Nachrichtendiensten sind nach meiner Überzeugung kein Zufall. Meine These: Wirecard war für Sicherheitsbehörden ein trojanisches Pferd Made in Germany, um in die Zahlungsinfrastruktur rivalisierender Mächte zu gelangen.

					
					
						
							Wie Scholz und Merkel für Wirecard in China lobbyierten

						
						Es scheint ebenso naheliegend, dass Wirecard eine systemische Bedeutung für die deutsche Spitzenpolitik hatte. Eine besondere Rolle spielte dabei das schon kurz erwähnte China-Lobbying: Der frühere CSU-Wirtschaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg sowie der frühere Leiter der CSU-nahen Hanns-Seidel-Stiftung in Washington, D.C., Ulf Gartzke, engagierten sich intensiv über ihre gemeinsame Agentur, Spitzberg Partners, für Wirecards Marktzugang in China.[221] Es ging dabei um die Übernahme des chinesischen Zahlungsdienstanbieters All Score Payments. Dieser verfügte über wertvolle Lizenzen für den innerchinesischen Markt sowie die grenzüberschreitende Zahlungsabwicklung. Wirecard wäre eines der ersten ausländischen Unternehmen weltweit mit dieser grenzüberschreitenden Lizenz und vollständigem Zugang zum chinesischen Finanzmarkt gewesen. Die Botschaft in Peking feierte in Briefings zum deutsch-chinesischen Finanzdialog, der von Finanzminister Olaf Scholz regierungsseitig verhandelt wurde, Zusagen der chinesischen Seite für Wirecard als großen diplomatischen Erfolg. Der Leihbeamte P. des Finanzministeriums an der deutschen Botschaft pries nach einer China-Reise von Olaf Scholz dem Ex-Finanzvorstand von Wirecard, Burkhard Ley, Verhandlungserfolge an, die in eine deutsch-chinesische Erklärung eingeflossen waren und auf die Interessen von Wirecard abzielten.

						P. hakte später bei Ley nach, ob die Chinesen ihre Zusagen denn eingehalten hätten: «Herr Staatssekretär Schmidt bat darum, eng auf dem Laufenden gehalten zu werden und ggf. direkt bei der chinesischen Seite intervenieren zu können, wenn Versprechen aus dem Outcome Statement nicht eingehalten werden.»[222] Und weiter führte der Leihbeamte im Hinblick auf die Presseberichte über Wirecard aus: «Ich hoffe, Sie überstehen den Sturm unbeschadet, und wünsche Ihnen alles Gute.» Gemeint waren die Presseberichte in der Financial Times. Kritische Nachfragen stellte der Beamte keine. Der Leihbeamte musste mir gegenüber im Untersuchungsausschuss ebenfalls einräumen, dass er ausgerechnet am 19. Juni 2020, am Tag als bekannt wurde, dass EY die Wirecard-Bilanz nicht testieren würde, Wirecard-Aktien kaufte. Stückpreis 20 Euro, am nächsten Tag waren die Aktien quasi wertlos. War auch er davon ausgegangen, dass Wirecard eine Art Staatsgarantie hätte? 

						Tatsächlich: Am 22. Juni, nur wenige Stunden nachdem das Unternehmen bekannt gegeben hatte, dass die 1,9 Milliarden Euro in seinen Büchern wahrscheinlich «nicht existieren», schickte Olaf Scholz’ Staatssekretär Jörg Kukies, der wenige Monate zuvor auch Markus Braun persönlich getroffen hatte und über dessen Tisch das Leerverkaufsverbot lief, ein neunseitiges Memo an Scholz, in dem er die Probleme von Wirecard herunterspielte und einen Plan zur Rettung des Unternehmens mit Mitteln der staatlichen KfW-Bank skizzierte. Er begründete dies später mit der «hervorragenden Technologie», über die Wirecard womöglich verfügt hätte. 

						Guttenbergs Geschäftspartner Ulf Gartzke diktierte Olaf Scholz’ damaligem Staatssekretär im Finanzministerium, Wolfgang Schmidt, gar einen Brief für seinen chinesischen Amtskollegen, den dieser fast eins zu eins so abschickte.[223] Die Bundeskanzlerin sprach schließlich die Übernahme von All Score Payments beim mächtigsten Mann Chinas, dem chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping, direkt an. Ihre spätere Erklärung, dass Wirecard schließlich ein DAX-Konzern gewesen und ihr Engagement daher Routine gewesen sei, ist unglaubhaft. Zumal Wirecard wegen der negativen Presseberichte bereits in aller Munde war und Merkel ein geplantes Treffen mit Braun deswegen abgesagt hatte. Ein Spitzentreffen der Bundeskanzlerin mit dem chinesischen Präsidenten wird intensiv vorbereitet. Arbeitsstäbe und Sicherheitsbehörden sind intensiv mit jedem Treffen einer Kanzlerin befasst und überlassen nichts dem Zufall, wie auch Unterlagen offenbarten, die wir im Untersuchungsausschuss einsehen konnten. 

					
					
						
							Das politische Netzwerk in Österreich

						
						Es ist wenig verwunderlich, dass Wirecard auch in Österreich umfangreiche Netzwerke unterhielt. Schließlich stammen Braun und Marsalek beide aus der Alpenrepublik. Braun wurde vom konservativen ÖVP-Kanzler, Sebastian Kurz, der nach seinem Sturz in Österreich für den Trump-nahen Milliardär und Tech-Investor Peter Thiel (Gründer von PayPal und der Überwachungssoftware-Firma Palantir) tätig wurde, zu seinem führenden Wirtschaftsberater im Expertengremium «Think Austria» gemacht. Braun hatte in Österreich zunächst die liberale NEOS-Partei und später die ÖVP mit Spenden unterstützt. Marsalek unterhielt sowohl enge Kontakte zu Politikern der konservativen ÖVP und der rechten FPÖ. Darunter befanden sich etwa der frühere ÖVP-Innenminister und ehemalige Präsident des österreichischen Parlaments, Wolfgang Sobotka, der auch den Untersuchungsausschuss zur sogenannten Ibiza-Affäre leitete, die 2019 zum Bruch der ÖVP-FPÖ-Koalition geführt hatte. Mit diesem war Marsalek in Moskau, wie ein Foto enthüllte. Marsalek präsentierte im FPÖ-Innenministerium Pläne zur Steuerung von Migration, unterhielt Beziehungen zum damaligen Chef der Österreichisch-Russischen Freundschaftsgesellschaft sowie zum früheren Klubobmann der FPÖ im österreichischen Nationalrat, Johann Gudenus. Letzterer stolperte zusammen mit FPÖ-Vizekanzler Heinz-Christian Strache aufgrund von peinlichen Enthüllungen über die Ibiza-Affäre, in der Strache vor versteckter Kamera Offenheit für die korrupte Vergabe von Staatsaufträgen zeigte. 

						Bei seiner «Ausreise» wurde Marsalek von einem ehemals ranghohen Beamten des österreichischen Bundesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (BVT) unterstützt: Martin Weiss, der viele Jahre die Spionageabwehr des BVT geleitet hatte, in Ungnade fiel und fortan für Marsalek arbeitete. Ebenso soll Marsalek von einem damals noch im Dienst stehenden BVT-Beamten, dem früheren Verbindungsbeamten der österreichischen Polizei im Vatikan, Egisto Ott, unterstützt worden sein, einem früheren Untergebenen von Weiss. Er soll für Marsalek etwa Polizeidatenbanken abgefragt und Staatsgeheimnisse weitergeleitet haben und wurde mittlerweile deshalb und wegen Spionage für Russland angeklagt. Ott bestreitet die Vorwürfe.[224] Marsalek soll Weiss später bei seiner Ausreise nach Dubai unterstützt haben, um ihn vor Strafverfolgung zu schützen. Das Flugzeug für Marsaleks Ausreise soll der frühere FPÖ-Abgeordnete S. organisiert haben. Dieser bestreitet alle Vorwürfe. 

						Die FPÖ besetzte damals das Außen- und das Innenministerium. Österreichs Interessen, ob in der Kontrolle der Zuwanderung oder der Sicherung der Energieversorgung für das Tankstellennetz OMV, kamen durch den Regime-Sturz in Libyen in Gefahr. Dort verfolgte Marsalek seine dubiosen Ideen zur Abwehr von Flüchtlingen. Ein früherer Diplomat des UN-Flüchtlingshilfswerks, der jedoch selbst mit Marsalek Geschäfte machte, wirft diesem vor, Pläne für eine 15000-Mann-Miliz mit russischen Söldnern zur Abwehr von Flüchtlingen in Libyen geschmiedet zu haben. Marsalek soll bei seinen Libyen-Projekten von Wolfgang Gattringer, ehemals stellvertretender Kabinettschef des Innenministers Ernst Strasser (ÖVP), und dem FPÖ-nahen Militär-Brigadier Gustav Gustenau unterstützt worden sein, der dies (siehe oben) bestreitet.

						Der damalige Kanzler Sebastian Kurz holte nach der Sprengung der Koalition durch den sogenannten Ibiza-Skandal für sein zweites Kabinett die Grünen als Koalitionspartner ins Boot. Auch Kurz stolperte 2021 jedoch wie zwei Jahre zuvor schon sein früherer FPÖ-Vizekanzler Strache über Vorwürfe der Vetternwirtschaft. Und auch dabei spielte der BVT-Beamte Egisto Ott eine Rolle. Ein Kanu war bei einem Ausflug der Spitze des Innenministeriums gekentert; die Handys der Spitzenbeamten waren ins Wasser gefallen und vom BVT gesichert worden. Die Inhalte, darunter kompromittierende Informationen zum Gebaren von Sebastian Kurz, sollen Ott und Jahre später unter Mitwirkung Marsaleks auch russische Geheimdienste erreicht haben. 

						Ott und Weiss spielten eine zentrale Rolle bei der sogenannten «BVT-Affäre». Ott wurde verdächtigt, ein Papier verfasst zu haben, das Missstände im BVT unter dem damaligen FPÖ-Innenminister Herbert Kickl anprangerte und zu einer Razzia im BVT führte. Weiss trat als Zeuge der in dem Papier behaupteten Vorwürfe auf, die die Razzia auslösten. Dabei ging es unter anderem um Postenschacherei und Datenlecks in der Behörde. Am Ende wurde das BVT im sogenannten Berner Club, dem Netzwerk der westlichen Inlandsgeheimdienste, von sensiblen Informationen abgeschnitten. Man warf dem BVT unzureichenden Schutz von Informationen der Partnerdienste vor, auch gegenüber Russland. Ott und Weiss sollen mit der Arbeit des BVT, etwa bei der Terrorabwehr im Zuge der Flüchtlingskrise, unzufrieden gewesen sein. Unter der mittlerweile in Russland lebenden Ex-FPÖ-Außenministerin Karin Kneissl sei die Idee eines «Schattennachrichtendienstes» entstanden.[225]

						Das BVT wurde nach den vielen Skandalen 2021 schließlich abgewickelt bzw. in Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienste (DSN) umbenannt und neu aufgestellt. 

					
					
						
							Das Skripal-Leak

						
						Im März 2018 wurden in der südenglischen Stadt Salisbury der ehemalige Doppelagent Sergej Skripal und seine Tochter Julia bewusstlos auf einer Parkbank gefunden. Auf dem Türgriff seines Hauses fand sich das Nervengift «Nowitschok», eine sowjetische Erfindung. Beide überlebten den Giftanschlag knapp. Noch im selben Jahr prahlte Jan Marsalek in London damit, über die Formel des Kampfstoffes zu verfügen. Wenn das stimmte, wo hatte er sie her? 

						Dies ist eine der Fragen, die im März 2026 ein Gericht in Wien aufzuklären sucht.

						Angeklagt ist der Diplomat und frühere Generalsekretär des Außenministeriums, Johannes Peterlik. Ihm wird von der Staatsanwaltschaft Amtsmissbrauch und Geheimnisverrat vorgeworfen. Und er soll die russische Nervengiftformel für «Nowitschok» an Egisto Ott durchgestochen haben, von dem wiederum sie an Marsalek weitergegeben worden sein könnte.

						Beide bestreiten dies. Ott ist zwar wegen Spionage für Russland angeklagt worden. Indessen wurden die Ermittlungen wegen Anstiftung zur Weiterleitung der Skripal-Dokumente aus Mangel an Beweisen eingestellt. Die Staatsanwaltschaft stellte dazu fest: «Eine konkrete Anstiftungshandlung durch Egisto Ott konnte nicht nachgewiesen werden.»[226] Die OPCW (Organisation für das Verbot chemischer Waffen) überwacht die Einhaltung der internationalen Chemiewaffenkonvention; sie hatte den Vorfall untersucht und die Ergebnisse, darunter die Formel, auf Anfrage an die österreichische Regierung gesandt. Peterlik wird vorgeworfen, die Skripal-Unterlagen unerlaubt angefordert und weitergegeben zu haben.[227] Denn die als geheim klassifizierten Dokumente enthielten einen Strichcode und dieser belegte später, dass Marsaleks Fassung aus Österreich stammte. 

						Die OPCW-Akte enthielt nicht nur die «Nowitschok»-Formel, sondern auch die russische Stellungnahme zu den Vorwürfen. Das Land wurde beschuldigt, den Giftanschlag auf seinen übergelaufenen Agenten verübt zu haben. Zahlreiche deutsche Politiker, vom früheren Grünen-Außenpolitiker Jürgen Trittin über den Ex-Vizepräsidenten der EU-Kommission Günter Verheugen bis hin zu Ex-Geheimdienstkoordinator Bernd Schmidbauer, äußerten jedoch in der Vergangenheit Zweifel an der Urheberschaft Russlands. Marsaleks provokante Aktion sollte Russland nach meiner Einschätzung entlasten, nach dem Motto: Seht her, wer alles über die Formel verfügt. 

						Bernd Schmidbauer sprang Ott und Weiss in der BVT-Affäre und im Skandal um Marsaleks Flucht immer wieder öffentlich bei. Nach eigenen Angaben im Untersuchungsausschuss suchte er Marsalek nach dem Skripal-Leak auf und diskutierte mit dem COO von Wirecard unter anderem über die Reform der Nachrichtendienste. Ein seltsames Thema für ein Gespräch mit einem Payment-Manager.

						Die Financial Times verfügte über die brisanten Informationen zum Skripal-Leak, die für Marsalek und Wirecard ein hohes Reputationsrisiko beinhaltet hätten, machte sie aber erst zwei Jahre später öffentlich, nach Marsaleks Flucht. Warum sollte die FT die Geschichte eines deutschen Top-Managers zwei Jahre liegen lassen, der im Jahr des Skripal-Anschlags mit der Nowitschok-Formel in der Londoner City herumwedelt? Und dies auch vor der Financial Times selbst? FT-Journalist Murphy erzählte mir, dass Marsalek die Dokumente ganz entspannt präsentiert und mit seinen Geheimdienstverbindungen geprahlt habe. Er muss sich also geschützt gefühlt haben. Meine einzige Erklärung dafür, dass die FT zwei Jahre über die Story nicht berichtete, lautet, dass die Aktion von Marsalek die Nachrichtendienste bereits auf den Plan gerufen hatte. In Großbritannien ist es Medien untersagt, während bestimmter Zeiträume über Dinge zu berichten, die die nationale Sicherheit betreffen. Ich vermute daher, dass die britischen Dienste alarmiert waren und die FT deshalb so lange mit der Veröffentlichung der Story wartete: bis zu Marsaleks Flucht. Auch wenn ich dafür keinen Beweis habe, halte ich es für unvorstellbar, dass die britischen Sicherheitsbehörden nicht in Deutschland nachgefragt haben, was der DAX-Manager da in London trieb. Kurz darauf übrigens suchte Schmidbauer Marsalek auf, um mit ihm über Nowitschok und seine Aktivitäten zu sprechen.

						Nach meinem Abschied aus dem Bundestag sollte sogar ein deutscher Wissenschaftler auf mich zukommen, der unmittelbar an der Untersuchung des Skripal-Anschlages beteiligt und mit dem bulgarischen Unternehmer und Investigativ-Journalisten Christo Grozev befreundet war, gegen den Marsalek Entführungspläne geschmiedet haben soll. Er regte an, dass ich eine Dokumentation über den wenig später mutmaßlich ermordeten russischen Oppositionellen Alexej Nawalny ansehen sollte, in der Grozev auftrat, und stellte einen Kontakt zwischen uns her. Zudem machte er mich auf den Londoner Spionageprozess gegen einen bulgarischen Spionagering aufmerksam, den Marsalek geführt haben soll. Der Prozess war damals noch nicht einer breiteren Öffentlichkeit bekannt. Ich war fasziniert, aber zugleich verunsichert: Warum exponierte sich ein Wissenschaftler, der ein Nervengift unabhängig auf seinen Ursprung untersuchte, derart in der Causa Marsalek und suchte den Kontakt zu Politikern?

					
					
						
							Oligarchen und eine Bezahlkarte für Flüchtlinge

						
						Im April 2019 wollte Marsalek den saudischen Kronprinzen Mohammed bin Salman treffen, der damals wegen der Ermordung des kritischen Journalisten Jamal Khashoggi international geächtet war. Marsalek strebte an, für NEOM, eine von den Saudis geplante und gigantische futuristische KI-Stadt in der Wüste, eine «Islamic Banking»-Bezahllösung anzubieten. Ob es zu dem Treffen mit dem saudischen Kronprinzen kam, ist nicht bekannt.

						Als nach dem Beginn des Ukraine-Krieges die Sanktionen gegen Saudi-Arabien aufgehoben wurden und der damalige Bundeskanzler Olaf Scholz mit einer Wirtschaftsdelegation die Wüstendiktatur besuchte, waren auch Vertreter der Münchner Traditionsfirma Giesecke und Devrient (G&D) an Bord der Maschine und lobbyierten für ein Projekt in Saudi-Arabien. G&D hatte früher Banknoten für die Bundesrepublik Deutschland hergestellt und ist im Bereich Sicherheitslösungen im Zahlungsverkehr tätig. Gemeinsam mit Marsalek verfolgte G&D Pläne von Wirecard für die Herstellung von Diplomatenpässen mit speziellen Funktionen in exotischen Inselstaaten sowie einer Bezahlkarte für Flüchtlinge (Refugee Card). Letztere sollte laut einer Korrespondenz Marsaleks auch Überwachungsfunktionen für Sicherheitsbehörden enthalten, etwa, um Terrorverdächtige unter Flüchtlingen zu überwachen. Dieses Projekt kam laut G&D aber nie zustande. Eine Bezahlkarte für Flüchtlinge wird jedoch seit 2024 schrittweise in Deutschland eingeführt, um Asylbewerberleistungen auszuzahlen.

						Marsalek gewann wie immer Unterstützer seiner Pläne, so den früheren österreichischen ÖVP-Europaabgeordneten, Ex-Außenminister und Ex-Vizekanzler Michael Spindelegger, der für Marsaleks Refugee Card lobbyierte, etwa bei der bayerischen Landesregierung. Marsalek wurde über die Fortschritte zu diesem Thema direkt aus den Koalitionsgesprächen informiert. 

						Der CDU-Politiker und frühere Schatzmeister eines Berliner CDU-Bezirksverbandes, Udo Schulze-Brockhausen, engagierte sich ebenfalls für Marsalek. Schulze-Brockhausen schickte eine Rechnung an Marsalek für die Durchführung einer Machbarkeitsstudie zur Einführung einer Refugee Card in der Ukraine. Auch er lobbyierte im bayerischen Innenministerium für die Bezahlkarte für Flüchtlinge. 

						Schulze-Brockhausen engagierte sich einst zudem mit dem früheren CDU-Bundestagsabgeordneten Karl-Georg Wellmann für die umstrittene Agentur zur Modernisierung der Ukraine des in Österreich lebenden ukrainischen Milliardärs und Gas-Oligarchen Dmytro Firtasch, dessen Auslieferung die USA begehren.[228] Jan Marsalek verschaffte Firtasch ein Konto bei der Wirecard Bank, nachdem der Kunde der österreichischen Raiffeisen Bank wegen der US-Ermittlungen gegen Firtasch zu heiß geworden war.[229] Bernd Schmidbauer äußerte im Wirecard-Untersuchungsausschuss die Vermutung, dass die Anwerbung von Kunden wie Firtasch durch die Wirecard Bank den Sicherheitsbehörden ermöglicht habe, dessen Geldströme zu verfolgen. 

						Waren Marsaleks Aktivitäten also zuweilen Teil der deutschen Außenwirtschaftspolitik und der Wirtschaftsspionage? Hat Marsalek vielleicht so gute Beziehungen zu Staaten wie Russland oder Saudi-Arabien aufgebaut, weil sich auch westliche Nachrichtendienste davon Erkenntnisse versprachen? 

					
					
						
							Hinter den Kulissen: Marsaleks Spione nehmen mich ins Visier

						
						Während des Untersuchungsausschusses erreichten mich aus Österreich Protokolle von Vernehmungen des ehemaligen BVT-Agenten Martin Weiss bei der Wiener Staatsanwaltschaft. Der Grund: Weiss und Ott hatten mit Schmidbauer Chatnachrichten über mich ausgetauscht. Die Wiener Staatsanwaltschaft hatte Zugriff auf die Kommunikation von Weiss genommen und ihn dazu befragt. Die Süddeutsche Zeitung führte 2021 zum besagten Agenten-Chat über mich aus: «Der Chat zwischen Martin W. und O., der der SZ vorliegt, fand am 8. Januar statt. Er legt nun den Verdacht nahe, dass auch De Masi das Opfer einer Ausspähaktion hätte werden können. Es geht darum, ob De Masi mit einer österreichischen Journalistin ‹unter einer Decke stecke›. Und um die Weiterleitung des Lebenslaufs des Politikers an den früheren Kanzleramtsminister Bernd Schmidbauer.»[230] 

						Warum hatten Agenten, von denen einer, Egisto Ott, angeklagt wurde, regelmäßig Polizeidatenbanken für Weiss bzw. Marsalek abgefragt zu haben, um in Erfahrung zu bringen, ob jemand zum Beispiel für Geheimdienste arbeitete, meinen Lebenslauf an einen ehemaligen deutschen Geheimdienstkoordinator geschickt? In dem Chat bat Martin Weiss seinen früheren Kollegen Ott darum, meinen Lebenslauf an Schmidbauer weiterzuleiten, woraufhin dieser entgegnete, dies habe er bereits getan. War dies eine Routine zwischen den dreien? 

						Die Episode erlaubte mir schließlich, im Untersuchungsausschuss die Vernehmung von Schmidbauer durchzusetzen. Schmidbauer bestritt im Untersuchungsausschuss, dass es dabei um eine Ausforschung von mir ging, und nahm sowohl Ott wie Weiss in Schutz. 

						Auch Jan Marsalek verfolgte den Ausschuss offenbar mit Spannung. Er teilte am 15. April 2021 laut Nachrichten, die die britische Journalistin Hayley Dixon in einem Londoner Spionageprozess einsehen konnte, dem bulgarischen Spion Roussev mit, dass er die Schmidbauer-Vernehmung live verfolge.[231] Denn in der Vernehmung des Untersuchungsausschusses ging es ganz zentral um das Treffen zwischen Schmidbauer und Marsalek, nachdem der Wirecard-Manager mit Dokumenten zum Skripal-Anschlag in Großbritannien aufgefallen war. Marsalek führte in den Nachrichten aus, der ehemalige Geheimdienstkoordinator habe gesagt, dass niemand öffentlich über die Causa Marsalek sprechen möchte. Er, Marsalek, wisse zu viel. Marsalek weiter über Schmidbauer: «Er hat gerade politischen Selbstmord begangen. Es ist eine Live-Berichterstattung, es passiert gerade. Ich war nur überrascht. Das sollte eine formelle Anhörung sein, bei der er nur antwortet: ‹Ich habe keine Erinnerung an solche behaupteten Ereignisse.›» Schmidbauer sagte, er könne über bestimmte Dinge nur in geheimer Einstufung reden. Die Mitarbeiter des Kanzleramtes waren damals von Schmidbauers Erzählfluss sichtlich genervt und versuchten, uns die Fortsetzung der Vernehmung Schmidbauers, dann jedoch in geheimer Einstufung, auszureden. Marsalek fasste Schmidbauers Aussagen aus seiner Sicht so zusammen: «Stattdessen sagt er, sie sollten froh sein, dass ich nicht rede.» Und Marsalek fügte hinzu: «Es wäre lustig, wenn es nicht gegen alles verstößt, was wir vereinbart hatten. Er hält das Parlament offensichtlich für Idioten. Was stimmt. Aber normalerweise hören Parlamentarier so etwas nicht gerne über sich selbst.» Eine Vereinbarung zwischen Schmidbauer und Marsalek ist nicht belegt. Gegenüber österreichischen Ermittlungsbehörden soll Schmidbauer jedoch ein weiteres Treffen mit Marsalek eingeräumt haben, das er dem Untersuchungsausschuss verschwieg. Anfragen der Presse dazu wollte Schmidbauer nicht beantworten. Ermittlungen gegen ihn wegen «Bestimmung zur Verletzung des Amtsgeheimnisses» (in Deutschland entspricht Bestimmung in etwa der Anstiftung) in Österreich wurden eingestellt. 

						Deutsche Sicherheitsbehörden behaupten bis heute, bis zur Wirecard-Insolvenz nicht einmal gewusst zu haben, wer Marsalek war. Der ehemalige Kanzleramtsminister räumte im öffentlichen Teil der Befragung im Untersuchungsausschuss freimütig ein: «Jeder Nachrichtendienst, der etwas auf sich gehalten hat, muss Marsalek auf dem Schirm gehabt haben; denn er hat sie ja benutzt. (…) wenn ich meine Erfahrung sagen darf, dann wären die Dienste ja blöd gewesen, wenn sie nicht die Dienste genutzt hätten, die er hätte anbieten können.»[232] 

						Die Welt berichtete über eine von mir initiierte Anfrage, die ich nach meiner Zeit im Bundestag bei meinen früheren Mitarbeitern über die Linksfraktion eingereicht hatte: «Unter Kanzlerin Angela Merkel wurde Schmidbauer (…) im Sommer 2021 ins Kanzleramt geladen. Er sollte wohl an seine Verschwiegenheitspflicht erinnert werden.» Dies war wenige Wochen nach seiner Vernehmung im Wirecard-Untersuchungsausschuss.

					
					
						
							Die deutsche Cybersicherheit und eine Warnung an die Kanzlerin

						
						Das Vernehmungsprotokoll aus Wien hielt noch weitere Überraschungen bereit: Martin Weiss wurde zu Visitenkarten im Besitz von Egisto Ott befragt. Dabei ging es auch um eine Visitenkarte des Unternehmers R., zu dem Weiss Kontakte einräumte und der laut Weiss auch mit Marsalek bekannt sei. Was mich aber wirklich alarmierte: Weiss führte aus, dass von R.s Münchner Firma Virtual Solution AG, einer Sicherheitsfirma, die für Ministerien und Behörden Kommunikationssoftware zur Verschlüsselung von Daten lieferte, nach einem Hackerangriff auf das Handy der deutschen Bundeskanzlerin an einer Sicherheitslösung für Angela Merkel gearbeitet würde.[233] 

						Ich recherchierte und stellte verblüfft fest: R.s Firma verschlüsselte tatsächlich die Kommunikation der Bundesregierung. Unter den Abnehmern ihrer Sicherheitslösung «SecurePIM» befanden sich neben dem Finanzministerium auch das Auswärtige Amt, eine Dienststelle des Verteidigungsministeriums, die Finanzaufsicht BaFin, das Bundeskriminalamt (BKA) und das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), das die Sicherheitslösung von Virtual Solution zertifiziert hatte. Unter den persönlichen Minister-E-Mails von Olaf Scholz stand etwa «Mit SecurePIM gesendet». Das Finanzministerium hatte den Rahmenvertrag der Bundesregierung genutzt, um im eigenen Hause den Einsatz von SecurePIM zu forcieren.

						Diese Sicherheitslösung diente dazu, dass Minister und Beamte geheime VS-NfD-Dokumente («Verschlusssache – nur für den Dienstgebrauch») elektronisch versenden konnten. Wie ich später in einem Videocall mit R. erfuhr, sollte dieser in einem Pilotprojekt auch die Sicherheitslösung auf Handys von Bundestagsabgeordneten verantworten. Doch der Bundestag stellte dieses IT-Projekt ein. 

						War die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet? Je tiefer ich grub, desto verrückter wurde es für mich: Denn R., der mit dem ehemaligen deutschen FDP-Vizekanzler Philipp Rösler im Verwaltungsrat einer Schweizer Cannabis- und einer Aerospace-Firma saß, war eine schillernde Figur. R.s Mutter war eine Urenkelin des russischen Zaren Alexander II. und Ururenkelin des russischen Dichters Alexander Puschkin, außerdem Wiesbadener Kulturmäzenin mit engsten Kontakten zur russischen Botschaft. Als Wladimir Putin noch in St. Petersburg im Bereich der Außenbeziehungen tätig war, soll er der von R.s Mutter gegründeten Wohltätigkeitsgesellschaft geholfen haben, bürokratische Hindernisse für die Einfuhr verschiedener medizinischer Geräte und Medikamente zu überwinden. 

						Laut eigener Darstellung gründete R. sein Vermögen auf eine Bekanntschaft mit dem russischen Oligarchen und Chef von Novatek, des größten privaten Erdgaskonzerns Russlands, Leonid Mikhelson, der ihn wegen seiner hervorragenden Russisch-Kenntnisse anheuerte. Er will ihm beim Gas-Geschäft mit dem Bundesland Baden-Württemberg geholfen haben. Mikhelson habe ihn zum Dank für seine Dienste mit einem millionenschweren Novatek-Aktienpaket entschädigt, und R. habe sein Vermögen unter anderem in die alte Sicherheitstechnik von Siemens investiert, nachdem er seine Novatek-Aktien kapitalisiert hatte. 

						Wie eng waren also seine russischen Kontakte und die seiner Familie? Nun bin ich der festen Überzeugung, dass es den Dialog mit Russland braucht, und auch, dass die kommunikationstechnologische Abhängigkeit der Bundesrepublik von den USA zu groß ist. Aber ich wäre ebenso wenig gewillt, unsere Cybersicherheit in die Hände Russlands oder des Umfelds von Jan Marsalek zu legen.[234]

						Denn der Cybersicherheits-Unternehmer hatte im Rahmen einer (erfolglosen) Geschäftsanbahnung mit Wirecard nicht nur Jan Marsalek getroffen, sondern korrespondierte auch mit dessen Geschäftspartner V., der Geschäftsführer des in der Marsalek-Villa beheimateten IMS-Capital Fonds war. Einmal ging es dabei um ein «streng vertrauliches» Treffen mit einem FPÖ-Abgeordneten, der in der BVT-Affäre auftauchte. Auch der Ex-BVT-Agent Martin Weiss, der österreichische Diplomat Peterlik und sogar ein laut Spiegel mutmaßlicher russischer Agentenführer von Marsalek, der im Kreml gearbeitet haben soll, spielten in den Chats mit R. eine Rolle. Einen Termin des Unternehmers mit dem österreichischen Außenamt nach einer Cyberattacke vermittelten dabei Weiss und Marsalek, laut R. jedoch «unaufgefordert». Und R. war in eine Corona-Schnelltest-Firma investiert, deren Mehrheitseigner zwischenzeitlich auch der IMS-Capital Fonds aus Marsaleks Villa war. Für diese Firma war ein weiterer FPÖ-Abgeordneter als Berater tätig, der laut Anklage beschuldigt wird, das Flugzeug organisiert zu haben, mit dem Marsalek sich absetzte. 

						Virtual Solution versprach eine «deutsche» Lösung für die Verschlüsselung von Kommunikation, das machte sie im Inland attraktiv. Da aber andere Regierungen und Behörden einer ausländischen Sicherheitslösung oftmals nicht trauen, fiel es Virtual Solution schwer, die nötigen Umsätze zu generieren, um die hohen Kosten für Cyberabwehr-Software zu stemmen. Daher halfen die Aufträge der Bundesregierung, eine deutsche Sicherheitsfirma zu erhalten. Aus den Geschäftsberichten der Virtual Solution AG wurde deutlich, dass R. die defizitäre Firma auch jahrelang aus seinem Privatvermögen subventionierte. 

						Wie von mir nach meinem Ausscheiden aus dem Bundestag veranlasste Anfragen offenbarten, hatte sich R. unter Vermittlung eines früheren Vorsitzenden des Bundestags-Kontrollgremiums für die Geheimdienste, Clemens Binninger, im Jahr 2020 mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) ausgetauscht. Jahre zuvor schon hatte er sich 2016 mit dem Innenministerium über die «wirtschaftliche Situation der VS AG und unternehmerische Perspektiven einer Weiterführung des Unternehmens» besprochen. Die kleine Cybersecurity-Bude aus München wurde wichtig genommen, sie hatte offenbar systemische Bedeutung für die Bundesrepublik.

						Zunächst warnte ich im April 2021 den damaligen Finanzminister Olaf Scholz in der Vernehmung des Wirecard-Untersuchungsausschusses vor Verbindungen des Investors R. zu Jan Marsalek und den möglichen Sicherheitsrisiken von SecurePIM. Scholz antwortete mir: «Das ist nett, dass Sie mir diesen Hinweis geben. (…) Ich habe keinen Anlass, an der Technik und der Seriosität dort zu zweifeln, dafür gibt es keine Anhaltspunkte; aber selbstverständlich ist das wichtig, so was jetzt nicht ungerührt zur Kenntnis zu nehmen.»[235] 

						Noch am späten Abend kontaktierte mich der damalige Staatssekretär und spätere Geheimdienstkoordinator des Bundeskanzlers, Wolfgang Schmidt, per SMS und teilte mir mit, dass Olaf Scholz ihn beauftragt habe nachzufassen, bat mich, meine Erkenntnisse mit ihm zu teilen. Am Telefon sagte er mir: «Olaf ist sehr besorgt!» Ich schickte ihm unter anderem das Vernehmungsprotokoll aus Österreich. Was mir Schmidt jedoch verschwieg und was ich erst nach meinem Abschied aus dem Bundestag durch Anfragen, die ich bei Abgeordneten der Linksfraktion erbat, und eine Informationsfreiheitsanfrage herausfinden sollte: Schmidt war der Staatssekretär in der Bundesregierung, der sich häufig mit R. ausgetauscht und sich offenbar offensiv und gegen den Widerstand eines weiteren Staatssekretärs für den Einsatz von SecurePIM beim Zoll starkgemacht hatte. 

						Mir gegenüber betonte Schmidt, man sei so froh gewesen, nach dem NSA-Lauschangriff endlich ein deutsches Start-up für die Sicherheit der Bundesregierung gefunden zu haben. Wollte Schmidt nur in Erfahrung bringen, was ich wusste, und vorbeugen, falls im Scholz-Wahlkampf noch mehr über die Marsalek-Verbindungen und Schmidts Beziehung zu R. öffentlich würde? Beide, Schmidt und R., hatten mir gegenüber betont, dass es doch nicht in meinem Interesse sein könne, wenn wir bei der Cybersicherheit zu stark von den USA abhängig seien. Über Jahre versuchte ich mit sogenannten Informationsfreiheitsanfragen (IFG-Anfragen) und sogar einer Strafanzeige bei der Berliner Staatsanwaltschaft wegen unerlaubter Datenlöschung an die E-Mails zwischen Schmidt und R. zu gelangen. Doch sowohl Kanzleramt als auch Finanzministerium behaupteten, die E-Mails seien nicht mehr vorhanden, obwohl sich später herausstellte, dass sie beim IT-Zentrum des Bundes archiviert gewesen waren. Bis heute wurden die E-Mails nicht ausgehändigt.

						Am Morgen nach jener Zeugenvernehmung von Olaf Scholz befragte ich auch die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel. Und auch sie warnte ich bei der Gelegenheit vor dem Einsatz der Sicherheitslösung. Die Bundeskanzlerin behauptete in ihrer typischen Tiefstapelei, sich mit der Sicherheitstechnik, die sie nutze, nicht auszukennen. In parlamentarischen Anfragen wurde nie bestätigt, ob auch die Bundeskanzlerin SecurePIM nutzte, aus IFG-Anfragen von mir geht aber als «Beifang» hervor, dass die Software auch im Bundeskanzleramt eingesetzt wurde. 

						Nachdem ich der Kanzlerin die Frage zu R. gestellt hatte, klingelte plötzlich mitten in der Vernehmung ihr Telefon und sie ging unter die Zuschauer-Balustrade, um den Anruf entgegenzunehmen. Im Ausschuss scherzte Kollege Jens Zimmermann (SPD), der BND habe wohl das Notfall-Telefon wegen meiner Frage angerufen. Doch außer der Finanz-Nachrichtenagentur Bloomberg, die über meine Warnung an die Bundeskanzlerin berichtete, interessierte sich zunächst kein deutsches Medium für meine Recherchen. 

						Aber die R.-Geschichte war noch nicht zu Ende: Wenige Wochen nach meinem Abschied aus dem Bundestag traf ich nach einem Wanderurlaub in den Bergen bei Verona in München eine Person aus dem Nahbereich eines früheren Geschäftspartners von Jan Marsalek. Das Gespräch hatte mir ein Journalist vermittelt. Dabei wurde klar, dass Chats existierten, aus denen Verbindungen von R. mit Marsalek und Martin Weiss hervorgingen. Es sollte noch einige Zeit dauern, aber schließlich erreichten mich die Chats, die später durch den Spiegel, Capital, den österreichischen Standard und das Magazin ZackZack (ebenso Österreich) aufgegriffen wurden: Aus ihnen ergab sich, dass R. mit einem Geschäftspartner von Marsalek, dem Investor V., sowie mit Martin Weiss im Austausch stand und mit Jan Marsalek verabredet war. 

						Einmal ging es um ein Treffen in Marsaleks Villa mit einem damaligen FPÖ-Abgeordneten, der später in der BVT-Affäre wegen Verletzung von Amtsgeheimnissen angeklagt wurde. Weiss habe alles vorbereitet, es sei streng vertraulich und kein offizieller Termin. Der Geschäftspartner Marsaleks, V., vermerkt an R. gerichtet, es ginge bei dem Treffen um «Dein Thema» und ob er hinzustoßen könne? Laut R. war damit ein banaler Vertriebstermin für SecurePIM gemeint.

						Ein anderes Mal geht aus den Chats hervor, dass sich Martin Weiss für Virtual Solutions eingesetzt hatte. Es war ein Treffen mit Peterlik aus dem österreichischen Außenministerium geplant. In Österreich hatte eine Hackerattacke auf das Außenamt und die diplomatischen Vertretungen stattgefunden. Nun wurde erwogen, Virtual Solutions ins Boot zu holen. Doch es kam am Ende nicht zu einer Beauftragung. 

						R. stritt häufigere Kontakte, insgesamt ein «Näheverhältnis», mit Marsalek ab und erklärte zunächst, diesen nur einmal für die Wirecard-Firmenpräsentation von Virtual Solutions in Marsaleks Villa getroffen zu haben. In den Chats indessen ist noch von zwei weiteren Treffen in einem Züricher Nobelhotel im Mai und im Juni 2020 die Rede, wenige Wochen vor dem Zusammenbruch von Wirecard und der anschließenden Flucht Marsaleks. Über seinen Anwalt ließ R. dazu erklären, das Treffen im Mai sei seinem Mandanten «nicht erinnerlich» und eines im Juni habe «nicht stattgefunden».[236] Später erinnerte er sich dann doch an den Mai und erklärte, es sei eine kurze Begegnung auf einem Balkon des Hotels gewesen.

						In wiederum einem anderen Chat schreibt R. dem engen Geschäftspartner Marsaleks: «Übrigens eine der wichtigsten russischen Firmen: Novatek wird SecurePIM verwenden. Sag das mal dem Stas.» Bei «Stas» handelt es sich mutmaßlich um Stanislaw Petlinski, einen früheren Spitzenbeamten aus dem Kreml.

						«Stas» gelte «als einer der wichtigsten Kontakte Marsaleks in Russland», führte Der Spiegel 2021 zu den Chats aus.[237] Und die Süddeutsche Zeitung wusste zu berichten, dass ein «breitschultriger Mann, den sie in der Prinzregentenstraße ‹Stas› nannten», öfters zu Gast in Marsaleks Villa gewesen sei. Er habe Marsaleks Syrienreise mit organisiert, sei auf Fotos mit Marsalek in München zu sehen und habe früher direkt im Stab des russischen Präsidenten Putin gewirkt. Laut der Süddeutschen Zeitung erinnert sich eine Person aus Marsaleks Umfeld: «Er prahlte gern mit seinem Geld, bot uns sein Haus in Monaco und sein weißes Rolls-Royce-Cabrio für Urlaube an.»[238] Petlinski soll laut Recherchen von ZDF und Spiegel aus dem Jahr 2024 die Person gewesen sein, die Marsalek dem russischen Militärgeheimdienst zugeführt hat; er soll eine Art Agentenführer von Marsalek sein. Petlinski bestreitet dies.

						R. erklärte zu seiner eigenen Textnachricht, er kenne keinen «Stas».[239]

						Rs. Unternehmen Virtual Solutions gab nach der Berichterstattung des Journalisten Thomas Steinmann für Capital über die Chats ein Gutachten eines Wirtschaftsprüfers in Auftrag, um nachzuweisen, dass er und seine Firma keine geschäftlichen Verbindungen mit Marsalek unterhalten, und das ihn entlasten sollte. Die Untersuchung basierte aber nur auf von ihm selbst ausgewählten Dokumenten.[240] 

						Die Bundesregierung stritt in Antworten auf von mir initiierte Anfragen mehrfach ab, dass der Einsatz von SecurePIM und ein etwaiges Näheverhältnis von R. zu Jan Marsalek problematisch seien. 

						Nachdem der Journalist Thomas Steinmann auf Grundlage der von mir besorgten Chats immer neue Details über den Cybersicherheits-Investor ans Licht gebracht hatte, verkaufte R. im Februar 2022 schließlich seine Firmenanteile an die Materna-Gruppe, die Virtual Solution komplett übernahm. Außerdem spendete er im Jahr 2021 exakt 20000 Euro an die CSU. 

						Ich kann mir bis heute nicht vorstellen, dass deutsche Behörden so naiv wären, ihre Cybersicherheit fahrlässig in die Hände einer Firma zu legen, deren damaliger Haupteigentümer Kontakte nach Russland und zu Jan Marsaleks Umfeld unterhielt. Meine einzige Erklärung ist, dass es womöglich im Interesse der deutschen Behörden war, mit R. verschlossene Türen in Russland öffnen zu wollen. Dass ich im Fokus eines Agenten war, dem Spionage für Russland vorgeworfen wird, und im Parlament und danach quasi im Alleingang die Russland-, Oligarchen- und Marsalek-Connection in der deutschen Cybersecurity enthüllte, hinderte Abgeordnete von FDP, Grünen oder CDU übrigens nicht daran, mir im Zuge des Ukraine-Krieges Putin-Nähe zu unterstellen. 

					
					
						
							Marsalek weint, und die Polizei schaut zu

						
						Der Financial-Times-Journalist Dan McCrum berichtet in seinem Buch «House of Wirecard» über eine Unterhaltung zwischen Ex-BVT-Agent Martin Weiss und einem Diplomaten auf einer Party in der Villa von Marsaleks Geschäftspartner V. Der Diplomat, der des Öfteren auch in Marsaleks Villa zu Besuch war, war der damalige russische Generalkonsul in München, Sergey Ganzha. 

						Ganzha prahlte laut McCrum mit Männern mit Kalaschnikows, die ihn beschützten und vor der Tür in einem Kleinbus postiert waren. Die deutsche Polizei war McCrums Informationen zufolge vor Ort, um sie zu beschatten. Dabei wussten doch deutsche Sicherheitsbehörden angeblich bis zur Wirecard-Pleite nicht einmal, wer Marsalek war? 

						McCrum schildert, wie die betrunkene Partygesellschaft zunächst Gläser und Messer auf ein Küchenfenster warf und die Party dann in den Garten verlagerte. Dort soll der sturzbetrunkene Marsalek für 45 Minuten schluchzend auf dem Rasen zusammengebrochen sein, weil ihm sein Agententhriller wohl über den Kopf gewachsen war. «Ich weiß nicht, was passieren wird. Oh mein Gott, oh mein Gott, oh mein Gott», zitiert ihn McCrum. Der Diplomat habe dazu bemerkt: Zu viel Druck, das kenne er.[241] Kurz darauf soll er auf Martin Weiss gezeigt und diesem vorgeworfen haben, er sei dafür verantwortlich gewesen, dass Ganzha nicht Botschafter in Deutschland wurde. Zehn Jahre vor der Gartenparty habe Weiss ihn ins österreichische Innenministerium einbestellt und ihm gesagt, er solle aufhören zu spionieren. Der Diplomat entrüstete sich, dass die Anschuldigung der Spionage unwahr gewesen sei. Weiss entgegnete, der Diplomat sei sehr wohl ein Spion gewesen und er habe ihn drei Mal vorgeladen, bis man ihn aus Österreich herausgeworfen habe. 

						Mir fiel es, ich gehörte dem Bundestag bereits nicht mehr an, bei der Lektüre von McCrums Buch 2022 wie Schuppen von den Augen: Falls Ganzha wegen Spionage aus Österreich hinausgeworfen worden war, muss EU-Partner Österreich doch die deutschen Behörden informiert haben, als dieser seinen Dienst in Deutschland antrat? Schließlich beschuldigte er ja Weiss, seine Beförderung zum Botschafter in Deutschland torpediert zu haben. Und wenn die deutschen Behörden ihn auf dem Radar hatten, die Polizei laut McCrum sogar die Entourage von Ganzha beschattete, war die Behauptung abenteuerlich, dass Marsalek, der ständig mit ihm verkehrte, nicht auf dem Radar deutscher Behörden war. 

						Es kostete mich eine Minute, um über eine Internet-Suchmaschine in Erfahrung zu bringen, dass die österreichische Zeitschrift Format im Jahr 2001 ausführlich über die Enttarnung von hundert russischen Spionen an Botschaften in Österreich berichtet hatte und ein Geheimdossier der Gruppe C-Abteilung II/7 Referat Nachrichtendienste der Staatspolizei mit Namen enthüllte. Gleich an zweiter Stelle der Meldung einer Presseagentur, die den Format-Artikel ausführlich wiedergab, wurde Ganzha genannt: als russischer Spion. 

						Ich informierte den Journalisten Hans-Martin Tillack über meine Recherche und meine Hypothese, dass deutsche Sicherheitsbehörden Ganzha und somit auch Marsalek auf dem Radar gehabt hatten. Er griff die Geschichte auf und berichtete zugleich über einen ähnlich gelagerten Fall.[242] Am 18. August 2010 hatte das österreichische BVT über ein Netzwerk europäischer Geheimdienste per «Neptun/Poseidon Message» den deutschen Verfassungsschutz in Köln darüber informiert, dass ein als russischer Geheimdienstoffizier geltender Mann an der Wiener Botschaft Österreich verlassen habe. Auch Tillack fragte in seinem Artikel: «Müsste es nicht so ähnlich gelaufen sei, als Ganzha Österreich den Rücken kehrte und dann Ende 2005 seinen Dienst in Deutschland antrat?» Sicherheitskreise hätten abgewunken, dass Diplomaten auf höherer Ebene gemeinhin nicht mehr nachrichtendienstlich tätig seien und beim Dienstantritt Ganzhas in Deutschland keine Sicherheitsbedenken identifiziert worden seien. Man signalisierte dem Journalisten, dass man Ganzha daher nicht auf dem Radar hatte. Zwei Jahre später veranlasste das Außenministerium im Zuge des Ukraine-Krieges, dass das Münchener Generalkonsulat geschlossen wurde und Ganzha Deutschland verlassen musste.

					
					
						
							Marsalek und die Bundeswehr

						
						Anfang 2022 bekam ich von einem Manager aus Österreich, der sich mit Cybersicherheit befasste, eine Präsentation zugeschickt, aus der hervorging, dass die Alpenrepublik Österreich mittels Simulationssoftware strategische Krisenanalysen in der Sicherheitspolitik anstrebte. Solche IT-gestützten Simulationen können militärische Strategien, den Zugang zu kritischen Rohstoffen und wirtschaftliche Rahmenbedingungen umfassen, die für das Militär von Bedeutung sind. In Deutschland haben nur wenige Unternehmen derartige Software im Angebot, darunter die Nürnberger Firma Itonics des früheren Adidas-Managers und Informatikprofessors Michael Durst.

						Dieses IT-Projekt sollte jedoch das Berliner IT-Start-up 4Strat GmbH verwirklichen. An der Firma war indirekt auch der Sohn eines Bundeswehrgenerals beteiligt, der im deutschen Verteidigungsministerium IT-Themen verantwortete. 4Strat wurde zudem zeitweise von einem Ex-Zeitsoldaten aus dem Planungsamt der Bundeswehr geführt. Die 4Strat GmbH bezeichnete in ihrer Präsentation die deutsche Bundeswehr als Kundin. Mich interessierte an dem Bundeswehr-Auftrag viel mehr als solche potenziellen Interessenkonflikte: nämlich, dass der frühere Prokurist der Firma niemand Geringeres als der Österreicher Wolfgang Gattringer war. Er war auch bei Marsaleks Libyen-Plänen aufgetaucht, hatte über seine Unternehmensberatung Repuco Rechnungen an Wirecard gestellt und bekam immer wieder Aufträge aus dem sicherheitsbehördlichen Umfeld. Gattringer pflegte auch enge Russland-Kontakte.

						Eine weitere Person aus dem Marsalek-Universum war bei der 4Strat GmbH involviert: der schillernde Wiener Informatik-Professor Thomas Grechenig. Marsalek soll den Informatik-Professor im Februar 2018 in einer Textnachricht an den damaligen FPÖ-Politiker Johann Gudenus, rechte Hand des damaligen österreichischen Vizekanzlers Strache, für die Entwicklung eines Bundes-Trojaners ins Spiel gebracht haben. Laut einem umfangreichen Mailverkehr, der von Gattringer und Grechenig mit Marsalek geführt wurde, unterhielt Grechenig nicht nur Geschäftsbeziehungen nach Russland, sondern unterstützte Wirecard bald bei einem zentralen Projekt in St. Petersburg. Dort strebte Wirecard den Zuschlag für die Zahlungsabwicklung des Ticketsystems der U-Bahn an. Grechenig begleitete Marsalek für Gespräche zum Projekt in St. Petersburg im Lear-Jet nach Russland. Zum Konsortium, das sich um den Auftrag für das U-Bahn-Ticketsystem bewarb, gehörte auch eine Tochter des russischen Rüstungskonzerns Rostec.[243]

						Thomas Steinmann von Capital berichtete zudem zu Grechenig: «Anfang September 2016 schickte der RISE-Chef dem Wirecard-Vorstand eine Präsentation für das Projekt AMIMA, kurz für ‹Asyl- und Migrationsmanagement›. Betreff der Mail: ‹Libyen Flüchtlingscamp, Issue für befreundeten Politiker›. In dem Konzept, das Capital vorliegt, geht es darum, wie sich Flüchtlingsströme per Sensoren und Software verfolgen, kontrollieren und betreuen lassen. Falls notwendig, könne mit diesem Tool jede Einzelperson in ganz Europa identifiziert werden, heißt es darin. Das System sei ‹für mehrere Millionen User› ausgelegt, schrieb G. an Marsalek.»[244] 

						Gattringers Repuco war anfangs auch an der 4Strat GmbH beteiligt. Später wurde Repuco an die Plaut Austria GmbH veräußert. Ein weiterer Gesellschafter der Firma 4Strat war die von Steinmann erwähnte RISE GmbH des IT-Professors Grechenig, die seit 2021 alleinige Gesellschafterin ist. RISE und Repuco erstellten 2010 bis 2016 zunächst eine Studie für das sicherheitspolitische Lagebild und die «strategische Vorausschau» der Alpenrepublik im Rahmen des österreichischen Sicherheitsforschungsprogramms «KIRAS». Dafür wurde der Einsatz einer Software empfohlen. Der Auftrag für die Software ging schließlich ohne Ausschreibung an jene 4Strat GmbH, die sich ja selbst im Eigentum von Repuco und RISE befand. 

						Im Januar 2022 machte ich als Erster auf die Verbindungen zwischen der 4Strat GmbH und Gattringer auf X (damals Twitter) öffentlich aufmerksam und bat einen Abgeordneten der Linksfraktion, beim deutschen Verteidigungsministerium zu dem Bundeswehr-Auftrag nachzufragen, da ich selbst dem Bundestag nicht mehr angehörte. Die Bundesregierung antwortete, dass in der Vergangenheit und auch aktuell keine Produkte oder Dienstleistungen der 4Strat GmbH bei der Bundesregierung oder der Bundeswehr in Nutzung (gewesen) seien. 

						Das war eine sehr gedehnte Auffassung von Wahrheit. Denn wie ich schließlich im Dezember 2022 mit dem Journalisten Thomas Steinmann aufgrund eines Hinweisgebers herausfinden sollte, bahnte sich damals nicht nur (erneut) eine Auftragsvergabe an die 4Strat GmbH an. Ende 2019 hatte das Beschaffungsamt die Firma das erste Mal beauftragt. Die Bundeswehr hatte jedoch bereits Monate zuvor die webbasierte FACT-Plattform («Future Analysis Cooperation System») vorgeführt, wie Thomas Steinmann herausfand. Die Auftragsvergabe an die 4Strat GmbH wurde im Sommer 2020 jedoch wegen Mängeln im Vergabeverfahren und Beschwerden des Wettbewerbers Itonics gestoppt und war zum Zeitpunkt unserer parlamentarischen Anfrage im Januar 2022 im erneuten Ausschreibungsprozess. Wenige Monate nach der Anfrage, im Sommer 2022, erhielt das Berliner Start-up nach einem Nachprüfungsverfahren der Bonner Vergabekammer (erneut) den Zuschlag für das Software-Projekt FACT. Es gab keinen förmlichen Beschluss der Vergabekammer, da der Wettbewerber Itonics auf ein erneutes Angebot verzichtet hatte. Itonics bekundete, «der Auftragsvergabe für ein Instrument der nationalen Sicherheit in schwierigen Zeiten nicht im Wege stehen» zu wollen.[245] 

						Im Planungsamt der Bundeswehr war der frühere Bundeswehr-Offizier und Informatiker Thomas K. mit dem Vorläuferprojekt von FACT befasst gewesen. Itonics hatte der Bundeswehr damals seine Software zur Erprobung zur Verfügung gestellt. Später wechselte K. kurzzeitig zu Itonics, um dann schließlich die Geschäfte des Wettbewerbers 4Strat GmbH mit den österreichischen Eigentümern Repuco und RISE zu führen. Itonics ging leer aus und 4Strat erhielt die Aufträge der Bundeswehr. Das hatte mehr als ein Geschmäckle. 

						In Österreich hatte es keine Ausschreibung für den Auftrag an die 4Strat GmbH gegeben. In Deutschland gab es neben den geschilderten Auffälligkeiten auch bei der erneuten Auftragsvergabe im Juli 2022 erhebliche Mängel. Das Ministerium hatte entgegen den Bestimmungen des Vergaberechts die Vergabe nicht zeitnah bekannt gemacht.

						Der Chef der Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienste (DSN) in Österreich, der Nachfolgebehörde des österreichischen BVT, Omar Haijawi-Pirchner, bemerkte 2024 im österreichischen Rundfunk im Zusammenhang mit der Firma, deren Software die Bundeswehr nutzt, dass man «entsprechende Marsalek-Netzwerke gesehen» habe und es deswegen nach einer anfänglichen Bestellung von Hardware «ausgeschlossen worden» sei, dass die DSN mit diesem Unternehmen seine IT-Netzwerke aufbaue.[246] 

						Im Zuge des Ukraine-Krieges warnten die Geheimdienst-Kontrolleure des Bundestages, das sogenannte PKGr unter Vorsitz von Konstantin von Notz, schließlich vor russischen Einflussoperationen und «dass die Tragweite der Bedrohung weder von allen politisch Verantwortlichen noch in der Gesellschaft in Deutschland insgesamt erkannt wurde». Das PKGr führte weiter aus: «Auch Sachverhalte aus der Vergangenheit müssen vor dem Hintergrund einer russischen Makrostrategie gegebenenfalls neu betrachtet werden.»[247] 

						Notz hatte nach einer Berichterstattung des Bayerischen Rundfunks über die (später gekappten) Geschäftsbeziehungen zwischen der österreichischen DSN und der RISE GmbH zunächst breitbeinig Österreich kritisiert. Doch weder im Jahr 2022 im Zuge meiner Recherchen zur 4Strat GmbH noch 2024, als ich den BSW-Abgeordneten Alexander Ulrich bei der Ampel-Regierung nachzufragen gebeten hatte, sah die Bundesregierung Probleme mit der Auftragsvergabe. Gegenüber Thomas Steinmann beteuerte das Verteidigungsministerium 2022, ihm seien keine Anhaltspunkte bekannt, die «die Zuverlässigkeit der Firma 4strat als Auftragnehmer der Bundeswehr in Frage stellen würden».[248] Es seien auch keine «Verbindungen zu Herrn Jan Marsalek» bekannt geworden.[249] 

						Von Konstantin von Notz gab es angesichts der Bundeswehr-Aufträge kein öffentliches Statement. Diese Heuchelei prangerte ich gegenüber Capital folgendermaßen an: «Ich kann (…) die Sprüche der Geheimdienstkontrolleure aus der Ampel nicht mehr ernst nehmen. Sonntags treten die vor die Kameras und erzählen was von den Gefahren für unsere kritische Infrastruktur durch Spionage, und montags verteidigt die Regierung Aufträge an Marsaleks Geschäftspartner. Das ist doch verlogen.»[250]

					
					
						
							Die Rolle der Nachrichtendienste

						
						Ich bin überzeugt: Jan Marsalek war ein janusköpfiger Informationshändler, der mit Geheimdiensten in Ost wie West dealte und sich zwischen kriminellen Geschäften, Cyberhacking und Weltpolitik bewegte. Die Berichterstattung nach seiner Flucht konzentrierte sich auf Marsaleks Gastgeber in Russland. Doch derselbe BND, der behauptete, den Wirecard-COO Marsalek nicht zu kennen, wickelte streng geheime Zahlungen seiner Agenten über Wirecard ab. Auch das BKA nutzte Wirecard-Kreditkarten für operative Einsätze.[251] Zudem hat Marsalek laut Kommunikation, die dem Wirecard-Untersuchungsausschuss vorlag, einmal intern einen gesamten Kundendatensatz von Wirecard für den BND angefordert. Der BND dementierte, einen solchen Datensatz angefordert zu haben. Laut der Kommunikation aus dem Londoner Spionageprozess soll Marsalek selbst nach seiner Flucht noch der CIA bei der hektischen Evakuierung von US-Bürgern aus Afghanistan geholfen haben, indem er nach der Rückkehr der Taliban an die Macht dubiose Oligarchen-Jets auftrieb, die sonst dem Schmuggel von Waffen oder Drogen dienten.

						Die britische Zeitung Telegraph resümierte, dass Marsalek mit rivalisierenden Geheimdiensten rund um die Welt kooperierte. Laut einer Quelle aus den Sicherheitsbehörden, die mit Marsalek zu tun hatte, soll er als Manager eines milliardenschweren Zahlungsabwicklers mit «offensichtlichen Russland-Verbindungen» eines der «größten Assets westlicher Sicherheitsbehörden» gewesen sein. Wie der Telegraph berichtet, waren Marsaleks Russland-Verbindungen 2018, im Jahr des Skripal-Anschlags, auf dem Schirm der britischen Dienste. Und die Journalisten der britischen Zeitung konnten Dokumente einsehen, wonach Marsalek ein Netzwerk von Spionen und Polizisten in Großbritannien, den USA, Deutschland, Österreich, Israel, Italien, der Schweiz, Frankreich, Kroatien, Hong Kong und der Türkei genutzt und selbst Informationen an zahlreiche Länder geliefert haben soll. Die Quelle des Telegraph aus den Sicherheitsbehörden ist sich sicher, dass er alle Seiten beliefert habe und daher so lange im Spiel geblieben sei, bis das Aufsehen zu groß wurde. 

						Dass es sich bei Marsaleks Kontakten zuweilen um «Ehemalige» aus dem Umfeld der Sicherheitsbehörden oder andererseits auch um Kriminelle handelt, ist kein Zufall. Nachrichtendienste nutzen regelmäßig Ehemalige als Vertrauenspersonen, die loyal sind und ihre Arbeitsweise verstehen. So kann man im Zweifel immer abstreiten, offiziell etwas gewusst zu haben, denn die Herren stehen ja nicht mehr im Dienst. Und auch das Biotop der Kriminellen ist ein hübscher Fischteich für die Geheimdienste. Selbst die Polizei nutzt regelmäßig V-Leute aus diesem Milieu. Denn Kriminelle sind von der Gunst der Behörden abhängig und bei «höheren Interessen» kann die Strafverfolgung auch einmal zurückstehen.

						Der Skandal ist daher nicht allein, dass sich Marsalek am Ende wahrscheinlich nach Russland absetzte und dort vorerst geschützt ist, sondern er besteht auch in den vielen «Zufällen», mit denen man den Informationshändler Marsalek entkommen ließ, und dem offenbar geringen Interesse, seiner habhaft zu werden. Mehr noch: Trieb man Marsalek gar in die Arme der Russen, weil man ihm erst alles durchgehen ließ, um seine Dienste zu nutzen, und ihn dann nicht mehr schützen konnte? Marsaleks Freund, der mittlerweile verstorbene Ray Akhavan, betonte gegenüber dem Telegraph, dass Marsalek geflohen sei, weil sein Umfeld ihn «unter den Bus werfen» wollte.[252] Marsalek ist nun weitgehend von der Gunst seiner russischen Gastgeber und seiner Bereitschaft abhängig, sich für den FSB oder andere russische Dienste nützlich zu machen. 

						Doch auch unsere Sicherheitsbehörden hatten offenbar wenig Interesse, dem Gebaren Marsaleks oder Wirecards Einhalt zu gebieten. 

						Während man in Aschheim am Sitz der Firmenzentrale vorgab, auf dem asiatischen Wachstumsmarkt zu expandieren, versuchte Jan Marsalek laut der Kommunikation, die ich im Wirecard-Untersuchungsausschuss einsehen konnte, in seinem Größenwahn geradezu atemlos in geopolitisch exponierten Regionen, die für Sicherheitsbehörden von hohem Interesse waren, Projekte anzuschieben. Er stand offensichtlich bereits vor seiner Flucht nach Russland unter Druck, sich auf dem kriminellen Pulverfass die Geheimdienste gewogen zu halten. Ob Afghanistan, Libanon, Russland, Saudi-Arabien, China oder Libyen – längst ging es aber für Marsalek nicht mehr nur um Zahlungsabwicklung, sondern um Themen wie Drogen, Milizen, Flüchtlingsrouten, die Verlegung von Botschaften nach Jerusalem, Hacking und Cyberspionage. 

						Konservative Netzwerke aus dem sicherheitspolitischen und nachrichtendienstlichen Umfeld Deutschlands und Österreichs hatten ein Interesse an einer größeren strategischen Autonomie von den USA, insbesondere im Nahen und Mittleren Osten, wo Regime-Change-Kriege und die Flüchtlingskrise rechten Parteien wie der FPÖ und der AfD Auftrieb verschafften und die konservativen Volksparteien unter Druck setzten. Sie sahen in Marsalek ein strategisches Asset – ob bei der Bezahlkarte für Flüchtlinge, die es erlaubte, Bewegungen und Zahlungen zu verfolgen, oder den Plänen für Milizen in Libyen, die Flüchtlinge an der Flucht hindern sollten.

						Es gibt immer wieder auch Inkompetenz und Zufälle in der Politik. Aber eine solche Häufung an vermeintlichen Zufällen, mit denen Politiker, Aufsichtsbehörden, Strafverfolgung und Personen aus dem nachrichtendienstlichen Umfeld ihre Hand über Wirecard und Marsalek hielten, gibt es in keinem fiktiven Agenten-Thriller der Welt. 

						Meine Hypothese geht daher zusammengefasst so: Wirecard erlebte nach der anfänglichen Profit-Bonanza bei der Zahlungsabwicklung im Graubereich eine Krise des Geschäftsmodells, die mit dem Vorgehen der US-Behörden gegen Glücksspiel, Gratis-Porno und mehr Wettbewerb in der Zahlungsabwicklung im Internet zu tun hatte. Wirecard täuschte Expansion vor, um sein Schneeballsystem am Laufen zu halten. Mit der Erschließung neuer Märkte und womöglich echter Gewinne in der Zukunft ließen sich frei nach dem Start-up-Motto «Fake it until you make it» die Leichen von gestern mit frischen Gewinnen von morgen zudecken. Die Sicherheitsbehörden wiederum hatten Interesse, an Informationen über kriminelle Aktivitäten, geopolitische Risiken oder kompromittierende Aktivitäten zu gelangen oder bei Gelegenheit selbst Wirecard für verdeckte Operationen zu nutzen. 

						Anfangs wurde ich noch dafür belächelt, dass ich behauptete, bei Wirecard handle es sich auch um einen Geheimdienstskandal. Heute wird dies mit Blick auf Jan Marsalek nicht mehr bestritten. Die ganze Wahrheit, auch zur Rolle deutscher Sicherheitsbehörden, werden wir vermutlich nie erfahren. Sie würde schwerwiegende Fragen, etwa der Staatshaftung für die geschädigten Anleger, aufwerfen. Das Foto von einem, der es wissen muss, prangt noch immer an deutschen Flughäfen. Sein Name: Jan Marsalek. Most wanted? Wahrscheinlich eher nicht. Die Behörden haben nicht einmal eine Belohnung auf ihn ausgesetzt. Auf den Fluren der Macht in Berlin und München dürfte man froh sein, wenn Marsalek keinen Fuß mehr auf deutschen Boden setzt.

						Am 11. April 2022 tauschte sich nach mir vorliegenden Textnachrichten, über die mittlerweile auch die Süddeutsche Zeitung berichtete, Jan Marsalek mit dem bulgarischen Spion Orlin Roussev über ein Gesprächsangebot an den BND aus. Ein deutscher Geschäftsmann, der zeitweise dem Vorstand der deutschen Schule in Moskau angehörte und dem in den Medien Verbindungen zum russischen Geheimdienst attestiert wurden, soll in Russland das Angebot an den BND übermittelt haben, Marsalek zu sprechen.[253] Der BND bestätigte den Vorgang.[254] Die Person, von der Londoner Gerichte glauben, sie sei Marsalek, amüsiert sich in der Textnachricht: «Das Beste daran ist jedoch, dass die Staatsanwaltschaft meinen Anwalt angerufen und gesagt hat, sie habe gehört, dass ich bereit sei, mit dem BND zu sprechen. Sie raten mir dringend davon ab, da man dem BND nicht trauen könne. Ich solle wahrscheinlich nur mit der Staatsanwaltschaft sprechen.»

					
					
						
							Bilanz des Untersuchungsausschusses: Viele Bauernopfer, aber keine Staatskrise

						
						Die Bilanz des Wirecard-Untersuchungsausschusses fällt gemischt aus: Einerseits hat der Ausschuss Verbesserungen der Finanzaufsicht angestoßen und entwickelte sich zum heißen Stuhl für Behördenchefs. Während Olaf Scholz durch schwache Konkurrenz Kurzzeitarbeiter im Kanzleramt werden sollte, rollten in der zweiten Reihe die Köpfe. Am Ende musste der Chef der deutschen Finanzaufsicht, Felix Hufeld, den Hut nehmen. Ich hatte ihn und Olaf Scholz zuvor auf einem Podium des Wirtschaftsgipfels der Süddeutschen Zeitung aufgefordert, sich bei dem FT-Journalisten Dan McCrum wenigstens zu entschuldigen. Hufeld nannte diese Forderung «obszön» und rechtfertigte erneut die Ermittlungen gegen McCrum.[255] Das brachte das Fass zum Überlaufen. Scholz fürchtete um seinen Wahlkampf, und Hufeld wurde abgelöst. Auch BaFin-Vize Elisabeth Roegele und der Chef der Apas, Ralf Bose, mussten ihren Hut nehmen. Die «Bilanzpolizei» DPR wurde abgewickelt, und ihr Präsident Edgar Ernst verlor folglich ebenfalls sein Amt. 

						Nur im Privatsektor, etwa bei den Wirtschaftsprüfern von EY, gab es kaum Konsequenzen. Es gab zwar Sanktionen der Apas gegen EY, die dem Unternehmen für zwei Jahre die Annahme neuer Prüfmandate von börsennotierten Unternehmen untersagte, und eine Geldstrafe. Aber das große Geschäft machen die «Big Four»-Konzerne eher mit Beratung als der aufwendigen Prüfung. Die Bundesregierung hat zudem EY weiter mit lukrativen Aufträgen versorgt, etwa der Prozessberatung des Gesundheitsministeriums bei Klagen im Zuge der Maskenbeschaffung von Jens Spahn. Und selbst die BaFin hat wieder Aufträge an EY vergeben, wie ich 2025 herausfand.

						Gleichwohl blieb die nachrichtendienstliche Dimension des Wirecard-Skandals völlig unterbeleuchtet: Die Fraktionen im Bundestag machten darum einen großen Bogen und entsandten fast ausnahmslos Finanzpolitiker in den Untersuchungsausschuss. Dem mittlerweile verstorbenen Sonderermittler des Wirecard-Untersuchungsausschusses zur Rolle der Nachrichtendienste im Wirecard-Skandal, dem früheren grünen Justizsenator von Berlin, Wolfgang Wieland, wurden viele Akten des BND nur mit erheblichen Schwärzungen zur Verfügung gestellt. Überdies ist ein Jahr viel zu kurz, um einen Geheimdienst-Skandal aufzuklären. Eigentlich hätte der Bundestag daher nach der Bundestagswahl 2021 einen neuen Ausschuss einsetzen müssen, der die Rolle der deutschen Nachrichtendienste in den Blick nimmt. Doch mit der Wahl von Olaf Scholz zum Bundeskanzler und meinem Abschied aus dem Bundestag erlahmte jedes Aufklärungsinteresse. SPD, FDP und Grüne wollten offenbar ihre Regierung schützen. Auch die Union hatte offensichtlich kein Interesse an weiteren Nachfragen, denn etliche Personen aus dem nachrichtendienstlichen Umfeld, die mit Wirecard verstrickt waren, hatten ein CDU- oder CSU-Parteibuch. Die Linke hatte schlicht niemanden, der den Skandal verstand, da man mich damit völlig alleingelassen hatte. Und die AfD sah in Jan Marsalek wahrscheinlich einen Waffenbruder. In der Öffentlichkeit gab es fast nur Druck von geprellten Kleinanlegern, denen es aber überwiegend um ihre persönlichen Verluste und nicht um James-Bond-Geschichten ging. 

						Im Übrigen waren die wenigen Journalisten, die den Skandal kannten und die Berichterstattung prägten, zumeist auf Informationen aus den Sicherheitsbehörden angewiesen. Dies erklärt, warum in Deutschland so wenige kritische Nachfragen zu den Aktivitäten der eigenen Behörden gestellt wurden und die «Geschichten aus dem Paulanergarten», wonach der BND nicht einmal gewusst habe, wer Marsalek sei, von etlichen Journalisten verbreitet wurden. Die Medien hatten eine Tendenz, jede noch so wilde Russland-Story über Jan Marsalek unter Berufung auf «Sicherheitskreise» zu drucken, aber über die «Leiche vor der eigenen Haustür» und eine Kooperation des BND mit dem Wirecard-Manager lange Zeit hinwegzusehen.

						Einige der Recherchekooperationen deutscher Zeitungen zu Marsalek fanden zudem mit Partnern statt, die zuweilen Eigeninteressen verfolgten, weil sie etwa offene Rechnungen mit den Mächtigen im Kreml hatten. Die Süddeutsche Zeitung kooperierte etwa mit dem Dossier-Center des Kreml-Kritikers Michail Chodorkowski, der einst der mächtigste Oligarch Russlands war und wegen seiner politischen Aktivitäten in Ungnade fiel. Seine Behandlung in Russland war sicher nicht rechtsstaatlich. Doch man wird nicht als Betschwester reichster Mann Russlands: Die britische Zeitung The Telegraph wusste einst unter der Überschrift «The roublemaker» über ihn zu berichten, dass er «eine Spur von betrogenen westlichen Investoren und verdächtigen Todesfällen» hinter sich herziehe und sich in die westliche Elite eingekauft habe.[256] 

						Auf der politischen Ebene hatte der Wirecard-Skandal keine Konsequenzen. Die Bild-Zeitung sollte das zuvor erwähnte Angebot an den BND enthüllen, Jan Marsalek zu sprechen, das in der Zeit des Untersuchungsausschusses stattfand. Das Kanzleramt war informiert. Der Journalist Thomas Steinmann stellte öffentlich die Frage, ob der langjährige Diplomat und stellvertretende Leiter des Kanzlerbüros, Bernhard Kotsch, nicht vor dem Untersuchungsausschuss die Unwahrheit gesagt habe, was strafbar wäre. Kotsch war im Kanzleramt zuständig für die Abteilung 7, die den BND beaufsichtigte, und der BND hatte das Kanzleramt über die Abteilung 7 über das Gesprächsangebot informiert. Doch dem Ausschuss verschwieg Kotsch trotz Nachfragen das angebliche Angebot Marsaleks. Steinmann dazu: «Was immer die Abgeordneten wissen wollten über mögliche Erkenntnisse des BND und des Bundeskanzleramts zur Rolle des flüchtigen Ex-Wirecard-Vorstands Jan Marsalek sowie seinen Kontakten nach Russland und in Geheimdienstkreise, der Beamte ließ die Fragen abtropfen. Mal erklärte Kotsch, er habe ‹keine Erkenntnisse›, mal lagen ihm zu dem angefragten Sachverhalt ‹keine Informationen› vor, mal sei seine Abteilung ‹nicht zuständig› gewesen, schließlich sei sie nicht in das operative Tagesgeschäft der Spione eingebunden. Als mehrere Ausschussmitglieder sich über die Maulfaulheit des Spitzenbeamten beklagten, entschuldigte sich Kotsch, dies sei ‹der Uhrzeit geschuldet›. Irgendwann platzte dem damaligen Linken-Abgeordneten Fabio De Masi der Kragen: ‹Ich weiß nicht, was Sie da machen. Sie haben zu gar nichts Kenntnisse.›»[257] Später wurde Kotsch zum Botschafter im Vatikan befördert. Heute ist er Staatssekretär im Auswärtigen Amt.

					
					
						
							Der Prozess gegen Markus Braun: Dümmster CEO Deutschlands?

						
						Bei Veröffentlichung dieses Buches wird der Prozess gegen Markus Braun dreieinhalb Jahre gedauert haben; vielleicht wird er dann gerade beendet sein. Markus Braun hat sich als Opfer einer kriminellen Bande um Jan Marsalek dargestellt und behauptete im Prozess bis zuletzt, dass es die fehlenden Wirecard-Milliarden tatsächlich gegeben habe. Sie seien in die Taschen von Marsalek und Co. gewandert. Der angeblich so geniale Dr. Markus Braun, der von alldem nichts bemerkt haben will, wäre damit also der dümmste CEO Deutschlands gewesen. 

						Aber auch Dummheit schützt vor Strafe nicht. Es macht jedoch für das Strafmaß einen bedeutenden Unterschied, Markus Braun nachweisen zu können, «nur» den Kapitalmarkt getäuscht zu haben oder an einem gewerbsmäßigen Bandenbetrug beteiligt gewesen zu sein. Zum Redaktionsschluss dieses Buches deutet vieles darauf hin, dass es am Ende «nur» für eine Verurteilung wegen der Täuschung der Anleger reichen wird. Dann hätte Braun das Strafmaß wegen der langen Untersuchungshaft weitgehend abgesessen.

						Mitten im Strafprozess tauchte 2023 ein Brief von Jan Marsalek über dessen Anwalt auf, der Brauns Verteidigung stützen soll. Darin wird unter anderem behauptet, es habe die fehlenden 1,9 Milliarden aus dem Drittpartnergeschäft tatsächlich gegeben. Braun berief sich freudig auf den Brief des Mannes, der ihn doch angeblich betrogen hat. Ein Milliardenbetrüger soll nunmehr ein glaubwürdiger Entlastungszeuge sein?

						Hinter der Kontroverse um die Wirecard-Milliarden steht ein handfester Konflikt. Brauns Verteidigung behauptet also, die Wirecard-Milliarden seien tatsächlich vorhanden gewesen und die Staatsanwaltschaft müsse die Geldflüsse nachverfolgen. Auch das Drittpartnergeschäft habe tatsächlich existiert, aber die Erträge seien eben nicht an Wirecard geflossen, sondern von Marsalek ohne Wissen von Markus Braun veruntreut worden. Die Staatsanwaltschaft und der Insolvenzverwalter behaupten hingegen, in den Drittpartnerfirmen habe es kein reales Geschäft gegeben, die Umsätze seien frei erfunden gewesen. Dies behauptet auch der Kronzeuge Oliver Bellenhaus, der Wirecard-Statthalter in Dubai war, und erklärt, an dem Betrug mitgewirkt zu haben. Zudem habe es nach der Insolvenz keine einzige Kundenbeschwerde aus dem Bereich des Drittpartnergeschäfts gegeben. Insofern sei es auch müßig, den verschlungenen Pfaden der Wirecard-Milliarden über Landesgrenzen und Briefkastenfirmen hinweg hinterherzujagen. Dies sei eine «mission impossible». 

						Nach allem, was ich weiß, vermute ich, dass beide Seiten ein wenig recht haben. Den erfundenen Wirecard-Umsätzen waren auch reale Geldflüsse beigemischt. Etwa, wenn Wirecard Millionen im Kreis bewegte, um an einer anderen Stelle Geld vorzutäuschen, oder wenn kriminelle Gelder gewaschen wurden. Und die Mafia wendet sich nicht an die Kundenhotline. 

						Ich habe den Brief von Jan Marsalek öffentlich beantwortet und ihm über seinen deutschen Anwalt ein Gespräch angeboten. In meinem Schreiben an Marsalek fragte ich ihn unter anderem: «Handelt es sich um Geschäft, das Sie und Herr Bellenhaus ‹nebenbei› an die Drittpartner vermittelt haben, oder handelt es sich um Geschäft, das über die Bücher von Wirecard lief und dann umgelenkt wurde?» 

						Denn das ist der Kern des Streits vor Gericht. Eine Darstellung der WirtschaftsWoche-Journalistin Melanie Bergermann, die ich leicht abgewandelt habe, verdeutlicht, warum selbst die Existenz realer Geldflüsse eine Nebelkerze ist. Nehmen wir an, ein Autohaus namens WireCar behauptet unter der Leitung des Chefs Markus Tuning gegenüber der Bank (oder dem Kapitalmarkt), über zehn Jaguar zu verfügen. Dies stimmt jedoch nicht. Bei WireCar arbeiten zwei Angestellte, die während der Arbeitszeit jedoch zwei gebrauchte Volkswagen verkaufen und den Verkauf über das eigene Konto abwickeln. Dann gab es zwar reale Geldflüsse, aber nicht zugunsten von WireCar. Herr Tuning hat immer noch unrichtige Angaben gegenüber der Bank bzw. dem Kapitalmarkt gemacht und eine falsche Bilanz vorgelegt. Die Volkswagen haben mit der Bilanz von WireCar nichts zu tun.

						Weitere Details sprechen gegen die Hypothese vom «dümmsten CEO Deutschlands». Eine Rolle spielte dabei eine dubiose Firma namens OCAP in Singapur, die in mehreren Tranchen 100 Millionen Euro unbesichert von Wirecard erhielt, um MCA-Geschäft (Händler-Zwischenfinanzierung) «vorzufinanzieren». Hinter der ehemaligen Öl-Firma OCAP stand ein Vertrauter von Marsalek und diese trat nunmehr als Zwischenfinanzierer im Online-Handel auf und wurde dafür mit einem 100-Millionen-Kredit von Wirecard ausgestattet. Die bayerische Justiz beschreibt die Episode in einer Anklageschrift gegen zwei beschuldigte Wirecard-Vorstände so: «Der Kreditantrag wurde durch einen Vorstand der Wirecard Bank AG zunächst abgelehnt, da das für die Wirecard Bank entstehende Risiko zu hoch gewesen wäre, unter anderem, da keine Sicherheiten gestellt werden konnten. Hier schaltete sich der anderweitig verfolgte CEO Dr. Braun persönlich ein und setzte den ablehnenden Vorstand der Wirecard Bank unter Druck. Um die Darlehensgewährung zu ermöglichen, beschloss der damalige Vorstand der Wirecard AG in Kenntnis der Risiken und ohne weitere Prüfung unter Verstoß gegen die Vermögensbetreuungspflicht die Gewährung einer Bürgschaft als Sicherheit für das Darlehen.»[258]

						Gegen Jahresende 2019 hatte Braun Druck auf Marsalek gemacht, 47 Millionen Euro privater Schulden bei ihm zu tilgen. Braun hatte einen 150-Millionen-Euro-Privatkredit bei der Deutschen Bank aufgenommen und 50 Millionen Euro davon an Marsalek ausgereicht. Nun stand er selbst unter Druck, seine privaten Kredite zu bedienen. Doch Marsalek zahlte nicht. Braun besorgte sich daher einen Kredit bei der Wirecard Bank, den er bezeichnenderweise am 1. April 2020 wiederum auf Druck des Aufsichtsrates tilgen musste. An diesem Tag überwies Marsalek 35 Millionen Euro und somit einen Teil seiner Schulden an die MB Beteiligungs GmbH von Markus Braun. Laut den Ermittlern im Wirecard-Prozess nutzte Marsalek dazu jenen 100-Millionen-Euro-Kredit Wirecards an OCAP. Braun konnte seinen Kredit bei der Wirecard Bank also mit Wirecard-Geldern tilgen, die trotz der Warnungen, es handle sich um die letzte Liquidität, auf seinen Druck hin an die OCAP bzw. vermutlich Marsalek ausgereicht wurden. Die Ermittler vermuten daher Untreue zu Lasten von Wirecard.[259] Ich bin mir sicher: Braun war kein Opfer.

					
				
					
						Was tun gegen Bilanz- und Börsenskandale?

					
					Der Wirecard-Thriller war in der deutschen Wirtschaftsgeschichte mit all seinen Verrücktheiten einmalig, auch wenn es nicht der erste Bilanz- und Börsenskandal Deutschlands war. Nach meiner Überzeugung war das Ausmaß der Vertuschung nur möglich, weil es helfende Hände und ein Interesse von Sicherheitsbehörden an dem Konzern gab. Der Milliardenbetrug und das Interesse von Sicherheitsbehörden an Flüssen von schmutzigem Geld waren zwei Seiten derselben Medaille. Der Skandal wäre daher sicherlich nicht allein mit besseren Aufsichtsstrukturen verhindert worden. Das Parlamentarische Kontrollgremium der Nachrichtendienste (PKGr) und der Bundestag haben es leider versäumt, nach der Bundestagswahl 2021 für weitere Aufklärung zu sorgen.

					Bessere Aufsichtsbehörden würden ein neues Wirecard zumindest erschweren. Im September 2020 berichtete das Handelsblatt ausführlich über meinen 10-Punkte-Plan «Finanzaufsicht reformieren, Finanzkriminalität unterbinden!», den die Linksfraktion verabschiedete.[260] Dort hieß es: «Der Fall Wirecard hat einmal mehr gezeigt, dass der schlanke Staat bei der Finanzaufsicht ein nackter Staat ist und die Integrität des Finanzmarktes untergräbt». 

					
						
							Finanzaufsicht aus einer Hand

						
						Bedeutende Konzerne, die auch Finanzsparten betreiben, sollten künftig aus einer Hand von der BaFin beaufsichtigt werden. Statt der Trennung zwischen Zahlungsdiensten und technischen Diensten sollte das Mandat der BaFin auf alle Konzerne erweitert werden, die wesentliche Zahlungsdienste erbringen. «Im digitalen Zeitalter, in dem ‹Big Techs› wie Apple, Google, Facebook, die chinesische Ant Group (zu der AliPay gehört) oder Amazon zunehmend unsere Finanzdaten abschöpfen und Zahlungsdienste anbieten, müssen alle finanznahen Geschäfte und Technologien zur Zahlungsabwicklung von der BaFin beziehungsweise der europäischen Finanzaufsicht [Anm. bei grenzüberschreitenden Geschäftsmodellen] beaufsichtigt werden.»[261] In dem 10-Punkte-Plan stellten wir weiter fest: «Denn im Fall von Wirecard war genau das das Problem: Die BaFin hat sich nur für die Tochtergesellschaft Wirecard Bank zuständig gesehen, nicht aber für den gesamte Konzern Wirecard AG». 

						Es bräuchte auch eine verbesserte Geldwäscheaufsicht und einen verbesserten Informationsaustausch zwischen unterschiedlichen Aufsichtsbehörden wie Apas und BaFin. «So wie der Regierungsbezirk Niederbayern für die Geldwäscheaufsicht über einen Weltkonzern ungeeignet ist, wäre der Hamburger Bezirk St. Pauli für die Kontrolle des Datenschutzes bei Facebook ungeeignet», zitierte das Handelsblatt aus meinem Papier. Auch der Generalbundesanwalt (GBA) könnte bei der Verfolgung von schweren Wirtschaftsstraftaten mehr Kompetenzen und Ressourcen erhalten. Die Ermittlungsbehörde beim GBA sollte dem Parlamentarischen Kontrollgremium der Nachrichtendienste Rechenschaft ablegen.[262]

					
					
						
							Schutz von Informanten und Journalisten sowie neue Aufsichtskultur

						
						Die Zusammenarbeit mit Hinweisgebern (Whistleblowern) sollte gestärkt und diese müssen gesetzlich besser geschützt werden. Dazu braucht es unabhängige Meldestellen, die Rechtsverstöße vorab prüfen und somit auch einer Kultur der unbegründeten Denunziation vorbeugen. Hinweisgeber, die bei der Aufklärung von Straftaten behilflich waren, müssen auch finanziell durch Entschädigungsregeln geschützt werden und auch die Hinweise von Spekulanten sollten stärker berücksichtigt werden. Diese verfolgen zwar Eigeninteressen, ihre Informationen können aber daher auch zutreffend sein. Eine  Möglichkeit wäre die Schaffung einer staatlichen Hinweisgeberstelle nach dem Vorbild der US-Börsenaufsicht SEC, die von anderen Aufsichtsbehörden strikt getrennt ist und selbständig Ermittlungen einleiten kann.[263] Die Eingangshürden für staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen Journalisten sind deutlich zu verschärfen.[264]

					
					
						
							Finanzieller Verbraucherschutz

						
						Das Verbraucherschutz-Mandat der BaFin sollte um den Schutz vor Finanzkriminalität und Geldwäsche erweitert werden. Zudem müssen Klagen durch Verbände im Namen von Verbrauchern bzw. Kleinanlegern (Verbandsklagen) eingeführt und Entschädigungen bei grober Fahrlässigkeit, etwa von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, gesetzlich erleichtert werden. Dabei könnten auch Elemente eines Unternehmensstrafrechtes helfen, das sich nicht nur gegen Individuen richtet. 

					
					
						
							Schnelle Eingreiftruppe Bilanzkontrolle und Künstliche Intelligenz

						
						Es braucht eine BaFin, die weniger von den Big Four der Prüfgesellschaften abhängig ist. Die BaFin kann zwar Sonderprüfungen in Auftrag geben und bezahlen, aber sinnvoller wäre der Aufbau eigener Kapazitäten zur Bilanzkontrolle mit examinierten Wirtschaftsprüfern. Alternativ müsste eine entsprechende Prüfbehörde des Bundes geschaffen werden. Der Bundesrechnungshof etwa verfügt über examinierte Wirtschaftsprüfer. Die BaFin verfügte damals nur über fünf eigene Wirtschaftsprüfer, wie ich herausfand. Zudem braucht es mehr technische Infrastruktur für forensische Analysen mit Hilfe Künstlicher Intelligenz. Im Zuge des Wirecard-Skandals wurde der Aufbau einer eigenen Truppe an Wirtschaftsprüfern bei der BaFin immerhin angekündigt.

					
					
						
							Reform der Wirtschaftsprüfung

						
						Es braucht eine strikte Trennung zwischen Beratung und Wirtschaftsprüfung, um Interessenkonflikte mit dem lukrativen Beratungsgeschäft zu vermeiden. Es muss zudem einfacher werden, sanktionierte Wirtschaftsprüfungsgesellschaften von Aufträgen des Bundes auszuschließen. Zudem sollten Unternehmen ihre Bilanzprüfer mindestens alle fünf Jahre wechseln müssen. Darüber hinaus braucht es gemeinsame Prüfungen («Joint Audits») mit mittelständischen Prüfern sowie eine Pool-Finanzierung der Wirtschaftsprüfer durch alle Unternehmen, die Testate benötigen, damit das zu prüfende Unternehmen die Kontrolleure nicht alleine bezahlt. Denn dies schafft Interessenkonflikte.  Zwar wurde zumindest die Haftungsgrenze von einer Million Euro bei grober Fahrlässigkeit inzwischen abgeschafft. Ohne kartellrechtliche Maßnahmen gegen die Big Four können aber erhöhte Risiken für die Wirtschaftsprüfer durch höhere Preise für Prüfungen auf die Unternehmen abgewälzt werden. 

					
					
						
							Regulierung von Aktiengeschäften in Aufsichtsbehörden, Ministerien und von Abgeordneten

						
						Darüber hinaus sollten die Mitarbeiter-Geschäfte mit Aktien in Aufsichtsbehörden und Ministerien (sowie bei Abgeordneten) erheblich beschränkt werden. Abgeordneten sollten derartige Geschäfte während ihrer Amtszeit untersagt werden. Oder sie sollten mindestens – ohne die heutigen hohen Meldeschwellen von fünf Prozent Aktienbesitz an einem Unternehmen – verpflichtend veröffentlicht werden. Denn im Falle von Wirecard mit einem zeitweiligen Börsenwert von 20 Milliarden Euro bedeutet eine Fünf-Prozent-Schwelle, dass Aktiengeschäfte von Politikern erst ab einem Anteil von einer Milliarde Euro am Unternehmen öffentlich wären. Bei Insider-Geschäften von Politikern mit Rüstungsaktien von Rheinmetall würden diese gar erst ab einem Anteilsbesitz von über drei Milliarden Euro jährlich öffentlich. Ausgenommen werden könnten Publikumsfondsanteile, ETFs und Versicherungsprodukte. Auch die Gesetze gegen Abgeordnetenkorruption wie bei den Maskendeals müssen verschärft werden.

					
					
						
							Unternehmensinterne Kontrollsysteme

						
						Die Außenhaftung von Aufsichtsräten bei Pflichtverletzungen (etwa gegenüber Mitarbeitern und Aktionären) sollte verschärft und die Häufung von Aufsichtsratsmandaten gesetzlich stärker begrenzt werden. Eine Pflichtverletzung ist etwa das Ignorieren von Anzeichen für betrügerische Handlungen. Alternativ wäre darüber nachzudenken, ob «One-Tier-Systeme» wie der Schweizer Verwaltungsrat, welcher Vorstand und Aufsichtsrat zusammenfasst, besser geeignet sind. Dazu müsste der Verwaltungsratsvorsitzende gegenüber dem CEO gestärkt werden und die internen Compliance-Abteilungen und die Hinweisgeberstelle an ihn berichten.[265] Die hinreichende Vertretung der Gewerkschaften im Aufsichtsrat muss dabei jedoch gesichert werden. 

					
					
						
							Politisches Lobbying enthüllen

						
						Das Lobbyregister muss hinsichtlich der Ausnahmen von den Transparenzpflichten für Anwaltskanzleien deutlich nachgeschärft werden. Auch sind die Angaben von Freiberuflern und Lobbyagenturen zu ihren konkreten Aufträgen, dem Auftragsvolumen und den konkreten Gesetzesvorhaben, die sie beeinflussen, unzureichend. Die Abkühlphase für Kanzler, Minister, Staatssekretäre und hohe Beamte, die aus dem Amt scheiden, und somit das Verbot, für Lobbying bezahlt zu werden, sollte mindestens drei Jahre betragen.[266] 

					
					
						
							Digitaler Euro? – So nicht!

						
						Ein digitaler Euro mit einem digitalen Staatsgeld würde nur dann Sinn machen, wenn die Abhängigkeit von US-Zahlungsdiensten verringert würde. Das physische Bargeld dürfte hierdurch jedoch nicht verdrängt, sondern nur ergänzt werden, und das Datenschutzniveau müsste höher als bei den Banken sein. Dazu müsste aber die Bereitschaft bestehen, den digitalen Euro durch geringe Transaktionsgebühren für Händler und Konsumenten so attraktiv zu gestalten, dass den Banken Konkurrenz gemacht wird. Sonst hat ein digitaler Euro für Bürger wenig Sinn. Doch die Pläne der EU-Kommission und des Europäischen Parlaments weisen bisher in eine andere Richtung. Der digitale Euro soll den Banken nicht weh tun. Daher sind strenge Obergrenzen für die unverzinsten Guthaben der Bürger, die sie in der staatlichen Digitalwährung halten dürfen, geplant. So soll verhindert werden, dass Bürger ihre Ersparnisse auf den Konten der Banken in den digitalen Euro umschichten.

						Brasilien hat mit seiner digitalen Zahlungslösung PIX gezeigt, wie man die Abhängigkeit von US-Zahlungsdienstleistern auch ohne staatliche Digitalwährung, aber mit einer öffentlichen Zahlungsinfrastruktur, verringern und dabei Transaktionsgebühren für Bürger drastisch senken kann. Europa hinkt solchen Entwicklungen aber wieder einmal meilenweit hinterher.

					
				
					
						Fazit: Blick zurück und nach vorne

					
					Dieses Buch hat durch ein Jahrzehnt der Finanzskandale geführt. Sie prägten meine ersten Jahre im Europäischen Parlament und dem Deutschen Bundestag. Finanzskandale und Finanzkriminalität wurden, trotz ihrer Unterschiede, durch die Entfesselung der Finanzmärkte und ihren Aufstieg zum Cockpit der Volkswirtschaften begünstigt: Renditedruck und Shareholder-Value zwingen Konzerne zu aggressiven Steuertricks im Dienst der Aktionäre. Ein komplexes Netz aus Briefkastenfirmen in Regulierungsoasen hilft im internationalen Zusammenspiel nationaler Steuergesetze, Schlupflöcher der Besteuerung auszunutzen. US- und europäische Konzerne sowie die mit ihnen verbundenen Regierungen nutzen das Offshore-System, um niedrigere Unternehmenssteuern in Industriestaaten durchzusetzen. Sie profitieren dabei von der Tatsache, dass es unmöglich ist, dass alle Regierungschefs und Finanzminister in den Hauptstädten das Ziel einer gerechten Mindestbesteuerung gleichzeitig teilen. Es gibt immer einen oder mehrere, die sich einen Vorteil davon versprechen, solche Regeln zu unterlaufen. Wer Premier eines Herzogtums wie Luxemburg ist, wird es in der Regel leichter finden, ökonomische Vorteile als Parkplatz der weltweiten Finanzströme zu generieren, als etwa mühsam in Forschung und Entwicklung zu investieren, um eine spezialisierte Industrie für die globale Wertschöpfungskette zu entwickeln. Und wenn in den größten Staaten der Erde, wie den USA, ein Präsident der Wall Street regiert, laufen Versuche, Spielregeln gegen die Interessen der weltweiten Steuervermeidungsindustrie durchzusetzen, oft ins Leere. Deshalb braucht es eine Koalition der Willigen in Ländern mit hinreichender Marktmacht und eine Öffentlichkeit, die Steuergerechtigkeit zu einem nationalen Thema macht.

					Profit-Hunger und die Tunnelsysteme des Finanzsystems begünstigen auch «unethische Renditeversprechen» jenseits legaler Steuertricks aus Waffen-, Drogen- oder Menschenhandel. Je höher das Risiko aus der Verletzung und Umgehung von Gesetzen und damit die Notwendigkeit, schmutziges Geld zu waschen, desto höher die Entschädigung mit satten Renditen. Die USA versuchen in diesem Zusammenhang, ihre geopolitischen Interessen im Finanzsystem weltweit durchzusetzen und Geldwäsche zu bekämpfen, sofern sie US-Interessen zuwiderläuft.[267] Schattenfinanzplätze werden auch genutzt, um geheimdienstliche Operationen von Nachrichtendiensten durchzuführen. Doch die Entfesselung der Finanzmärkte und die Beseitigung vieler Verkehrsregeln auf dem Finanzmarkt machen es zugleich schwerer, das Finanzsystem im Sinne der USA zu steuern. Die geopolitischen Rivalen des Westens nutzen die Tunnelsysteme und Schattenfinanzplätze daher in gleicher Weise, um Sanktionen zu umgehen oder über Umwege Euros und Dollars aus ihren Staatsfonds in westliche Unternehmen und Infrastruktur zu investieren und technologisch aufzuholen. Der Wirecard-Skandal ist auch ein Fenster, durch das der Blick auf diese Schlacht um die geopolitische Kontrolle über Finanzdaten möglich wird. 

					Auch die kriminellen Cum-Ex-Geschäfte hängen mit der Entfesselung der Finanzmärkte eng zusammen. Denn der Finanzmarkt diktiert durch seine Geschwindigkeit und seine Beweglichkeit rund um den Globus höchste Renditeerwartungen. Je stärker das Finanzsystem die Adern der Weltwirtschaft durchdringt, desto skrupelloser werden Gesetze und Beschränkungen hinweggefegt, um rund um den Globus maximale Renditeversprechen miteinander abzugleichen. Investmentbanken verwenden in dieser aggressiven Konkurrenz viel Energie von Mathematikern, Physikern oder «Finanz-Alchemisten», um die Entwicklung exotischer Finanzinnovationen und Handelsgeschäfte voranzutreiben. Im Hochfrequenzhandel werden etwa Bruchteile von Sekunden genutzt, um Preisdifferenzen in exorbitante Profite zu verwandeln. Bei Cum-Ex war es die Entdeckung, dass mit Hilfe von Leerverkäufen Aktien so oft im Karussell gedreht werden konnten, dass der Staat den Überblick über die Berechtigung zu Steuergutschriften verlor. Es wurde die Erstattung von Steuern beantragt, die zuvor nicht entrichtet wurden. Cum-Ex hängt aber auch eng mit der Banken- und Finanzkrise 2008 zusammen, da die Politik weggesehen hat, als sich auch öffentliche Banken mit Hilfe dieser kriminellen Geschäfte still und leise hinter dem Rücken der Öffentlichkeit rekapitalisierten.

					Oft wird behauptet, dass die Globalisierung alle Versuche überflüssig mache, auf nationaler Ebene Regeln zu setzen. Diese Ohnmacht habe zum Aufstieg rechter Parteien und einer neuen Tech-Oligarchie geführt. Aber dass wir machtlos wären, stimmt nicht. Meta (Facebook) oder Alphabet (Google) wären ohne die Unterstützung der US-Regierung bei Verhandlungen über das internationale Datenschutzrecht niemals zu einem Weltkonzern aufgestiegen. Ich habe in diesem Buch einige Maßnahmen vorgestellt, etwa eine Strafsteuer auf Finanzflüsse der Tech-Konzerne in Steueroasen, mit denen größere Volkswirtschaften wie Deutschland oder Frankreich zusammen mit einer Gruppe williger Staaten mehr ökonomische und politische Souveränität durchsetzen könnten – auch in einer international vernetzten Wirtschaft. 

					Der Finanzkapitalismus, der den Beginn meiner politischen Laufbahn prägte, befindet sich längst auf dem Rückzug. US-Präsident Donald Trumps «America First» ist eine Reaktion auf die Finanzkrise und den Unmut von Industriearbeitern, die den Glauben an das Aufstiegsversprechen verloren haben und die Globalisierung – ob Konkurrenz aus China oder Migranten aus Mexiko – als Kontrollverlust empfinden. Der Schulterschluss der US-Demokraten mit der Wall Street und dem Silicon Valley bzw. der Kurswechsel der sozialdemokratischen Parteien in Europa hin zu einer Politik für die Gewinner der Globalisierung und akademisch sowie kosmopolitisch geprägten Eliten hat es Trump und der Rechten in Europa ermöglicht, linke Parteien als elitär zu brandmarken und einstige Wähler von Arbeiterparteien an sich zu binden. Denn die akademische Mittelschicht und Besserverdiener, die mittlerweile Kern der linksliberalen Wähler bilden, gehören eher zu den Gewinnern der Globalisierung und sind dem sozialen Druck durch Niedriglöhne oder Migration viel weniger ausgesetzt. Die Rechte versteht es hingegen, mit Kulturkämpfen davon abzulenken, dass sie Politik für Milliardäre macht.

					 

					Mein vorzeitiger Abschied aus der Politik nach dem Ende des Wirecard-Untersuchungsausschusses führte zu vielen öffentlichen Reaktionen in Politik und Medien. Insbesondere konservative Zeitungen wie die Neue Zürcher Zeitung oder der Tagesspiegel zitierten meine Abschiedserklärung und würdigten meine Rolle als Finanzpolitiker, nicht ohne den Frust über meine eigene Partei, damals noch Die Linke, genüsslich auszuwalzen. Dabei adressierte ich in meiner Erklärung auch den Hang der Linken, sich auf Kulturkämpfe zu konzentrieren und die Anliegen von Minderheiten, die selbstverständlich Respekt verdienen, oder die oftmals elitäre Betonung korrekter Sprechweisen zu oft in den Mittelpunkt der eigenen Politik zu stellen. Doch Anerkennung für mich über Parteigrenzen hinweg war natürlich oft taktischer Natur. Der CDU gefiel, wie ich Olaf Scholz zusetzte, und andere nutzten mich als Kronzeugen gegen die Linke. Ich wurde dort mit meinem Fokus auf eine gerechte Wirtschaftspolitik bald zunehmend als Fremdkörper wahrgenommen. Dabei thematisierte ich nicht nur Finanzskandale: Ich brachte eine Vermögensabgabe für Milliardäre und eine Übergewinnsteuer für Konzerne wie Amazon ins Spiel, die von der Corona-Krise und den Beschränkungen des öffentlichen Lebens profitierten, oder kritisierte den Unsinn der Schuldenbremse, die Investitionen in den Erhalt der zivilen Infrastruktur verhinderte. Wenngleich sie, mit den Stimmen linker Minister im Bundesrat und gegen die Stimmen des BSW, ausgerechnet und ausschließlich für Rüstungsausgaben nach dem Ausbruch des Ukraine-Krieges durchlöchert wurde. Und ich war der erste Abgeordnete, der die Maskendeals von Jens Spahn unter die Lupe nahm, Jahre bevor es für andere Parteien ein Thema wurde. 

					Auf der Straße wurde ich oft angesprochen. In Hamburg-Sankt Pauli etwa drehte einmal ein Essenskurier auf dem Moped mit quietschenden Reifen bei, um mir die Hand zu schütteln und mir für meine Arbeit zu danken. Doch ich hatte zunehmend den Eindruck, dass diese Arbeit sinnlos war. Denn egal, wie sehr ich mich hineinkniete und positive Öffentlichkeit schuf, ein paar selbstsüchtige Akteure in meiner damaligen Partei rissen alles wieder ein. Und so entschied ich mich auf dem Höhepunkt meiner parlamentarischen Laufbahn, ein neues Kapitel zu beginnen. In dieser Zeit entstand neben vielen Projekten und der Arbeit als Kolumnist auch dieses Buch. 

					Bei meinem Abschied war ich wild entschlossen, nicht erneut in die Politik zurückzukehren, die wie eine Droge ist. Ich hatte genug von den eingeübten Ritualen des politischen Betriebs, den Intrigen der Parteipolitik, der Fremdbestimmung durch einen überfüllten Terminkalender, der Härte und Häme der öffentlichen Auseinandersetzung in den sozialen Medien und sammelte einige Monate lang in meiner zeitweiligen Heimat Südafrika neue Kraft. 

					Doch der Ausbruch des Ukraine-Krieges, die Radikalisierung der öffentlichen Debatte, die Verunglimpfung jeglicher Entspannungspolitik, der Aufstieg der AfD, enger werdende Meinungskorridore sowie die eindringliche Bitte von Sahra Wagenknecht und anderen brachten mich zu dem Entschluss, dass ich das BSW bis zum erfolgreichen Einzug in den Deutschen Bundestag noch einmal in führender Position unterstützen wollte. Denn ich teile zum Beispiel die Position, dass diejenigen, die alle Warnungen über die Ausdehnung des westlichen Einflussbereiches zu Lasten Russlands nach dem Ende des Kalten Krieges nicht ernst nahmen, eine Mitverantwortung für den völkerrechtswidrigen Krieg tragen. Mit der Weigerung 2021 etwa, über die Neutralität der Ukraine auch nur zu verhandeln, wurde ein furchtbarer Abnutzungskrieg in Kauf genommen. Und die Kriege in Gaza oder die Angriffe auf den Iran zeigen, dass der Bruch des Völkerrechts kein Monopol Russlands ist. Die Kriege und Sanktionen haben durch die steigenden Energiepreise vor allem Deutschland und Europa getroffen, während wir mit Hochrüstung und Importen von Fracking-Gas US-Präsident Donald Trump die Auftragsbücher füllen. Das zerstört unsere Industrie und führt zu Angriffen auf den Sozialstaat.

					Und auch die Flüchtlingskrise, die durch die Kriege im Irak, in Afghanistan, Syrien oder Libyen befeuert wurde, hat Europa und nicht die USA erreicht. Sosehr ich das Ziel teile, Menschen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, Schutz zu gewähren, befürchtete ich, dass der Einsatz meiner früheren Partei Die Linke für «offene Grenzen für Alle» und die Tabuisierung von Problemen bei der Aufnahme vieler junger Männer in kürzester Zeit, viele, die aus nachvollziehbaren wirtschaftlichen Gründen zu uns drängen, eine Überforderung verursachen und Wasser auf die Mühlen der AfD sein werde. Die Linke hat gleichwohl mittlerweile viele junge Wähler aus dem grünen Milieu an sich binden können und versteht es mittlerweile besser, ihre sozialen Schwerpunkte ins Schaufenster zu stellen.

					Dass ich Parteivorsitzender des BSW werden würde, habe ich nicht angestrebt. Aber ich möchte meinen Beitrag leisten, dass eine «vernünftige Linke», die sich für Frieden, Diplomatie und Abrüstung, wirtschaftliche Vernunft und sozialen Zusammenhalt, eine gesteuerte Migrationspolitik, die Integration ermöglicht, sowie Meinungsfreiheit und Demokratie engagiert, in Deutschland verankert wird. 

					Der wirtschaftliche Druck auf das deutsche Industrie-Modell durch die aktuelle Geo-Politik und technologische Umbrüche hat Debatten über Finanzskandale und soziale Ungleichheit in den Hintergrund gedrängt. Dabei sind Wirtschafts-Kriege und echte Kriege immer auch Verteilungs-Konflikte. Je stärker das Aufstiegsversprechen in den USA leidet, desto aggressiver tritt US-Präsident Donald Trump auf der Weltbühne auf. Denn anstatt das Aufstiegsversprechen durch eine Politik einzulösen, die sich mit den Milliardären in den USA anlegt, will Trump militärischen Zugriff auf Rohstoffe, um die eigene Industrie anzukurbeln. Und nur wenn wir in unsere zivile Infrastruktur investieren und die Kaufkraft durch gute Löhne und Renten absichern, werden die Produkte der Unternehmen nachgefragt und diese investieren. Eine solche Politik, die Beschäftigten und den produzierenden und innovativen Unternehmen dient, kann nur im Konflikt mit der Macht der Finanzmärkte und kurzfristigen Renditezielen durchgesetzt werden.

					Die aktuelle Politik ist noch einmal schnelllebiger geworden, und die Aufreger-Themen werden viel stärker durch soziale Medien, schrille Ansagen in TikTok-Videos, den Umgang mit der AfD oder Kulturkämpfe bestimmt. 

					Und ich werde als Vorsitzender des BSW in der Politik längst nicht mehr als ein Finanzdetektiv wahrgenommen, sondern muss viel stärker ein Generalist sein. 

					Doch nicht zuletzt der Epstein-Skandal um den einflussreichen Investor und dessen Missbrauchs-Netzwerk in den USA, der ähnlich wie ein flüchtiger Finanzmanager bei Wirecard mit Informationen handelte und mit Nachrichtendiensten verkehrte, offenbarte, wie sehr die Reichen und Mächtigen hinter dem Rücken der Öffentlichkeit eine Parallelgesellschaft schaffen. Ich bin daher der festen Überzeugung, dass wir die Demokratie nur retten können, wenn wir den Ursachen und Treibern von Finanzskandalen und der Konzentration von Wirtschafts- und Finanzmacht etwas entgegensetzen. 

					Kann mein neues Projekt des BSW scheitern? Selbstverständlich. Die Zukunft ist offen: meine eigene, die des BSW und jene unseres Landes. Aber ein Satz von Bertolt Brecht bleibt immer wahr: «Wer kämpft, kann verlieren, wer nicht kämpft, hat schon verloren!»
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Siehe: https://www.fabio-de-masi.de/kontext/controllers/document.php/455.c/c/aae723.pdf
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Holtermann, F., Geniale Betrüger, a.a.O., S. 305
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Holtermann, F., Geniale Betrüger, a.a.O., S. 304
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Ebenda.
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Holtermann, F., Geniale Betrüger, a.a.O., S. 305–306
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https://www.lobbycontrol.de/lobbyregister/ein-jahr-lobbyregister-105729/
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Die USA versuchten etwa im Ukraine-Krieg unter US-Präsident Joe Biden, Druck auf die Europäer auszuüben, Sanktionen gegen Russland durchzusetzen und zunehmend auf Öl und Gas aus Russland zu verzichten, während sie selbst noch viele Monate russisches Uran für ihre Atomkraftwerke importierten.
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